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Artikel 1

In § 1 der Zulassungszahlenfestsetzungsverordnung vom 30. Juni
2004 (GVOBl. M-V S. 314, 414)4, die durch die Verordnung vom
8. September 2004 (GVOBl. M-V S. 467)5 geändert worden ist,
wird der Abschnitt „Sommersemester 2005“ wie folgt neu gefasst:

„Sommersemester 2005

Rostock Greifswald
Studiengänge, die in das Verfahren 
der ZVS einbezogen sind:

Pharmazie (Staatsexamen) )* 58

Studiengänge, die nicht in das Verfahren
der ZVS einbezogen sind:

Bachelor of Law (LL.B.) )* 15
Betriebswirtschaftslehre (Diplom) -/- 61
Erziehungswissenschaft 
(Magister Nebenfach) )* 0
Kommunikationswissenschaft 
(Magister Nebenfach) )* 30
Politikwissenschaft (Magister Hauptfach) )* 0
Politikwissenschaft (Magister Nebenfach) )* 0
Psychologie (Magister Nebenfach) )* 10
Rechtswissenschaft (Staatsexamen) -/- 60“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft.
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I. Amtlicher Teil

Zweite Verordnung zur Änderung der 
Zulassungszahlenfestsetzungsverordnung*1

Vom 19. Januar 2005

Aufgrund des Artikels 16 Abs. 1 Nr. 15 des Staatsvertrages über die Vergabe von Studienplätzen vom 24. Juni 1999 (GVOBl. M-V
2000 S. 303)2 in Verbindung mit Artikel 3 Abs. 1 und Artikel 4 Abs. 1 des Gesetzes zum Staatsvertrag über die Vergabe von Studien-
plätzen vom 17. Juli 2000 (GVOBl. M-V S. 302, 359, 509)3 verordnet das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur:

Schwerin, den 19. Januar 2005

Der Minister für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur

Prof. Dr. Dr. med. Hans-Robert Metelmann

Mittl.bl. BM M-V 2005 S. 135

* Ändert VO vom 30. Juni 2004; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 221 - 8 - 5
1 GVOBl. M-V S. 39
2 Mittl.bl. BM M-V 2000 S. 367
3 Mittl.bl. BM M-V S. 366
4 Mittl.bl. BM M-V S. 402
5 Mittl.bl. BM M-V S. 626



I. Abschnitt: Allgemeines

§ 1
Regelstudienzeit, Studienaufbau

und Stundenumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt acht Semester. Sie umfasst die
theoretischen Studiensemester, ein berufspraktisches Studiense-
mester und die Prüfungen einschließlich der Diplomarbeit.

(2) Das Studium gliedert sich in das Grundstudium, das nach
zwei Semestern mit der Diplom-Vorprüfung abschließt, und das
Hauptstudium, das mit der Diplomprüfung abschließt. Das Stu-
dium ist in Module eingeteilt (modularisiert). Ein Modul ist eine
Einheit, die sich aus Lehrveranstaltungen sowie Zeiten des Selbst-
studiums zusammensetzt. Sie wird durch ein Lernziel, beschrie-
ben als Kompetenzen, Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten
definiert (siehe Studienordnung: Modulbeschreibung). Die Mo-
dule sind mit einem Leistungspunktesystem (Credits) versehen,
welches das europäische Kredittransfersystem (ECTS) berück-
sichtigt. 

(3) Im Hauptstudium, im siebten Fachsemester, findet das berufs-
praktische Studiensemester statt. Das berufspraktische Studiense-
mester ist ein in das Studium integrierter, von der Fachhochschu-
le geregelter, inhaltlich bestimmter, betreuter und mit Lehrveran-
staltungen begleiteter Ausbildungsabschnitt, der in einem Betrieb
oder in einer anderen Einrichtung der Berufspraxis mit einem
Umfang von 20 Wochen abgeleistet wird. Das berufspraktische
Studiensemester wird durch Lehrveranstaltungen begleitet, die als
Blockveranstaltungen durchgeführt werden. Für das berufsprakti-
sche Studiensemester werden 30 Credits erteilt. Näheres zum
berufspraktischen Studiensemester regelt die „Ordnung für das
berufspraktische Studiensemester“, die Bestandteil der Studien-
ordnung ist.

(4) Für einen erfolgreichen Abschluss des Studiums ist eine ein-
schlägige Berufsausbildung oder ein Grundpraktikum (Vorprakti-
kum) von 13 Wochen erforderlich, von denen vor Studienbeginn
acht Wochen abgeleistet sein sollen. Eine einschlägige berufs-
praktische Tätigkeit oder Ausbildung wird angerechnet. Das
Grundpraktikum ist bis zum Ende des Grundstudiums erfolgreich
abzuleisten. Alles Nähere zum Grundpraktikum ist in der „Grund-
praktikumsordnung“ geregelt.
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Diplomprüfungsordnung
der Fachhochschule Neubrandenburg

für den Studiengang Bauingenieurwesen (modularisiert)

Vom 31. Januar 2005

Aufgrund des § 2 Abs.1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBI. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juni
2003 (GVOBl. M-V S. 331)2, hat die Fachhochschule Neubrandenburg die nachstehende Prüfungsordnung für den Studiengang Bau-
ingenieurwesen (modularisiert) als Satzung erlassen:

Inhaltsverzeichnis

I. Abschnitt: Allgemeines

§ 1 Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang
§ 2 Prüfungsaufbau
§ 3 Bestehen oder Nichtbestehen
§ 4 Bildung der Fachnoten
§ 5 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 6 Prüfungstermine und Meldefristen
§ 7 Freiversuch
§ 8 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
§ 9 Wiederholung der Modulprüfungen (Fachprüfungen) und

der Diplomarbeit
§ 10 Arten der Prüfungsleistungen
§ 11 Mündliche Prüfungen
§ 12 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten
§ 13 Diplomarbeit
§ 14 Prüfungsausschuss
§ 15 Prüfer und Beisitzer
§ 16 Immatrikulations- und Prüfungsamt
§ 17 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-

fungsleistungen
§ 18 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

II. Abschnitt: Diplom-Vorprüfung

§ 19 Zweck und Durchführung der Diplom-Vorprüfung
§ 20 Prüfungsvorleistungen
§ 21 Art und Umfang der Diplom-Vorprüfung
§ 22 Bildung der Gesamtnote und Zeugnis

III. Abschnitt: Diplomprüfung

§ 23 Zweck und Durchführung der Diplomprüfung
§ 24 Prüfungsvorleistungen
§ 25 Art und Umfang der Diplomprüfung
§ 26 Zusatzmodule
§ 27 Bildung der Gesamtnote und Zeugnis
§ 28 Diplomgrad und Diplomurkunde

IV. Abschnitt: Schlussbestimmungen

§ 29 Ungültigkeit der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprüfung
§ 30 Einsicht in die Prüfungsakten
§ 31 Übergangsbestimmungen
§ 32 In-Kraft-Treten

1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 181



(5) Das achte Fachsemester dient vorrangig der Anfertigung der
Diplomarbeit sowie der Durchführung des Kolloquiums, welches
mit 30 Credits bewertet wird und der Ablegung von studienab-
schließenden Modulprüfungen (Fachprüfungen).

(6) Der zeitliche Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstaltungen beträgt
172 Semesterwochenstunden im Pflicht- und Wahlpflichtbereich.
Davon entfallen 64 Semesterwochenstunden auf das Grundstu-
dium und 108 Semesterwochenstunden auf das Hauptstudium. Es
sind 43 Module zu je vier Semesterwochenstunden zu absolvie-
ren, mit denen 180 Credits erreicht werden können. Davon sind 
16 Module im Grundstudium, mit denen 60 Credits und 27 Modu-
le, mit 120 Credits erlangt werden können, im Hauptstudium zu
absolvieren. Ein Modul entspricht einem Prüfungsfach. Näheres
zur Gliederung des Studiums regelt die Studienordnung.

(7) Das modularisierte Studium Bauingenieurwesen wird, basie-
rend auf dem Europäischen System zur Anrechnung von Studien-
leistungen (ECTS) angeboten. Das ECTS (European Credit Trans-
fer System) dient der quantitativen Anrechnung von Studienleis-
tungen. ECTS-Punkte sind ein Maß für die mit einem Modul ver-
bundene Arbeitsbelastung. ECTS-Punkte werden vergeben, wenn
der Nachweis einer individuellen und eigenständig abgrenzbaren
Leistung erbracht wurde. Eine abgrenzbare Leistung kann entspre-
chend § 2 und § 3 individuell und eigenständig erbracht werden.
Für die Vergabe von ECTS-Punkten (Credits) genügt Bestehen.
Als regelmäßige Arbeitsbelastung werden 900 Arbeitsstunden je
Semester angesetzt, die 30 ECTS-Punkten (Credits) entsprechen.
Die Zahl der ECTS-Punkte (Credits) für ein Modul wird durch
den auf die regelmäßige Arbeitsbelastung von 900 Arbeitsstunden
bezogenen proportionalen Anteil der Arbeitsstunden bestimmt,
die ein durchschnittlich begabter Student in Bezug auf das ent-
sprechende Modul für Anwesenheit, Vor- und Nachbereitung auf-
wenden muss. Die jedem Modul zugeordneten ECTS-Punkte
(Credits) werden in der Prüfungsordnung ausgewiesen (siehe
Anlagen 1, 2 und 3).

§ 2
Prüfungsaufbau

(1) Die Diplom-Vorprüfung besteht aus Modulprüfungen (Fach-
prüfungen), die Diplomprüfung aus Modulprüfungen (Fachprü-
fungen) und der Diplomarbeit, ergänzt um ein Kolloquium.

(2) Modulprüfungen setzen sich aus Prüfungsleistungen (§§ 10 ff)
zusammen. In einer Modulprüfung wird eine Prüfungsleistung
von den für das Modul zuständigen Personen (§ 36 Abs. 4 LHG)
geprüft. 

(3) Eine Modulprüfung umfasst das Modul (Prüfungsfach) bezie-
hungsweise das fachübergreifende Prüfungsgebiet, dessen hinrei-
chende Beherrschung von der Studentin oder dem Studenten min-
destens nachgewiesen werden muss, um das Studium mit Erfolg
fortsetzen oder abschließen zu können. Das Prüfungsfach oder
Prüfungsgebiet einer Modulprüfung ist vom Umfang her so fest-
zulegen, dass sein Bestehen die Voraussetzung zur Weiterführung
des Studiums im Studiengang beziehungsweise eines erfolgrei-
chen Abschlusses gemacht werden kann.

(4) Modulprüfungen erfolgen studienbegleitend. Die abschließen-
den Modulprüfungen sind bis zum Ende des siebten Fachsemes-
ters durchzuführen.

(5) Die Zulassung zu Modulprüfungen ist nach Maßgabe der §§ 20
und 24 vom Nachweis bestimmter Prüfungsvorleistungen abhän-
gig. Eine Prüfungsvorleistung ist die Bescheinigung über jeweils
eine als Zulassungsvoraussetzung für die Diplom-Vorprüfung be-
ziehungsweise Diplomprüfung geforderte individuell erkennbare
Studienleistung auf mindestens ausreichendem Niveau. Eine Prü-
fungsvorleistung ersetzt keine Prüfungsleistung und unterliegt
nicht den Regeln des § 9.

(6) Die zu erbringenden Modulprüfungen mit ihren Prüfungsleis-
tungen und Prüfungsvorleistungen sind in den der Prüfungsord-
nung beigefügten Anlagen 1, 2 und 3 aufgeführt.

§ 3
Bestehen oder Nichtbestehen

(1) Über Bestehen und Nichtbestehen entscheidet(-n) der (die)
Prüfer. Die Bewertung erfolgt gemäß den §§ 4 und 5.

(2) Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Mo-
dulprüfungen (Fachprüfungen) gemäß § 21 bestanden sind und
das Grundpraktikum nach § 1 Abs. 4 abgeleistet wurde. Die
Diplomprüfung ist bestanden, wenn das praktische Studiensemes-
ter erfolgreich abgeschlossen ist, sämtliche Fachprüfungen der
Diplomprüfung bestanden und die Diplomarbeit einschließlich
des Kolloquiums mindestens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet
wurden.

(3) Eine Modulprüfung (Fachprüfung) ist bestanden, wenn die
Fachnote mindestens „ausreichend“ (4,0) ist. 

(4) Hat die Studentin oder der Student eine Modulprüfung (Fach-
prüfung) beziehungsweise eine Prüfungsleistung endgültig nicht
bestanden oder wurde die Diplomarbeit schlechter als „ausrei-
chend“ (4,0) bewertet, so erhält die Studentin oder der Student
hierüber einen schriftlichen Bescheid mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung. Es ist insbesondere auf die Folgen des § 17 und § 37 des
Landeshochschulgesetzes (LHG) hinzuweisen. Modulprüfungen
beziehungsweise Prüfungsleistungen, die wiederholt werden kön-
nen, werden durch ortsüblichen Aushang mit Rechtsbehelfsbeleh-
rung der Studentin oder dem Studenten bekannt gegeben.

(5) Hat die Studentin oder der Student die Diplom-Vorprüfung
oder die Diplomprüfung nicht bestanden und will sie oder er das
Studium nicht, nicht sofort oder nicht an der Fachhochschule Neu-
brandenburg fortsetzen, so wird ihr oder ihm auf Antrag und
gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatri-
kulationsbescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die
erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch
fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die
Diplom-Vorprüfung beziehungsweise die Diplomprüfung nicht
bestanden ist.

Nr. 3/2005 Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern 137



§ 4
Bildung der Fachnoten

(1) Die Fachnote lautet

bei einem Durchschnitt
bis einschließlich 1,5 = sehr gut,

bei einem Durchschnitt
von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut,

bei einem Durchschnitt
von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend,

bei einem Durchschnitt
von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend,

bei einem Durchschnitt ab 4,1 = nicht ausreichend.

(2) Die Gesamtnote der Diplom-Vorprüfung ist das gewogene
arithmetische Mittel der Noten aller Fachprüfungen der Diplom-
Vorprüfung.
Die Gesamtnote der Diplomprüfung setzt sich anteilig zusammen
als gewogenes arithmetisches Mittel aus 

– der Note der Diplomarbeit einschließlich Kolloquium (25 %),
– dem gewogenen arithmetischen Mittel der Fachnoten der

Diplomprüfung (75%).

Die Gewichtung der Fachnoten erfolgt mit der Anzahl der Credits,
die das Prüfungsgebiet umfasst (Anlage 1, 2 und 3). Die Rundung
erfolgt gemäß Absatz 1.

§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen

Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von der
Prüferin beziehungsweise dem Prüfer beziehungsweise den Prü-
fern festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind
folgende Noten zu verwenden:

1,0; 1,3 = sehr gut = eine hervorragende 
Leistung;

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine Leistung, die erheb-
lich über den durch-
schnittlichen Anfor-
derungen liegt;

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die durch
schnittlichen Anfor-
derungen entspricht;

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz 
ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt;

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den
Anforderungen nicht 
mehr genügt.

§ 6
Prüfungstermine und Meldefristen

(1) Die Diplom-Vorprüfung soll bis zum Ende des zweiten und
die Diplomprüfung bis zum Ende des achten Fachsemesters abge-
legt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Prü-
fungsvorleistungen (§ 2 Abs. 5 und 6) erbracht worden sind.

(2) Die Modulprüfungen (Fachprüfungen) der Diplom-Vorprü-
fung und der Diplomprüfung werden grundsätzlich in jedem Se-
mester abgelegt. Der genaue Prüfungszeitraum wird vom Prü-
fungsausschuss festgelegt. Er liegt in der Regel unmittelbar vor
und nach der Vorlesungszeit. Das achte Semester gilt insgesamt
als Prüfungszeitraum. Der Prüfungsausschuss bestimmt die Prü-
fungstermine und gibt sie gemeinsam mit dem Namen der Prüfer
spätestens acht Wochen vor Beginn des jeweiligen Prüfungszeit-
raumes durch ortsüblichen Aushang bekannt. Beginn, Dauer und
Ort der Fachprüfungen werden spätestens zwei Wochen vor Be-
ginn des jeweiligen Prüfungszeitraumes durch ortsüblichen Aus-
hang bekannt gegeben. Eine gesonderte Ladung der Studentin oder
des Studenten erfolgt nicht. Für Wiederholungsprüfungen kann der
Prüfungsausschuss ausnahmsweise einen anderen Prüfungszeit-
raum während der Vorlesungszeit bestimmen; Satz 2 bis 4 gelten
dann entsprechend.

(3) Die Studentin oder der Student hat sich zu einer Fachprüfung
der Diplom-Vorprüfung oder der Diplomprüfung gemäß § 18 zu
melden. Die Meldung hat spätestens vier Wochen vor Beginn des
jeweiligen Prüfungszeitraums gemäß Absatz 2 zu erfolgen (Aus-
schlussfrist).

(4) Die Studentin oder der Student soll die Diplom-Vorprüfung
und die Diplomprüfung zu den vorgesehenen Terminen bis zum
Ende des jeweiligen Studienabschnitts (Absatz 1) ablegen. Über-
schreitet die Studentin oder der Student aus von ihr oder ihm zu ver-
tretenden Gründen die vom Prüfungsausschuss gemäß Absatz 3
festgelegten Fristen zur Meldung für einzelne Modulprüfungen der
Diplom-Vorprüfung um mehr als zwei Semester oder zur Meldung
für einzelne Modulprüfungen der Diplomprüfung um mehr als vier
Semester oder legt sie oder er eine Modulprüfung, zu der sie oder
er sich gemeldet hat, aus von ihr oder ihm zu vertretenden Gründen
nicht ab, so gilt diese Modulprüfung als abgelegt und nicht bestan-
den. Für die einzelnen Modulprüfungen gelten die Meldetermine
der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprüfung jeweils als spätes-
ter Termin im Sinne von Satz 1. Für eine nicht zum vorgesehenen
Termin begonnene Diplomarbeit gilt Satz 1 entsprechend.
Versäumnisgründe, die die Studentin oder der Student nicht zu
vertreten hat, sind dem Prüfungsausschuss unverzüglich anzuzei-
gen und glaubhaft zu machen, zum Beispiel bei Krankmeldung ist
unverzüglich eine ärztliche Untersuchung herbeizuführen und ein
ärztliches Zeugnis vorzulegen. Außerdem soll die Inanspruchnah-
me der gesetzlichen Mutterschaftsfrist und eventuell Fristen der
Elternerziehungszeit rechtzeitig mitgeteilt werden. Werden die
Versäumnisgründe vom Prüfungsausschuss anerkannt, so hat die-
ser einen neuen Termin anzuberaumen, der der Studentin oder
dem Studenten schriftlich mitzuteilen ist.

(5) Der Studentin oder dem Studenten ist bekannt zu geben, wann
ihr oder ihm unter Berücksichtigung aller Fristüberschreitungs-
und Wiederholungsmöglichkeiten in der Diplom-Vorprüfung und
der Diplomprüfung die Rechtsfolge des § 17 des Landeshoch-
schulgesetzes einsetzt.
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§ 7
Freiversuch

(1) Hat eine Studentin oder ein Student eine Modulprüfung (Fach-
prüfung) der Diplom-Vorprüfung oder der Diplomprüfung inner-
halb der Regelstudienzeit und zu dem in dieser Ordnung vorgese-
henen Regelprüfungstermin erstmals abgelegt und nicht bestan-
den, so gilt diese Modulprüfung als nicht unternommen (Freiver-
such). Auf Antrag des Kandidaten können innerhalb des Freiver-
suchs bestandene Modulprüfungen zur Verbesserung der Note
erneut abgelegt werden, dabei zählt das jeweils bessere Ergebnis.

(2) Die Studentin oder der Student hat dem Prüfungsamt schrift-
lich mitzuteilen, dass sie oder er von dem Freiversuch gemäß Ab-
satz 1 Gebrauch machen will. Die Anerkennung des Freiversuchs
führt dazu, dass sich die Zahl der Versuche einer nicht bestande-
nen Fachprüfung erhöht. Näheres regelt § 9 Abs. 3.

(3) Bei der Berechnung des in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeit-
punktes bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht als
Unterbrechung, während derer die Studentin oder der Student
wegen längerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbe-
sondere anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutter-
schutzfrist in die Vorlesungszeit fallen. Für den Fall einer Erkran-
kung ist erforderlich, dass die Studentin oder der Student unver-
züglich eine ärztliche Untersuchung herbeigeführt hat und ein ärzt-
liches Zeugnis vorlegt, aus dem sich die Studierunfähigkeit ergibt.

(4) Unberücksichtigt bleibt auch ein Auslandsstudium bis zu
zwei Semestern, wenn die Studentin oder der Student nachweis-
lich an einer ausländischen Hochschule für ihr oder sein Studien-
fach eingeschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in ange-
messenem Umfang, in der Regel mindestens acht Semesterwo-
chenstunden, besucht und je Semester mindestens einen Leis-
tungsnachweis (zum Beispiel eine Modulprüfung) erworben hat.

(5) Ferner bleiben bis zu zwei Fachsemester unberücksichtigt,
wenn die Studentin oder der Student während dieser Zeit als ge-
wähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder sat-
zungsgemäßen Organen der Hochschule tätig und dadurch nach-
haltig an einem ordnungsgemäßen Studium gehindert war. Die
Entscheidung trifft die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses nach Anhörung der Vorsitzenden der betreffen-
den Gremien oder Organe.

(6) In den Fällen der Absätze 3 und 4 setzt die Nichtberücksich-
tigung von Zeiten grundsätzlich eine Beurlaubung vom Studium
gemäß § 21 Abs. 2 des Landeshochschulgesetzes voraus.

(7) Zeiten, die beim Freiversuch nicht berücksichtigt werden sol-
len, sind unverzüglich dem Prüfungsausschuss schriftlich anzu-
zeigen; dabei sind auch die Gründe für die Nichtberücksichtigung
glaubhaft zu machen. Der Prüfungsausschuss teilt der Studentin
oder dem Studenten mit, ob und gegebenenfalls in welchem Um-
fang die geltend gemachten Zeiten nicht berücksichtigt werden.

§ 8
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet, wenn die Studentin oder der Student einen für sie oder

ihn bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt
oder wenn sie oder er von einer Prüfung, die sie oder er begonnen
hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine
schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen
Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Kann die Studentin oder der Student aus von ihr oder ihm
nicht zu vertretenden Gründen die für die Ablegung von Modul-
prüfungen (Fachprüfungen) und die Anfertigung der Diplomar-
beit festgelegten Fristen nicht einhalten, hat sie oder er dieses
rechtzeitig zusammen mit einem Antrag auf Terminverschiebung
beziehungsweise Verlängerung der Abgabefrist dem Prüfungs-
ausschuss schriftlich anzuzeigen und zu begründen. Bei Krank-
heit der Studentin oder des Studenten ist grundsätzlich ein ärztli-
ches Attest vorzulegen; in Zweifelsfällen kann die oder der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses die Vorlage eines amtsärztli-
chen Attestes von der Studentin oder dem Studenten verlangen.
Erkennt der Prüfungsausschuss den Grund an, so wird ein neuer
Termin beziehungsweise eine Verlängerung der Abgabefrist fest-
gelegt und der Studentin oder dem Studenten schriftlich mitge-
teilt. Bei Fachprüfungen ist dies der nächstmögliche Prüfungster-
min, sofern der anerkannte Grund dem nicht entgegensteht. Die
bereits vorliegenden Prüfungsleistungen sind in diesem Fall anzu-
rechnen.

(3) Versucht die Studentin oder der Student, das Ergebnis seiner
Prüfungsleistungen durch Täuschung oder Benutzung nicht zuge-
lassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betreffende Prü-
fungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Eine Stu-
dentin oder ein Student, der den ordnungsgemäßen Ablauf des
Prüfungstermins stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder dem
jeweiligen Prüfer oder Aufsicht Führenden von der Fortsetzung
der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird
die Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In
schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss die Studen-
tin oder den Studenten von der Erbringung weiterer Prüfungsleis-
tungen ausschließen.

(4) Die Studentin oder der Student kann verlangen, dass die Ent-
scheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 innerhalb von vier Wo-
chen vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende Ent-
scheidungen sind der Studentin oder dem Studenten möglichst
schnell schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 9
Wiederholung der Modulprüfungen (Fachprüfungen) 

und der Diplomarbeit

(1) Eine nichtbestandene Modulprüfung (Fachprüfung) bezie-
hungsweise Prüfungsleistung kann einmal wiederholt werden.
Eine zweite Wiederholungsprüfung einer Modulprüfung (Fach-
prüfung) wird nur auf Antrag der Studentin oder des Studenten
vom Prüfungsausschuss gewährt. Eine zweite Wiederholung ist
zu gewähren, wenn

1. die Studentin oder der Student nur zwei Modulprüfungen
(Fachprüfungen) nicht bestanden hat oder

2. ein besonderer Härtefall vorliegt.
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Die Wiederholung einer bestandenen Modulprüfung (Fachprü-
fung) ist wie im § 7 Abs. 1 zulässig. Fehlversuche an anderen
Fachhochschulen in der Bundesrepublik Deutschland sind anzu-
rechnen. 

(2) Die Wiederholungsprüfung ist im Rahmen der Prüfungster-
mine des jeweils folgenden Semesters abzulegen. Der Prüfungs-
anspruch erlischt bei Versäumnis der Wiederholungsfrist. Ver-
säumnisgründe, die die Studentin oder der Student nicht zu ver-
treten hat, sind dem Prüfungsausschuss unverzüglich anzuzeigen
und glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die
Gründe an, so ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der
der Studentin oder dem Studenten schriftlich mitzuteilen ist. 

(3) Die Diplomarbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter
als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal wiederholt werden. Die
Wiederholung einer Diplomarbeit, die mit „ausreichend“ (4,0)
und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig. Eine Rückgabe des
Themas der Diplomarbeit in der in § 13 Abs. 3 Satz 5 genannten
Frist ist nur zulässig, wenn die Studentin oder der Student bei der
Anfertigung seiner ersten Diplomarbeit von dieser Möglichkeit
keinen Gebrauch gemacht hat.

§ 10
Arten der Prüfungsleistungen

(1) Prüfungsleistungen werden

1. als mündliche Prüfungen (§ 11) oder

2. als schriftliche Prüfungen (Klausurarbeiten und sonstige
schriftliche Arbeiten (§ 12)) oder 

3. als

– Referate,
– Rechnerprogramme,
– experimentelle Arbeiten,
– konstruktive oder zeichnerische Entwürfe,
– Projektarbeiten

erbracht. Schriftliche Prüfungen nach dem Multiple-Choice-Ver-
fahren sind nicht zugelassen.

(2) Macht die Studentin oder der Student glaubhaft, dass sie oder
er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behin-
derung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teil-
weise in der vorgesehenen Form abzulegen, so wird der Studentin
oder dem Studenten von der Vorsitzenden oder von dem Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses gestattet, die Prüfungsleistungen
innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder gleichwertige
Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Dazu
kann die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes verlangt werden.
Entsprechendes gilt für Prüfungsvorleistungen.

§ 11
Mündliche Prüfungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll die Studentin oder
der Student nachweisen, dass sie oder er die Zusammenhänge des

Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese
Zusammenhänge einzuordnen vermag. Ferner soll festgestellt
werden, ob die Studentin oder der Student über breites Grundla-
genwissen verfügt.

(2) Gruppenprüfungen sind möglich. Die Höchstzahl der Studen-
tinnen oder der Studenten beträgt vier. Die Prüfungsdauer erhöht
sich bei Gruppenprüfungen entsprechend Absatz 4.

(3) Mündliche Prüfungen werden in der Regel vor mindestens
zwei Prüfern (Kollegialprüfung) oder vor einer Prüferin oder
einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder
eines sachkundigen Beisitzers als Gruppen- oder Einzelprüfung
abgelegt.

(4) Mündliche Prüfungen dauern je Studentin oder je Student min-
destens 20 Minuten und sollen 45 Minuten nicht überschreiten.

(5) Die wesentlichen Inhalte (Problemstellungen) und Ergebnis-
se der mündlichen Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten.
Die Note der mündlichen Prüfung legt die Prüferin oder der Prü-
fer, unter entsprechender Anwendung von § 4 Abs. 1, als arith-
metisches Mittel der Einzelbewertungen fest. Das Ergebnis ist der
Studentin oder dem Studenten jeweils im Anschluss an die münd-
liche Prüfung bekannt zu geben.

(6) Die Teilnahme von Zuhörern während der Prüfung ist für Stu-
dierende, die sich zu einem späteren Termin der gleichen Fach-
prüfung unterziehen wollen, möglich, sofern die Studentin oder
der Student vor Beginn der mündlichen Prüfung seine Zustim-
mung erteilt. Das Recht der Teilnahme erstreckt sich jedoch nicht
auf die Beratung und Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse an die
Studentin oder den Studenten.

§ 12
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten
soll die Studentin oder der Student nachweisen, dass sie oder er in
begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen
Methoden ihres oder seines Faches Aufgaben lösen und Themen
bearbeiten kann. In der Klausur soll ferner festgestellt werden, ob
die Studentin oder der Student über das notwendige Grundlagen-
wissen verfügt. Der Studentin oder dem Studenten kann die Wahl
zwischen mehreren Aufgabenstellungen eingeräumt werden.

(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten sind in der
Regel, zumindest aber im Fall einer Wiederholungsprüfung, von
zwei Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt sich aus dem arithme-
tischen Mittel der Einzelbewertungen. Das Bewertungsverfahren
soll vier Wochen nicht überschreiten.

(3) Die Dauer einer Klausurarbeit darf nicht unter 120 Minuten
und nicht über 300 Minuten liegen.

§ 13
Diplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit ist eine Prüfungsarbeit, die das Fachhoch-
schulstudium abschließt. Sie wird gemäß dem Regelstudium im
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achten Fachsemester abgelegt (siehe Studienordnung). Sie soll zei-
gen, dass die Studentin oder der Student in der Lage ist, innerhalb
einer vorgegebenen Frist ein komplexes Problem aus seinem Fach
selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Diplomarbeit kann nur von einer Professorin oder einem
Professor gemäß § 15 Abs. 1 ausgegeben und betreut werden. Zur
Unterstützung der Betreuung und zur Bewertung der Diplomar-
beit gemäß Absatz 7 wird eine zweite Person ausgewählt, die in
der Regel eine Professorin oder ein Professor gemäß § 15 Abs. 1
ist. Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss. Soll die
Diplomarbeit in wesentlichen Teilen unter Nutzung nicht hoch-
schuleigener Einrichtungen durchgeführt werden und/oder durch
nicht der Fachhochschule Neubrandenburg angehörende Profes-
sorinnen oder Professoren betreut werden, ist vorher die Zustim-
mung des Prüfungsausschusses einzuholen.

(3) Auf Antrag wird der Studentin oder dem Studenten rechtzei-
tig unter Berücksichtigung der Termine gemäß § 6 ein Thema für
die Diplomarbeit zugeteilt. Die Ausgabe des Themas erfolgt über
den Prüfungsausschuss. Die Studentin oder der Student kann Vor-
schläge für das Thema der Diplomarbeit machen, die jedoch kei-
nen Anspruch auf Annahme begründen. Der Zeitpunkt der Aus-
gabe sowie das Thema sind aktenkundig zu machen. Das Thema
kann nur einmal und nur innerhalb von einem Monat nach Ausga-
be zurückgegeben werden. Ein Thema für die Diplomarbeit wird
von Amts wegen ausgegeben, wenn eine Studentin oder ein Stu-
dent, der alle Fachprüfungen der Diplomprüfung bestanden hat,
nach der letzten Fachprüfung nicht innerhalb von einem Monat
einen Vorschlag für das Thema einreicht.

(4) Die Diplomarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit er-
bracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende Bei-
trag der einzelnen Studentin oder des einzelnen Studenten auf-
grund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen
objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermögli-
chen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforde-
rungen nach Absatz 1 erfüllt.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Diplomarbeit beträgt drei Mona-
te. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Diplomarbeit sind
vom Betreuer so zu formulieren, dass die Frist zur Bearbeitung
der Diplomarbeit eingehalten werden kann. Bei Arbeiten, die ex-
perimentelle und sonstige spezielle Beobachtungen und Erhebun-
gen zum Inhalt haben, kann die Bearbeitungszeit ausnahmsweise
auf Antrag um höchstens vier Wochen verlängert werden.

(6) Die Diplomarbeit ist fristgemäß beim Immatrikulations- und
Prüfungsamt der Fachhochschule Neubrandenburg abzuliefern;
der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei der Abgabe
hat die Studentin oder der Student schriftlich zu versichern, dass
sie oder er seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit seinen entspre-
chend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbständig verfasst
und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
benutzt hat. Eine nicht fristgemäß eingereichte Arbeit ist mit
„nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(7) Die Diplomarbeit wird von den zwei nach Absatz 2 festge-
legten Prüfern bewertet. Das Bewertungsverfahren soll vier Wo-
chen nicht überschreiten. Können die Prüfer sich nicht einigen, so
ergibt sich der Notenvorschlag aus dem arithmetischen Mittel der
beiden Einzelbewertungen. 

(8) Ist die Diplomarbeit mit mindestens „ausreichend“ (4,0) be-
wertet, soll innerhalb weiterer vier Wochen über die vorgelegte
Arbeit ein Kolloquium stattfinden, dessen Verlauf protokolliert
wird. Die Dauer des Kolloquiums soll in der Regel 30 Minuten
sein. Die Note des Kolloquiums ergibt sich unter entsprechender
Anwendung des § 4 Abs. 1 aus dem arithmetischen Mittel der Ein-
zelbewertungen. Die Note der Diplomarbeit und die Note des Kol-
loquiums bilden im Verhältnis 3 : 1 die Gesamtnote der Diplom-
arbeit. Wird das Kolloquium als „nicht ausreichend“ (5,0) bewer-
tet, führt das zu einer insgesamt mit „nicht ausreichend“ (5,0) be-
werteten Diplomarbeit. In diesem Fall sind die Diplomarbeit mit
einem neuen Thema und das Kolloquium zu wiederholen. Die
Teilnahme von Zuhörern am Kolloquium ist möglich, sofern die
Studentin oder der Student vor Beginn des Kolloquiums die Zu-
stimmung erteilt. Die Teilnahme erstreckt sich jedoch nicht auf
die Beratung und Bekanntgabe des Ergebnisses an die Studentin
oder den Studenten. Die Prüfungskommission setzt sich aus der
Erstprüferin oder dem Erstprüfer und der Zweitprüferin oder dem
Zweitprüfer, die nach Absatz 2 festgelegt sind, zusammen.

§ 14
Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation von Diplom-Vorprüfungen und Diplom-
prüfungen sowie die durch die Prüfungsordnung zugewiesenen
Aufgaben ist ein Prüfungsausschuss zu bilden. Er besteht aus drei
Professorinnen oder Professoren und einer Studentin oder einem
Studenten. Eine Professorin oder ein Professor sollte die oder der
von den Studenten gewählte Studiendekanin oder Studiendekan
sein. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der Stu-
dentin oder des Studenten ein Jahr. Wiederbestellung ist möglich.
Bei materiellen Prüfungsentscheidungen (Absatz 11 Ziffer 1 bis 3)
hat das studentische Mitglied kein Stimmrecht.

(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende, ihre Stellvertreterin
oder sein Stellvertreter müssen Professoren des Studienganges
Bauingenieurwesen sein. Sie und die weiteren Mitglieder des Prü-
fungsausschusses sowie deren Stellvertreter werden vom Fachbe-
reichsrat bestellt. 

(3) Der Prüfungsausschuss tagt nichtöffentlich. Er ist beschluss-
fähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder, davon min-
destens zwei Professorinnen oder Professoren, anwesend sind.
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Vorsitzenden oder des
Vorsitzenden, in ihrer oder seiner Abwesenheit die ihres oder sei-
nes Stellvertreters den Ausschlag.

(4) Der Prüfungsausschuss tagt mindestens einmal im Semester.

(5) Über die Beschlüsse des Prüfungsausschusses wird ein Proto-
koll gefertigt.

(6) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
dieser Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regel-
mäßig dem Fachbereich über die Entwicklung der Prüfungs- und
Studienzeiten einschließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten
für die Diplomarbeit sowie über die Verteilung der Fach- und Ge-
samtnoten. Dieser Bericht ist in geeigneter Weise durch die Fach-
hochschule offen zu legen. Der Prüfungsausschuss gibt Anregun-
gen zur Reform der Studienordnung und der Prüfungsordnung.
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(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme von Prüfungsleistungen beizuwohnen.

(8) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellver-
treter unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(9) Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer

1. über die Studentin oder den Studenten das Sorgerecht hat,
2. zu der Studentin oder dem Studenten in einer engen persönli-

chen Beziehung steht oder wirtschaftliche Beziehungen unter-
hält.

(10) Auf der Grundlage von Grundsatzentscheidungen des Prü-
fungsausschusses führt die Vorsitzende oder der Vorsitzende, im
Verhinderungsfalle ihr oder sein Stellvertreter, dessen Geschäfte.
Sie oder er entscheidet, mit Ausnahme der in Absatz 11 genann-
ten Fälle, insbesondere über

1. die Folgen von Verstößen gegen die Prüfungsvorschriften,
2. Widersprüche gegen Prüfungsergebnisse,
3. die Anrechnung von Prüfungs- und Studienleistungen. 

und stellt Zeugnisse und Urkunden aus.

(11) Der Prüfungsausschuss trifft die Grundsatzentscheidungen.
Er entscheidet insbesondere über

1. die Folgen von Verstößen gegen die Prüfungsvorschriften, so-
fern dies zur Exmatrikulation führen kann,

2. Einsprüche gegen Entscheidungen, die zur Exmatrikulation
führen,

3. die Bestellung der Prüfer und Beisitzer gemäß § 15.

(12) Der Prüfungsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 15
Prüfer und Beisitzer

(1) Zu Prüfern werden nur Professorinnen oder Professoren und
andere nach § 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungs-
berechtigte Personen bestellt, die, sofern nicht zwingende Gründe
eine Abweichung erfordern, in dem Fachgebiet, auf das sich die
Prüfungsleistung bezieht, eine eigenverantwortliche, selbständige
Lehrtätigkeit an einer Hochschule ausüben oder ausgeübt haben.
Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer wird nur bestellt, wer die ent-
sprechende Diplomprüfung oder eine vergleichbare Prüfung ab-
gelegt hat oder über ausreichende fachpraktische Erfahrung ver-
fügt. 

(2) Die Studentin oder der Student kann für die Diplomarbeit eine
Prüferin oder einen Prüfer oder eine Gruppe von Prüferinnen oder
Prüfern vorschlagen. Der Vorschlag begründet keinen Rechtsan-
spruch.

(3) Die Namen der Prüfer sollen der Studentin oder dem Studen-
ten rechtzeitig bekannt gegeben werden.

(4) Für die Prüfer und die Beisitzer gilt § 14 Abs. 8, 9 und 11 ent-
sprechend.

§ 16
Immatrikulations- und Prüfungsamt

(1) Unbeschadet der Zuständigkeit des Prüfungsausschusses ge-
mäß § 14 Abs. 1 ist das Immatrikulations- und Prüfungsamt der
Fachhochschule Neubrandenburg für die Organisation der Diplom-
Vorprüfungs- und Diplomprüfungsverfahren zuständig.

(2) Das Immatrikulations- und Prüfungsamt hat insbesondere fol-
gende Aufgaben:

1. Bekanntgabe der Prüfungstermine und Meldefristen für die
Prüfungen

2. Fristenkontrolle bezüglich der Meldetermine gemäß § 37 des
Landeshochschulgesetzes

3. Führung der Prüfungsakten
4. Entgegennahme der Verträge für die Ableistung der prakti-

schen Studiensemester, Übergabe der Verträge zur Bestäti-
gung an die Praktikumsbeauftragte oder den Praktikumsbe-
auftragten und Mitteilung der Entscheidung des Praktikums-
beauftragten an die Studierenden

5. Koordination der vom Prüfungsausschuss bestätigten Prü-
fungstermine und Aufstellung von Prüfungsplänen für Prü-
fer, Beisitzer und Prüfungsaufsichten

6. Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu
Prüfungen in Pflichtfächern, Wahlpflichtfächern und Zusatz-
fächern

7. Prüfen der Zulassungsvoraussetzungen für das Ablegen der
Diplom-Vorprüfung und der Diplomprüfung für jede Studen-
tin oder jeden Studenten und Vorbereitung der Zulassungs-
entscheidungen des Prüfungsausschusses

8. Mitteilung der Prüfungszulassung, des konkreten Prüfungs-
termins und der Namen der Prüfer an die Studierenden

9. Unterrichtung der Prüfer über die konkreten Prüfungstermine
10. Aufstellung von Listen der Studierenden eines Prüfungster-

mins
11. Kontrolle der Einhaltung der Prüfungstermine
12. Überwachung der Bewertungsfristen gemäß § 12 Abs. 2 Satz 3

und § 13 Abs. 7 Satz 2
13. Entgegennahme des Antrags zur Anfertigung der Diplomarbeit
14. Zustellung des Themas der Diplomarbeit an die Studentin

oder den Studenten
15. Überwachung der Einhaltung der Bearbeitungszeit für die

Diplomarbeit gemäß § 13 Abs. 5
16. Entgegennahme der fertiggestellten Diplomarbeit und Wei-

terleitung an die Prüfer
17. Benachrichtigung der Studierenden über die Prüfungsergeb-

nisse
18. Ausfertigung von Zeugnissen und Diplomurkunden sowie

Bescheiden gemäß § 3 Abs. 4 und 5
19. Aufbewahrung und Archivierung der Diplomarbeiten, Klau-

suren und sonstigen Prüfungsunterlagen nach Abschluss der
Bewertungsverfahren
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§ 17
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen wer-
den ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an
einer Fachhochschule in der Bundesrepublik Deutschland in dem
Studiengang Bauingenieurwesen erbracht wurden. In diesem Stu-
diengang wird bei derselben Anzahl von theoretischen Studiense-
mestern im Grundstudium die Diplom-Vorprüfung ohne Gleich-
wertigkeitsprüfung anerkannt. Soweit die Diplom-Vorprüfung
Fächer nicht enthält, die an der Fachhochschule Neubrandenburg
Gegenstand der Diplom-Vorprüfung, nicht aber der Diplomprü-
fung sind, ist eine Anerkennung mit Auflagen möglich.

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in
Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, werden angerech-
net, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist. Studienzeiten, Stu-
dienleistungen und Prüfungsleistungen sind gleichwertig, wenn
sie in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen des
entsprechenden Studiums an der aufnehmenden Fachhochschule
im Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Ver-
gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung
vorzunehmen. Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studien-
leistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundesre-
publik Deutschland erbracht wurden, sind die von Kultusminis-
terkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äqui-
valenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch-
schulpartnerschaften zu beachten.

(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
in staatlich anerkannten Fernstudien gelten die Absätze 1 und 2
entsprechend.

(4) Einschlägige praktische Studiensemester und berufsprakti-
sche Tätigkeiten werden angerechnet.

(5) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu über-
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(6) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 be-
steht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt von
Amts wegen. Der Studierende hat die für die Anrechnung erfor-
derlichen Unterlagen vorzulegen.

§ 18
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Die Diplom-Vorprüfung und die Diplomprüfung kann nur ab-
legen, wer

1. aufgrund eines Zeugnisses der allgemeinen Hochschulreife,
der fachgebundenen Hochschulreife oder der Fachhochschul-
reife oder aufgrund einer durch Rechtsvorschrift oder von der
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten

Zugangsberechtigung für den Diplomstudiengang an der
Fachhochschule eingeschrieben ist und

2. eine vorgeschriebene Vorpraxis gemäß § 1 Abs. 4 abgeleistet
hat und

3. die Prüfungsvorleistungen für die jeweiligen Fachprüfungen
(§§ 20 und 24) erbracht hat.

Die Studentin oder der Student muss mindestens das Semester vor
der jeweiligen Modulprüfung (Fachprüfung) an der Fachhoch-
schule Neubrandenburg im Studiengang Bauingenieurwesen ein-
geschrieben gewesen sein.

(2) Die Zulassung zu einer Modulprüfung (Fachprüfung) ist
innerhalb der Meldefrist von § 6 Abs. 3 schriftlich unter Verwen-
dung des dafür bestimmten Formblattes bei der oder dem Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses zu beantragen. Der Antrag ist
beim Immatrikulations- und Prüfungsamt einzureichen. Er kann
für mehrere Modulprüfungen (Fachprüfungen) zugleich gestellt
werden, wenn diese innerhalb desselben Prüfungszeitraumes ab-
gelegt werden sollen. Über die Zulassung entscheidet der Prü-
fungsausschuss.

(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung (Fachprüfung) darf nur
abgelehnt werden, wenn

a) die in Absatz 1 und 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt
sind oder

b) die Unterlagen unvollständig sind oder
c) die Studentin oder der Student in demselben oder in einem

verwandten Studiengang an einer Fachhochschule entweder
die Diplom-Vorprüfung beziehungsweise die Diplomprüfung
oder die entsprechende Modulprüfung (Fachprüfung) endgül-
tig nicht bestanden hat oder sich in einem Prüfungsverfahren
befindet oder

d) die Studentin oder der Student seinen Prüfungsanspruch mit
dem Überschreiten der Fristen für die Meldung zur oder die
Ablegung der Diplom-Vorprüfung oder der Diplomprüfung
oder der entsprechenden Modulprüfung (Fachprüfung) verlo-
ren hat.

(4) Die Studentin oder der Student gilt als zur Diplom-Vorprüfung
oder zur Diplomprüfung gemeldet, wenn er sich zum letzten Teil
der Diplom-Vorprüfung oder Diplomprüfung gemäß Absatz 2 ge-
meldet hat.

II. Abschnitt
Diplom-Vorprüfung

§ 19
Zweck und Durchführung der Diplom-Vorprüfung

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll die Studentin oder der
Student nachweisen, dass sie oder er das Ziel des Grundstudiums
erreicht hat und dass sie oder er insbesondere die inhaltlichen
Grundlagen ihres/seines Faches, ein methodisches Instrumenta-
rium und eine systematische Orientierung erworben hat, die erfor-
derlich sind, um das Studium mit Erfolg fortzusetzen.

(2) Die Diplom-Vorprüfung wird studienbegleitend im An-
schluss an die jeweiligen Lehrveranstaltungen des Grundstudiums
durchgeführt.
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§ 20
Prüfungsvorleistungen

Bei der Meldung zur Diplom-Vorprüfung sind neben den in § 18
Abs. 1 geregelten allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen die in
Anlage 1 aufgeführten Prüfungsvorleistungen nachzuweisen.

§ 21
Art und Umfang der Diplom-Vorprüfung

(1) Die Diplom-Vorprüfung besteht aus den in Anlage 1 aufge-
führten Modulprüfungen (Fachprüfungen) und Prüfungsleistun-
gen.

(2) Gegenstand der Modulprüfungen (Fachprüfungen) sind die
Stoffgebiete der den Prüfungsfächern nach Maßgabe der Studien-
ordnung zugeordneten Lehrveranstaltungen.

(3) Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem Inhalt der
Lehrveranstaltungen, die aufgrund der Studienordnung für das
betreffende Prüfungsmodul (Prüfungsfach) angeboten werden.

§ 22
Bildung der Gesamtnote und Zeugnis

(1) Für die Bildung der Gesamtnote gilt § 4 entsprechend.

(2) Über die bestandene Diplom-Vorprüfung erhält die Studentin
oder der Student unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wo-
chen ein unterzeichnetes Zeugnis, das die Fachnoten und die Ge-
samtnote enthält.

(3) Das Zeugnis über die bestandene Diplom-Vorprüfung ist vom
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.

III. Abschnitt
Diplomprüfung

§ 23
Zweck und Durchführung der Diplomprüfung

(1) Die Diplomprüfung bildet den berufsqualifizierenden Ab-
schluss des Diplomstudienganges. Durch die Diplomprüfung wird
festgestellt, ob die Studentin oder der Student die Zusammenhän-
ge seines Faches überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftli-
che Methoden und Erkenntnisse anzuwenden und die für den
Übergang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fach-
kenntnisse erworben hat.

(2) Die Modulprüfungen (Fachprüfungen) der Diplomprüfung
werden studienbegleitend im Anschluss an die jeweiligen Lehrver-
anstaltungen des Hauptstudiums durchgeführt, die abschließenden
Fachprüfungen sind bis zum Ende des siebten Fachsemesters abzu-
legen. Die Diplomprüfung wird mit der Diplomarbeit und dem
dazugehörigen Kolloquium abgeschlossen.

(3) Innerhalb des Hauptstudiums kann eine Vertiefung durch die
Wahl von mindestens sechs Modulen erreicht werden (siehe Anla-
gen 2 und 3). 

Die Vertiefungsrichtungen sind 

– Verkehr und Wasser, 
– Konstruktiver Ingenieurbau, 
– Baubetrieb und Bauwirtschaft,
– Bauwerkserhaltung.

(4) Vor der Ausgabe der Diplomarbeit überprüft der Prüfungs-
ausschuss die Einhaltung der Bedingungen des § 13. Bei Nicht-
einhaltung dieser Bedingungen muss der Prüfungsausschuss die
Ausgabe verweigern. Das Prüfungsamt stellt das Thema der
Diplomarbeit der Studentin oder dem Studenten zu und nimmt die
fertige Diplomarbeit entgegen.

§ 24
Prüfungsvorleistungen

(1) Die Modulprüfungen (Fachprüfungen) der Diplomprüfung
kann nur ablegen, wer in demselben Studiengang die Diplom-
Vorprüfung an einer Fachhochschule in der Bundesrepublik
Deutschland bestanden oder eine gemäß § 15 Abs. 2 und 3 als
gleichwertig angerechnete Prüfungsleistung erbracht hat. Auf An-
trag können bis zu drei Prüfungsleistungen der Diplomprüfung
auch dann abgelegt werden, wenn zur vollständigen Diplom-Vor-
prüfung höchstens drei Prüfungsleistungen fehlen.

(2) Bei der Meldung zur Diplomprüfung sind die in Anlage 2 auf-
geführten Prüfungsvorleistungen nachzuweisen.

(3) Voraussetzungen zur Ausgabe der Diplomarbeit sind

– der erfolgreiche Abschluss aller Modulprüfungen (Fachprüfun-
gen),

– die Anerkennung des berufspraktischen Semesters,
– die Teilnahme an der einwöchigen Exkursion im 7. Semester.

Auf Antrag kann eine Diplomarbeit auch dann ausgegeben wer-
den, wenn zwei Modulprüfungen noch nicht abgeschlossen sind.

§ 25
Art und Umfang der Diplomprüfung

(1) Die Diplomprüfung besteht aus den in Anlage 2 aufgeführten
Modulprüfungen (Fachprüfungen).

(2) Die Diplomprüfung umfasst ferner die Diplomarbeit (§ 13)
mit einer Bearbeitungszeit von in der Regel drei Monaten sowie
das Kolloquium (§ 13 Abs. 8).

(3) § 21 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend.

§ 26
Zusatzmodule

Die Studentin oder der Student kann sich einer Modulprüfung
(Fachprüfung) in weiteren als den vorgeschriebenen Fächern
unterziehen (Zusatzmodule). Das Ergebnis der Modulprüfung
(Fachprüfung) in diesen Fächern wird auf Antrag der Studentin
oder des Studenten in das Zeugnis aufgenommen, bei der Festset-
zung der Gesamtnote aber nicht mit berücksichtigt.
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§ 27
Bildung der Gesamtnote und Zeugnis

(1) Die Gesamtnote errechnet sich entsprechend § 4 aus den Fach-
noten und der Note der Diplomarbeit.

(2) Bei überragenden Leistungen kann das Gesamturteil „mit
Auszeichnung bestanden“ erteilt werden (besser als die Gesamt-
note 1,3).

(3) Über die bestandene Diplomprüfung erhält die Studentin oder
der Student unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen
ein Zeugnis. In das Zeugnis sind die Fachnoten, das Thema der
Diplomarbeit und deren Note sowie die Gesamtnote aufzuneh-
men. Ferner werden die Studienrichtung und die Studienschwer-
punkte sowie – auf Antrag der Studentin oder des Studenten – das
Ergebnis der Modulprüfungen (Fachprüfungen) in den Zusatzmo-
dulen (§ 26) und die bis zum Abschluss der Diplomprüfung
benötigte Fachstudiendauer in das Zeugnis aufgenommen. Auf
Antrag der Studentin oder des Studenten ist in einem Beiblatt zum
Zeugnis die Notenverteilung des jeweiligen Prüfungsjahrganges
(Notenspiegel, Rangzahl) anzugeben.

(4) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(5) Das Zeugnis ist von der oder vom Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses und vom Dekan zu unterzeichnen.

§ 28
Diplomgrad und Diplomurkunde

(1) Ist die Diplomprüfung bestanden, wird der akademische
Grad „Diplom-Ingenieurin (Fachhochschule)“ beziehungsweise
„Diplom-Ingenieur (Fachhochschule)“, abgekürzt „Dipl.-Ing.
(FH)“ mit Angabe der Studienrichtung „Bauingenieurwesen“
verliehen.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält die Studentin oder der
Student die Diplomurkunde mit dem Datum des Zeugnisses.
Darin wird die Verleihung des Diplomgrades beurkundet. Die
Diplomurkunde wird vom Rektor unterzeichnet und mit dem Sie-
gel der Fachhochschule Neubrandenburg versehen.

IV. Abschnitt
Schlussbestimmungen

§ 29
Ungültigkeit der Diplom-Vorprüfung

und der Diplomprüfung

(1) Hat die Studentin oder der Student bei einer Prüfungsleistung
getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so können die Noten für die Prüfungsleis-
tung, bei deren Erbringung die Studentin oder der Student ge-
täuscht hat, und für die Modulprüfung (Fachprüfung) entspre-
chend berichtigt und die Diplom-Vorprüfung oder die Diplom-
prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung (Fachprüfung) nicht erfüllt, ohne dass die Studentin oder
der Student hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Man-
gel durch das Bestehen der Modulprüfung (Fachprüfung) geheilt.
Hat die Studentin oder der Student vorsätzlich zu Unrecht erwirkt,
dass er die Modulprüfung (Fachprüfung) ablegen konnte, so kann
die Modulprüfung (Fachprüfung) ganz oder teilweise für „nicht
ausreichend“ (5,0) und die Diplom-Vorprüfung und die Diplom-
prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Der Studentin oder dem Studenten ist vor einer Entscheidung
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch die
Diplomurkunde einzuziehen, wenn die Diplomprüfung aufgrund
einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Ent-
scheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist
von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

§ 30
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
wird der Studentin oder dem Studenten auf Antrag in angemesse-
ner Frist Einsicht in ihre oder seine schriftlichen Prüfungsarbei-
ten, die darauf bezogenen Gutachten und in die Prüfungsproto-
kolle gewährt. Dieser Antrag ist beim Immatrikulations- und Prü-
fungsamt zu stellen. Die Einsicht ist beim Immatrikulations- und
Prüfungsamt zu nehmen.

§ 31
Übergangsbestimmungen

(1) Diese Diplomprüfungsordnung gilt erstmalig für die Prüfung
von Studierenden, bei deren Immatrikulation sie bereits in Kraft
getreten war. Für vor diesem Zeitpunkt immatrikulierte Studie-
renden findet diese Diplomprüfungsordnung ausnahmsweise An-
wendung, wenn die Studentin oder der Student dieses beantragt. 

(2) Die Prüfungsordnung für den Studiengang Bauingenieurwe-
sen vom 5. August 19983 tritt mit dem In-Kraft-Treten dieser
Diplomprüfungsordnung außer Kraft; sie findet jedoch weiterhin
Anwendung auf Studierende, die vor In-Kraft-Treten dieser
Diplomprüfungsordnung mit dem Studium im Studiengang Bau-
ingenieurwesen begonnen haben, soweit sie nicht einen Antrag
nach Absatz 1 Satz 2 stellen.

(3) Ein Antrag nach Absatz 1 Satz 2 ist an den Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses zu richten und beim Immatrikulations- und
Prüfungsamt einzureichen, der Antrag ist unwiderruflich. Nach
der bisherigen Prüfungsordnung erbrachte Prüfungsleistungen
werden in diesem Fall angerechnet.
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§ 32
In-Kraft-Treten

Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung
im Mitteilungsblatt des Ministerium für Bildung, Wissenschaft
und Kultur Mecklenburg-Vorpommern in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats der Fachhoch-
schule Neubrandenburg am 12. November 2003 und der Geneh-
migung durch das Rektorat am 31. Januar 2005 sowie nach
Abschluss des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des Landes-
hochschulgesetzes beim Ministerium für Bildung, Wissenschaft
und Kultur mit Schreiben vom 2. November 2004, Aktenzeichen
VII 300 c 3152-02/015.
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Neubrandenburg, den 31. Januar 2005

Der Rektor
der Fachhochschule Neubrandenburg

In Vertretung
Professor Dr. Johannes Boettner
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Anlage 3: Prüfungsvorleistungen und Modulprüfungen der Wahlpflichtmodule
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1. Abschnitt: Allgemeines

§ 1
Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang

(1) Die Regelstudienzeit beträgt acht Semester. Sie umfasst die
theoretischen Studiensemester, das Praxissemester und die Prü-
fungen einschließlich der Diplomarbeit.

(2) Das Studium gliedert sich in das Grundstudium, das nach drei
Semestern mit der Diplom-Vorprüfung abschließt, und das
Hauptstudium, das mit der Diplomprüfung abschließt. Das Stu-
dium ist in Module eingeteilt (modularisiert). Ein Modul ist eine
Einheit, die sich aus Lehrveranstaltungen (in der Regel vier Se-
mesterwochenstunden) sowie Zeiten des Selbststudiums zusam-
mensetzt. Sie wird durch ein Lernziel, beschrieben als Kompeten-
zen, Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten definiert. Die Mo-
dule sind mit einem Leistungspunktesystem (Credits) versehen,
welches das europäische Kredittransfersystem (ECTS) berück-
sichtigt. Für ein Modul werden in der Regel fünf credits vergeben.
Dabei entspricht ein credit (cp) 30 Zeitarbeitsstunden. Damit um-

fasst ein im bestimmten Sinne mit vier Semesterwochenstunden
gewertetes Modul einen Gesamtstundenumfang von 150 Stunden.
Die konkrete Aufteilung des Zeitbudgets ist den jeweiligen Mo-
dulbeschreibungen des Studienplans zu entnehmen.

(3) Im Hauptstudium, im fünften Fachsemester, liegt das prakti-
sche Studiensemester. Dieses Studiensemester ist ein in das Stu-
dium integrierter, von der Fachhochschule geregelter, inhaltlich
bestimmter, betreuter und mit Lehrveranstaltungen begleiteter
Ausbildungsabschnitt, der in einer im Arbeitsfeld der Land-
schaftsarchitektur und Umweltplanung tätigen Einrichtung mit
einem Umfang von 20 Wochen abgeleistet wird. Die Lehrveran-
staltung, die das praktische Studiensemester begleitet, umfasst
vier Semesterwochenstunden. In Ausnahmefällen kann das prak-
tische Studiensemester, soweit ausreichende Praxisstellen für
einen Jahrgang nicht zur Verfügung stehen, mit Genehmigung
des/der Praxisbeauftragten durch gleichwertige Praxisprojekte
teilweise ersetzt werden. Das Nähere regelt die Ordnung für das
praktische Studiensemester als Anlage der Studienordnung.
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Diplomprüfungsordnung
der Fachhochschule Neubrandenburg 

für den Studiengang Landschaftsarchitektur und Umweltplanung

Vom 7. Dezember 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juni
2003 (GVOBl. M-V S. 331)2, hat die Fachhochschule Neubrandenburg die nachstehende Prüfungsordnung für den Studiengang Land-
schaftsarchitektur und Umweltplanung als Satzung erlassen:

Inhaltsverzeichnis

1. Abschnitt: Allgemeines

§ 1 Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang
§ 2 Prüfungsaufbau
§ 3 Bestehen oder Nichtbestehen
§ 4 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 5 Bildung der Gesamtnote
§ 6 Prüfungstermine und Meldefristen
§ 7 Freiversuch
§ 8 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
§ 9 Wiederholung der Modulprüfungen und der Diplomarbeit
§ 10 Arten der Prüfungsleistungen
§ 11 Mündliche Prüfungen
§ 12 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten
§ 13 Projektarbeiten
§ 14 Alternative Prüfungsleistungen
§ 15 Diplomarbeit und Kolloquium
§ 16 Prüfungsausschuss
§ 17 Immatrikulations- und Prüfungsamt
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§ 19 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und 
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2. Abschnitt: Diplom-Vorprüfung

§ 21 Zweck und Durchführung der Diplom-Vorprüfung 
§ 22 Art und Umfang der Diplom-Vorprüfung
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§ 24 Zweck der Diplomprüfung
§ 25 Art und Umfang der Diplomprüfung
§ 26 Zusatzmodule/-fächer
§ 27 Bildung der Gesamtnote und Zeugnis
§ 28 Diplomgrad und Diplomurkunde
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§ 30 Einsicht in die Prüfungsakten
§ 31 Übergangsbestimmungen
§ 32 In-Kraft-Treten
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(4) Zusätzlich ist eine berufspraktische Tätigkeit im Umfang von
13 Wochen bis zum Ende des Grundstudiums abzuleisten (Vor-
praxis). Davon sollen mindestens acht Wochen vor Aufnahme des
Studiums erbracht werden. Eine einschlägige berufspraktische
Tätigkeit oder Ausbildung wird angerechnet. Das Nähere regelt
die Ordnung für die Vorpraxis als Anlage der Studienordnung.

(5) Das achte Fachsemester dient vorrangig der Anfertigung der
Diplomarbeit und der Ablegung der studienabschließenden Mo-
dulprüfungen sowie des Kolloquiums; daneben werden Lehrver-
anstaltungen im Umfang von bis zu sechs Semesterwochenstun-
den angeboten.

(6) Der zeitliche Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstaltungen beträgt
einschließlich der begleitenden Lehrveranstaltungen des Praxis-
semesters 7200 Stunden im Pflicht- und Wahlpflichtbereich; 
2700 Stunden entfallen auf das Grundstudium und 4500 auf das
Hauptstudium. Näheres zur Gliederung des Studiums regelt die
Studienordnung.

§ 2
Prüfungsaufbau

(1) Die Diplom-Vorprüfung besteht aus Modulprüfungen, die
Diplomprüfung aus Modulprüfungen und der Diplomarbeit ein-
schließlich eines Kolloquiums. 

(2) Eine Modulprüfung umfasst das Stoffgebiet eines Prüfungs-
moduls, dessen Durchdringung und hinreichende Beherrschung
von dem/der Kandidaten/-in verlangt werden muss, um das Stu-
dium mit Erfolg fortsetzen oder abschließen zu können. 

(3) Modulprüfungen werden studienbegleitend abgenommen,
wenn die Lehrinhalte des Prüfungsmoduls im vollen Umfang ver-
mittelt worden sind.

§ 3
Bestehen oder Nichtbestehen

(1) Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn sämtliche hier-
für erforderlichen Modulprüfungen bestanden sind. Die Diplom-
prüfung ist bestanden, wenn das Praxissemester erfolgreich abge-
schlossen ist, sämtliche Modulprüfungen der Diplomprüfung be-
standen und die Diplomarbeit einschließlich des Kolloquiums
mindestens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.

(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Note mindestens
„ausreichend“ (4,0) ist.

(3) Hat der/die Kandidat/in eine Modulprüfung nach dem ersten
Wiederholungsversuch nicht bestanden, so erhält der/die Kandi-
dat/in hierüber einen schriftlichen Bescheid mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung, der auch über mögliche weitere Wiederholungen
der Modulprüfung Auskunft gibt. Es ist insbesondere auf die Fol-
gen des § 17 Abs. 6 Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes hinzu-
weisen.

(4) Hat der/die Kandidat/in die Diplom-Vorprüfung oder die
Diplomprüfung nicht bestanden und will er/sie das Studium nicht,

nicht sofort oder nicht an der Fachhochschule Neubrandenburg
fortsetzen, so wird ihm/ihr auf Antrag und gegen Vorlage der ent-
sprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheini-
gung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungs-
leistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden Prüfungs-
leistungen enthält und erkennen lässt, dass die Diplom-Vorprü-
fung beziehungsweise die Diplomprüfung nicht bestanden ist.

§ 4
Bewertung der Prüfungsleistungen

Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den
jeweiligen Prüfer/innen festgesetzt. Für die Bewertung der Prü-
fungsleistungen werden folgende Noten verwendet:

1,0; 1,3 = sehr gut = eine hervorragende 
Leistung

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine Leistung, die 
erheblich über den 
durchschnittlichen 
Anforderungen liegt

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die 
durchschnittlichen An-
forderungen entspricht

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz 
ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht 
mehr genügt

§ 5
Bildung der Gesamtnote

Für die Bildung von Gesamtnoten errechnet sich die Note aus dem
Durchschnitt der Noten der einzelnen Prüfungsleistungen. Dabei
wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksich-
tigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Die
Gesamtnote lautet

bei einem Durchschnitt
bis einschließlich 1,5 = sehr gut;

bei einem Durchschnitt
von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut;

bei einem Durchschnitt
von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend;

bei einem Durchschnitt
von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend;

bei einem Durchschnitt ab 4,1 = nicht ausreichend.
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§ 6
Prüfungstermine und Meldefristen

(1) Die Diplom-Vorprüfung soll bis zum Ende des dritten und die
Diplomprüfung bis zum Ende des achten Fachsemesters abgelegt
werden.

(2) Die Modulprüfungen der Diplom-Vorprüfung und der Dip-
lomprüfung werden grundsätzlich in jedem Semester unmittelbar
nach Abschluss der Vorlesungszeit (Prüfungszeitraum) abgelegt.
Der Prüfungsausschuss bestimmt die Prüfungstermine und gibt
sie gemeinsam mit den Namen der Prüfer/innen spätestens sechs
Wochen vor Beginn des jeweiligen Prüfungszeitraumes durch
ortsüblichen Aushang bekannt. Beginn, Dauer und Ort der Modul-
prüfungen werden spätestens zwei Wochen vor Beginn des jewei-
ligen Prüfungszeitraumes durch ortsüblichen Aushang bekannt
gegeben. Eine gesonderte Ladung der Kandidaten/-innen erfolgt
nicht. Für Wiederholungsprüfungen kann der Prüfungsausschuss
ausnahmsweise einen anderen Prüfungszeitraum während des
Vorlesungszeitraumes bestimmen; Satz 2 bis 4 gelten dann ent-
sprechend.

(3) Der/die Kandidat/in hat sich zu einer Modulprüfung der Dip-
lom-Vorprüfung oder der Diplomprüfung gemäß § 6 zu melden.
Die Meldung hat spätestens vier Wochen vor Beginn des jeweili-
gen Prüfungszeitraumes gemäß Absatz 2 zu erfolgen (Ausschluss-
frist).

(4) Überschreitet der/die Kandidat/in aus von ihm/ihr zu vertre-
tenden Gründen die vom Prüfungsausschuss gemäß Absatz 3 fest-
gelegten Fristen zur Meldung für die Diplom-Vorprüfung um
mehr als zwei Semester oder zur Meldung für die Diplomprüfung
um mehr als vier Semester oder legt er/sie eine Modulprüfung, zu
der er/sie sich gemeldet hat, aus von ihm/ihr zu vertretenden
Gründen nicht ab, so gilt diese Modulprüfung als abgelegt und
nicht bestanden. Für die einzelnen Modulprüfungen gelten die
Meldetermine der Diplom-Vorprüfung oder der Diplomprüfung
als spätester Termin im Sinne von Satz 1. Für eine nicht zum vor-
gesehenen Termin begonnene Diplomarbeit gilt Satz 1 entspre-
chend. Versäumnisgründe, die der/die Kandidat/in nicht zu ver-
treten hat, sind dem Prüfungsausschuss unverzüglich anzuzeigen
und glaubhaft zu machen. Werden die Versäumnisgründe vom
Prüfungsausschuss anerkannt, so hat er einen neuen Termin anzu-
beraumen, der dem/der Kandidaten/-in schriftlich mitzuteilen ist.
Bei Versäumnisgründen im Sinne von Satz 4 sind die gesetzlichen
Mutterschutzfristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksich-
tigen.

(5) Unabhängig von Absatz 4 Satz 4 kann der Prüfungsausschuss
unter Würdigung der Ursachen für die Verzögerung des Studiums
Ausnahmen von Absatz 4 Satz 1 zulassen, wenn der/die Kandidat/
in nach Inanspruchnahme einer Studienberatung eine vom Prü-
fungsausschuss befürwortete Konzeption für die Beendigung des
Studiums innerhalb von zwei Semestern vorlegt.

(6) Der/die Kandidat/in ist rechtzeitig sowohl über Art und Zahl
der zu erbringenden Prüfungsleistungen und der zu absolvieren-
den Modulprüfungen mit den ihnen zugeordneten Prüfungsleis-
tungen als auch über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind,
und ebenso über den Aus- und Abgabezeitpunkt der Diplomarbeit
zu informieren; ihm/ihr sind ebenso für jede Modulprüfung die
jeweiligen Wiederholungstermine bekannt zu geben. 

(7) Dem/der Kandidaten/-in ist bekannt zu geben, wann unter Be-
rücksichtigung aller Fristüberschreitungs- und Wiederholungs-
möglichkeiten in der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprüfung
die Exmatrikulation gemäß § 17 Abs. 6 Nr. 4 des Landeshoch-
schulgesetzes erfolgt.

§ 7
Freiversuch

(1) Hat ein/e Student/in eine Modulprüfung der Diplom-Vorprü-
fung oder der Diplomprüfung innerhalb der Regelstudienzeit und
zu dem in § 6 vorgesehenen Regelprüfungstermin erstmals abge-
legt und nicht bestanden, so gilt diese Modulprüfung als nicht
unternommen (Freiversuch).

(2) Der/die Student/in hat dem Prüfungsamt schriftlich mitzutei-
len, dass er/sie von dem Freiversuch gemäß Absatz 1 Gebrauch
machen will. Die Anerkennung des Freiversuchs führt dazu, dass
sich die Zahl der Versuche einer nicht bestandenen Modulprüfung
erhöht.

(3) Bei der Berechnung des in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeit-
punktes bleiben Fachsemester unberücksichtigt und gelten nicht
als Unterbrechung, während derer der/die Student/in wegen län-
gerer Krankheit oder aus einem anderen zwingenden Grund am
Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbesondere an-
zunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist
in die Vorlesungszeit fallen. Für den Fall einer Erkrankung ist er-
forderlich, dass der/die Student/in unverzüglich eine ärztliche
Untersuchung herbeigeführt hat und ein ärztliches Zeugnis vor-
legt, aus dem sich die Studierunfähigkeit ergibt.

(4) Unberücksichtigt bleibt auch ein Auslandsstudium bis zu
zwei Semestern, wenn der/die Student/in nachweislich an einer
ausländischen Hochschule für sein/ihr Studienfach eingeschrie-
ben war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Um-
fang, in der Regel mindestens acht Semesterwochenstunden, be-
sucht und je Semester mindestens einen Leistungsnachweis (zum
Beispiel eine Modulprüfung) erworben hat.

(5) Ferner bleiben bis zu zwei Fachsemester unberücksichtigt,
wenn der/die Student/in während dieser Zeit als gewähltes Mit-
glied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsgemäßen
Organen der Hochschule tätig und dadurch nachhaltig an einem
ordnungsgemäßen Studium gehindert war. Die Entscheidung trifft
der/die Vorsitzende des Prüfungsausschusses nach Anhörung
des/der Vorsitzenden der betreffenden Gremien oder Organe.

(6) In den Fällen der Absätze 3 und 4 setzt die Nichtberücksich-
tigung von Zeiten grundsätzlich eine Beurlaubung vom Studium
gemäß § 21 Abs. 2 des Landeshochschulgesetzes voraus.

(7) Zeiten, die beim Freiversuch nicht berücksichtigt werden sol-
len, sind unverzüglich dem Prüfungsausschuss schriftlich anzu-
zeigen; dabei sind auch die Gründe für die Nichtberücksichtigung
glaubhaft zu machen. Der Prüfungsausschuss teilt dem/der Stu-
denten/in mit, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang die gel-
tend gemachten Zeiten nicht berücksichtigt werden.
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§ 8
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung wird mit „nicht ausreichend“ (5,0) be-
wertet, wenn der/die Kandidat/in einen für ihn/sie bindenden Prü-
fungstermin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er/sie von
einer Prüfung, die er/sie angetreten hat, ohne triftigen Grund zu-
rücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung
nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Kann der/die Kandidat/in aus von ihm/ihr nicht zu vertreten-
den Gründen die für die Ablegung von Modulprüfungen und die
Anfertigung der Diplomarbeit festgelegten Fristen nicht einhal-
ten, hat er/sie dieses rechtzeitig zusammen mit einem Antrag auf
Terminverschiebung dem Prüfungsausschuss anzuzeigen. Der für
den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muss
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden.
Bei Krankheit des/der Kandidaten/-in ist ein ärztliches Attest vor-
zulegen; in Zweifelsfällen kann der/die Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses von dem/der Kandidaten/-in die Vorlage eines
amtsärztlichen Attestes verlangen. Erkennt der Prüfungsaus-
schuss den Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der
dem/der Kandidat/in schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der
Regel der nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte
Grund dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prü-
fungsleistungen sind in diesem Fall anzurechnen.

(3) Versucht der/die Kandidat/in, das Ergebnis seiner Prüfungs-
leistungen durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener
Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung
mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Ein/e Kandidat/in, der/die
den ordnungsgemäßen Ablauf des Prüfungstermins stört, kann
von dem/der jeweiligen Prüfer/in oder Aufsicht Führenden von
der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in
diesem Fall wird die Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“
(5,0) bewertet. In schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsaus-
schuss den/die Kandidaten/-in von der Erbringung weiterer Prü-
fungsleistungen ausschließen.

(4) Der/die Kandidat/in kann verlangen, dass die Entscheidungen
nach Absatz 3 Satz 1 und 2 innerhalb von einem Monat vom Prü-
fungsausschuss überprüft werden. Belastende Entscheidungen
sind dem/der Kandidaten/-in unverzüglich schriftlich mitzuteilen,
zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 9
Wiederholung der Modulprüfungen und der Diplomarbeit

(1) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann einmal wiederholt
werden. Fehlversuche an anderen Fachhochschulen in der Bun-
desrepublik Deutschland sind anzurechnen. Wird eine nicht be-
standene Modulprüfung als Freiversuch nach § 7 anerkannt, so
gilt diese als nicht unternommen und die erneute Prüfung in die-
sem Modul als erster Versuch im Sinne des § 9.

(2) Eine zweite Wiederholung einer nicht bestandenen Modul-
prüfung ist möglich, wenn 

1. ein besonderer Härtefall vorliegt oder 
2. der/die Kandidat/in bis dahin mindestens die Hälfte aller in der

Diplom-Vorprüfung oder Diplomprüfung abzulegenden Mo-

dulprüfungen mit wenigstens „befriedigend“ (3,0) bestanden
hat, wobei nicht mehr als jeweils zwei Modulprüfungen wie-
derholt werden können, oder

3. er/sie nur eine Modulprüfung der Diplom-Vorprüfung oder
der Diplomprüfung nicht bestanden hat.

Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. Der Antrag ist schriftlich an
den/die Vorsitzende/n des Prüfungsausschusses zu richten und
beim Prüfungsamt einzureichen.

(3) Die Wiederholungsprüfung ist spätestens im Rahmen der Prü-
fungstermine des jeweils folgenden Semesters abzulegen. Für ein-
zelne Modulprüfungen gelten die Wiederholungstermine der
jeweiligen Diplom-Vor- oder Diplomprüfung als spätester Ter-
min im Sinne von Satz 1. Der Prüfungsanspruch erlischt bei Ver-
säumnis der Wiederholungsfrist, es sei denn, der/die Kandidat/in
hat das Versäumnis nicht zu vertreten. § 6 Abs. 4 Satz 4 und 5 gel-
ten entsprechend.

(4) Die Diplomarbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter
als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal wiederholt werden. Die
Wiederholung einer Diplomarbeit, die mit „ausreichend“ (4,0)
und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig. 

§ 10
Arten der Prüfungsleistungen

(1) Prüfungsleistungen können als

1. mündliche Prüfungen (§ 11) oder
2. schriftlich als Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbei-

ten (§ 12) oder
3. als Projektarbeiten (§ 13)

erbracht werden. Schriftliche Prüfungen nach dem Multiple-Choice-
Verfahren sind in der Regel ausgeschlossen.

(2) Alternative Prüfungsleistungen können insbesondere

– experimentelle Arbeiten,
– Hausarbeiten,
– Protokolle,
– Erstellung und Dokumentation von Rechnerprogrammen,
– Referate,
– Diskussionsleitungen sowie
– konstruktive, zeichnerische und/oder schriftliche Ausarbeitungen

sein (§ 14).

(3) Macht der/die Kandidat/in glaubhaft, dass er/sie wegen länger
andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der
Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgese-
henen Form abzulegen, so wird dem/der Kandidaten/-in gestattet,
die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbei-
tungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen
Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage eines amtsärztlichen
Attestes verlangt werden. 
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§ 11
Mündliche Prüfungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll der/die Kandidat/in
nachweisen, dass er/sie die Zusammenhänge des Prüfungsgebie-
tes erkennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhän-
ge einzuordnen vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob der/die
Kandidat/in über das notwendige Grundlagenwissen verfügt.

(2) Mündliche Prüfungen werden vor mindestens zwei Prüfern/ 
-innen (Kollegialprüfung) oder vor einem/einer Prüfer/in in Gegen-
wart eines/-r sachkundigen Beisitzers/-in als Einzelprüfung abge-
legt. Mit Zustimmung des/der vorgeschlagenen Prüfers/-in (§ 18
Abs. 1 und 2) können auf Antrag auch Gruppenprüfungen abgelegt
werden.

(3) Die Dauer einer mündlichen Prüfung beträgt je Kandidat/in
und Modul mindestens 15 Minuten und höchstens 60 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündli-
chen Prüfungen sind in einem Protokoll festzuhalten. Die Note der
mündlichen Prüfung ergibt sich unter entsprechender Anwendung
von § 5 als arithmetisches Mittel der Einzelbewertungen der Prü-
fer/innen. Das Ergebnis ist dem/der Kandidaten/-in jeweils im
Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.

(5) Kandidaten/-innen, die sich an einem späteren Prüfungster-
min der gleichen Modulprüfung unterziehen wollen, werden nach
Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhörer/innen zugelas-
sen, es sei denn, der/die Kandidat/in widerspricht. Die Zulassung
erstreckt sich jedoch nicht auf die Beratung und Bekanntgabe der
Prüfungsergebnisse an den/die Kandidaten/-in.

§ 12
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten
soll der/die Kandidat/in nachweisen, dass er/sie in begrenzter Zeit
und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des
Faches Aufgaben lösen und Themen bearbeiten kann. In der Klau-
sur soll ferner festgestellt werden, ob der/die Kandidat/in über
notwendiges Grundlagenwissen verfügt. Dabei können dem/der
Kandidaten/-in Themen zur Auswahl gegeben werden.

(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten werden in
der Regel, zumindest aber im Fall einer Wiederholungsprüfung,
von zwei Prüfern/innen bewertet. Die Note ergibt sich aus dem
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen beider Prüfer. Das
Bewertungsverfahren hat unverzüglich zu erfolgen. Es darf vier
Wochen nicht überschreiten.

(3) Die Dauer einer Klausurarbeit beziehungsweise einer sonsti-
gen schriftlichen Arbeit beträgt in der Regel mindestens 120 Mi-
nuten und höchstens 300 Minuten.

§ 13
Projektarbeiten

Projekte dienen der wissenschaftlichen/künstlerischen Arbeit, die
an aktuellen Problemstellungen der beruflichen Tätigkeitsfelder
des Studienganges auszurichten sind. In Projekten werden die für

die Bearbeitung von Aufgaben notwendigen fachwissenschaftli-
chen Inhalte vermittelt und vertieft und die Fähigkeit zu koopera-
tiver und selbständiger, fachgebietsübergreifender wissenschaft-
licher beziehungsweise berufspraktischer Arbeit entwickelt. Die
Prüfungsleistungen sind durch schriftliche Ausarbeitungen,
zeichnerische Darstellungen, Skizzen und/oder Modelle zu er-
bringen. Projektarbeiten werden über einen Zeitraum von einem
bis zu drei Semestern im Grundstudium im Gesamtumfang von 
24 Semesterwochenstunden, im Hauptstudium im Gesamtumfang
von 48 Semesterwochenstunden erstellt. Projektarbeiten sollen
einen Stundenumfang von mindestens vier Semesterwochenstun-
den und höchstens 24 Semesterwochenstunden haben. Projektar-
beiten sollen als Gruppenarbeiten und nur in Ausnahmefällen als
Einzelarbeiten erstellt werden. Bei der Gruppenarbeit muss der zu
bewertende Beitrag des Einzelnen als individuelle Prüfungsleis-
tung abgrenzbar und bewertbar sein. Eine Projektarbeit ist vor
Beginn der Arbeit innerhalb der vom Prüfungsausschuss festge-
setzten Fristen unter Angabe des Themas, des/der Arbeitsberei-
che/s, der/die Bearbeiter/in und Betreuer/in beziehungsweise Prü-
fer/in anzumelden. Eine Projektarbeit soll wenigstens von zwei
Betreuern/-innen beziehungsweise Prüfern/-innen begleitet und
geprüft werden. Der Nachweis über die erfolgreiche Bearbeitung
einer Projektarbeit enthält eine schriftliche Begutachtung und eine
Bewertung nach § 4. Projektarbeiten verbleiben nach Abschluss
in einer Ausfertigung beim Fachbereich. Hierüber ist ein Nach-
weis zu führen. Das Bewertungsverfahren der Projektarbeit hat
unverzüglich zu erfolgen. Es darf vier Wochen nach Abgabe der
Projektarbeit nicht überschreiten. 

§ 14
Alternative Prüfungsleistungen

(1) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoretische Vorbe-
reitung, den Aufbau und die Durchführung eines Experiments so-
wie die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des Versuch-
ablaufs und der Ergebnisse des Experiments und deren kritische
Würdigung.

(2) Eine Hausarbeit ist eine selbständige schriftliche Bearbeitung
einer Aufgabenstellung. 

(3) Die Erstellung und Dokumentation von Rechnerprogrammen
umfasst in der Regel

1. die Beschreibung der Aufgaben und ihrer Abgrenzung,
2. die Erarbeitung theoretischer Voraussetzungen für die Bear-

beitung der Aufgaben, insbesondere die Auswahl der geeigne-
ten Methoden unter Einbeziehung und Auswertung einschlä-
giger Literatur,

3. die Formulierung der verwendeten Algorithmen in einer ge-
eigneten Programmiersprache,

4. das Testen des Programms mit mehreren exemplarischen Daten-
sätzen und das Überprüfen der Ergebnisse auf ihre Richtigkeit,

5. die Programmdokumentation, insbesondere mit Angabe der
verwendeten Methoden, des Ablaufplans, des Programmpro-
tokolls (Quellenprogramms) und des Ergebnisprotokolls. 

Die Aufgabe ist so zu stellen, dass sie in der Regel innerhalb eines
Zeitraumes von zwei bis vier Wochen bearbeitet werden kann.
Vorschläge des/der Studenten/-in für die Aufgabenstellung sind
zu berücksichtigen.
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(4) Referate sind im Lehr- beziehungsweise Lernzusammenhang
einer Lehrveranstaltung zu halten. Sie umfassen die eigenständi-
ge systematische Aufbereitung eines Themas beziehungsweise
Themengebietes der jeweiligen Lehrveranstaltung unter Einbezie-
hung der einschlägigen Literatur. In einem Vortrag von mindes-
tens 20 Minuten bis höchstens 45 Minuten Dauer soll die Diskus-
sion über die entsprechende Thematik eröffnet, weitergeführt und
vertieft werden.

(5) Im Rahmen einer schriftlichen und/oder zeichnerischen Aus-
arbeitung soll ein Thema einer oder mehrerer Lehrveranstal-
tung(en) aufgearbeitet und nach Maßgabe des jeweiligen Arbeits-
gegenstandes dargestellt werden.

(6) Ein Bewertungsverfahren hat unverzüglich zu erfolgen. Es
darf vier Wochen nachdem die Prüfungsleistung erbracht worden
ist, nicht überschreiten.

§ 15
Diplomarbeit und Kolloquium

(1) Die Diplomarbeit ist eine Prüfungsarbeit, die das Fachhoch-
schulstudium abschließt. Sie soll zeigen, dass der/die Kandidat/in
in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem
aus seinem Fach selbständig mit wissenschaftlichen Methoden zu
bearbeiten.

(2) Die Diplomarbeit kann von einem/einer Professor/in oder
einer anderen, nach § 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes
prüfungsberechtigten Person ausgegeben und betreut werden,
soweit diese an der Fachhochschule Neubrandenburg in einem für
den Diplomstudiengang Landschaftsarchitektur und Umweltpla-
nung relevanten Bereich tätig ist. Lehrbeauftragte können Dip-
lomarbeiten mit Zustimmung des/der Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses ausgeben und betreuen, soweit sie ihre Lehraufgaben
in einem für den Studiengang relevanten Bereich wahrnehmen.
Soll die Diplomarbeit in einer Einrichtung außerhalb der Fach-
hochschule durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zustim-
mung des/der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses.

(3) Auf Antrag wird dem/der Kandidaten/-in rechtzeitig unter
Berücksichtigung der Termine gemäß § 6 ein Thema für die
Diplomarbeit zugeteilt. Die Ausgabe des Themas erfolgt über den
Prüfungsausschuss. Der/die Kandidat/in kann Vorschläge für das
Thema der Diplomarbeit machen. Der Zeitpunkt der Ausgabe
sowie das Thema sind aktenkundig zu machen. Das Thema kann
nur einmal und nur innerhalb von zwei Monaten nach Ausgabe
zurückgegeben werden. 

(4) Die Diplomarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende Bei-
trag des/der einzelnen Kandidaten/in aufgrund der Angabe von Ab-
schnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine
eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und
bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Diplomarbeit beträgt drei Mona-
te. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Diplomarbeit sind
von dem/der Betreuer/in so zu begrenzen, dass die Frist zur Bear-
beitung der Diplomarbeit eingehalten werden kann. In begründe-
ten Fällen kann auf Antrag die Bearbeitungszeit um höchstens
vier Wochen verlängert werden.

(6) Die Diplomarbeit ist fristgemäß beim Prüfungsamt der Fach-
hochschule Neubrandenburg abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist
aktenkundig zu machen. Bei der Abgabe hat der/die Kandidat/in
schriftlich zu versichern, dass er/sie seine/ihre Arbeit – bei einer
Gruppenarbeit seinen entsprechend gekennzeichneten Anteil der
Arbeit – selbständig verfasst und keine anderen als die angegebe-
nen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. Eine nicht fristgemäß
eingereichte Arbeit ist mit „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(7) Die Diplomarbeit wird von zwei Prüfern/-innen bewertet.
Eine/r der Prüfer/innen soll der/die Betreuer/in der Diplomarbeit
sein. Die Prüfer/innen sollen sich auf einen gemeinsamen Noten-
vorschlag einigen. Können sie sich nicht einigen, so ergibt sich
der Notenvorschlag aus dem arithmetischen Mittel der beiden
Einzelbewertungen. Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen
nicht überschreiten.

(8) Im Kolloquium soll der/die Kandidat/in seine/ihre Diplomar-
beit erläutern und deren Ergebnisse begründen. Die Bewertung
der Diplomarbeit ist dem/der Kandidaten/-in erst nach dem Kol-
loquium unter Berücksichtigung seines Ergebnisses mitzuteilen.

(9) Das Kolloquium wird von einer Kommission durchgeführt,
die in der Regel aus den Prüfern gemäß Absatz 7 besteht. Die
Dauer des Kolloquiums beträgt in der Regel 60 Minuten. Das Kol-
loquium ist hochschulöffentlich, wenn der/die Kandidat/in nicht
widerspricht.

(10) Die Note der Diplomarbeit und die Note des Kolloquiums
bilden im Verhältnis 3 : 1 die Gesamtnote der Diplomarbeit. Wird
das Kolloquium als „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, führt das
zu einer insgesamt „nicht ausreichenden“ (5,0) Bewertung der
Diplomarbeit. In diesem Fall sind die Diplomarbeit mit einem
neuen Thema und das Kolloquium zu wiederholen.

§ 16
Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation von Diplom-Vorprüfungen und Diplom-
prüfungen sowie für die durch diese Prüfungsordnung zugewiese-
nen Aufgaben wird ein Prüfungsausschuss gebildet. Er besteht 
aus drei Professoren/-innen, einem weiteren prüfungsberechtigten
Mitglied des Lehrkörpers und einem/einer Studenten/-in. Die
Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die des/der Studen-
ten/-innen ein Jahr. Bei materiellen Prüfungsentscheidungen
(Absatz 10 Nr. 1 und 2) haben studentische Mitglieder kein
Stimmrecht (§ 36 Abs. 4 Satz 3 des Landeshochschulgesetzes).

(2) Der/die Vorsitzende und sein/ihr Stellvertreter/in müssen
hauptamtliche prüfungsberechtigte Mitglieder des Lehrkörpers
sein. Sie und die weiteren Mitglieder des Prüfungsausschusses
werden vom Fachbereichsrat gewählt. 

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens
die Hälfte seiner Mitglieder, darunter mindestens zwei Professo-
ren/-innen, anwesend ist. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme
des/der Vorsitzenden, in seiner/ihrer Abwesenheit die des/der
Stellvertreters/-in den Ausschlag.

(4) Der Prüfungsausschuss wird von dem/der Vorsitzenden mit
einer Frist von in der Regel zehn Tagen eingeladen, wenn eines
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seiner Mitglieder dies verlangt. Er tagt mindestens einmal im
Semester.

(5) Über die Beschlüsse des Prüfungsausschusses wird ein Proto-
koll gefertigt.

(6) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
dieser Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regel-
mäßig dem Fachbereich über die Entwicklung der Prüfungs- und
Studienzeiten einschließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten
für die Diplomarbeit sowie über die Verteilung der Modul- und
Gesamtnoten. Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die Fach-
hochschule Neubrandenburg offen zu legen. Der Prüfungsaus-
schuss gibt Anregungen zur Reform der Studienordnungen, Stu-
dienpläne und Prüfungsordnungen.

(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen.

(8) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellver-
treter/innen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie
nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzen-
den zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(9) Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer

1. über den/die Kandidaten/-in das Sorgerecht hat,
2. zu dem/der Kandidaten/-in in einer engen persönlichen Bezie-

hung steht oder wirtschaftliche Beziehungen unterhält.

(10) Auf der Grundlage von Grundsatzentscheidungen des Prü-
fungsausschusses führt der/die Vorsitzende, im Verhinderungs-
falle der/die Stellvertreter/in, dessen Geschäfte. Er/sie entscheidet
insbesondere 

1. über das Bestehen und Nichtbestehen,
2. über die Anrechnung von Prüfungs- und Studienleistungen,
3. über die Bestellung der Prüfer/innen und Beisitzer/innen und
4. über die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften

und stellt Zeugnisse und Urkunden aus.

§ 17
Immatrikulations- und Prüfungsamt 

(1) Unbeschadet der Zuständigkeit des Prüfungsausschusses ge-
mäß § 16 Abs. 1 ist das Immatrikulations- und Prüfungsamt der
Fachhochschule Neubrandenburg für die Organisation der Dip-
lom-Vorprüfungs- und Diplomprüfungsverfahren zuständig. 

(2) Das Immatrikulations- und Prüfungsamt hat insbesondere fol-
gende Aufgaben: 

1. Bekanntgabe der Prüfungstermine und Meldefristen für die
Prüfungen

2. Fristenkontrolle bezüglich der Meldetermine gemäß § 37
Landeshochschulgesetz

3. Führung der Prüfungsakten
4. Entgegennahme der Verträge für die Ableistung der prakti-

schen Studiensemester, Übergabe der Verträge zur Bestäti-

gung an den/die Praktikumsbeauftragte/n und Mitteilung der
Entscheidung des/der Praktikumsbeauftragten an die Studie-
renden

5. Koordination der vom Prüfungsausschuss bestätigten Prü-
fungstermine und Aufstellung von Prüfungsplänen für Prü-
fer/innen, Beisitzer/innen und Prüfungsaufsichten

6. Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu
Prüfungen in Pflichtmodulen, Wahlpflichtmodulen und Zu-
satzmodulen/-fächern

7. Prüfen der Zulassungsvoraussetzungen für das Ablegen der
Diplom-Vorprüfung und der Diplomprüfung für jede/n Kan-
didaten/-in und Vorbereitung der Zulassungsentscheidungen
des Prüfungsausschusses

8. Mitteilung der Prüfungszulassung, des konkreten Prüfungs-
termins und der Namen der Prüfer/innen an die Kandidaten/
-innen

9. Unterrichtung der Prüfer/innen über die konkreten Prüfungs-
termine

10. Aufstellung von Listen der Kandidaten/-innen eines Prüfungs-
termins

11. Kontrolle der Einhaltung der Prüfungstermine
12. Überwachung der Bewertungsfristen gemäß § 12 Abs. 2 

Satz 3 und § 15 Abs. 7 Satz 5
13. Entgegennahme des Antrags zur Anfertigung der Diplomarbeit
14. Zustellung des Themas der Diplomarbeit an den/die Kandi-

daten/-in 
15. Überwachung der Einhaltung der Bearbeitungszeit für die

Diplomarbeit gemäß § 15 Abs. 5
16. Entgegennahme der fertiggestellten Diplomarbeit und Wei-

terleitung an die Prüfer/innen
17. Benachrichtigung der Kandidaten/-innen über die Prüfungs-

ergebnisse
18. Ausfertigung von Zeugnissen und Diplomurkunden sowie

von Bescheiden gemäß § 3 Abs. 3 und 4
19. Aufbewahrung und Archivierung der Diplomarbeiten, Klau-

suren und sonstigen Prüfungsunterlagen nach Abschluss der
Bewertungsverfahren

§ 18
Prüfer und Beisitzer

(1) Zu Erstprüfern/-innen werden nur Professoren/-innen und ande-
re nach § 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungsberech-
tigte Personen bestellt, die, sofern nicht zwingende Gründe eine Ab-
weichung erfordern, in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfungs-
leistung bezieht, eine eigenverantwortliche, selbständige Lehrtätig-
keit am Fachbereich ausgeübt haben. Als Zweitprüfer/in oder als
Beisitzer/in kann nur bestellt werden, wer selbst die durch die Prü-
fung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt.

(2) Der/die Kandidat/in kann für die Diplomarbeit und die münd-
lichen Prüfungsleistungen einen Prüfer vorschlagen. Der Vor-
schlag begründet keinen Anspruch.

(3) Die Namen der Prüfer/innen sollen dem/der Kandidaten/-in
mindestens zwei Wochen vor der jeweiligen Modulprüfung bezie-
hungsweise vor Ausgabe der Diplomarbeit durch Aushang be-
kannt gegeben werden.

(4) Für die Prüfer/innen und die Beisitzer/innen gilt § 16 Abs. 8
und 9 entsprechend.
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§ 19
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an
einer Fachhochschule in der Bundesrepublik Deutschland in dem-
selben Studiengang erbracht wurden. In diesem Studiengang wird
bei derselben Anzahl von theoretischen Studiensemestern im
Grundstudium die Diplom-Vorprüfung ohne Gleichwertigkeits-
prüfung anerkannt. Soweit die Diplom-Vorprüfung Fächer/Mo-
dule nicht enthält, die an der Fachhochschule Neubrandenburg
Gegenstand der Diplom-Vorprüfung, nicht aber der Diplomprü-
fung sind, ist eine Anerkennung mit Auflagen möglich.

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in
Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, werden angerech-
net, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist. Studienzeiten, Stu-
dienleistungen und Prüfungsleistungen sind gleichwertig, wenn
sie in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen des
entsprechenden Studiums an der Fachhochschule Neubranden-
burg im Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer
Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewer-
tung vorzunehmen. Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Stu-
dienleistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland erbracht wurden, sind die von Kultusmi-
nisterkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten
Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von
Hochschulpartnerschaften zu beachten.

(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
in staatlich anerkannten Fernstudien gelten die Absätze 1 und 2
entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem auch für Studienzeiten, Stu-
dienleistungen und Prüfungsleistungen an Fach- und Ingenieur-
schulen und Offiziershochschulen der ehemaligen DDR.

(4) Einschlägige praktische Studiensemester und berufsprakti-
sche Tätigkeiten werden angerechnet.

(5) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu über-
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(6) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 be-
steht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt von
Amts wegen. Der/die Student/in hat die für die Anrechnung erfor-
derlichen Unterlagen vorzulegen.

§ 20
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Die Diplom-Vorprüfung und die Diplomprüfung kann nur ab-
legen, wer

1. aufgrund eines Zeugnisses der allgemeinen Hochschulreife,
der fachgebundenen Hochschulreife oder der Fachhochschul-

reife oder aufgrund einer durch Rechtsvorschrift, insbesonde-
re §§ 19 und 20 des Landeshochschulgesetzes, oder von der
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten
Zugangsberechtigung für den Diplomstudiengang an der
Fachhochschule eingeschrieben ist,

2. und den Nachweis einer einschlägigen Vorpraxis von mindes-
tens acht Wochen Dauer erbringt,

3. ein ordnungsgemäßes Studium nach Maßgabe der Studienord-
nung durchgeführt hat.

(2) Die Zulassung zu einer Modulprüfung ist innerhalb der Mel-
defrist von § 6 Abs. 3 schriftlich unter Verwendung des dafür be-
stimmten Formblattes bei dem/der Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses zu beantragen. Der Antrag ist beim Immatrikulations-
und Prüfungsamt einzureichen. Er kann für mehrere Modulprü-
fungen zugleich gestellt werden, wenn diese innerhalb desselben
Prüfungszeitraumes abgelegt werden sollen. Über die Zulassung
entscheidet der Prüfungsausschuss.

(3) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen, sofern sie
nicht bereits früher vorgelegt wurden:

1. eines der in Absatz 1 genannten Zeugnisse
2. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung ent-

sprechender Prüfungen
3. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung einer

Diplom-Vorprüfung oder Diplomprüfung in demselben oder
in einem verwandten Studiengang

4. im Falle mündlicher Prüfungsleistungen eine Erklärung darü-
ber, ob einer Zulassung von Zuhörern widersprochen wird

(4) Ist es dem/der Kandidaten/-in nicht möglich, eine nach Ab-
satz 3 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise bei-
zufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf
andere Art zu führen. Der Antrag auf Zulassung zu einer Modul-
prüfung ist verbindlich; er kann schriftlich bei dem/der Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses bis spätestens eine Woche vor dem
jeweiligen Prüfungszeitraum oder gemäß Absatz 2 Satz 2 festge-
legten Prüfungstermin ohne Angabe von Gründen und ohne An-
rechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zurück-
genommen werden.

(5) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt
werden, wenn

1. die in den Absätzen 1 oder 2 genannten Voraussetzungen nicht
erfüllt sind oder

2. die Unterlagen unvollständig sind oder
3. der/die Kandidat/in in demselben oder in einem verwandten

Studiengang an einer Fachhochschule entweder die Diplom-
Vorprüfung beziehungsweise die Diplomprüfung oder die ent-
sprechende Modulprüfung endgültig nicht bestanden hat oder
sich in einem Prüfungsverfahren befindet oder

4. der/die Kandidat/in seinen/ihren Prüfungsanspruch mit dem
Überschreiten der Fristen für die Meldung zur oder die Able-
gung der Diplom-Vorprüfung oder der Diplomprüfung oder
der entsprechenden Modulprüfung verloren hat.

(6) Mit dem Antrag zur letzten Prüfung der Diplom-Vorprüfung
oder Diplomprüfung erfolgt die Meldung zur Diplom-Vorprüfung
oder Diplomprüfung.
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2. Abschnitt: Diplom-Vorprüfung

§ 21
Zweck und Durchführung der Diplom-Vorprüfung

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll der/die Kandidat/in nach-
weisen, dass er/sie das Ziel des Grundstudiums erreicht hat und
dass er/sie insbesondere die inhaltlichen Grundlagen seines
Faches, ein methodisches Instrumentarium und eine systemati-
sche Orientierung erworben hat, die erforderlich sind, um das Stu-
dium mit Erfolg fortzusetzen.

(2) Die Diplom-Vorprüfung wird in der Regel studienbegleitend
nach Abschluss der jeweiligen Lehrveranstaltungen des Grundstu-
diums durchgeführt. Sie soll bis zum Beginn des auf das Grund-
studium folgenden Semesters abgeschlossen werden.

§ 22
Art und Umfang der Diplomvorprüfung

(1) Die Diplomvorprüfung setzt sich aus folgenden Modulprü-
fungen zusammen:

(2) Pflichtmodule sind im Gesamtumfang von 55 cp mit Prüfungs-
leistungen (gemäß §§ 10 bis 14) nach Maßgabe der Anlage 1 nach-
zuweisen.

G-PM 01 Fremdsprache
G-PM 02 Exkursionsseminar
G-PM 03 Landschaftsplanung 
G-PM 04 Freiraumplanung
G-PM 05 Zoologie
G-PM 06 Landschaftsökologie/Botanik
G-PM 07 Geschichte der Gartenkunst
G-PM 08 Darstellungstechnik/Entwerfen
G-PM 09 Mess- und Organisationstechnik
G-PM 10 Grundlagen CAD
G-PM 11 Garten- und Landschaftsbau

(3) Wahlpflichtmodule sind mit Prüfungsleistungen (gemäß §§ 10
bis 14) aus drei Wahlpflichtmodulen im Umfang von insgesamt
15 cp aus folgenden Modulen frei wählbar nachzuweisen:

G-WPM 01 Botanische Bestimmungsübungen
G-WPM 02 Freilandpflanzenkunde 
G-WPM 03 Umweltchemie 
G-WPM 04 Gestaltung
G-WPM 05 Soziologie des Planen und Bauens
G-WPM 06 Statistische Methoden und Verfahren
G-WPM 07 Bodenkunde/Geologie
G-WPM 08 Klimatologie
G-WPM 09 Ausschreibungsinformatik Landschaftsbau

(4) Projektmodule (G-PM 12) sind mit Prüfungsleistungen (ge-
mäß § 13) im Gesamtumfang von 20 cp nachzuweisen.

(5) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der
den Modulen nach Maßgabe der Studienordnung zugeordneten
Lehrveranstaltungen.

(6) Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem Inhalt der
Lehrveranstaltungen, die aufgrund der Studienordnung für das
betreffende Modul angeboten werden.

(7) Die Diplom-Vorprüfung kann nur abgeschlossen werden,
wenn die in § 1 Abs. 4 geforderten berufspraktischen Tätigkeiten
(Vorpraxis) erbracht worden sind.

§ 23
Bildung der Gesamtnote und Zeugnis

(1) Die Gesamtnote wird errechnet als arithmetisches Mittel aus
den nach dem Stundenumfang gewichteten Noten der nach § 22
zu erbringenden Prüfungsleistungen. Für die Bildung der Gesamt-
note gilt § 5 entsprechend.

(2) Über die bestandene Diplom-Vorprüfung erhält der/die Kan-
didat/in unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, ein
von dem/der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeich-
netes Zeugnis, das die Modulnoten und die Gesamtnote enthält.

3. Abschnitt: Diplomprüfung

§ 24
Zweck und Durchführung der Diplomprüfung

(1) Die Diplomprüfung bildet den berufsqualifizierenden Ab-
schluss des Diplomstudienganges. Durch die Diplomprüfung wird
festgestellt, ob der/die Kandidat/in die Zusammenhänge seines
Faches überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Metho-
den und Erkenntnisse anzuwenden und die für den Übergang in
die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erwor-
ben hat.

(2) Die Modulprüfungen der Diplomprüfung werden studienbe-
gleitend im Anschluss an die jeweiligen Lehrveranstaltungen des
Hauptstudiums durchgeführt. Die Diplomprüfung wird mit der
Diplomarbeit und dem dazugehörigen Kolloquium abgeschlos-
sen.

§ 25
Art und Umfang der Diplomprüfung

(1) Die Modulprüfungen der Diplomprüfung kann nur ablegen,
wer in demselben Studiengang die Diplom-Vorprüfung an einer
Fachhochschule in der Bundesrepublik Deutschland bestanden
oder eine gemäß § 19 Abs. 2 und 3 als gleichwertig angerechnete
Prüfungsleistung erbracht hat. Modulprüfungen der Diplomprü-
fung können auch dann abgelegt werden, wenn zur vollständigen
Diplom-Vorprüfung eine Modulprüfung fehlt.

(2) Der Nachweis der erfolgreichen Ableistung des praktischen
Studiensemesters und des Praxisbegleitmoduls ist spätestens mit
dem Antrag zur letzten Prüfung der Diplomprüfung gemäß § 20
Abs. 6 zu erbringen.

(3) Die Diplomprüfung setzt sich aus den in den Absätzen 4 bis 6
genannten Modulprüfungen und aus der das Studium abschließen-
den Diplomarbeit mit Kolloquium zusammen.
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(4) Pflichtmodule sind gemäß §§ 10 bis 14 nach Maßgabe der
Anlage 1 mit Prüfungsleistungen im Gesamtumfang von 15 cp
nachzuweisen. Als Pflichtmodule gelten:

H-PM 01 Planungsrecht
H-PM 02 Landschaftsbau/Objektplanung
H-PM 03 EDV im Planungsprozess

(5) Wahlpflichtmodule sind gemäß §§ 10 bis 14 nach Maßgabe
der Anlage 1 mit Prüfungsleistungen im Gesamtumfang von 35 cp
nachzuweisen und aus den folgenden Wahlpflichtmodulen unter
der Maßgabe, dass wenigstens zwei Vertiefungsbereiche berück-
sichtigt sind, frei wählbar. 

Vertiefungsbereich Landschaftsplanung

H-WPM 01 Landschaftsplanung/Bauleitplanung
H-WPM 02 Planung im ländlichen Raum
H-WPM 03 Stadt- und Dorfentwicklung
H-WPM 04 Landschaftsinformatik
H-WPM 05 Integrative Umweltplanung
H-WPM 06 Agrargeschichte/Agrarwirtschaft
H-WPM 07 Nachhaltige Landnutzung
H-WPM 08 Wald- und Forstwirtschaft
H-WPM 09 Wasserwirtschaft
H-WPM 10 Seminarexkursion/-übung LP

Vertiefungsbereich Landschaftsökologie

H-WPM 11 Umwelt- und Verwaltungsrecht
H-WPM 12 Umweltpolitik
H-WPM 13 Tierökologie
H-WPM 14 Zoologische Bestimmungsübungen
H-WPM 15 Landschaftspflege/Naturschutz/Umweltgeschichte
H-WPM 16 Vegetationskunde 
H-WPM 17 Umweltmanagement und Öko-Audit
H-WPM 18 Ökologischer Landbau
H-WPM 19 Seminarexkursion/-übung LÖ

Vertiefungsbereich Freiraumplanung/Landschaftsarchitektur

H-WPM 20 Freiraum und Vegetation
H-WPM 21 Siedlungstypologie
H-WPM 22 Wahrnehmung und Darstellung
H-WPM 23 CAD
H-WPM 24 Stadt- und Architekturgeschichte
H-WPM 25 Gartendenkmalpflege
H-WPM 26 Pflege und Unterhaltung historischer Gärten
H-WPM 27 Garten- und Landschaftsarchitektur
H-WPM 28 Freiraumpflege
H-WPM 29 Stauden- und Gehölzkunde
H-WPM 30 Seminarexkursion/-übung FP

Vertiefungsbereich Landschaftsbau

H-WPM 31 Ingenieurökologie
H-WPM 32 Sport- und Golfplatzbau
H-WPM 33 Seminar Bauabwicklung Landschaftsbau
H-WPM 34 Betriebs- und Baustellenmanagement 

Landschaftsbau
H-WPM 35 BWL/Projektmanagement
H-WPM 36 Marketing/Management
H-WPM 37 Seminarexkursion/-übung LB

(6) Projektmodule (H-PM 04) sind gemäß § 13 im Gesamtum-
fang von 60 cp mit Prüfungsleistungen nachzuweisen.

(7) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der
den Prüfungsmodulen nach Maßgabe der Studienordnung zuge-
ordneten Lehrveranstaltungen.

(8) Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem Inhalt der
Lehrveranstaltungen, die aufgrund der Studienordnung für das be-
treffende Fachgebiet angeboten werden.

§ 26
Zusatzmodule/-fächer

(1) Der/die Kandidat/in kann sich in bis zu zwei weiteren Prü-
fungsmodulen oder -fächern in einem Umfang von acht Semes-
terwochenstunden der Studiengänge der Fachhochschule Neu-
brandenburg einer Prüfung unterziehen (Zusatzmodule/-fächer).
Die Ergebnisse der Prüfungen in diesen Modulen/Fächern werden
bei der Festsetzung der Gesamtnote gemäß § 27 einbezogen.

(2) Der Antrag auf Prüfung in einem Zusatzmodul/-fach ist spä-
testens mit der Meldung zum letzten Teil der Diplomprüfung
zulässig. Er ist schriftlich über das Prüfungsamt an den/die Vor-
sitzende(n) des Prüfungsausschusses zu richten.

(3) Eine nicht bestandene Prüfung in einem Zusatzmodul/-fach
kann zweimal wiederholt werden.

§ 27
Bildung der Gesamtnote und Zeugnis

(1) Die Gesamtnote errechnet sich entsprechend § 5 aus den Mo-
dulnoten und der Note der Diplomarbeit einschließlich des Kollo-
quiums. In den gewichteten Mittelwert der Noten der Modulprü-
fungen des Hauptstudiums gehen die Noten der Pflicht- und der
Wahlpflichtmodule je mit dem Faktor 1 ein. Die Noten der Pro-
jektmodule gehen nach dem Stundenumfang gewichtet und arith-
metisch gemittelt (gemäß § 23 Abs.1) als Gesamtprojektnote mit
dem Faktor 8 ein. Die Note der Modulprüfungen des Hauptstu-
diums geht zu 60 %, die Note der Diplomarbeit zu 30 % und die
Note des Kolloquiums zu 10 % in die Gesamtnote ein.

(2) Bei überragenden Leistungen (Gesamtnote besser als 1,3)
wird das Gesamturteil „mit Auszeichnung bestanden“ erteilt.

(3) Über die bestandene Diplomprüfung erhält der/die Kandi-
dat/in unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, ein
Zeugnis. In das Zeugnis sind die Modulnoten, das Thema der Dip-
lomarbeit und deren Note, die Gesamtnote sowie gegebenenfalls
auf Antrag des/der Kandidaten/-in das Ergebnis der Modulprü-
fungen in den Zusatzmodulen/-fächern aufzunehmen. Auf sei-
nen/ihren Antrag hin erhält der/die Kandidat/in ein Beiblatt mit
der Notenverteilung des jeweiligen Prüfungsjahrgangs (Noten-
spiegel, Rangzahl). Zusätzlich zum Diplomzeugnis erhält der
Kandidat ein Diploma Supplement ausgehändigt. 

(4) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.
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(5) Das Zeugnis ist von dem/der Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses und dem/der Dekanin zu unterzeichnen.

§ 28
Diplomgrad und Diplomurkunde

(1) Ist die Diplomprüfung bestanden, wird der akademische Grad
„Diplom-Ingenieurin (Fachhochschule)“ beziehungsweise „Dip-
lom-Ingenieur (Fachhochschule)“, abgekürzt „Dipl.-Ing. (FH)“,
verliehen.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der/die Kandidat/in die
Diplomurkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die
Verleihung des Diplomgrades beurkundet. Die Diplomurkunde
wird von dem/der Rektor/in unterzeichnet und mit dem Siegel der
Fachhochschule versehen.

4. Abschnitt: Schlussbestimmungen

§ 29
Ungültigkeit der Diplom-Vorprüfung

und der Diplomprüfung

(1) Hat der/die Kandidat/in bei einer Prüfungsleistung getäuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses
bekannt, so können die Noten für die Prüfungsleistung, bei deren
Erbringung der/die Kandidat/in getäuscht hat, und für die Modul-
prüfung entsprechend berichtigt und die Diplom-Vorprüfung oder
die Diplomprüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung nicht erfüllt, ohne das der/die Kandidat/in hierüber täu-
schen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung
des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Beste-
hen der Modulprüfung geheilt. Hat der/die Kandidat/in vorsätz-
lich zu Unrecht erwirkt, dass er/sie die Modulprüfung ablegen
konnte, so kann die Modulprüfung ganz oder teilweise für „nicht
ausreichend“ und die Diplom-Vorprüfung und die Diplomprü-
fung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Dem/der Kandidaten/-in ist vor einer Entscheidung nach Ab-
satz 1 und 2 Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch die
Diplomurkunde einzuziehen, wenn die Diplomprüfung aufgrund
einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Ent-
scheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist
von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

§ 30
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
wird dem/der Kandidaten/-in auf Antrag an das Prüfungsamt in
angemessener Frist Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbei-
ten, die darauf bezogenen Gutachten und in die Prüfungsproto-
kolle gewährt. Der/die Vorsitzende des Prüfungsausschusses be-
stimmt Zeit und Ort der Einsichtnahme.

§ 31
Übergangsbestimmungen

(1) Diese Prüfungsordnung gilt erstmalig für die Prüfung von
Kandidaten/-innen, die im Wintersemester 2003/2004 für den
Diplomstudiengang Landschaftsarchitektur und Umweltplanung
an der Fachhochschule Neubrandenburg eingeschrieben worden
sind. Für vorher immatrikulierte Kandidaten/-innen findet sie aus-
nahmsweise Anwendung, wenn der/die Kandidat/in dies bean-
tragt. Der Antrag auf Anwendung dieser Prüfungsordnung ist un-
widerruflich. Nach der alten Prüfungsordnung erbrachte Prü-
fungsleistungen werden in diesem Fall angerechnet.

(2) Die Vorschriften der bisherigen „Diplomprüfungsordnung für
den Studiengang Landschaftsarchitektur und Umweltplanung an
der Fachhochschule Neubrandenburg“ vom 14. Oktober 19983,
zuletzt geändert am 20. März 20024, treten mit dem In-Kraft-Tre-
ten dieser Diplomprüfungsordnung außer Kraft; sie finden jedoch
weiterhin Anwendung auf Kandidaten/-innen, die vor In-Kraft-
Treten dieser Prüfungsordnung mit dem Studium im Studiengang
Landschaftsarchitektur und Umweltplanung begonnen haben, so-
weit sie nicht einen Antrag nach Absatz 1 Satz 2 stellen oder Ab-
satz 3 nicht eingreift.

(3) Vorschriften, die rückwirkend keine Schlechterstellung zur
Folge haben, gelten auch für die Kandidaten/innen, die vor dem
In-Kraft-Treten dieser Prüfungsordnung sich im Grund- bezie-
hungsweise Hauptstudium befinden.

§ 32
In-Kraft-Treten

Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung
im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft
und Kultur Mecklenburg-Vorpommern in Kraft. Sie findet erstmals
Anwendung für Studierende, die zum Wintersemester 2003/2004
im Studiengang Landschaftsarchitektur und Umweltplanung neu-
immatrikuliert werden.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats der Fachhoch-
schule Neubrandenburg vom 14. April 2004, der Genehmigung
des Rektors vom 17. Mai 2004 sowie nach ordnungsgemäßer
Durchführung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des
Landeshochschulgesetzes beim Ministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur.
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Neubrandenburg, 7. Dezember 2004

Der Rektor
der Fachhochschule Neubrandenburg

Professor Dr. Micha Teuscher

Mittl.bl. BM M-V 2005 S. 155

3 Mittl.bl. BM M-V S. 900
4 Mittl.bl. BM M-V S. 248
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I. Allgemeine Vorschriften

§ 1
Geltungsbereich und Regelstudienzeit

(1) Die Satzung regelt in Ergänzung der Allgemeinen Prüfungs-
ordnung (APO) vom 10. Dezember 19983, geändert durch die
Erste Änderungssatzung vom 25. November 20034, die Prüfungs-
bestimmungen für die Diplomvorprüfung und die Diplomprüfung
für den Studiengang Pädagogische Ausbildung zum Diplom-Mu-
siklehrer für Gesang mit Schwerpunkt Pop/World Music. 

(2) Die Regelstudienzeit beträgt zehn Semester.

(3) Der Höchstumfang der erforderlichen Lehrveranstaltungen
beträgt 69,5 Semesterwochenstunden im Grundstudium und
56,75 Semesterwochenstunden im Hauptstudium: insgesamt
126,25 Semesterwochenstunden.

§ 2
Prüfungstermine, Meldefristen

Der Student soll die Diplomvorprüfung am Ende des vierten Se-
mesters und die Diplomprüfung am Ende des zehnten Semesters ab-
legen. Er hat sich jeweils bis spätestens acht Wochen nach Beginn
des jeweiligen Prüfungssemesters ordnungsgemäß anzumelden.

II. Diplomvorprüfung

§ 3
Zulassungsvoraussetzungen

Bei der Anmeldung zur Diplomvorprüfung sind vorzulegen:

1. Teilnahmebestätigungen pro Semester (Testate) in den Fä-
chern:

a) Body Percussion (zwei Testate)
b) Literaturkunde (drei Testate)
c) Ensemble (Klassik/Pop) (ein Testat)
d) Italienisch (ein Testat)
e) Englisch (zwei Testate)
f) Szenischer Unterricht Grundlagen (ein Testat)
g) Stage Performing (zwei Testate)
h) Bewegungsunterricht (vier Testate)
i) Tonsatz (drei Testate)
j) Gehörbildung (drei Testate)
k) Partitur-, Instrumentenkunde und Akustik (ein Testat)
l) Werkanalyse (zwei Testate)
m) Musikwissenschaft (2 Testate)

2. Leistungsnachweise (benotete Scheine) aufgrund einer schrift-
lichen, praktischen oder mündlichen (Referat) Leistung in den
Fächern:

a) Hauptfach Pop/World Music (ein Leistungsnachweis)
b) Hauptfach Klassik (ein Leistungsnachweis)
c) Literaturkunde (ein Leistungsnachweis)
d) Italienisch (ein Leistungsnachweis)
e) Musikwissenschaft (ein Leistungsnachweis)
f) Werkanalyse (ein Leistungsnachweis)
g) Partitur-, Instrumentenkunde und Akustik (ein Leistungs-

nachweis)
h) Allgemeine Didaktik (ein Leistungsnachweis)
i) Methodik und Didaktik des Hauptfachs (ein Leistungs-

nachweis)
j) Musikpädagogik (ein Leistungsnachweis)
k) Psychologie (zwei Leistungsnachweise)
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Fachprüfungsordnung für den Studiengang Pädagogische Ausbildung 
zum Diplom-Musiklehrer für Gesang mit Schwerpunkt Pop/World Music

an der Hochschule für Musik und Theater Rostock

Vom 7. Dezember 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 und von § 38 Abs. 1 in Verbindung mit § 81 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern (Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 5. Juni 2003 (GVOBl. M-V S. 331)2, erlässt die Hochschule für Musik und Theater Rostock folgende Satzung: 

Inhaltsübersicht

I. Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich und Regelstudienzeit
§ 2 Prüfungstermine, Meldefristen

II. Diplomvorprüfung

§ 3 Zulassungsvoraussetzungen
§ 4 Anforderungen in der Diplomvorprüfung

III. Diplomprüfung

§ 5 Zulassungsvoraussetzungen
§ 6 Anforderungen in der Diplomprüfung
§ 7 Prüfungsgesamtnote
§ 8 Diplomgrad

IV. Schlussbestimmungen

§ 9 In-Kraft-Treten

1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 181
3 Mittl.bl. BM M-V 1999 S. 62
4 Mittl.bl. BM M-V 2004 S. 34 



Die nach Nummer 2 zu erbringende Prüfungsleistung wird jeweils
zu Beginn der Vorlesungszeit, spätestens bis zum Ende der vier-
ten Woche, von der das Fach unterrichtenden Lehrperson einheit-
lich nach Art und Umfang festgelegt und den Studierenden mit-
geteilt. 

§ 4
Anforderungen in der Diplomvorprüfung

(1) Jeder Student hat in folgenden Fächern eine Diplomvorprü-
fung spätestens am Ende des vierten Semesters abzulegen: 

Prüfungsfach Prüfungsart Dauer der 
Prüfung
(in Minuten)

1. Hauptfach a) praktische Prüfung 
(Klassik) 20 - 25

b) (Pop/World Music) 20 - 25
2. Pflichtfach Klavier praktische Prüfung 15
3. Tonsatz a) schriftliche Prüfung 

(Klausur) 300
b) mündliche Prüfung 20

4. Musikwissenschaft mündliche Prüfung 30

(2) Inhalte der Prüfung sind:

Zu 1a) und b): Es werden jeweils mindestens drei Werke ver-
schiedener Stilepochen (a) beziehungsweise Stil-
richtungen (b) vorbereitet.

Zu 2) Es werden mindestens drei Werke verschiedener
Stilepochen mit einem leichten bis mittleren
Schwierigkeitsgrad vorgetragen. 

Zu 3a) Es sind Aufgaben in homophoner und polyphoner
Satztechnik zu lösen. Ferner ist der Nachweis ana-
lytischer Fähigkeiten zu erbringen.

Zu 3b) Bearbeitung von praktischen und analytischen
Aufgabenstellungen zur Harmonielehre.

Zu 4) Prüfungsgespräch zu Fragen aus den musikwis-
senschaftlichen Lehrveranstaltungen, die der Stu-
dent belegt hatte. Dabei sollten Grundkenntnisse
der historischen und systematischen Musikwis-
senschaft geprüft werden. 

III. Diplomprüfung

§ 5
Zulassungsvoraussetzungen

Unbeschadet der allgemeinen Zulassungsvorschriften nach § 19
APO muss der Student bei der Anmeldung zur Diplomprüfung
vorlegen:

1. Teilnahmebestätigungen pro Semester in den Fächern:

a) Grundkurs World Music (zwei Testate)

b) Ensemble (vier Testate)
c) Chor (zwei Testate)
d) Englisch (ein Testat)
e) Tonsatz (ein Testat)
f) Gehörbildung (ein Testat)
g) Höranalyse (drei Testate)
h) Songwriting/Arrangieren (zwei Testate)
i) Testate über Lehrveranstaltungen im Umfang von fünf bis

acht Semesterwochenstunden aus dem wahlobligatori-
schen Angebot. Die Zahl der zu erbringenden Testate
richtet sich nach den vom Studierenden gewählten Lehr-
veranstaltungen.

2. Leistungsnachweise (benotete Scheine) aufgrund einer schrift-
lichen, praktischen oder mündlichen Leistung (Referat) in den
Fächern:

a) Hauptfach Pop/World Music (zwei Leistungsnachweise)
b) Hauptfach Klassik (ein Leistungsnachweis) 
c) Pflichtfach Klavier/Keyboard (ein Leistungsnachweis)
d) Sprecherziehung (ein Leistungsnachweis)
e) Englisch (ein Leistungsnachweis)
f) Tonsatz (ein Leistungsnachweis)
g) Gehörbildung (ein Leistungsnachweis)
h) Werkanalyse (ein Leistungsnachweis)
i) Methodik und die Didaktik des HF (zwei Leistungsnach-

weise)

§ 3 Nr. 2 Satz 2 findet Anwendung.

§ 6
Anforderungen in der Diplomprüfung

(1) Jeder Student hat folgende Prüfungsleistungen in der Diplom-
prüfung abzulegen:

Prüfungsleistung Prüfungsart Dauer der 
Prüfung
(in Minuten)

1. Hauptfach a) praktische Prüfung 60
b) praktische Prüfung 30
c) praktische Prüfung 30

2. Lehrpraxis a) praktische Prüfung 
(Pop) 60

b) praktische Prüfung 
(Klassik) 30

c) mündliche Prüfung 20

3. Diplomarbeit Hausarbeit sechs Monate

(2) Inhalte der Prüfung sind:

Zu 1a) Es werden vollständige Werke in mindestens drei unter-
schiedlichen Stilistiken und einem hohen Schwierigkeits-
grad präsentiert. Die erarbeiteten Werke sollen mit einem
Ensemble in verschiedenen Besetzungen vorgetragen
werden. Solistische Leistungen wie auch Begleitfunktio-
nen müssen hier Berücksichtigung finden. 
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Zu 1b) Repertoirenachweis: Aus einer Repertoireliste von 20 Ti-
teln in breiter Stilistik werden mindestens drei von der
Prüfungskommission ausgewählte Beispiele vorgetragen.

Zu 1c) Prüfung im klassischen Fach: Es werden Kunstlieder/
Arien aus vier Stilepochen mit einem hohen Schwierig-
keitsgrad vorgetragen. 

Zu 2a) Es werden zwei Lehrproben im Umfang von jeweils 30 Mi-
nuten abgeleistet, die sich auf einen Schüler im Anfänger-
stadium und einem Schüler im fortgeschrittenen Stadium
der Ausbildung beziehen. Eine Lehrprobe kann im Rah-
men einer Ensembleprobe absolviert werden. 

Zu 2b) Es wird eine Lehrprobe im Umfang von 30 Minuten abge-
leistet.

Zu 2c) Gegenstand der mündlichen Prüfung sind die beiden
Lehrproben sowie daran anknüpfende Fragen der ange-
wandten Methodik und Didaktik.

Zu 3) Die Diplomarbeit soll ein musikpädagogisches Thema ab-
handeln.

§ 7
Prüfungsgesamtnote

(1) Die Prüfungsgesamtnote nach § 13 Abs. 5 APO wird zu einem
Viertel aus der Note in der Prüfung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1a, zu je
einem Achtel aus den Noten in den Prüfungen nach § 6 Abs. 1 
Nr. 1b und c, sowie zu je einem Viertel aus den Noten in den Prü-
fungen nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 und der Note der Diplomarbeit er-
rechnet. Innerhalb der praktischen Prüfungen gilt § 13 Abs. 2

APO. Die Note nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 errechnet sich zu je einem
Viertel aus den Noten der zwei Lehrproben nach Nr. 2a sowie der
Lehrprobe nach 2b und der mündlichen Prüfung nach Nr. 2c.

(2) Die Noten der Leistungsnachweise, soweit das Fach nicht
Gegenstand der Diplomvorprüfung oder der Diplomprüfung ist,
sowie die in der Diplomvorprüfung gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 2 bis 4
erreichten Noten werden in einer Anlage zum Diplomzeugnis mit-
geteilt. 

§ 8
Diplomgrad

Es wird der Grad eines „Diplom-Musiklehrers“ beziehungsweise
einer „Diplom-Musiklehrerin“ für Gesang mit Schwerpunkt Pop/
World Music verliehen. 

IV. Schlussbestimmungen

§ 9
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Mit-
teilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und
Kultur Mecklenburg-Vorpommern in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats der Hochschu-
le für Musik und Theater Rostock vom 1. Dezember 2004 und der
Genehmigung des Rektorats vom 7. Dezember 2004 sowie nach
Abschluss des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des Landes-
hochschulgesetzes beim Ministerium für Bildung, Wissenschaft
und Kultur mit Schreiben vom 3. Februar 2005.
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Rostock, den 7. Dezember 2004

Der Rektor
der Hochschule für Musik und Theater Rostock

Professor Christfried Göckeritz
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I. Allgemeine Vorschriften

§ 1
Geltungsbereich und Regelstudienzeit

(1) Die Satzung regelt in Ergänzung der Allgemeinen Prüfungs-
ordnung (APO) vom 10. Dezember 19983, geändert durch die
Erste Änderungssatzung vom 25. November 20034, die Prüfungs-
bestimmungen für die Diplomvorprüfung und die Diplomprüfung
für den Studiengang Pädagogische Ausbildung zum Diplom-Mu-
siklehrer (instrumental) mit Schwerpunkt Pop/World Music.

(2) Die Regelstudienzeit beträgt neun Semester.

(3) Der Höchstumfang der erforderlichen Lehrveranstaltungen be-
trägt 59,5 Semesterwochenstunden im Grundstudium und 40,5 Se-
mesterwochenstunden im Hauptstudium: insgesamt 100 Semes-
terwochenstunden.

§ 2
Prüfungstermine, Meldefristen

Der Student soll die Diplomvorprüfung am Ende des vierten Se-
mesters und die Diplomprüfung am Ende des neunten Semesters ab-
legen. Er hat sich jeweils bis spätestens acht Wochen nach Beginn
des jeweiligen Prüfungssemesters ordnungsgemäß anzumelden.

II. Diplomvorprüfung

§ 3
Zulassungsvoraussetzungen

Bei der Anmeldung zur Diplomvorprüfung sind vorzulegen:

1. Teilnahmebestätigungen pro Semester (Testate) in den
Fächern:

a) Body Percussion (zwei Testate)
b) Literaturkunde (drei Testate)
c) Ensemble (Pop) (ein Testat)
d) Chor (vier Testate)
e) Tonsatz (drei Testate)
f) Gehörbildung (drei Testate)
g) Partitur-, Instrumentenkunde und Akustik (ein Testat)
h) Werkanalyse (zwei Testate)
i) Musikwissenschaft (zwei Testate)

2. Leistungsnachweise (benotete Scheine) aufgrund einer schriftli-
chen, praktischen oder mündlichen (Referat) Leistung in den
Fächern:

a) Hauptfach Pop/World Music (ein Leistungsnachweis)
b) Hauptfach Klassik (ein Leistungsnachweis)
c) Kammermusik (ein Leistungsnachweis)
d) Literaturkunde (ein Leistungsnachweis)
e) Musikwissenschaft (ein Leistungsnachweis)
f) Werkanalyse (ein Leistungsnachweis)
g) Partitur-, Instrumentenkunde und Akustik (ein Leistungs-

nachweis)
h) Allgemeine Didaktik (ein Leistungsnachweis)
i) Methodik und Didaktik des Hauptfachs (ein Leistungs-

nachweis)
j) Musikpädagogik (ein Leistungsnachweis)
k) Psychologie (zwei Leistungsnachweise)

Die nach Nummer 2 zu erbringende Prüfungsleistung wird jeweils
zu Beginn der Vorlesungszeit, spätestens bis zum Ende der vier-
ten Woche, von der das Fach unterrichtenden Lehrperson einheit-
lich nach Art und Umfang festgelegt und den Studierenden mitge-
teilt. 
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Fachprüfungsordnung für den Studiengang Pädagogische Ausbildung 
zum Diplom-Musiklehrer (instrumental) mit Schwerpunkt Pop/World Music 

an der Hochschule für Musik und Theater Rostock

Vom 7. Dezember 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 und von § 38 Abs. 1 in Verbindung mit § 81 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern (Landeshochschulgesetz - LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 5. Juni 2003 (GVOBl. M-V S. 331)2, erlässt die Hochschule für Musik und Theater Rostock folgende Satzung: 

Inhaltsübersicht

I. Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich und Regelstudienzeit
§ 2 Prüfungstermine, Meldefristen

II. Diplomvorprüfung

§ 3 Zulassungsvoraussetzungen
§ 4 Anforderungen in der Diplomvorprüfung

III. Diplomprüfung

§ 5 Zulassungsvoraussetzungen
§ 6 Anforderungen in der Diplomprüfung
§ 7 Prüfungsgesamtnote
§ 8 Diplomgrad

IV. Schlussbestimmungen

§ 9 In-Kraft-Treten
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§ 4
Anforderungen in der Diplomvorprüfung

(1) Jeder Student hat in folgenden Fächern eine Diplomvorprü-
fung spätestens am Ende des vierten Semesters abzulegen: 

Prüfungsfach Prüfungsart Dauer der 
Prüfung
(in Minuten)

1. Hauptfach a) praktische Prüfung: 
(Klassik) 20 - 25

b) (Pop/World Music) 20 - 25

2. Pflichtfach Klavier praktische Prüfung 15

3. Tonsatz a) schriftliche Prüfung 
(Klausur) 300

b) mündliche Prüfung 20

4. Musikwissenschaft mündliche Prüfung 30

(2) Inhalte der Prüfung sind:

Zu 1a) und b): Es werden jeweils mindestens drei Werke ver-
schiedener Stilepochen (a) beziehungsweise Stil-
richtungen (b) vorbereitet.

Zu 2) Es werden mindestens drei Werke verschiedener
Stilepochen mit einem leichten bis mittleren
Schwierigkeitsgrad vorgetragen. 

Zu 3a) Es sind Aufgaben in homophoner und polyphoner
Satztechnik zu lösen. Ferner ist der Nachweis ana-
lytischer Fähigkeiten zu erbringen.

Zu 3b) Bearbeitung von praktischen und analytischen
Aufgabenstellungen zur Harmonielehre.

Zu 4) Prüfungsgespräch zu Fragen aus den musikwis-
senschaftlichen Lehrveranstaltungen, die der Stu-
dent belegt hatte. Dabei sollten Grundkenntnisse
der historischen und systematischen Musikwis-
senschaft geprüft werden. 

III. Diplomprüfung

§ 5
Zulassungsvoraussetzungen

Unbeschadet der allgemeinen Zulassungsvorschriften nach § 19
APO muss der Student bei der Anmeldung zur Diplomprüfung
vorlegen:

1. Teilnahmebestätigungen pro Semester in den Fächern:

a) Grundkurs World Music (zwei Testate)
b) Ensemble (vier Testate)
c) Tonsatz (ein Testat)

d) Gehörbildung (ein Testat)
e) Höranalyse (drei Testate)
f) Songwriting/Arrangieren (zwei Testate)
g) Testate über Lehrveranstaltungen im Umfang von fünf bis

acht Semesterwochenstunden aus dem wahlobligatori-
schen Angebot. Die Zahl der zu erbringenden Testate
richtet sich nach den vom Studierenden gewählten Lehr-
veranstaltungen.

2. Leistungsnachweise (benotete Scheine) aufgrund einer schriftli-
chen, praktischen oder mündlichen Leistung (Referat) in den
Fächern:

a) Hauptfach Pop/World Music (zwei Leistungsnachweise)
b) Hauptfach Klassik (ein Leistungsnachweis)
c) Ensemble Pop (ein Leistungsnachweis)
d) Tonsatz (ein Leistungsnachweis)
e) Gehörbildung (ein Leistungsnachweis)
f) Höranalyse (ein Leistungsnachweis)
g) Songwriting/Arrangieren (ein Leistungsnachweis)
h) Methodik und die Didaktik des HF (ein Leistungsnachweis)

§ 3 Nr. 2 Satz 2 findet Anwendung.

§ 6
Anforderungen in der Diplomprüfung

(1) Jeder Student hat folgende Prüfungsleistungen in der Diplom-
prüfung abzulegen:

Prüfungsleistung Prüfungsart Dauer der 
Prüfung
(in Minuten)

1. Hauptfach a) praktische Prüfung 60
b) praktische Prüfung 30
c) praktische Prüfung 30

2. Lehrpraxis a) praktische Prüfung 
(Pop) 60

b) praktische Prüfung 
(Klassik) 30

c) mündliche Prüfung 20

3. Diplomarbeit Hausarbeit 6 Monate

(2) Inhalte der Prüfung sind:

Zu 1a) Es werden vollständige Werke in mindestens drei unter-
schiedlichen Stilistiken und einem hohen Schwierigkeits-
grad präsentiert. Die erarbeiteten Werke sollen mit einem
Ensemble in verschiedenen Besetzungen vorgetragen
werden. Solistische Leistungen wie auch Begleitfunktio-
nen müssen hier Berücksichtigung finden. 

Zu 1b) Repertoirenachweis: Aus einer Repertoireliste von 20 Ti-
teln in breiter Stilistik werden mindestens drei von der
Prüfungskommission ausgewählte Beispiele vorgetragen.
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Zu 1c) Prüfung im klassischen Fach: Es werden vollständige
Werke aus mindestens drei Stilepochen mit einem hohen
Schwierigkeitsgrad vorgetragen. 

Zu 2a) Es werden zwei Lehrproben im Umfang von jeweils 30 Mi-
nuten abgeleistet, die sich auf einen Schüler im Anfänger-
stadium und einem Schüler im fortgeschrittenen Stadium
der Ausbildung beziehen. Eine Lehrprobe kann im Rah-
men einer Ensembleprobe absolviert werden. 

Zu 2b) Es wird eine Lehrprobe im Umfang von 30 Minuten abge-
leistet.

Zu 2c) Gegenstand der mündlichen Prüfung sind die beiden
Lehrproben sowie daran anknüpfende Fragen der ange-
wandten Methodik und Didaktik.

Zu 3) Die Diplomarbeit soll ein musikpädagogisches Thema ab-
handeln.

§ 7
Prüfungsgesamtnote

(1) Die Prüfungsgesamtnote nach § 13 Abs. 5 APO wird zu einem
Viertel aus der Note in der Prüfung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1a, zu je
einem Achtel aus den Noten in den Prüfungen nach § 6 Abs. 1 
Nr. 1b und c, sowie zu je einem Viertel aus den Noten in den Prü-
fungen nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 und der Note der Diplomarbeit
errechnet. Innerhalb der praktischen Prüfungen gilt § 13 Abs. 2
APO. Die Note nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 errechnet sich zu je einem
Viertel aus den Noten der zwei Lehrproben nach Nr. 2a sowie der
Lehrprobe nach 2b und der mündlichen Prüfung nach Nr. 2c.

(2) Die Noten der Leistungsnachweise, soweit das Fach nicht
Gegenstand der Diplomvorprüfung oder der Diplomprüfung ist,
sowie die in der Diplomvorprüfung gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 2 bis 4
erreichten Noten werden in einer Anlage zum Diplomzeugnis mit-
geteilt. 

§ 8
Diplomgrad

Es wird der Grad eines „Diplom-Musiklehrers“ beziehungsweise
einer „Diplom-Musiklehrerin“ für das jeweilige instrumentale
Fach mit Schwerpunkt Pop/World Music verliehen. Das instru-
mentale Hauptfach wird angegeben.

IV. Schlussbestimmungen

§ 9
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Mit-
teilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und
Kultur Mecklenburg-Vorpommern in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund Beschlusses des Senats der Hochschule für
Musik und Theater Rostock vom 1. Dezember 2004 und der Ge-
nehmigung des Rektorats vom 7. Dezember 2004 sowie nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des Landes-
hochschulgesetzes beim Ministerium für Bildung, Wissenschaft
und Kultur mit Schreiben vom 3. Februar 2005.
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Der Rektor
der Hochschule für Musik und Theater Rostock

Professor Christfried Göckeritz
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Gemeinsame Prüfungsordnung für die Bachelor-Studiengänge
Elektrotechnik, Informatik, Medizininformatik und Biomedizintechnik

an der Fachhochschule Stralsund

Vom 7. Oktober 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juni
2003 (GVOBl. M-V S. 331)2, erlässt die Fachhochschule Stralsund folgende Gemeinsame Prüfungsordnung für die Bachelor-Stu-
diengänge Elektrotechnik, Informatik sowie Medizininformatik und Biomedizintechnik als Satzung:

Inhaltsverzeichnis

Allgemeiner Teil

Erster Abschnitt: Allgemeines

§ 1 Regelungsgegenstand
§ 2 Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang
§ 3 Aufbau der Prüfungen
§ 4 Bestehen oder Nichtbestehen
§ 5 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 6 Bildung der Modulnoten
§ 7 Prüfungstermine
§ 8 Meldung und Meldefristen
§ 9 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
§ 10 Wiederholung der Prüfungen und der Bachelor-Arbeit
§ 11 Arten der Prüfungsleistungen
§ 12 Mündliche Prüfungen
§ 13 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten
§ 14 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen
§ 15 Zusatzfächer
§ 16 Vergabe von ECTS-Punkten
§ 17 Prüfungsausschuss
§ 18 Prüferin und Prüfer, Beisitzerin und Beisitzer
§ 19 Studienbüro (Prüfungsamt)
§ 20 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-

fungsleistungen
§ 21 Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung
§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten
§ 23 In-Kraft-Treten

Zweiter Abschnitt: Prüfungsverfahren

§ 24 Zweck der Bachelor-Prüfung
§ 25 Aufbau, Gegenstand und Art der Bachelor-Prüfung
§ 26 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen für die Bachelor-

Arbeit
§ 27 Bachelor-Arbeit

§ 28 Kolloquium
§ 29 Bildung der Gesamtnote und Zeugnis
§ 30 Bachelor-Grad und Bachelor-Urkunde

Studiengangspezifischer Teil

Studiengangspezifischer Teil für den Bachelor-Studiengang
Elektrotechnik (ETB)

§ 31 Studienaufbau
§ 32 Modulprüfungen für die Bachelor-Prüfung
§ 33 Gesamtnote der Bachelor-Prüfung
§ 34 Bachelor-Grad

Studiengangspezifischer Teil für den Bachelor-Studiengang
Informatik  (INFB) 

§ 31 Studienaufbau
§ 32 Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung
§ 33 Gesamtnote der Bachelor-Prüfung
§ 34 Bachelor-Grad

Studiengangspezifischer Teil für den Bachelor-Studiengang
Medizininformatik und Biomedizintechnik (MIBTB)

§ 31 Studienaufbau
§ 32 Modulprüfungen für die Bachelor-Prüfung
§ 33 Gesamtnote der Bachelor-Prüfung
§ 34 Bachelor-Grad

Anlagen:
Anlage 1: Diploma Supplement Bachelor Elektotechnik
Anlage 2: Diploma Supplement Bachelor Informatik
Anlage 3: Diploma Supplement Bachelor Medizininformatik und

Biomedizintechnik
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Allgemeiner Teil

Erster Abschnitt: Allgemeines

§ 1 
Regelungsgegenstand

(1) Diese Prüfungsordnung regelt in den §§ 24 bis 30 das Ver-
fahren der Bachelor-Prüfung. Die Vorschriften des Allgemeinen
Teiles (§§ 1 bis 30) gelten gleichfalls für die Bachelor-Prüfung für
alle Bachelor-Studiengänge des Fachbereichs Elektrotechnik und
Informatik der Fachhochschule Stralsund. Abweichungen hiervon
in einzelnen Studiengängen sind im jeweiligen Studiengangspezi-
fischen Teil geregelt und gehen den Regelungen des Allgemeinen
Teiles vor. 

(2) Die studiengangspezifischen Regelungen sind im Studien-
gangspezifischen Teil der Prüfungsordnung für den jeweiligen
Studiengang (§§ 31 bis 34) enthalten.

§ 2
Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang

(1) Die Zeit, in der in der Regel das Studium mit der Bachelor-
Prüfung als berufsqualifizierender Prüfung abgeschlossen werden
kann (Regelstudienzeit), beträgt sieben Fachsemester. Sie umfasst
die theoretischen Studiensemester, ein praktisches Studiensemes-
ter und die Prüfungen einschließlich der Bachelor-Arbeit. 

(2) Es muss eine einschlägige berufspraktische Tätigkeit im Um-
fang von 13 Wochen bis zum Ende des vierten Semesters erfolg-
reich abgeleistet werden (Vorpraxis). Davon sollen mindestens
vier Wochen vor Aufnahme des Studiums erbracht werden. Eine
einschlägige Ausbildung oder eine einschlägige berufspraktische
Tätigkeit wird angerechnet. Einzelheiten werden in der Praktikan-
tenrichtlinie als Anlage der Studienordnung geregelt.

(3) Das praktische Studiensemester liegt in der Regel im fünften
Fachsemester. Es ist ein in das Studium integrierter, von der Fach-
hochschule Stralsund geregelter, inhaltlich bestimmter, betreuter
und mit Lehrveranstaltungen begleiteter Ausbildungsabschnitt,
der in der Regel in einem Betrieb oder in einer anderen Einrich-
tung der Berufspraxis mit einem Umfang von mindestens 20 Wo-
chen abgeleistet wird. Die das praktische Studiensemester vor-
und nachbereitenden Lehrveranstaltungen finden im Umfang von
in der Regel mindestens zwei Semesterwochenstunden statt; diese
können auch im Block durchgeführt werden. Die erfolgreiche
Teilnahme an den vor- und nachbereitenden Lehrveranstaltungen
ist Voraussetzung für die Anerkennung des praktischen Studien-
semesters.
Die inhaltliche Gestaltung und die fachlichen Anforderungen für
das praktische Studiensemester regelt die Praktikantenrichtlinie
als Anlage der Studienordnung.

(4) Das siebte Fachsemester dient teilweise der Anfertigung der
Bachelor-Arbeit und der Ablegung des Kolloquiums nach Maß-
gabe von § 28; begleitend werden Lehrveranstaltungen im Um-
fang von bis zu 16 Semesterwochenstunden angeboten.

(5) Der zeitliche Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstaltungen ergibt

sich für jeden Studiengang aus dem jeweiligen Studiengangspezi-
fischen Teil der Prüfungsordnung. 

§ 3
Aufbau der Prüfungen

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus Modulprüfungen und der
Bachelor-Arbeit sowie einem Kolloquium.

(2) Modulprüfungen setzen sich aus Prüfungsleistungen (§§ 11
bis 13) in einem Prüfungskurs oder in mehreren Prüfungskursen
zusammen. In einer Modulprüfung sollen in der Regel nicht mehr
als drei Prüfungsleistungen erbracht werden; sie kann auch aus
nur einer Prüfungsleistung bestehen.

(3) Eine Modulprüfung umfasst ein Prüfungsgebiet, dessen Durch-
dringung oder hinreichende Beherrschung von der Kandidatin
und von dem Kandidaten verlangt werden muss, um das Studium
mit Erfolg fortsetzen oder abschließen zu können.

(4) Modulprüfungen für die Bachelor-Prüfung werden studienbe-
gleitend abgenommen, wenn die Lehrinhalte des Moduls in dem
für das Studium vorgesehenen vollen Umfang vermittelt worden
sind. 

§ 4
Bestehen oder Nichtbestehen

(1) Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn

1. sämtliche Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung bestanden
sind, 

2. das praktische Studiensemester erfolgreich abgeschlossen ist
und 

3. die Bachelor-Arbeit einschließlich des Kolloquiums mindes-
tens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.

(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Modulnote min-
destens „ausreichend“ (4,0) ist. Eine Modulprüfung, die sich aus
mehreren Prüfungsleistungen zusammensetzt, ist bestanden,
wenn alle Prüfungsleistungen bestanden sind.

(3) Hat die Kandidatin oder der Kandidat eine Modulprüfung
nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestanden oder wurde die
Bachelor-Arbeit beziehungsweise das Kolloquium schlechter als
mit „ausreichend“ (4,0) bewertet, so wird der Kandidatin oder
dem Kandidaten hierüber ein schriftlicher Bescheid mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung erteilt. Es muss darüber informiert wer-
den, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang und in welcher
Frist Modulprüfungen, die Bachelor-Arbeit und das Kolloquium
wiederholt werden können. Ferner ist in dem Bescheid darauf hin-
zuweisen, dass gemäß § 17 Abs. 6 des Landeshochschulgesetzes
die Immatrikulation beendet wird, wenn die Kandidatin oder der
Kandidat in ihrem/seinem Studiengang die Bachelor-Prüfung
endgültig nicht bestanden hat.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelor-Prüfung
nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestanden und will sie/er das
Studium nicht, nicht sofort oder nicht an der Fachhochschule
Stralsund fortsetzen, so wird ihr/ihm auf Antrag und gegen Vorla-
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ge der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulationsbe-
scheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen, deren Noten und deren ECTS-Punkte enthält
und erkennen lässt, dass die Bachelor-Prüfung nicht bestanden ist.

§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von
den jeweiligen Prüfern festgesetzt.

(2) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende
Noten zu verwenden:

1,0; 1,3 = sehr gut = eine hervorragende 
Leistung

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine Leistung, die 
erheblich über den 
durchschnittlichen 
Anforderungen liegt

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die 
durchschnittlichen An-
forderungen entspricht

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz 
ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel 
den Anforderungen 
nicht mehr genügt

(3) Die Noten 1,3; 1,7; 2,3; 2,7; 3,3 und 3,7 dienen der differen-
zierten Bewertung der Prüfungsleistungen.

§ 6
Bildung der Modulnoten

(1) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prüfungsleistun-
gen, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der
Noten der einzelnen Prüfungsleistungen, die alle mit mindestens
ausreichend bewertet sein müssen. Dabei wird nur die erste Dezi-
malstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen
werden ohne Rundung gestrichen. Die Modulnote lautet

bei einem Durchschnitt
bis einschließlich 1,5 = sehr gut;

bei einem Durchschnitt
von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut;

bei einem Durchschnitt
von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend;

bei einem Durchschnitt
von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend;

bei einem Durchschnitt ab 4,1 = nicht ausreichend.

(2) Für die Bildung der Gesamtnote gemäß § 33 gilt Absatz 1 ent-
sprechend.

(3) Einzelne Prüfungsleistungen können bei der Bildung der Mo-
dulnote gemäß § 32 besonders gewichtet werden. Absatz 1 Satz 2
gilt entsprechend.

(4) Besteht eine Modulprüfung nur aus einer Prüfungsleistung, so
ist deren Note gleichzeitig die erzielte Modulnote.

§ 7
Prüfungstermine

(1) Die Bachelor-Prüfung soll spätestens innerhalb des siebten
Fachsemesters gemäß § 2 Abs. 4 abgeschlossen werden. Sie kann
vor dem siebten Fachsemester abgelegt werden, sofern die für die
Zulassung erforderlichen Voraussetzungen gemäß §§ 14 und 26
erfüllt sind. Modulprüfungen sollen spätestens innerhalb des
ihnen in § 32 zugeordneten Regelsemesters (Regelprüfungster-
min) abgelegt werden. Die Prüfungen müssen innerhalb der Re-
gelstudienzeit abgelegt werden können.

(2) Die Bachelor-Prüfung ist so zu organisieren, dass sie inner-
halb der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Der Fach-
bereich stellt durch das Lehrangebot sicher, dass die Modulprü-
fungen sowie die Bachelor-Arbeit und das Kolloquium zu den
festgesetzten Prüfungsterminen abgelegt werden können. 

(3) Die Prüfungen finden in jedem Semester in der Regel nach der
Vorlesungszeit statt. Der Prüfungszeitraum beträgt vier Wochen.

(4) Modulprüfungen sind in jedem Semester während der in Ab-
satz 3 Satz 1 genannten Zeit anzubieten.

(5) Die Kandidatin und der Kandidat ist/sind rechtzeitig, sowohl
über Art und Zahl der nach dem Studiengangspezifischen Teil im
jeweiligen Studiengang zu absolvierenden Modulprüfungen mit
den ihnen zugeordneten Prüfungsleistungen (gemäß § 32) als auch
über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über
den Aus- und Abgabezeitpunkt der Bachelor-Arbeit zu informie-
ren. Zu diesem Zweck erhält die Studentin oder der Student bei
Aufnahme des Studiums eine Prüfungs- und ECTS-Punktekarte,
auf der alle von ihr/ihm zu erbringenden Prüfungselemente ver-
merkt sind. Die Karte ist von jeder Studentin und jedem Studenten
in eigener Verantwortung zu führen. Eine Übersicht über die Leis-
tungen der Studentin und des Studenten wird auch im Prüfungsamt
geführt. Die Studentin und der Student kann sich zu jedem Semes-
terende ein „Transcript of Records“ ausstellen lassen.

(6) Der Kandidatin und dem Kandidaten ist bekannt zu geben,
wann unter Berücksichtigung aller Fristüberschreitungs- und
Wiederholungsmöglichkeiten in den Prüfungen die Rechtsfolge
des § 17 Abs. 6 Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes (Exmatriku-
lation) einsetzt.

§ 8
Meldung und Meldefristen

(1) Die Studentin und der Student müssen sich zu den Modulprü-
fungen sowie zur Bachelor-Arbeit anmelden.
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(2) Der Prüfungsausschuss bestimmt die konkreten Prüfungster-
mine. Diese werden spätestens sechs Wochen vor Beginn der Prü-
fungsperiode bekannt gegeben. Die Bekanntgabe erfolgt üblicher-
weise vom Prüfungsamt durch ortsüblichen Aushang.

(3) Der Antrag auf Zulassung ist spätestens vier Wochen vor Be-
ginn der in § 7 Abs. 3 geregelten Prüfungsperiode beim Prüfungs-
amt einzureichen (Ausschlussfrist). 

(4) Die Kandidatin oder der Kandidat soll die Bachelor-Prüfung
bis zum Ende der Regelstudienzeit des jeweiligen Bachelor-Stu-
diengangs ablegen. Überschreitet die Kandidatin oder der Kandi-
dat aus von ihr/ihm zu vertretenden Gründen die in der Prüfungs-
ordnung festgelegten Fristen (Regelsemester gemäß § 32 Abs. 1
des jeweiligen Studiengangspezifischen Teils) zur Meldung für
die Ablegung von Modulprüfungen und der Bachelor-Arbeit um
mehr als zwei Semester, so gelten die bis dahin nicht abgelegten
Modulprüfungen als abgelegt und nicht bestanden. Entsprechen-
des gilt, wenn eine Kandidatin oder ein Kandidat eine Modulprü-
fung, zu der sie/er sich gemeldet hat, aus von ihr/ihm zu vertre-
tenden Gründen nicht ablegt. Diese Regelung gilt auch für eine
nicht zum vorgesehenen Termin begonnene Bachelor-Arbeit.

(5) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Gründe der Über-
schreitung nicht zu vertreten, so hat sie/er dies über das Studien-
büro (Prüfungsamt) unverzüglich dem zuständigen Prüfungsaus-
schuss schriftlich anzuzeigen und glaubhaft zu machen. Erkennt
der Prüfungsausschuss die Gründe an, so beraumt er einen neuen
Termin an, der der Studentin oder dem Studenten durch das Stu-
dienbüro (Prüfungsamt) in geeigneter Form mitzuteilen ist. Un-
berücksichtigt bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang,
höchstens jedoch bis zu zwei Semester, wenn die Kandidatin oder
der Kandidat während dieser Zeit als gewähltes Mitglied in ge-
setzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen Organen
der Hochschule tätig war und nachweislich am ordnungsgemäßen
Studium in erheblichem Maße gehindert war. Unberücksichtigt
bleibt auch ein Auslandsstudium bis zu zwei Semester, das im Rah-
men von Kooperationsverträgen mit ausländischen Hochschulen
im Ausland absolviert wurde. Die Kandidatin oder der Kandidat
muss nachweislich an einer ausländischen Hochschule für den ent-
sprechenden Studiengang eingeschrieben gewesen sein und muss
darin Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfang, in der Regel
von mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und je Se-
mester mindestens einen Leistungsnachweis erworben haben.
Bei den Gründen sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und
die Fristen der Elternteilzeit zu berücksichtigen.

(6) Der Rücktritt von einer Prüfung, zu der sich die Kandidatin
oder der Kandidat entsprechend Absatz 3 angemeldet hat und zu
der sie/er zugelassen wurde, ist möglich, wenn sie/er die Prüfung
unter Einhaltung der Fristen von Absatz 4 zu einem späteren Zeit-
punkt ablegen kann. Der Rücktritt muss schriftlich erfolgen und
dem Prüfungsamt eine Woche vor Beginn der Prüfungsperiode
zugehen. Ein verspäteter Rücktritt ist unwirksam. Durch den
wirksamen Rücktritt wird die Kandidatin oder der Kandidat so
gestellt, als ob sie/er sich nicht zur Prüfung angemeldet hätte.

§ 9
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen für sie/ihn

bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt oder
wenn sie/er von einer Prüfung, die sie/er angetreten hat, ohne trif-
tigen Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prü-
fungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit
erbracht wird.

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss über das Studienbüro
(Prüfungsamt) unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft
gemacht werden, zusammen mit einem Antrag auf Terminver-
schiebung.

(3) Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten ist unver-
züglich ein ärztliches Attest vorzulegen. Bei Wiederholungsprü-
fungen und in der Prüfungsphase gemäß § 25 Abs. 3 ist ein amts-
ärztliches Attest einzureichen. Bei wiederholter Erkrankung kann
ebenfalls ein amtsärztliches Attest verlangt werden. Erkennt der
Prüfungsausschuss den Grund an, so hat die Kandidatin oder der
Kandidat die Prüfung zum nächst möglichen Prüfungstermin ab-
zulegen, sofern der anerkannte Grund dem nicht entgegensteht.
Die bereits vorliegenden Prüfungsleistungen sind in diesem Fall
anzurechnen. Der Prüfungsausschuss kann diese Aufgabe auf das
Studienbüro (Prüfungsamt) delegieren. 

(4) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat das Ergebnis
ihrer/seiner Prüfungsleistungen durch Täuschung oder Benutzung
nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betreffen-
de Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Eine
Kandidatin oder ein Kandidat, die/der den ordnungsgemäßen
Ablauf der Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder
dem jeweiligen Prüfer oder der/dem Aufsicht Führenden von der
Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in die-
sem Fall wird die Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet. In besonders schwerwiegenden Fällen kann der Prü-
fungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der Er-
bringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(5) Die Kandidatin oder der Kandidat kann verlangen, dass die
Entscheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 innerhalb von 14 Ta-
gen vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende Ent-
scheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüg-
lich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung zu versehen. Der Kandidatin oder dem Kandidaten
ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu
geben.

§ 10
Wiederholung der Modulprüfungen und 

der Bachelor-Arbeit

(1) Eine nicht bestandene oder als nicht bestanden geltende Mo-
dulprüfung kann einmal wiederholt werden. Die Wiederholung
einer bestandenen Modulprüfung ist nicht zulässig. Fehlversuche
an anderen Fachhochschulen in der Bundesrepublik Deutschland
sind anzurechnen.

(2) Besteht eine nicht bestandene Modulprüfung aus mehreren
Prüfungsleistungen, sind nur die mit schlechter als „ausreichend“
(4,0) bewerteten Prüfungsleistungen zu wiederholen.
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(3) Die Studentin oder der Student kann eine zweite Wiederho-
lung einer nicht bestandenen Modulprüfung beantragen, wenn 

1. ein besonderer Härtefall vorliegt oder 
2. die Kandidatin oder der Kandidat höchstens zwei Prüfungs-

leistungen nicht bestanden hat.

Der Antrag zu Nummer 1 ist schriftlich zu begründen, an die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu rich-
ten und im Studienbüro (Prüfungsamt) einzureichen. Der Antrag
zu Nummer 2 ist im Studienbüro (Prüfungsamt) einzureichen.

(4) Erstmals nicht bestandene Modulprüfungen (ausgenommen
Modul Bachelor-Arbeit) gelten als nicht unternommen, wenn sie
zu den in den §§ 32 vorgesehenen Regelprüfungsterminen abge-
legt wurden (Freiversuch). Satz 1 gilt nicht, wenn die Modulprü-
fung wegen Täuschung oder wegen eines sonstigen ordnungswid-
rigen Verhaltens für nicht bestanden erklärt wurde. Eine im Rah-
men des Freiversuches nicht bestandene Modulprüfung muss
innerhalb der durch Absatz 5 geregelten Frist wiederholt werden. 

(5) Die erste und gegebenenfalls die zweite Wiederholungsprü-
fung sind spätestens innerhalb von sechs Monaten im Rahmen der
Prüfungstermine des jeweils folgenden Semesters abzulegen.
Überschreitet die Studentin oder der Student aus von ihr/ihm zu
vertretenden Gründen die Fristen zur Meldung für die erste oder
gegebenenfalls die zweite Wiederholungsprüfung oder legt sie/er
diese nach erfolgter Meldung aus von ihr/ihm zu vertretenden
Gründen nicht ab, so gilt die Wiederholungsprüfung als abgelegt
und nicht bestanden. § 8 Abs. 5 gilt entsprechend. 

(6) Die Bachelor-Arbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter
als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal wiederholt werden. Die
Wiederholung einer Bachelor-Arbeit, die mit „ausreichend“ (4,0)
und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig. Eine Rückgabe des
Themas der Bachelor-Arbeit in der in § 27 Abs. 3 Satz 5 genann-
ten Frist ist jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der
Kandidat bei der Anfertigung ihrer/seiner ersten Bachelor-Arbeit
von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

§ 11
Arten der Prüfungsleistungen

(1) Prüfungsleistungen müssen nach gleichen Maßstäben bewert-
bar sein. 

Prüfungen können in anderer als der vorgesehenen Form abgelegt
werden, wenn der Prüfungsumfang äquivalent ist und die Prüfung
nach gleichen Maßstäben bewertet wird. Statt einer Klausur oder
einer mündlichen Prüfung kann eine Experimentelle Arbeit ge-
wählt werden. Statt einer Klausur von 90 Minuten kann eine
mündliche Prüfung im Umfang von 20 Minuten, statt einer Klau-
sur von zwei Stunden kann eine mündliche Prüfung im Umfang
von 30 Minuten und statt einer Klausur von drei Stunden kann
eine mündliche Prüfung im Umfang von 45 Minuten gewählt wer-
den. Statt einer mündlichen Prüfung von 30 Minuten kann eine
Klausur von zwei Stunden gewählt werden.

Die Studentinnen und Studenten sind mit Beginn der Lehrveran-
staltungen im jeweiligen Kurs (spätestens vier Wochen nach Ver-
anstaltungsbeginn) über die für sie geltende Prüfungsart und den

Umfang in Kenntnis zu setzen. Die Auswahl der Prüfungsart und
des Umfanges wird von der Prüferin oder von dem Prüfer für alle
Kandidatinnen und Kandidaten eines Semesters einheitlich vorge-
nommen. Das muss durch den Prüfungsausschuss auf Antrag der
Prüferin oder des Prüfers vor Bekanntgabe bestätigt werden.

(2) Prüfungsleistungen können

1. als mündliche Prüfungen (§ 12) und 
2. schriftlich als Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbei-

ten (§ 13) 

erbracht werden. Schriftliche Prüfungen nach dem Multiple-Choice-
Verfahren sind ausgeschlossen.

(3) Die Studiengangspezifischen Teile dieser Prüfungsordnung
können insbesondere die folgenden alternativen Prüfungsleistun-
gen vorsehen: 

– Referate
– Rechnerprogramme
– Rollenspiele
– experimentelle Arbeiten
– Diskussionsleitungen
– konstruktive oder zeichnerische Entwürfe
– Projektarbeiten
– Hausarbeit

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat gegenüber der Prü-
ferin oder dem Prüfer glaubhaft, dass sie/er wegen länger andau-
ernder oder ständiger körperlicher Beschwerden oder Behinde-
rung oder wegen chronischer Erkrankung nicht in der Lage ist,
Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form
abzulegen, so wird der Kandidatin oder dem Kandidaten vom Prü-
fungsausschuss nach Abstimmung mit der Prüferin oder dem Prü-
fer gestattet, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten
Bearbeitungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistungen in einer
anderen Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage eines amts-
ärztlichen Attestes verlangt werden. Entscheidungen werden nur
auf schriftlichen Antrag hin getroffen. Bei Prüfungen ist dieser
Antrag der Meldung zur Prüfung beizufügen. 

§ 12
Mündliche Prüfungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll die Kandidatin
oder der Kandidat nachweisen, dass sie/er die Zusammenhänge
des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in
diese Zusammenhänge einzuordnen vermag. Ferner soll festge-
stellt werden, ob die Kandidatin oder der Kandidat über breites
Grundlagenwissen verfügt.

(2) Mündliche Prüfungen werden in der Regel vor mindestens
zwei Prüferinnen oder Prüfern oder mindestens einer Prüferin und
einem Prüfer (Kollegialprüfung) oder vor einer Prüferin oder
einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder
eines sachkundigen Beisitzers als Gruppenprüfung oder als Ein-
zelprüfung abgelegt. Vor der Festsetzung der Note gemäß § 5 hört
jede Prüferin und/oder jeder Prüfer die anderen an einer Kollegial-
prüfung mitwirkenden Prüferinnen oder Prüfer beziehungsweise
die sachkundige Beisitzerin oder den sachkundigen Beisitzer.
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(3) Die mündlichen Prüfungen betragen je Kandidatin oder Kan-
didaten und Kurs mindestens 15 Minuten, höchstens 45 Minuten.
Die Dauer der mündlichen Prüfungen wird in den jeweiligen Stu-
diengangspezifischen Teilen festgelegt.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündli-
chen Prüfungen sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergeb-
nis ist der Kandidatin oder dem Kandidaten jeweils im Anschluss
an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.

(5) Kandidatinnen oder Kandidaten, die sich an einem späteren
Prüfungstermin, nicht jedoch in derselben Prüfungsperiode, der
gleichen Prüfung unterziehen wollen, sollen nach Maßgabe der
räumlichen Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei
denn, die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die Zulas-
sung erstreckt sich jedoch nicht auf die Beratung und Bekanntga-
be der Prüfungsergebnisse an die Kandidatin oder den Kandida-
ten.

§ 13
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten
soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie/er in
begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen
Methoden ihres/seines Faches Aufgaben lösen und Themen bear-
beiten kann. In der Klausur soll ferner festgestellt werden, ob die
Kandidatin oder der Kandidat über notwendiges Grundlagenwis-
sen verfügt. Der Kandidatin oder dem Kandidaten können mehre-
re Themen zur Auswahl gegeben werden. 

(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten, deren Be-
stehen Voraussetzung für die Fortsetzung des Studiums ist, sind in
der Regel, zumindest aber im Falle der letzten Wiederholungs-
prüfung, von zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin
und einem Prüfer zu bewerten. Die zweite Prüferin oder der zwei-
te Prüfer wird vom Prüfungsausschuss bestimmt. Die Note ergibt
sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. Das
Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten.

(3) In den Studiengangspezifischen Teilen dieser Prüfungsord-
nung wird die Dauer der Klausurarbeiten und sonstiger schriftli-
cher Arbeiten festgelegt. Die Dauer einer Klausurarbeit soll bei
Modulprüfungen 90 Minuten nicht unterschreiten und 300 Minu-
ten nicht überschreiten.

§ 14
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zu den Prüfungen der Bachelor-Prüfung wird nur zugelassen,
wer

1. aufgrund eines Zeugnisses der allgemeinen Hochschulreife,
der fachgebundenen Hochschulreife oder der Fachhochschul-
reife oder aufgrund einer durch Rechtsvorschrift, oder von der
zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten
Zugangsberechtigung für den Bachelor-Studiengang an der
Fachhochschule Stralsund eingeschrieben ist und 

2. ein ordnungsgemäßes Studium nach Maßgabe der Studienord-
nung absolviert hat.

(2) Wer an einer Prüfung teilnehmen will, hat sich dafür innerhalb
der gemäß § 8 festgesetzten Meldefrist schriftlich unter Verwen-
dung des dafür bestimmten Formblattes im Studienbüro (Prüfungs-
amt) anzumelden. Dem Antrag auf Zulassung sind die Unterlagen
beizufügen, die für den Nachweis der Voraussetzungen von Ab-
satz 1 notwendig sind, soweit diese Unterlagen nicht bereits vorlie-
gen. Über die Zulassung entscheidet nach Prüfung der Zulassungs-
voraussetzungen durch das Studienbüro (Prüfungsamt) der Prü-
fungsausschuss. Belastende Entscheidungen sind der Kandidatin
oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu be-
gründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt
werden, wenn

1. die in Absatz 1 und 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt
sind oder 

2. die Unterlagen unvollständig sind oder 
3. die Kandidatin oder der Kandidat in demselben oder in einem

fachverwandten Studiengang entweder die entsprechende
Bachelor-Prüfung oder die entsprechende Modulprüfung end-
gültig nicht bestanden hat oder sich in einem Prüfungsverfah-
ren befindet oder 

4. die Kandidatin oder der Kandidat ihren/seinen Prüfungsan-
spruch mit dem Überschreiten der Fristen für die Meldung zur
Ablegung der entsprechenden Prüfung verloren hat. 

Der Nachweis einer berufspraktischen Tätigkeit (Vorpraxis)
gemäß § 2 Abs. 2 muss erst bei der Anmeldung zum praktischen
Studiensemester vorgelegt werden.

§ 15
Zusatzfächer

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich einer Prüfung in
weiteren als den vorgeschriebenen Fächern des jeweiligen Stu-
dienganges unterziehen (Zusatzfächer). Als Zusatzfächer gelten
auch alle Fächer anderer Studiengänge.

(2) Über die erzielten Noten der Prüfungen in den Zusatzfächern
kann auf Antrag der Studentin oder des Studenten eine Bescheini-
gung ausgestellt werden, die als Bestandteil des Zeugnisses gilt.
Diese Noten bleiben jedoch bei der Ermittlung der Gesamtnote
unberücksichtigt.

§ 16
Vergabe von ECTS-Punkten

(1) Das ECTS (European Credit Transfer System) dient der quan-
titativen Anrechnung von Studienleistungen. ECTS-Punkte sind
ein Maß für die mit einem Modul verbundene Arbeitsbelastung.

(2) ECTS-Punkte werden nur gegen den Nachweis einer in einem
Modul erbrachten Prüfungsleistung vergeben. Für die Vergabe
von ECTS-Punkten genügt das Bestehen der Prüfungsleistung be-
ziehungsweise die Erbringung des Leistungsnachweises.

(3) Als regelmäßige Arbeitsbelastung werden 900 Arbeitsstun-
den je Semester angesetzt. Diese werden mit 30 ECTS-Punkten
verrechnet.
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(4) Die Zahl der ECTS-Punkte für ein Modul wird durch den auf
die regelmäßige Arbeitsbelastung von 900 Stunden bezogenen
proportionalen Anteil der Arbeitsstunden bestimmt, die ein/e
durchschnittlich begabte/r Student/in in Bezug auf das entspre-
chende Modul für Anwesenheit, Vor- und Nachbereitung aufwen-
den muss.

(5) Nach Maßgabe von Absatz 4 werden für jedes Modul die je-
weiligen ECTS-Punkte in der Studienordnung beziehungsweise
im jeweiligen Studiengangspezifischen Teil der Prüfungsordnung
ausgewiesen.

§ 17
Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation der Bachelor-Prüfungen sowie die durch
die Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben ist ein Prüfungs-
ausschuss zu bilden. Der Fachbereich soll in der Regel nur einen
Prüfungsausschuss bilden. Für jeden Studiengang ist nur ein Prü-
fungsausschuss zulässig. Der Prüfungsausschuss ist für alle das
Prüfungsverfahren betreffenden Aufgaben und Entscheidungen
des Prüfungswesens und für die weiteren durch diese Ordnung zu-
gewiesenen Aufgaben zuständig. Zur Erledigung seiner Aufgaben
und Entscheidungen steht ihm das Studienbüro (Prüfungsamt) der
Fachhochschule Stralsund zur Verfügung. Der Fachbereichsrat
beschließt bei Einrichtung mehrerer Prüfungsausschüsse über
deren Zuständigkeit. 

(2) Der Prüfungsausschuss hat in der Regel nicht mehr als sieben
Mitglieder. Der Fachbereichsrat entscheidet über die Mitglieder-
zahl des Prüfungsausschusses. Die Amtszeit der Mitglieder be-
trägt in der Regel drei Jahre, für studentische Mitglieder ein Jahr,
wiederholte Mitgliedschaft ist möglich. Die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses üben ihr Amt nach Ablauf einer Amtsperiode
weiter aus, bis Nachfolgerinnen und/oder Nachfolger bestellt
worden sind und diese ihr Amt angetreten haben. Bei materiellen
Prüfungsentscheidungen haben studentische Mitglieder kein
Stimmrecht. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende ist aus der
Gruppe der Professorinnen und Professoren zu bestellen.

(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende, ihre/seine Stellvertre-
terin oder ihr/sein Stellvertreter und die weiteren Mitglieder des
Prüfungsausschusses werden vom Fachbereichsrat bestellt. Die
Professorinnen und Professoren verfügen mindestens über die
absolute Mehrheit der Stimmen.

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
dieser Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regel-
mäßig dem Fachbereich über die Entwicklung der Prüfungs- und
Studienzeiten einschließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten
für die Bachelor-Arbeit sowie über die Verteilung der Modul- und
Gesamtnoten.
Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die Fachhochschule offen
zu legen. Der Prüfungsausschuss gibt Anregungen zur Reform der
Prüfungsordnung, der Studienordnung und der Studienpläne.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme von Prüfungsleistungen beizuwohnen. Dies gilt nicht
für studentische Mitglieder des Prüfungsausschusses, die sich
noch einer solchen Prüfung in derselben Prüfungsperiode unter-
ziehen müssen. 

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht Angehörige des Öffentli-
chen Dienstes sind, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(7) Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer 

1. für die Kandidatin oder den Kandidaten das Sorgerecht hat, 
2. zu der Kandidatin oder dem Kandidaten in einer engen per-

sönlichen Beziehung steht oder wirtschaftliche Beziehungen
zu ihr/ihm unterhält. 

(8) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende führt im Regelfall die
Geschäfte des Prüfungsausschusses. Soweit in dieser Prüfungs-
ordnung nichts anderes geregelt ist, entscheidet 

1. über die Folgen von Verstößen gegen die Prüfungsvorschrif-
ten der Prüfungsausschuss, 

2. über das Bestehen und Nichtbestehen einer Prüfungsleistung
die Prüferinnen und Prüfer, 

3. über die Anrechnung von einzelnen Prüfungs- und Studienleis-
tungen die jeweiligen Fachdozentinnen und Fachdozenten,

4. über die Einstufung gemäß § 20 Abs. 5 der Prüfungsausschuss, 
5. über die Bestellung der Prüferinnen und Prüfer und Beisitzer

der Fachbereichsrat; er kann diese Aufgabe auf den Prüfungs-
ausschuss delegieren, 

6. über Widersprüche der Prüfungsausschuss. 

(9) Der Prüfungsausschuss wirkt an der Studienberatung und an
der Durchführung der Studienfachberatung mit.

§ 18
Prüferin oder Prüfer, Beisitzerin oder Beisitzer

(1) Zu Prüferinnen und Prüfern werden nur Professorinnen und
Professoren und andere nach Landeshochschulgesetz prüfungsbe-
rechtigte Personen bestellt, die, sofern nicht zwingende Gründe
eine Abweichung erfordern, in dem Fachgebiet, auf das sich die
Prüfungsleistung bezieht, eine eigenverantwortliche, selbständige
Lehrtätigkeit an einer Hochschule ausüben beziehungsweise aus-
geübt haben. 

(2) Zum Beisitzer wird nur bestellt, wer den entsprechenden
Bachelor, die entsprechende Diplomprüfung oder eine vergleich-
bare Prüfung abgelegt hat.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die Bachelor-Ar-
beit eine Prüferin oder einen Prüfer (Betreuer/in) oder eine Grup-
pe von Prüferinnen und/oder Prüfern vorschlagen. Der Vorschlag
begründet keinen Rechtsanspruch auf Bestellung der vorgeschla-
genen Prüferin oder des vorgeschlagenen Prüfers beziehungswei-
se auf die Gruppe von Prüferinnen und/oder Prüfern.

(4) Die Namen der Prüferinnen und Prüfer sollen der Kandidatin
oder dem Kandidaten rechtzeitig bekannt gegeben werden. Ein
kurzfristiger Wechsel der Prüferinnen und Prüfer und Beisitzer
aus zwingenden Gründen ist vor Beginn der Prüfung zulässig.

(5) Für die Prüferinnen und Prüfer und die Beisitzer gilt § 17 
Abs. 6 und 7 entsprechend.
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§ 19
Prüfungsamt

(1) Unbeschadet der Zuständigkeit der Prüfungsausschüsse
gemäß § 17 ist das Studienbüro (Prüfungsamt) der Fachhochschu-
le Stralsund für die Organisation des Bachelor-Prüfungsverfah-
rens zuständig.

(2) Das Studienbüro (Prüfungsamt) hat unter anderem folgende
Aufgaben:

1. Führung der Prüfungsakten
2. Anfertigung und Ausgabe der individuellen Prüfungs- und

ECTS-Punktekarte („Transcript of Records“) gemäß § 7 Abs. 5
3. Koordinierung der Prüfungstermine aller Fachbereiche wäh-

rend der Prüfungsperiode und Aufstellung von entsprechen-
den verbindlichen Prüfungsplänen

4. Bekanntgabe der Prüfungstermine, Namen der Prüferinnen
und Prüfer und der Meldefristen für die Prüfungen

5. Unterrichtung der Prüferinnen und Prüfer über die Prüfungs-
termine

6. Fristenkontrolle bezüglich der Meldetermine und Kontrolle
der Einhaltung der Prüfungstermine

7. Aufstellung von Listen der Kandidatinnen und Kandidaten
eines Prüfungstermins

8. Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu
Modulprüfungen und zur Bachelor-Arbeit und Erteilung der
Zulassungen

9. Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu Prüfungen in
Zusatzfächern gemäß § 15

10. Überwachung der Bewertungsfristen
11. Entgegennahme des Antrages auf Zuweisung eines Themas

für die Bachelor-Arbeit
12. Zustellung des Themas der Bachelor-Arbeit an die Kandida-

tin oder den Kandidaten, Überwachung der Einhaltung der
Bearbeitungszeit und Entgegennahme der fertig gestellten
Bachelor-Arbeit

13. Benachrichtigung der Kandidatin oder des Kandidaten über
die Prüfungsergebnisse

14. Ausfertigung und Aushändigung von Zeugnissen und Bache-
lor-Urkunden

15. Erstellen der Bescheide gemäß § 4 Abs. 3
16. Zuarbeit für den Prüfungsausschuss gemäß § 17 Abs. 4 im

Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten

§ 20
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an
einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland in demsel-
ben oder einem verwandten Studiengang erbracht wurden. 

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in
Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, können angerech-
net werden, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist. Studienzei-
ten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen sind gleichwertig,
wenn sie in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen
des entsprechenden Studiums an der Fachhochschule Stralsund
im Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Ver-

gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und -bewertung vorzu-
nehmen. 
Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land erbracht wurden, sind die von der Kultusministerkonferenz
und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzver-
einbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpart-
nerschaften zu beachten. Die Anrechnungspraxis soll im Rahmen
des Rechts die Bereitschaft zum Auslandsstudium fördern.

(3) Einschlägige praktische Studiensemester werden angerech-
net. Einschlägige berufspraktische Tätigkeiten können als Prakti-
kumszeiten anerkannt werden. Näheres regelt die Praktikanten-
richtlinie.

(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu über-
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei nicht vergleichbaren Notensystemen kommt – vorbehaltlich
speziellerer Abkommen zwischen Fachbereichen – eine entspre-
chende Umrechnungstabelle zur Anwendung, welche den Vorga-
ben des ECTS (European Credit Transfer System) der Europäi-
schen Union entspricht. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 be-
steht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden,
erfolgt von Amts wegen. Die Studentin oder der Student hat die
für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Nach
der Einzelentscheidung der Fachdozentin oder des Fachdozenten
entscheidet der Prüfungsausschuss über die Anrechnung von Stu-
dienzeiten und die Einstufung in das entsprechende Fachsemester.
Das studentische Mitglied ist bei der Anrechnung von Studien-
und Prüfungsleistungen nicht stimmberechtigt.

§ 21
Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfungsleis-
tung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung
des Zeugnisses bekannt, so können die Noten für die Prüfungsleis-
tung, bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, und für die
Modulprüfung entsprechend berichtigt und die Bachelor-Prüfung
für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Modulprüfung geheilt. 
Hat die Kandidatin oder der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht er-
wirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so kann die Mo-
dulprüfung ganz oder teilweise für „nicht ausreichend“ und die
Bachelor-Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist vor einer Entschei-
dung Gelegenheit zur Äußerung zu geben.
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(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues Zeugnis zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist
auch die Bachelor-Urkunde einzuziehen, wenn eine Bachelor-
Prüfung aufgrund einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt
wurde. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist
nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses
ausgeschlossen.

§ 22
Einsicht in die Prüfungsakten

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfah-
rens (Tag der letzten Prüfung) wird der Kandidatin oder dem Kan-
didaten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht in seine schrift-
lichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prü-
ferinnen und Prüfer und in die Prüfungsprotokolle gewährt. 

(2) Eine vorhergehende Einsicht in diese Unterlagen ist nur bei
der Professorin oder dem Professor des jeweiligen Kurses inner-
halb der laut Semesterplan vorgesehenen Zeit möglich.

(3) Antragsverfahren und Einsichtnahme regelt der Bereich Stu-
dierenden-Service der Fachhochschule Stralsund. Die Einsicht-
nahme berechtigt nicht zur Anfertigung von Ablichtungen und
Abschriften.

§ 23
In-Kraft-Treten

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung
im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft
und Kultur Mecklenburg-Vorpommern in Kraft.

(2) Diese Prüfungsordnung gilt grundsätzlich erstmalig für die
Studierenden, die im Wintersemester 2004/2005 in den in der Prü-
fungsordnung genannten Studiengängen immatrikuliert wurden. 

(3) Für vor diesem Zeitpunkt immatrikulierte Studierende finden
die Vorschriften dieser Prüfungsordnung Anwendung, wenn die
Studentin oder der Student dieses beantragt. Ein Antrag nach Satz 1
ist schriftlich an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses zu richten und im Studienbüro (Prüfungsamt)
einzureichen. Der Antrag ist unwiderruflich. Diese Übergangsre-
gelung gilt bis zum 31. August 2005.

(4) Die Vorschriften der Vorläufigen Prüfungsordnungen vom
15. Mai 2001 und vom 15. September 2003 treten mit dem In-
Kraft-Treten dieser Prüfungsordnung außer Kraft; sie finden je-
doch weiterhin Anwendung auf Studierende, die vor dem Winter-
semester 2004/2005 mit dem Studium begonnen haben, soweit
diese nicht das Wahlrecht nach Absatz 3 ausgeübt haben. 

Zweiter Abschnitt: Prüfungsverfahren

§ 24
Zweck der Bachelor-Prüfung

Die Bachelor-Prüfung bildet den berufsqualifizierenden Ab-
schluss des Bachelor-Studiums. Mit der Bachelor-Prüfung wird

festgestellt, ob die Kandidatin oder der Kandidat die Zusammen-
hänge seines Faches überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissen-
schaftliche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden und ob sie/er
die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen gründli-
chen Fachkenntnisse erworben hat.

§ 25
Aufbau, Gegenstand und Art der Bachelor-Prüfung

(1) Die Studiengangspezifischen Teile dieser Prüfungsordnung
regeln, welche Modulprüfungen und welche Prüfungsleistungen
in den Modulprüfungen zu erbringen sind. Gegenstand der Mo-
dulprüfungen in der Bachelor-Prüfung sind die Stoffgebiete der
den Prüfungsmodulen zugeordneten Lehrveranstaltungen nach
Maßgabe der Studienordnung. Die Prüfungsanforderungen orien-
tieren sich an dem Inhalt der Lehrveranstaltungen, die aufgrund
der jeweiligen Studienordnung für das betreffende Prüfungsmo-
dul angeboten werden.

(2) Die Bachelor-Prüfung enthält Modulprüfungen, die studien-
begleitend im Anschluss an die jeweiligen Lehrveranstaltungen
abgenommen werden.

(3) Die Bachelor-Prüfung umfasst ferner die Bachelor-Arbeit 
(§ 27) und das dazugehörige Kolloquium (§ 28). Näheres regelt
der jeweilige Studiengangspezifische Teil der Prüfungsordnung.

§ 26
Fachliche Zulassungsvoraussetzungen für 

die Bachelor-Arbeit

(1) Zusätzlich zu den allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen
nach § 14 gilt für die Bachelor-Prüfung, dass die Bachelor-Arbeit
ablegt werden kann, wenn in demselben Studiengang von den er-
forderlichen ECTS-Punkten höchstens 40 ECTS-Punkte fehlen.
Die erforderliche Anzahl der ECTS-Punkte regelt der jeweilige
Studiengangspezifische Teil der Prüfungsordnung.

(2) Das praktische Studiensemester gemäß § 2 Abs. 3 muss spä-
testens bei Meldung zur Bachelor-Arbeit nachgewiesen sein. 

§ 27
Bachelor-Arbeit

(1) Die Bachelor-Arbeit ist eine Prüfungsarbeit, die das Bache-
lor-Studium abschließt. Sie soll zeigen, dass die Kandidatin oder
der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist
ein Problem aus ihrem/seinem Fach selbständig nach wissen-
schaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Bachelor-Arbeit muss von einer Professorin oder einem
Professor oder einer anderen nach § 36 Abs. 4 des Landeshoch-
schulgesetzes prüfungsberechtigten Person ausgegeben und be-
treut werden, die an der Fachhochschule Stralsund in einem für
den jeweiligen Studiengang relevanten Bereich tätig ist.

(3) Auf Antrag wird der Kandidatin oder dem Kandidaten recht-
zeitig unter Berücksichtigung der Termine gemäß § 7 ein Thema
für die Bachelor-Arbeit zugeteilt. Die Ausgabe des Themas er-
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folgt über das Studienbüro (Prüfungsamt). Die Kandidatin oder
der Kandidat kann Vorschläge für das Thema der Bachelor-Arbeit
machen. Der Zeitpunkt der Ausgabe sowie das Thema sind akten-
kundig zu machen. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb
von zwei Monaten nach Ausgabe zurückgegeben werden. Dabei
ist § 10 Abs. 6 zu beachten. Ein Thema für die Bachelor-Arbeit
wird von Amts wegen ausgegeben, wenn eine Kandidatin oder ein
Kandidat, die/der alle Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung
bestanden hat, nach der letzten Modulprüfung nicht innerhalb von
14 Tagen einen Vorschlag für das Thema einreicht.

(4) Die Bachelor-Arbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende
Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe von Ab-
schnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die
eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar
und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt
sind. Die Gruppe soll nicht mehr als drei Personen umfassen.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Bachelor-Arbeit beträgt drei Mo-
nate oder zehn Wochen. Näheres regelt der jeweilige Studien-
gangspezifische Teil der Prüfungsordnung. Thema, Aufgabenstel-
lung und Umfang der Bachelor-Arbeit sind von der Betreuerin
oder von dem Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist zur Bear-
beitung der Bachelor-Arbeit eingehalten werden kann. In begrün-
deten Fällen kann auf Antrag die Bearbeitungszeit um höchstens
vier Wochen verlängert werden. Hierüber entscheidet auf Antrag
der Studentin oder des Studenten die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses nach Anhörung der Betreuerin
oder des Betreuers. 

(6) Die Bachelor-Arbeit ist in vierfacher Ausfertigung fristgemäß
im Studienbüro (Prüfungsamt) der Fachhochschule innerhalb der
normalen Geschäftszeiten abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist
aktenkundig zu machen. Wird die Bachelor-Arbeit dem Studien-
büro (Prüfungsamt) auf dem Postweg zugeleitet, ist für die Frist-
wahrung das Datum des Poststempels maßgeblich. In der Arbeit
hat die Kandidatin oder der Kandidat schriftlich zu versichern,
dass sie/er ihre/seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit ihren/sei-
nen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstän-
dig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und
Hilfsmittel benutzt hat. Eine nicht fristgemäß eingereichte Arbeit
ist mit „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(7) Die Bachelor-Arbeit ist von zwei Prüferinnen oder Prüfern
oder einer Prüferin und einem Prüfer zu bewerten. Der Betreuer
der Bachelor-Arbeit soll Prüferin oder Prüfer sein. Kommt eine
Einigung auf eine Note nicht zustande, ist das arithmetische Mit-
tel der Noten zu bilden. Das Benotungsverfahren soll vier Wochen
nicht überschreiten. 

(8) Die Kandidatin oder der Kandidat erläutert ihre/seine Bache-
lor-Arbeit in einem Kolloquium im Sinne von § 28. Im jeweiligen
Studiengangspezifischen Teil der Prüfungsordnung wird geregelt,
zu welchem Prozentsatz die Bewertung des Kolloquiums in die
Bewertung der Bachelor-Arbeit eingeht. 

(9) Die Bachelor-Arbeit ist grundsätzlich in deutscher Sprache
abzufassen. Auf Antrag der Studentin oder des Studenten und im
Einvernehmen mit der Betreuerin oder dem Betreuer kann der
Prüfungsausschuss zulassen, dass die Bachelor-Arbeit in einer
anderen Sprache verfasst wird; in diesem Falle muss sie eine

Zusammenfassung in deutscher Sprache enthalten. Der Antrag ist
schriftlich an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses zu richten und im Studienbüro (Prüfungsamt)
der Fachhochschule einzureichen. Ausnahmen für einzelne Stu-
diengänge sind im jeweiligen Studiengangspezifischen Teil be-
ziehungsweise in der jeweiligen Studienordnung geregelt.

§ 28
Kolloquium

(1) Das Kolloquium ist eine fächerübergreifende mündliche Prü-
fung, ausgehend vom Themenkreis der Bachelor-Arbeit. Die Kan-
didatin oder der Kandidat soll darin zeigen, dass sie/er in einem
Vortrag

1. die Ergebnisse der Arbeit selbständig erläutern und vertreten
kann, 

2. darüber hinaus in der Lage ist, mit dem Thema der Arbeit zu-
sammenhängende andere Probleme des Studienganges zu er-
kennen und Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen und

3. bei der Bearbeitung gewonnene wissenschaftliche Erkenntnis-
se auf Sachverhalte aus dem Bereich der künftigen Berufs-
tätigkeit anwenden kann.

(2) Das Kolloquium dauert zwischen 30 und 60 Minuten je Prüf-
ling. Die Prüfung soll von den Gutachterinnen und Gutachtern der
Bachelor-Arbeit abgenommen werden. Sie kann auch als Grup-
penprüfung durchgeführt werden. 

(3) Zulassungsvoraussetzung zum Kolloquium ist eine mit min-
destens „ausreichend“ (4,0) bewertete Bachelor-Arbeit. Das Kol-
loquium soll innerhalb von drei Monaten nach der Abgabe der
Bachelor-Arbeit stattfinden. Wurde die Bachelor-Arbeit als Grup-
penarbeit durchgeführt, so soll auch das Kolloquium als gemein-
same Prüfung abgenommen werden.

(4) Das Kolloquium ist öffentlich. Die Öffentlichkeit kann aus
wichtigem Grund ausgeschlossen werden. Das Ergebnis wird
unter Ausschluss der Öffentlichkeit festgelegt und der Kandidatin
oder dem Kandidaten bekannt gegeben.

(5) Die Note des Kolloquiums geht in die Note der Bachelor-Ar-
beit ein; sie kann nach Maßgabe des jeweiligen Studiengangspe-
zifischen Teiles gewichtet werden.

(6) Wird das Kolloquium mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet,
kann das Kolloquium einmal wiederholt werden. Die Wiederho-
lung findet frühestens nach einem Monat, spätestens nach zwei
Monaten statt. Wird auch bei der Wiederholung nicht mindestens
die Beurteilung „ausreichend“ (4,0) erreicht, so ist die Bachelor-
Prüfung in dem betreffenden Studiengang an der Fachhochschule
Stralsund insgesamt endgültig nicht bestanden.

§ 29
Bildung der Gesamtnote und Zeugnis

(1) Die Gesamtnote errechnet sich entsprechend § 6 aus den Mo-
dulnoten und der Note der Bachelor-Arbeit und des Kolloquiums.
In den jeweiligen Studiengangspezifischen Teilen dieser Prü-
fungsordnung kann eine besondere Gewichtung einzelner Modul-
noten und/oder der Note der Bachelor-Arbeit festgelegt werden. 
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(2) Bei überragenden Leistungen kann das Gesamturteil „mit Aus-
zeichnung bestanden“ erteilt werden (besser als 1,3 Gesamtnote).

(3) Über die bestandene Bachelor-Prüfung erhält die Kandidatin
oder der Kandidat unverzüglich, möglichst innerhalb von vier
Wochen, ein Zeugnis. In das Zeugnis sind die Modulnoten, das
Thema der Bachelor-Arbeit und deren Note sowie die Gesamtno-
te aufzunehmen. Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten
werden die Ergebnisse der Prüfungen in den Zusatzfächern (§ 15)
in das Zeugnis beziehungsweise als Anlage zum Zeugnis aufge-
nommen. 

(4) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(5) Das Zeugnis ist von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.

(6) Mit dem Zeugnis erhält die Kandidatin oder der Kandidat eine
Zeugnisergänzung („Transcript of Records“). In der Zeugniser-
gänzung werden alle absolvierten Module einschließlich der dafür
vergebenen ECTS-Punkte und Prüfungsnoten aufgenommen.

(7) Zusätzlich zum Zeugnis und zur Bachelor-Urkunde wird ein
Diploma Supplement (Anlagen) ausgestellt. Dieses gibt eine
Übersicht über die Inhalte des absolvierten Studienganges. 

§ 30
Bachelor-Grad und Bachelor-Urkunde

(1) Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, wird der Bachelor-Grad
verliehen. Das Nähere regelt der jeweilige Studiengangspezifi-
sche Teil.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält die Kandidatin oder der
Kandidat die Bachelor-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses.
Darin wird die Verleihung des Bachelor-Grades beurkundet. Die
Bachelor-Urkunde wird von der Rektorin oder dem Rektor und
von der Fachbereichsleiterin oder dem Fachbereichsleiter unter-
zeichnet und mit dem Siegel der Fachhochschule versehen.

Studiengangspezifischer Teil

Studiengangspezifischer Teil für den Bachelor-
Studiengang Elektrotechnik (ETB)

§ 31
Studienaufbau

(1) Für die Vermittlung aller Lehrinhalte (ohne praktisches Stu-
diensemester und ohne Bachelor-Arbeit) stehen sechs Fachsemes-
ter mit einem Lehrangebot von mindestens 140 Semesterwochen-
stunden und von mindestens 168 ECTS-Punkten zur Verfügung.
Hiervon entfallen 

1. 108 Semesterwochenstunden mit 128 ECTS-Punkten auf
Pflichtmodule

2. mindestens 32 Semesterwochenstunden mit mindestens 
40 ECTS-Punkten auf Wahlmodule.

(2) Nach dem dritten Regelsemester müssen mindestens vier
Wahlmodule mit insgesamt mindestens 32 Semesterwochenstun-
den und insgesamt mindestens 40 ECTS-Punkten ausgewählt
werden; davon kann maximal ein Wahlmodul mit mindestens acht
Semesterwochenstunden und mindestens zehn ECTS-Punkten aus
einem anderen Studiengang gewählt oder zusammengestellt wer-
den. Über eine Zulassung der Auswahl aus einem anderen Stu-
diengang entscheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag der Stu-
dentin oder des Studenten. 

§ 32
Modulprüfungen für die Bachelor-Prüfung

(1) Modulprüfungen für die Bachelor-Prüfung sind in den nach-
stehend genannten Pflichtmodulen (mit 140 ECTS-Punkten ohne
praktisches Studiensemester, aber mit Bachelor-Arbeit) und in
mindestens vier Wahlmodulen (mit mindestens 32 Semesterwo-
chenstunden und mindestens 40 ECTS-Punkten) spätestens zu
den Prüfungsterminen des nachfolgend genannten Regelsemes-
ters (Regelprüfungstermin) abzulegen: 
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1000 Grundlagen Betriebswirtschaftslehre K 2 100 5,0

Pflichtmodul 
„Grundlagen Betriebswirtschaftslehre“ 7. Semester 5,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1010 Präsentation und Rhetorik LN – 3,0

Pflichtmodul 
„Präsentation und Rhetorik“ 7. Semester 3,0  ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1030 Technisches Englisch K 2 100 4,0

Pflichtmodul
„Technisches Englisch“ 7. Semester 4,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1100 Analoge Nachrichtenübertragung K 2 50 4,0

ETB1110 Hochfrequenztechnik K 2 50 4,0

ETB1120 LP Analoge Nachrichtentechnik LN – 2,0

Wahlmodul
„Analoge Nachrichtentechnik“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1200 Geregelte Antriebe M 30 50 4,0

ETB1210 Grundlagen der Antriebstechnik M 30 50 4,0

ETB1220 LP Antriebstechnik LN – 2,0

Wahlmodul
„Antriebstechnik“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1300 Digitale Schaltungen K 2 100 4,0

ETB1330 LP Digitale Schaltungen LN – 1,0

Pflichtmodul 
„Digitale Schaltungen“ 4. Semester 5,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1310 Mikroprozessortechnik I K 2 100 3,0

ETB1340 LP Mikroprozessortechnik I LN – 2,0

Pflichtmodul
„Mikroprozessortechnik I“ 4. Semester 5,0  ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1400 Digitale Nachrichtenübertragung K 2 50 4,0

ETB1410 Optische Nachrichtenübertragung K 2 50 4,0

ETB1420 LP Digitale Nachrichtentechnik LN – 2,0

Wahlmodul
„Digitale  Nachrichtentechnik“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1500 Elektrische Energieerzeugung K 2 50 4,0

ETB1510 Elektrische Energieversorgung K 3 50 4,0

ETB1520 LP Elektrische Energieversorgung LN – 2,0

Wahlmodul
„Elektrische Energieversorgung“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1600 Hochspannungsanlagen K 3 70 3,5

ETB1610 Niederspannungsanlagen M 30 30 3,5

ETB1620 LP Hochspannungsanlagen LN – 1,5

ETB1630 LP Niederspannungsanlagen LN – 1,5

Wahlmodul
„Elektrische Schaltanlagen“ 7. Semester 10,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1700 Elektronik-Technologie K 2 50 5,0

ETB1710 Mikroprozessortechnik II M 30 50 5,0

Wahlmodul
„Elektronik“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1810 Elektrotechnik I K 2 100 4,0

ETB1840 LP Elektrotechnik I LN – 1,0

Pflichtmodul
„Elektrotechnik I“ 2. Semester 5,0  ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1820 Elektrotechnik II K 2 100 4,0

ETB1850 LP Elektrotechnik II LN – 1,0

Pflichtmodul
„Elektrotechnik II“ 2. Semester 5,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1800 Bauelemente K 2 100 4,0

ETB1860 LP Bauelemente LN – 1,0

Pflichtmodul
„Bauelemente“ 2. Semester 5,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1900 Elektrotechnik III K 3 100 8,0

ETB1920 LP Elektrotechnik III LN – 2,0

Pflichtmodul
„Elektrotechnik III“ 4. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB1910 Mathematische Methoden K 3 100 4,0

Pflichtmodul
„Mathematische Methoden“ 4. Semester 4,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2000 Elektrische Maschinen M 30 50 4,0

ETB2010 Leistungselektronik M 30 50 4,0

ETB2020 LP Energiewandler LN – 2,0

Wahlmodul
„Energiewandler“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2100 Programmierungstechnik I EA 100 5,0

Pflichtmodul
„Programmierungstechnik I“ 2. Semester 5,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2110 Programmierungstechnik II K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Programmierungstechnik II“ 2. Semester 5,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2300 Mathematik I K 3 100 9,0

Pflichtmodul
„Mathematik I“ 2. Semester 9,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2310 Mathematik II K 3 100 9,0

Pflichtmodul
„Mathematik II“ 2. Semester 9,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2200 Nachrichtennetze K 2 50 4,0

ETB2210 Nachrichtensysteme K 2 50 4,0

ETB2220 LP Kommunikationstechnik LN – 2,0

Wahlmodul
„Kommunikationstechnik“ 7. Semester 10,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2400 Messtechnik K 2 100 4,0

ETB2430 LP Messtechnik LN – 1,0

Pflichtmodul
„Messtechnik“ 4. Semester 5,0  ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2410 Regelungstechnik I K 2 100 4,0

ETB2440 LP Regelungstechnik I LN – 1,0

Pflichtmodul
„Regelungstechnik I“ 4. Semester 5,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2500 Leitungstheorie K 2 50 5,0

ETB2510 Signale und Systeme K 2 50 5,0

Wahlmodul
„Nachrichten-/Hochfrequenztechnik“ 7. Semester 10,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2610 Physik I K 2 100 4,0

ETB2640 LP Physik I LN – 1,0

Pflichtmodul
„Physik I“ 2. Semester 5,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2620 Physik II K 2 100 4,0

ETB2650 LP Physik II LN – 1,0

Pflichtmodul
„Physik II“ 2. Semester 5,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2600 Konstruktion und Werkstoffe K 2 100 4,0

Pflichtmodul
„Konstruktion und Werkstoffe“ 2. Semester 4,0  ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2700 Software-Techniken K 2 50 2,5

ETB2710 Software-Tools der Automatisierungstechnik K 2 50 2,5

ETB2720 LP Prozessinformatik LN – 5,0

Wahlmodul
„Prozessinformatik“ 7. Semester 10,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2900 Regenerative Energieerzeugung K 2 70 6,0

ETB2910 Speicherung von regenerativen Energien K 2 30 2,0

ETB2920 LP Regenerative Energien LN – 2,0

Wahlmodul
„Regenerative Energien“ 7. Semester 10,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB2800 Elektr. Maschinen und Leistungselektronik K 2 50 4,0

ETB2810 Sensor- / Aktorsysteme K 2 50 4,0

ETB2820 LP Sensortechnik LN – 1,0

ETB2830 LP Elektrische Maschinen und Leistungselektronik LN – 1,0

Wahlmodul
„Prozessschnittstellen“ 7. Semester 10,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB3000 Elektromagnetische Verträglichkeit K 2 100 4,0

ETB3050 LP Elektromagnetische Verträglichkeit LN – 1,0

Pflichtmodul
„Elektromagnetische Verträglichkeit“ 4. Semester 5,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB3010 Elektronik-Design K 2 100 3,0

ETB3060 LP Elektronik-Design LN – 2,0

Pflichtmodul
„Elektronik-Design“ 4. Semester 5,0  ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB3020 Analoge Schaltungen K 2 100 4,0

ETB3040 LP Analoge Schaltungen LN – 1,0

Pflichtmodul
„Analoge Schaltungen“ 4. Semester 5,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB3100 Wahlpflichtkurse EA 50 5,0

ETB3110 Projektarbeit EA 50 5,0

Pflichtmodul
„Studienabschließende Arbeiten“ 7. Semester 10,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB3200 Automatisierungs- und Prozessleitsysteme EA 50 4,0

ETB3210 Netzwerke, Bussysteme und Interfaces M 30 50 4,0

ETB3220 LP Systeme der Automatisierungstechnik LN – 2,0

Wahlmodul
„Systeme der Automatisierungstechnik“ 7. Semester 10,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETB3300 Steuerungstechnik K 2 50 4,0

ETB3310 Regelungstechnik II K 2 50 4,0

ETB3320 LP Verfahren der Automatisierungstechnik LN – 2,0

Wahlmodul
„Verfahren der Automatisierungstechnik“ 7. Semester 10,0  ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Umfang Voraussetzungen Anteil ECTS-
MP % Punkte

ETB4000 Praktisches mindestens 20 Wochen Vorpraxis, alle – 30,0
Studiensemester (§ 2 Abs. 3), Pflichtmodule mit

Praktikumsbericht und Regelsemester 2
Praktikumszeugnis

Pflichtmodul
„Praktisches Studiensemester“ 5. Semester 30,0 ECTS-Punkte



(2) In Ausnahmefällen kann nach Wahl der Prüferin oder des
Prüfers und im Einvernehmen mit dem Prüfungsausschuss eine
alternative Prüfungsform nach § 11 gewählt werden.

(3) Der zeitliche Gesamtumfang für das Erstellen der Projektar-
beit/Experimentellen Arbeit (EA) soll durch die Themenstellung
so eingegrenzt werden, dass eine Bearbeitung in einem zeitlichen
Gesamtumfang entsprechend den zu vergebenden ECTS-Punkten
möglich ist. Der zeitliche Gesamtumfang wird von der jeweiligen
Prüferin oder von dem jeweiligen Prüfer für die Prüflinge einer
Semestergruppe einheitlich festgelegt.

(4) Ein Leistungsnachweis (LN) ist die Bescheinigung einer indi-
viduellen, mit Erfolg erbrachten, unbenoteten Studienleistung.
Die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveranstaltung kann nur
durch einen Leistungsnachweis anerkannt werden. Ein Leistungs-
nachweis kann in folgender Form abgelegt werden:

– Teilnahme an Laborversuchen
– Klausur
– Kolloquium
– Referat
– Projektarbeit
– Entwurfsarbeit (z.B. Hardware, Software)
– Diskussionsleitung
– Rollenspiele

Art und Umfang eines Leistungsnachweises werden nach § 11
Abs. 1 von der jeweiligen Prüferin oder von dem jeweiligen Prü-
fer festgelegt und bekannt gegeben. 

(5) Der Katalog der Wahlpflichtkurse umfasst:

– Aktuelle Themen der Elektrotechnik und ihrer Anwendungen
– Seminare und Workshops als Ergänzungen zu Modulkursen
– Wirtschaft und Recht in der Elektrotechnik
– sonstige Kurse oder Exkursionen, sofern diese eine sinnvolle

Ergänzung bilden. Über ihre Zulassung entscheidet der Prü-
fungsausschuss auf Antrag des Studierenden.

(6) Themen für die Projektarbeit werden von den Lehrverant-
wortlichen ausgegeben.

§ 33
Gesamtnote der Bachelor-Prüfung

(1) Die Gesamtnote der Bachelor-Prüfung entsteht zu 90 % aus
der Gesamtnote der Modulprüfungen und zu 10 % aus der Note
für die Bachelor-Arbeit mit dem Kolloquium. Die Gesamtnote der
Modulprüfungen ergibt sich aus dem gewichteten Mittel der
Noten von Prüfungen in Pflichtmodulen und in vier Wahlmodu-
len. In die Note der Bachelor-Arbeit geht zu 30 % die Bewertung
des Kolloquiums ein. 
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Nr. Kurs Art und Umfang Voraussetzungen Anteil ECTS-
MP % Punkte

ETB4500 Bachelor-Arbeit 10 Wochen § 26 70 8,0

ETB4510 Kolloquium zur 
Bachelor-Arbeit § 28 Abs. 2 § 28 Abs. 3 30 4,0

Pflichtmodul
„Bachelor-Arbeit“ 7. Semester 12,0  ECTS-Punkte

Erläuterungen:

EA = Projektarbeit / Experimentelle Arbeit 
K = Klausur mit Angabe der Dauer in Stunden (Stunde = 60 Minuten)
LN = Leistungsnachweis
LP = Laborpraktikum
M = Mündliche Prüfung mit Angabe der Dauer in Minuten 
Anteil MP % = Anteil an der Modulprüfung in %

Modulprüfungen Gewichtung für 
die Gesamtnote 

der Modul-
prüfungen in %

Grundlagen Betriebswirtschaftslehre 2,5

Technisches Englisch 2,5

Digitale Schaltungen 2,5

Mikroprozessortechnik I 2,5

Elektrotechnik I 2,5

Elektrotechnik II 2,5

Bauelemente 2,5

Elektrotechnik III 5,0

Mathematische Methoden 2,5

Programmierungstechnik I 2,5

Programmierungstechnik II 2,5

Mathematik I 5,0



(2) Die Bildung der Modulnoten und der Gesamtnote erfolgt nach
Maßgabe von § 5 und § 6.

§ 34
Bachelor-Grad

Aufgrund der erfolgreichen Bachelor-Prüfung im Bachelor-Stu-
diengang Elektrotechnik wird der akademische Grad „Bachelor of
Science“, abgekürzt „B.Sc.“, verliehen. 

Studiengangspezifischer Teil für den 
Bachelor-Studiengang Informatik (INFB)

§ 31
Studienaufbau

(1) Für die Vermittlung aller Lehrinhalte (ohne praktisches Stu-
diensemester und ohne Bachelor-Arbeit) stehen sechs Fachsemes-
ter mit einem Lehrangebot von mindestens 134 Semesterwochen-
stunden und von mindestens 165 ECTS-Punkten zur Verfügung.
Hiervon entfallen 

1. 110 Semesterwochenstunden mit 135 ECTS-Punkten auf
Pflichtmodule,

2. mindestens 24 Semesterwochenstunden mit mindestens 
30 ECTS-Punkten auf Wahlmodule.

(2) Nach dem dritten Regelsemester müssen mindestens drei
Wahlmodule mit insgesamt mindestens 24 Semesterwochenstun-
den und insgesamt mindestens 30 ECTS-Punkten ausgewählt
werden; davon kann maximal ein Wahlmodul mit mindestens acht
Semesterwochenstunden und mindestens zehn ECTS-Punkten aus
einem anderen Studiengang gewählt oder zusammengestellt wer-
den. Über eine Zulassung der Auswahl aus einem anderen Stu-
diengang entscheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag der Stu-
dentin oder des Studenten. 

§ 32
Modulprüfungen für die Bachelor-Prüfung

(1) Modulprüfungen für die Bachelor-Prüfung sind in den nach-
stehend genannten Pflichtmodulen (mit 150 ECTS-Punkten ohne
praktisches Studiensemester, aber mit Bachelor-Arbeit) und in
mindestens drei Wahlmodulen (mit mindestens 24 Semesterwo-
chenstunden und mindestens 30 ECTS-Punkten) spätestens zu
den Prüfungsterminen des nachfolgend genannten Regelsemes-
ters (Regelprüfungstermin) abzulegen: 
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Modulprüfungen Gewichtung für 
die Gesamtnote 

der Modul-
prüfungen in %

Mathematik II 5,0

Messtechnik 2,5

Regelungstechnik I 2,5

Physik I 2,5

Physik II 2,5

Konstruktion und Werkstoffe 2,5

Elektromagnetische Verträglichkeit 2,5

Elektronik-Design 2,5

Analoge Schaltungen 2,5

Studienabschließende Arbeiten 8,0

Wahlmodul I 8,0

Wahlmodul II 8,0

Wahlmodul III 8,0

Wahlmodul IV 8,0

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1010 Präsentation und Rhetorik I LN – 2,5

INFB1020 Technisches Berichtswesen EA 100 2,5

Pflichtmodul
„Allgemeinwissenschaften I“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1000 Grundlagen Betriebswirtschaftslehre K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Grundlagen Betriebswirtschaftslehre“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1030 Technisches Englisch K 2 100 4,0

Pflichtmodul
„Technisches Englisch“ 2. Semester 4,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1300 Algorithmen und Datenstrukturen K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Algorithmen und Datenstrukturen“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1310 Datenbanken I K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Datenbanken I“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1400 Datenbanken II K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Datenbanken II“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1100 Marketing K 2 100 2,5

INFB1110 Präsentation und Rhetorik II LN – 2,5

Pflichtmodul
„Allgemeinwissenschaften II“ 7. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1200 Automatisierungs- und Prozessleitsysteme EA 50 5,0

INFB1210 Mess- und Regelungstechnik K 2 50 5,0

Wahlmodul
„Automatisierung“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1320 Rechnernetze K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Rechnernetze“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1500 Digitale Schaltungen K 2 100 3,0

INFB1530 Laborpraktikum Digitale Schaltungen LN – 2,0

Pflichtmodul
„Digitale Schaltungen“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1520 Mikroprozessoren K 2 100 3,0

INFB1540 Laborpraktikum Mikroprozessoren LN – 2,0

Pflichtmodul
„Mikroprozessoren“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1600 Betriebssysteme K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Betriebssysteme“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1610 Programmierungstechnik I K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Programmierungstechnik I“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1620 Programmierungstechnik II K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Programmierungstechnik II“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1720 Signale und Systeme K 2 50 5,0

INFB1700 Elektrotechnik II K 2 50 5,0

Wahlmodul
„Grundlagen“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1800 Elektronik-Design K 2 50 5,0

INFB1810 Hardware-Entwicklungsmethoden M 30 50 5,0

Wahlmodul
„Hardware-Entwicklung“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1900 Laborpraktikum Mathematik LN – 1,0

INFB1920 Mathematik II K 3 100 7,0

Pflichtmodul
„Mathematik II“ 2. Semester 8,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2000 Digitale Bildverarbeitung K 2 50 5,0

INFB2020 Multimediale Techniken und Dienste I / 
Autorensysteme K 2 50 5,0

Wahlmodul 
„Multimediatechnik I“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB1910 Mathematik I K 3 100 8,0

Pflichtmodul
„Mathematik I“ 2. Semester 8,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2010 Laborpraktikum Audio / Video EA 50 5,0

INFB2030 Multimediale Techniken und Dienste II/ 
Studiotechnik K 2 50 5,0

Wahlmodul
„Multimediatechnik II“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2110 Laborpraktikum Software EA 100 5,0

Pflichtmodul
„Laborpraktikum Software“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2100 Graphische Datenverarbeitung EA 100 5,0

Pflichtmodul
„Graphische Datenverarbeitung“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2120 Software Engineering M 30 100 5,0

Pflichtmodul
„Software Engineering I“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2800 Projekt Software Engineering EA 50 2,5

INFB2810 Seminar Software Engineering M 30 50 2,5

Pflichtmodul
„Software Engineering II“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2200 Software-Projektorganisation EA 75 7,5

INFB2210 Software-Qualitätssicherung K 2 25 2,5

Wahlmodul
„Softwaretechnik“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2220 Systemunabhängige Programmierung K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Systemunabhängige Programmierung“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2500 Theoretische Informatik I M 30 100 5,0

Pflichtmodul
„Theoretische Informatik I“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2700 Theoretische Informatik II EA 100 5,0

Pflichtmodul
„Theoretische Informatik II“ 7. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2310 Elektrotechnik I K 3 100 4,0

INFB2350 Laborpraktikum Elektrotechnik I LN – 1,0

Pflichtmodul
„Elektrotechnik I“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2410 Übertragungssysteme I K 2 50 5,0

INFB2420 Übertragungssysteme II K 2 50 5,0

Wahlmodul
„Übertragungstechnik“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2400 Kommunikationsnetze M 30 50 5,0

INFB1410 Laborpraktikum Betriebssysteme und Rechnernetze EA 50 5,0

Wahlmodul
„Kommunikationssysteme“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2510 Wissensverarbeitung K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Wissensverarbeitung“ 7. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2600 Wahlpflichtkurse*) LN – 5,0

Pflichtmodul
„Wahlpflicht“ 7. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFB2610 Projektarbeit EA 100 5,0

Pflichtmodul
„Projektarbeit“ 7. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Umfang Voraussetzungen Anteil ECTS-
MP % Punkte

ETB4500 Bachelor-Arbeit 3 Monate § 26 70 12,0

ETB4510 Kolloquium zur 
Bachelor-Arbeit § 28 Abs. 2 § 28 Abs. 3 30 3,0

Pflichtmodul
„Bachelor-Arbeit“ 7. Semester 15,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Umfang Voraussetzungen Anteil ECTS-
MP % Punkte

ETB4000 Praktisches mindestens 20 Wochen Vorpraxis, alle – 30,0
Studiensemester (§ 2 Abs. 3), Pflichtmodule mit

Praktikumsbericht und Regelsemester 2
Praktikumszeugnis

Pflichtmodul
„Praktisches Studiensemester“ 5. Semester 30,0 ECTS-Punkte

Erläuterungen:

EA = Projektarbeit / Experimentelle Arbeit 
K = Klausur mit Angabe der Dauer in Stunden (Stunde = 60 Minuten)
LN = Leistungsnachweis
LP = Laborpraktikum
M = Mündliche Prüfung mit Angabe der Dauer in Minuten
*) = Der Katalog der Wahlpflichtkurse umfasst

– Aktuelle Themen der Informatik,
– Hardware-Seminar,
– Software-Workshop,
– Wirtschaft und Recht in der Informatik,
– sonstige Kurse oder Exkursionen, sofern sie eine sinnvolle Ergänzung  bilden. Über ihre Zulas-

sung entscheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag des Studenten. 
Anteil MP % = Anteil an der Modulprüfung in %



(2) In Ausnahmefällen kann nach Wahl der Prüferin oder des
Prüfers und im Einvernehmen mit dem Prüfungsausschuss eine
alternative Prüfungsform nach § 11 gewählt werden.

(3) Der zeitliche Gesamtumfang für das Erstellen der Projektar-
beit/Experimentellen Arbeit (EA) soll durch die Themenstellung
so eingegrenzt werden, dass eine Bearbeitung in einem zeitlichen
Gesamtumfang entsprechend den zu vergebenden ECTS-Punkten
möglich ist. Der zeitliche Gesamtumfang wird von der jeweiligen
Prüferin oder von dem jeweiligen Prüfer für die Prüflinge einer
Semestergruppe einheitlich festgelegt.

(4) Ein Leistungsnachweis (LN) ist die Bescheinigung einer indi-
viduellen, mit Erfolg erbrachten, unbenoteten Studienleistung.
Die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveranstaltung kann nur
durch einen Leistungsnachweis anerkannt werden. Ein Leistungs-
nachweis kann in folgender Form abgelegt werden:

– Teilnahme an Laborversuchen
– Klausur
– Kolloquium
– Referat
– Projektarbeit
– Entwurfsarbeit (z. B. Hardware, Software)
– Diskussionsleitung
– Rollenspiele

Art und Umfang eines Leistungsnachweises werden nach § 11
Abs. 1 von der jeweiligen Prüferin oder von dem jeweiligen Prü-
fer festgelegt und bekannt gegeben.

§ 33
Gesamtnote der Bachelor-Prüfung

(1) Die Gesamtnote der Bachelor-Prüfung entsteht zu 90 % aus
der Gesamtnote der Modulprüfungen und zu 10 % aus der Note
für die Bachelor-Arbeit mit dem Kolloquium. Die Gesamtnote der
Modulprüfungen ergibt sich aus dem gewichteten Mittel der
Noten von Prüfungen in Pflichtmodulen und in Wahlmodulen. In
die Note der Bachelor-Arbeit geht zu 30 % die Bewertung des
Kolloquiums ein. 

(2) Die Bildung der Modulnoten und der Gesamtnote erfolgt nach
Maßgabe von § 5 und § 6.

§ 34
Bachelor-Grad

Aufgrund der erfolgreichen Bachelor-Prüfung im Bachelor-Stu-
diengang Informatik wird der akademische Grad „Bachelor of
Science“, abgekürzt „B.Sc.“, verliehen.

Studiengangspezifischer Teil für den Bachelor-Studiengang
Medizininformatik und Biomedizintechnik (MIBTB)

§ 31
Studienaufbau

(1) Für die Vermittlung aller Lehrinhalte (ohne praktisches Stu-
diensemester und ohne Bachelor-Arbeit) stehen sechs Fachsemes-
ter mit einem Lehrangebot von mindestens 134 Semesterwochen-
stunden und von mindestens 165 ECTS-Punkten zur Verfügung.
Hiervon entfallen 

1. 110 Semesterwochenstunden mit 135 ECTS-Punkten auf
Pflichtmodule 
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Modulprüfungen Gewichtung für 
die Gesamtnote 

der Modul-
prüfungen in %

Algorithmen und Datenstrukturen 3

Allgemeinwissenschaften I 3

Allgemeinwissenschaften II 3

Betriebssysteme 3

Datenbanken I 3

Datenbanken II 3

Digitale Schaltungen 3

Elektrotechnik I 3

Graphische Datenverarbeitung 3

Modulprüfungen Gewichtung für 
die Gesamtnote 

der Modul-
prüfungen in %

Grundlagen Betriebswirtschaftslehre 3

Laborpraktikum Software 3

Mathematik I 5

Mathematik II 5

Mikroprozessoren 3

Programmierungstechnik I 3

Programmierungstechnik II 3

Rechnernetze 3

Software Engineering I 3

Software Engineering II 3

Systemunabhängige Programmierung 3

Technisches Englisch 3

Theoretische Informatik I 3

Theoretische Informatik II 3

Wissensverarbeitung 3

Projektarbeit 3

Wahlmodul I 7

Wahlmodul II 7

Wahlmodul III 7



2. mindestens 24 Semesterwochenstunden mit mindestens 
30 ECTS-Punkten auf Wahlmodule.

(2) Nach dem vierten Regelsemester müssen mindestens drei
Wahlmodule mit insgesamt mindestens 24 Semesterwochenstun-
den und insgesamt mindestens 30 ECTS-Punkten ausgewählt wer-
den; davon kann maximal ein Wahlmodul mit mindestens acht
Semesterwochenstunden und mindestens zehn ECTS-Punkten aus
einem anderen Studiengang gewählt oder zusammengestellt wer-
den. Über eine Zulassung der Auswahl aus einem anderen Stu-
diengang entscheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag der Stu-
dentin oder des Studenten.

§ 32
Modulprüfungen für die Bachelor-Prüfung

(1) Modulprüfungen für die Bachelor-Prüfung sind in den nach-
stehend genannten Pflichtmodulen (mit 150 ECTS-Punkten ohne
praktisches Studiensemester, aber mit Bachelor-Arbeit) und in
mindestens drei Wahlmodulen (mit mindestens 24 Semesterwo-
chenstunden und mindestens 30 ECTS-Punkten) spätestens zu den
Prüfungsterminen des nachfolgend genannten Regelsemesters
(Regelprüfungstermin) abzulegen: 
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1010 Präsentation und Rhetorik LN – 2,5

MIBTB1020 Qualitätsmanagement K 2 100 2,5

Pflichtmodul
„Allgemeinwissenschaften“ 7. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1000 Grundlagen Betriebswirtschaftslehre K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Grundlagen Betriebswirtschaftslehre“ 7. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1100 Algorithmen und Datenstrukturen K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Algorithmen und Datenstrukturen“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1110 Einführung Datenbanken K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Einführung Datenbanken“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1120 Rechnernetze K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Rechnernetze“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1200 Digitale Schaltungen K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Digitale Schaltungen“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1210 Mikroprozessoren K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Mikroprozessoren“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1500 Betriebssysteme K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Betriebssysteme“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1300 Medizintechnik in der Klinik K 2 50 5,0

MIBTB1310 Telemedizinische Systeme K 2 50 5,0

Wahlmodul
„Geräte und Systeme in der Medizin“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1400 Biostatistik K 2 50 5,0

MIBTB1410 Gesundheitsökonomie K 1,5 25 2,5

MIBTB1420 Gesundheitsversorgungssysteme K 1,5 25 2,5

Wahlmodul
„Gesundheitswesen“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1510 Programmierungstechnik I EA 100 5,0

Pflichtmodul
„Programmierungstechnik I“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1520 Programmierungstechnik II K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Programmierungstechnik II“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1600 Grundlagen der Anatomie und Physiologie K 3 100 5,0

Pflichtmodul
„Grundlagen der Anatomie und Physiologie“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1610 Angewandte Physiologie und Klinische Medizin K 3 100 5,0

Pflichtmodul
„Angewandte Physiologie und Klinische Medizin“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1710 Mathematik I K 3 100 7,0

Pflichtmodul
„Mathematik I“ 2. Semester 7,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1730 Grundlagen der Statistik K 1,5 30 2,0

MIBTB1720 Mathematik II K 3 70 7,0

Pflichtmodul
„Mathematik II“ 2. Semester 9,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB1900 Bildgebende Verfahren in der Medizin K 2 50 5,0

MIBTB1910 Medizinische Bildanalyse K 2 50 5,0

Wahlmodul
„Medical Imaging“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2110 Krankenhausinformationssysteme EA 50 2,5

MIBTB2120 Medizinische Dokumentation/Datensicherheit K 2 50 2,5

Pflichtmodul
„Medizinische Informationssysteme“ 7. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2000 Gerätetechnik in der Medizin M 30 100 5,0

Pflichtmodul
„Gerätetechnik in der Medizin“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2010 Messtechnik in der Medizin K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Messtechnik in der Medizin“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2100 Gesundheitsinformationssysteme K 3 100 5,0

Pflichtmodul
„Gesundheitsinformationssysteme“ 7. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2200 Graphische Datenverarbeitung EA 100 5,0

Pflichtmodul
„Graphische Datenverarbeitung“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2210 Laborpraktikum Software EA 100 5,0

Pflichtmodul
„Laborpraktikum Software“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2220 Software Engineering M 30 100 5,0

Pflichtmodul
„Software Engineering“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2400 Bauelemente K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Bauelemente“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2410 Elektrotechnik K 3 100 5,0

Pflichtmodul
„Elektrotechnik“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2700 Seminar Software Engineering EA 50 5,0

MIBTB2710 Software-Projekt-Organisation EA 50 5,0

Wahlmodul
„Softwareentwicklung“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2300 Biosignalverarbeitung K 2 50 5,0

MIBTB2310 Regelungstechnik K 2 50 5,0

Wahlmodul
„Systemtechnik“ 7. Semester 10,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2420 Physik K 2 100 5,0

Pflichtmodul
„Physik“ 4. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2500 Technisches Englisch K 2 100 4,0

Pflichtmodul
„Technisches Englisch“ 2. Semester 4,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIBTB2600 Wahlpflichtkurse*) EA 100 5,0

Pflichtmodul
„Wahlpflicht“ 7. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Umfang Voraussetzungen Anteil ECTS-
MP % Punkte

MIBTB4500 Bachelor-Arbeit 3 Monate § 26 70 12,0

MIBTB4510 Kolloquium zur 
Bachelor-Arbeit § 28 Abs. 2 § 28 Abs. 3 30 3,0

Pflichtmodul
„Bachelor-Arbeit“ 7. Semester 15,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Umfang Voraussetzungen Anteil ECTS-
MP % Punkte

MIBTB4000 Praktisches mindestens 20 Wochen Vorpraxis, alle – 30,0
Studiensemester (§ 2 Abs. 3), Pflichtmodule mit

Praktikumsbericht und Regelsemester 2
Praktikumszeugnis

Pflichtmodul
„Praktisches Studiensemester“ 5. Semester 30,0 ECTS-Punkte

Erläuterungen:

EA = Projektarbeit / Experimentelle Arbeit 
K = Klausur mit Angabe der Dauer in Stunden (Stunde = 60 Minuten)
LN = Leistungsnachweis
LP = Laborpraktikum
M = Mündliche Prüfung mit Angabe der Dauer in Minuten
*) = Der Katalog der Wahlpflichtkurse umfasst

– Aktuelle Themen der Medizininformatik,
– Seminar Klinische Anwendungssysteme,
– Workshop Biomedizintechnik,
– Wirtschaft und Recht in der Medizininformatik,
– sonstige Kurse oder Exkursionen, sofern sie eine sinnvolle Ergänzung bilden. Über ihre Zulassung

entscheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag des Studenten. 
Anteil MP % = Anteil an der Modulprüfung in %



(2) In Ausnahmefällen kann nach Wahl der Prüferin oder des
Prüfers und im Einvernehmen mit dem Prüfungsausschuss eine
alternative Prüfungsform nach § 11 gewählt werden.

(3) Der zeitliche Gesamtumfang für das Erstellen der Projektar-
beit/Experimentellen Arbeit (EA) soll durch die Themenstellung
so eingegrenzt werden, dass eine Bearbeitung in einem zeitlichen
Gesamtumfang entsprechend den zu vergebenden ECTS-Punkten
möglich ist. Der zeitliche Gesamtumfang wird von der jeweiligen
Prüferin oder von dem jeweiligen Prüfer für die Prüflinge einer
Semestergruppe einheitlich festgelegt.

(4) Ein Leistungsnachweis (LN) ist die Bescheinigung einer indi-
viduellen, mit Erfolg erbrachten, unbenoteten Studienleistung.
Die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveranstaltung kann nur
durch einen Leistungsnachweis anerkannt werden. Ein Leistungs-
nachweis kann in folgender Form abgelegt werden:

– Teilnahme an Laborversuchen
– Klausur
– Kolloquium
– Referat
– Projektarbeit
– Entwurfsarbeit (z. B. Hardware, Software)
– Diskussionsleitung
– Rollenspiele

Art und Umfang eines Leistungsnachweises werden nach § 11
Abs. 1 von der jeweiligen Prüferin oder von dem jeweiligen Prü-
fer festgelegt und bekannt gegeben. 

§ 33
Gesamtnote der Bachelor-Prüfung

(1) Die Gesamtnote der Bachelor-Prüfung entsteht zu 90 % aus
der Gesamtnote der Modulprüfungen und zu 10 % aus der Note
für die Bachelor-Arbeit mit dem Kolloquium. Die Gesamtnote der
Modulprüfungen ergibt sich aus dem gewichteten Mittel der
Noten von Prüfungen in Pflichtmodulen und in Wahlmodulen. In
die Note der Bachelor-Arbeit geht zu 30 % die Bewertung des
Kolloquiums ein. 

(2) Die Bildung der Modulnoten und der Gesamtnote erfolgt nach
Maßgabe von § 5 und § 6.

§ 34
Bachelor-Grad

Aufgrund der erfolgreichen Bachelor-Prüfung im Bachelor-Stu-
diengang Medizininformatik und Biomedizintechnik wird der
akademische Grad „Bachelor of Science“, abgekürzt „B.Sc.“, ver-
liehen. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senates der Fachhoch-
schule Stralsund vom 28. September 2004 und der Genehmigung
des Rektors vom 7. Oktober 2004 sowie nach ordnungsgemäßer
Durchführung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des Lan-
deshochschulgesetzes (Schreiben des Ministeriums für Bildung,
Wissenschaft und Kultur des Landes Mecklenburg-Vorpommern
vom 13. Dezember 2004, Az: VII 300 B3152-03/010).
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Modulprüfungen Gewichtung für 
die Gesamtnote 

der Modul-
prüfungen in %

Algorithmen und Datenstrukturen 3

Allgemeinwissenschaften 3

Angewandte Physiologie und 

Klinische Medizin 3

Bauelemente 3

Betriebssysteme 3

Digitale Schaltungen 3

Modulprüfungen Gewichtung für 
die Gesamtnote 

der Modul-
prüfungen in %

Einführung Datenbanken 3

Elektrotechnik 3

Gerätetechnik in der Medizin 3

Gesundheitsinformationssysteme 3

Graphische Datenverarbeitung 3

Grundlagen Betriebswirtschaftslehre 3

Grundlagen der Anatomie und Physiologie 3

Laborpraktikum Software 3

Mathematik I 5

Mathematik II 5

Medizinische Informationssysteme 3

Messtechnik in der Medizin 3

Mikroprozessoren 3

Physik 3

Programmierungstechnik I 3

Programmierungstechnik II 3

Rechnernetze 3

Software Engineering 3

Technisches Englisch 1

Wahlpflicht 5

Wahlmodul I 6

Wahlmodul II 6

Wahlmodul III 6

Stralsund, den 7. Oktober 2004
Der Rektor

der Fachhochschule Stralsund,
University of Applied Sciences,

Professor Dr. Josef Meyer-Fujara

Mittl.bl. BM M-V 2005 S. 179
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Allgemeiner Teil

Erster Abschnitt: Allgemeines

§ 1 Regelungsgegenstand
§ 2 Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang
§ 3 Aufbau der Prüfungen
§ 4 Bestehen oder Nichtbestehen
§ 5 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 6 Bildung der Modulnoten
§ 7 Prüfungstermine
§ 8 Meldung und Meldefristen
§ 9 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
§ 10 Wiederholung der Prüfungen und der Master-Arbeit
§ 11 Arten der Prüfungsleistungen
§ 12 Mündliche Prüfungen
§ 13 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten
§ 14 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen
§ 15 Zusatzfächer
§ 16 Vergabe von ECTS-Punkten
§ 17 Prüfungsausschuss
§ 18 Prüferin und Prüfer, Beisitzerin und Beisitzer
§ 19 Studienbüro (Prüfungsamt)
§ 20 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-

fungsleistungen
§ 21 Ungültigkeit der Master-Prüfung
§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten
§ 23 In-Kraft-Treten

Zweiter Abschnitt: Prüfungsverfahren

§ 24 Zweck der Master-Prüfung
§ 25 Aufbau, Gegenstand und Art der Master-Prüfung
§ 26 Fachliche Zulassungsvoraussetzungen für die Master-Arbeit
§ 27 Master-Arbeit
§ 28 Kolloquium

§ 29 Bildung der Gesamtnote und Zeugnis
§ 30 Master-Grad und Master-Urkunde

Studiengangspezifischer Teil

Studiengangspezifischer Teil für den Master-Studiengang
Elektrotechnik  (ET)

§ 31 Studienaufbau
§ 32 Modulprüfungen für die Master-Prüfung
§ 33 Gesamtnote der Master-Prüfung
§ 34 Master-Grad

Studiengangspezifischer Teil für den Master-Studiengang
Informatik  (INF)

§ 31 Studienaufbau
§ 32 Modulprüfungen der Master-Prüfung
§ 33 Gesamtnote der Master-Prüfung
§ 34 Master-Grad

Studiengangspezifischer Teil für den Master-Studiengang
Medizininformatik (MI)

§ 31 Studienaufbau
§ 32 Modulprüfungen für die Master-Prüfung
§ 33 Gesamtnote der Master-Prüfung
§ 34 Master-Grad

Anlagen

Anlage 1: Diploma Supplement Master Elektrotechnik
Anlage 2: Diploma Supplement Master Informatik
Anlage 3: Diploma Supplement Master Medizininformatik
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Gemeinsame Prüfungsordnung für die Master-Studiengänge
Elektrotechnik, Informatik, Medizininformatik

an der Fachhochschule Stralsund

Vom 7. Oktober 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Lan-
deshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juni 2003
(GVOBl. M-V S. 331)2 erlässt die Fachhochschule Stralsund folgende Gemeinsame Prüfungsordnung für die Master-Studiengänge Elek-
trotechnik, Informatik sowie Medizininformatik als Satzung:

Inhaltsverzeichnis

1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 181



Allgemeiner Teil

Erster Abschnitt:
Allgemeines

§ 1 
Regelungsgegenstand

(1) Diese Prüfungsordnung regelt in den §§ 24 bis 30 das Ver-
fahren der Master-Prüfung. Die Vorschriften des Allgemeinen
Teiles (§§ 1 bis 30) gelten gleichfalls für die Master-Prüfung für
alle Master-Studiengänge des Fachbereichs Elektrotechnik und
Informatik der Fachhochschule Stralsund. Abweichungen hiervon
in einzelnen Studiengängen sind im jeweiligen Studiengangspezi-
fischen Teil geregelt und gehen den Regelungen des Allgemeinen
Teiles vor. 

(2) Die studiengangspezifischen Regelungen sind im Studien-
gangspezifischen Teil der Prüfungsordnung für den jeweiligen
Studiengang (§§ 31 bis 34) enthalten.

§ 2 
Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang

(1) Die Zeit, in der in der Regel das Studium mit der Master-Prü-
fung als berufsqualifizierender Prüfung abgeschlossen werden
kann (Regelstudienzeit), beträgt drei Fachsemester. Sie umfasst
die theoretischen Studiensemester und die Prüfungen einschließ-
lich der Master-Arbeit.

(2) Es muss eine einschlägige berufspraktische Tätigkeit im Um-
fang von mindestens 20 Wochen vor Aufnahme des Studiums
erbracht werden (Vorpraxis). Eine einschlägige Ausbildung oder
eine einschlägige berufspraktische Tätigkeit oder ein einschlägi-
ges praktisches Studiensemester im Rahmen eines Bachelor-Stu-
diengangs wird angerechnet. Einzelheiten werden in der Prakti-
kantenrichtlinie als Anlage der Studienordnung geregelt.

(3) Das dritte Fachsemester dient vorrangig der Anfertigung der
Master-Arbeit sowie des Kolloquiums nach Maßgabe von § 28.

(4) Der zeitliche Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstaltungen ergibt
sich für jeden Studiengang aus dem jeweiligen Studiengangspezi-
fischen Teil der Prüfungsordnung. 

§ 3
Aufbau der Prüfungen

(1) Die Master-Prüfung besteht aus Modulprüfungen und der
Master-Arbeit sowie einem Kolloquium.

(2) Modulprüfungen setzen sich aus Prüfungsleistungen (§§ 11
bis 13) in einem Prüfungskurs oder in mehreren Prüfungskursen
zusammen. In einer Modulprüfung sollen in der Regel nicht mehr
als drei Prüfungsleistungen erbracht werden; sie kann auch aus
nur einer Prüfungsleistung bestehen.

(3) Eine Modulprüfung umfasst ein Prüfungsgebiet, dessen
Durchdringung oder hinreichende Beherrschung vom Kandidaten

verlangt werden muss, um das Studium mit Erfolg fortsetzen oder
abschließen zu können.

(4) Modulprüfungen für die Master-Prüfung werden studienbeglei-
tend abgenommen, wenn die Lehrinhalte des Moduls in dem für das
Studium vorgesehenen vollen Umfang vermittelt worden sind. 

§ 4
Bestehen oder Nichtbestehen

(1) Die Master-Prüfung ist bestanden, wenn

1. sämtliche Modulprüfungen der Master-Prüfung bestanden
sind,

2. die Master-Arbeit einschließlich des Kolloquiums mindestens
mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.

(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Modulnote min-
destens „ausreichend“ (4,0) ist. Eine Modulprüfung, die sich aus
mehreren Prüfungsleistungen zusammensetzt, ist bestanden,
wenn alle Prüfungsleistungen bestanden sind.

(3) Hat die Kandidatin oder der Kandidat eine Modulprüfung nicht
bestanden oder gilt sie als nicht bestanden oder wurde die Master-
Arbeit beziehungsweise das Kolloquium schlechter als mit „ausrei-
chend“ (4,0) bewertet, so wird der Kandidatin oder dem Kandidaten
hierüber ein schriftlicher Bescheid mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung erteilt. Es muss darüber informiert werden, ob und gegebenen-
falls in welchem Umfang und in welcher Frist Modulprüfungen, die
Master-Arbeit und das Kolloquium wiederholt werden können.
Ferner ist in dem Bescheid darauf hinzuweisen, dass gemäß § 17
Abs. 6 des Landeshochschulgesetzes die Immatrikulation beendet
wird, wenn die Kandidatin oder der Kandidat in ihrem/seinem Stu-
diengang die Master-Prüfung endgültig nicht bestanden hat.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-Prüfung
nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestanden und will sie/er das
Studium nicht, nicht sofort oder nicht an der Fachhochschule
Stralsund fortsetzen, so wird ihr/ihm auf Antrag und gegen Vorla-
ge der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulationsbe-
scheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen, deren Noten und deren ECTS-Punkte enthält
und erkennen lässt, dass die Master-Prüfung nicht bestanden ist.

§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von
den jeweiligen Prüfern festgesetzt.

(2) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende
Noten zu verwenden:

1,0; 1,3 = sehr gut = eine hervorragende 
Leistung

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine Leistung, die er-
heblich über den durch-
schnittlichen Anfor-
derungen liegt
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2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die 
durchschnittlichen An-
forderungen entspricht

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz 
ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht 
mehr genügt

(3) Die Noten 1,3; 1,7; 2,3; 2,7; 3,3 und 3,7 dienen der differen-
zierten Bewertung der Prüfungsleistungen.

§ 6
Bildung der Modulnoten

(1) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prüfungsleistun-
gen, errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der
Noten der einzelnen Prüfungsleistungen, die alle mit mindestens
ausreichend bewertet sein müssen. Dabei wird nur die erste Dezi-
malstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen
werden ohne Rundung gestrichen. Die Modulnote lautet

bei einem Durchschnitt 
bis einschließlich 1,5 = sehr gut;

bei einem Durchschnitt 
von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut;

bei einem Durchschnitt 
von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend;

bei einem Durchschnitt
von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend;

bei einem Durchschnitt ab 4,1 = nicht ausreichend.

(2) Für die Bildung der Gesamtnote gemäß § 33 gilt Absatz 1 ent-
sprechend.

(3) Einzelne Prüfungsleistungen können bei der Bildung der
Modulnote gemäß § 32 besonders gewichtet werden. Absatz 1
Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Besteht eine Modulprüfung nur aus einer Prüfungsleistung, so
ist deren Note gleichzeitig die erzielte Modulnote.

§ 7
Prüfungstermine

(1) Die Master-Prüfung soll spätestens innerhalb des dritten
Fachsemesters gemäß § 2 Abs. 3 abgeschlossen werden. Sie kann
vor dem dritten Fachsemester abgelegt werden, sofern die für die
Zulassung erforderlichen Voraussetzungen gemäß §§ 14 und 26
erfüllt sind. Modulprüfungen sollen spätestens innerhalb des
ihnen in § 32 zugeordneten Regelsemesters (Regelprüfungster-
min) abgelegt werden. Die Prüfungen müssen innerhalb der Re-
gelstudienzeit ablegbar sein.

(2) Die Master-Prüfung ist so zu organisieren, dass sie innerhalb
der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. Die Fachberei-
che stellen durch das Lehrangebot sicher, dass die Modulprüfun-
gen sowie die Master-Arbeit und das Kolloquium zu den festge-
setzten Prüfungsterminen abgelegt werden können. 

(3) Die Prüfungen finden in jedem Semester in der Regel nach der
Vorlesungszeit statt. Der Prüfungszeitraum beträgt vier Wochen. 

(4) Modulprüfungen sind in jedem Semester während der in Ab-
satz 3 Satz 1 genannten Zeit anzubieten.

(5) Die Kandidatin oder der Kandidat ist rechtzeitig, sowohl über
Art und Zahl der nach dem Studiengangspezifischen Teil im je-
weiligen Studiengang zu absolvierenden Modulprüfungen mit den
ihnen zugeordneten Prüfungsleistungen (gemäß § 32) als auch über
die Termine, zu denen sie zu erbringen sind, und ebenso über den
Aus- und Abgabezeitpunkt der Master-Arbeit zu informieren. Zu
diesem Zweck erhält die Studentin und der Student bei Aufnahme
des Studiums eine Prüfungs- und ECTS-Punktekarte, auf der alle
von ihr/ihm zu erbringenden Prüfungselemente vermerkt sind. Die
Karte ist von jeder Studentin und jedem Studenten in eigener Ver-
antwortung zu führen. Eine Übersicht über die Leistungen der Stu-
dentin und des Studenten wird auch im Studienbüro (Prüfungsamt)
geführt. Die Studentin und der Student kann sich zu jedem Semes-
terende ein „Transcript of Records“ ausstellen lassen.

(6) Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist bekannt zu geben,
wann unter Berücksichtigung aller Fristüberschreitungs- und
Wiederholungsmöglichkeiten in den Prüfungen die Rechtsfolge
des § 17 Abs. 6 Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes (Exmatriku-
lation) einsetzt.

§ 8
Meldung und Meldefristen

(1) Die Studentin oder der Student muss sich zu den Modulprü-
fungen sowie zur Master-Arbeit anmelden.

(2) Der Prüfungsausschuss bestimmt die konkreten Prüfungster-
mine. Diese werden spätestens sechs Wochen vor Beginn der Prü-
fungsperiode bekannt gegeben. Die Bekanntgabe erfolgt üblicher-
weise vom Prüfungsamt durch Aushang.

(3) Der Antrag auf Zulassung ist spätestens vier Wochen vor Be-
ginn der in § 7 Abs. 3 geregelten Prüfungsperiode beim Prüfungs-
amt einzureichen (Ausschlussfrist). 

(4) Die Kandidatin oder der Kandidat soll die Master-Prüfung bis
zum Ende der Regelstudienzeit des jeweiligen Master-Studien-
gangs ablegen. Überschreitet die Kandidatin oder der Kandidat
aus von ihr/ihm zu vertretenden Gründen die in der Prüfungsord-
nung festgelegten Fristen (Regelsemester gemäß § 32 Abs. 1 des
jeweiligen Studiengangspezifischen Teils) zur Meldung für die
Ablegung von Modulprüfungen und der Master-Arbeit um mehr
als zwei Semester, so gelten die bis dahin nicht abgelegten Modul-
prüfungen als abgelegt und nicht bestanden. Entsprechendes gilt,
wenn eine Kandidatin oder ein Kandidat eine Modulprüfung, zu
der sie/er sich gemeldet hat, aus von ihr/ihm zu vertretenden
Gründen nicht ablegt. Diese Regelung gilt auch für eine nicht zum
vorgesehenen Termin begonnene Master-Arbeit.

236 Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern Nr. 3/2005



(5) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Gründe der Über-
schreitung nicht zu vertreten, so hat sie/er dies über das Studien-
büro (Prüfungsamt) unverzüglich dem zuständigen Prüfungsaus-
schuss schriftlich anzuzeigen und glaubhaft zu machen. Erkennt
der Prüfungsausschuss die Gründe an, so beraumt er einen neuen
Termin an, der dem Studenten durch das Studienbüro (Prüfungs-
amt) in geeigneter Form mitzuteilen ist. Unberücksichtigt bleiben
Fachsemester in angemessenem Umfang, höchstens jedoch bis zu
zwei Semester, wenn die Kandidatin oder der Kandidat während
dieser Zeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen
Gremien oder satzungsmäßigen Organen der Hochschule tätig
war und nachweislich am ordnungsgemäßen Studium in erhebli-
chem Maße gehindert war. Unberücksichtigt bleibt auch ein Aus-
landsstudium bis zu zwei Semester, das im Rahmen von Koope-
rationsverträgen mit ausländischen Hochschulen im Ausland
absolviert wurde. Die Kandidatin oder der Kandidat muss nach-
weislich an einer ausländischen Hochschule für den entsprechen-
den Studiengang eingeschrieben gewesen sein und muss darin
Lehrveranstaltungen in angemessenem Umfang, in der Regel von
mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und je Semes-
ter mindestens einen Leistungsnachweis erworben haben.
Bei den Gründen sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und
die Fristen der Elternteilzeit zu berücksichtigen.

(6) Der Rücktritt von einer Prüfung, zu der sich die Kandidatin
oder der Kandidat entsprechend Absatz 3 angemeldet hat und zu
der sie/er zugelassen wurde, ist möglich, wenn sie/er die Prüfung
unter Einhaltung der Fristen von Absatz 4 zu einem späteren Zeit-
punkt ablegen kann. Der Rücktritt muss schriftlich erfolgen und
dem Studienbüro (Prüfungsamt) eine Woche vor Beginn der Prü-
fungsperiode zugehen. Ein verspäteter Rücktritt ist unwirksam.
Durch den wirksamen Rücktritt wird die Kandidatin oder der
Kandidat so gestellt, als ob sie/er sich nicht zur Prüfung angemel-
det hätte.

§ 9 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen für sie/ihn
bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt oder
wenn sie/er von einer Prüfung, die sie/er angetreten hat, ohne trif-
tigen Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prü-
fungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit
erbracht wird.

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss über das Studienbüro
(Prüfungsamt) unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft
gemacht werden, zusammen mit einem Antrag auf Terminver-
schiebung.

(3) Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten ist unver-
züglich ein ärztliches Attest vorzulegen. Bei Wiederholungsprü-
fungen und in der Prüfungsphase gemäß § 25 Abs. 3 ist ein
amtsärztliches Attest einzureichen. Bei wiederholter Erkrankung
kann ebenfalls ein amtsärztliches Attest verlangt werden. Erkennt
der Prüfungsausschuss den Grund an, so hat die Kandidatin oder
der Kandidat die Prüfung zum nächst möglichen Prüfungstermin
abzulegen, sofern der anerkannte Grund dem nicht entgegensteht.
Die bereits vorliegenden Prüfungsleistungen sind in diesem Fall

anzurechnen. Der Prüfungsausschuss kann diese Aufgabe auf das
Studienbüro (Prüfungsamt) delegieren. 

(4) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat das Ergebnis sei-
ner Prüfungsleistungen durch Täuschung oder Benutzung nicht
zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betreffende
Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Eine
Kandidatin oder ein Kandidat, die/der den ordnungsgemäßen Ab-
lauf der Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder dem
jeweiligen Prüfer oder der/dem Aufsicht Führenden von der Fort-
setzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem
Fall wird die Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) be-
wertet. In besonders schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungs-
ausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der Erbrin-
gung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(5) Die Kandidatin oder der Kandidat kann verlangen, dass die Ent-
scheidungen nach Absatz 4 Satz 1 und 2 innerhalb von 14 Tagen
vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende Entscheidun-
gen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich schrift-
lich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen. Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist vor einer
Entscheidung Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben.

§ 10 
Wiederholung der Modulprüfungen und der Master-Arbeit

(1) Eine nicht bestandene oder als nicht bestanden geltende Mo-
dulprüfung kann einmal wiederholt werden. Die Wiederholung
einer bestandenen Modulprüfung ist nicht zulässig. Fehlversuche
an anderen Fachhochschulen in der Bundesrepublik Deutschland
sind anzurechnen.

(2) Besteht eine nicht bestandene Modulprüfung aus mehreren
Prüfungsleistungen, sind nur die mit schlechter als „ausreichend“
(4,0) bewerteten Prüfungsleistungen zu wiederholen.

(3) Die Studentin oder der Student kann eine zweite Wiederholung
einer nicht bestandenen Modulprüfung beantragen, wenn ein beson-
derer Härtefall vorliegt. Der Antrag ist schriftlich zu begründen, an
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu
richten und im Studienbüro (Prüfungsamt) einzureichen.

(4) Erstmals nicht bestandene Modulprüfungen (ausgenommen
Modul Master-Arbeit) gelten als nicht unternommen, wenn sie zu
den in den §§ 32 vorgesehenen Regelprüfungsterminen abgelegt
wurden (Freiversuch). Satz 1 gilt nicht, wenn die Modulprüfung
wegen Täuschung oder wegen eines sonstigen ordnungswidrigen
Verhaltens für nicht bestanden erklärt wurde. Eine im Rahmen des
Freiversuches nicht bestandene Modulprüfung muss innerhalb der
durch Absatz 5 geregelten Frist wiederholt werden. 

(5) Die erste und gegebenenfalls die zweite Wiederholungsprü-
fung sind spätestens innerhalb von sechs Monaten im Rahmen der
Prüfungstermine des jeweils folgenden Semesters abzulegen.
Überschreitet die Studentin oder der Student aus von ihr/ihm zu
vertretenden Gründen die Fristen zur Meldung für die erste oder
gegebenenfalls die zweite Wiederholungsprüfung oder legt sie/er
diese nach erfolgter Meldung aus von ihr/ihm zu vertretenden
Gründen nicht ab, so gilt die Wiederholungsprüfung als abgelegt
und nicht bestanden. § 8 Abs. 5 gilt entsprechend. 
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(6) Die Master-Arbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter
als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal wiederholt werden. Die
Wiederholung einer Master-Arbeit, die mit „ausreichend“ (4,0)
und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig. Eine Rückgabe des
Themas der Master-Arbeit in der in § 27 Abs. 3 Satz 5 genannten
Frist ist jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandi-
dat bei der Anfertigung seiner ersten Master-Arbeit von dieser
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

§ 11
Arten der Prüfungsleistungen

(1) Prüfungsleistungen müssen nach gleichen Maßstäben bewert-
bar sein. 

Prüfungen können in anderer als der vorgesehenen Form abgelegt
werden, wenn der Prüfungsumfang äquivalent ist und die Prüfung
nach gleichen Maßstäben bewertet wird. Statt einer Klausur oder
einer mündlichen Prüfung kann eine Experimentelle Arbeit ge-
wählt werden. Statt einer Klausur von 90 Minuten kann eine
mündliche Prüfung im Umfang von 20 Minuten, statt einer Klau-
sur von zwei Stunden kann eine mündliche Prüfung im Umfang
von 30 Minuten und statt einer Klausur von drei Stunden kann
eine mündliche Prüfung im Umfang von 45 Minuten gewählt wer-
den. Statt einer mündlichen Prüfung von 30 Minuten kann eine
Klausur von zwei Stunden gewählt werden.

Die Studentinnen und Studenten sind mit Beginn der Lehrveran-
staltungen im jeweiligen Kurs (spätestens vier Wochen nach Ver-
anstaltungsbeginn) über die für sie geltende Prüfungsart und den
Umfang in Kenntnis zu setzen. Die Auswahl der Prüfungsart und
des Umfanges wird von der Prüferin oder von dem Prüfer für alle
Kandidatinnen und Kandidaten eines Semesters einheitlich vorge-
nommen. Das muss durch den Prüfungsausschuss auf Antrag der
Prüferin oder des Prüfers vor Bekanntgabe bestätigt werden.

(2) Prüfungsleistungen können

1. als mündliche Prüfungen (§ 12) und 
2. schriftlich als Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbei-

ten (§ 13) 

erbracht werden. Schriftliche Prüfungen nach dem Multiple-Choice-
Verfahren sind ausgeschlossen.

(3) Die Studiengangspezifischen Teile dieser Prüfungsordnung
können insbesondere die folgenden alternativen Prüfungsleistun-
gen vorsehen: 

– Referate
– Rechnerprogramme
– Rollenspiele
– experimentelle Arbeiten
– Diskussionsleitungen
– konstruktive oder zeichnerische Entwürfe
– Projektarbeiten
– Hausarbeit

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat gegenüber der Prü-
ferin oder dem Prüfer glaubhaft, dass sie/er wegen länger andau-
ernder oder ständiger körperlicher Beschwerden oder Behinde-

rung oder wegen chronischer Erkrankung nicht in der Lage ist,
Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form
abzulegen, so wird der Kandidatin oder dem Kandidaten vom Prü-
fungsausschuss nach Abstimmung mit der Prüferin oder dem Prü-
fer gestattet, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten
Bearbeitungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistungen in einer
anderen Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage eines amts-
ärztlichen Attestes verlangt werden. Entscheidungen werden nur
auf schriftlichen Antrag hin getroffen. Bei Prüfungen ist dieser
Antrag der Meldung zur Prüfung beizufügen. 

§ 12
Mündliche Prüfungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll die Kandidatin
oder der Kandidat nachweisen, dass sie/er die Zusammenhänge
des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in
diese Zusammenhänge einzuordnen vermag. Ferner soll festge-
stellt werden, ob die Kandidatin oder der Kandidat über breites
Grundlagenwissen verfügt.

(2) Mündliche Prüfungen werden in der Regel vor mindestens
zwei Prüferinnen oder Prüfern oder mindestens einer Prüferin und
einem Prüfer (Kollegialprüfung) oder vor einer Prüferin oder
einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder
eines sachkundigen Beisitzers als Gruppenprüfung oder als Ein-
zelprüfung abgelegt. Vor der Festsetzung der Note gemäß § 5 hört
jede Prüferin und/oder jeder Prüfer die anderen an einer Kollegial-
prüfung mitwirkenden Prüferinnen oder Prüfer beziehungsweise
die sachkundige Beisitzerin oder den sachkundigen Beisitzer.

(3) Die mündlichen Prüfungen betragen je Kandidatin/Kandidat
und Kurs mindestens 15 Minuten, höchstens 45 Minuten. Die
Dauer der mündlichen Prüfungen wird in den jeweiligen Studien-
gangspezifischen Teilen festgelegt.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündli-
chen Prüfungen sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergeb-
nis ist der Kandidatin oder dem Kandidaten jeweils im Anschluss
an die mündliche Prüfung bekannt zu geben.

(5) Kandidatinnen und Kandidaten, die sich an einem späteren
Prüfungstermin, nicht jedoch in derselben Prüfungsperiode, der
gleichen Prüfung unterziehen wollen, sollen nach Maßgabe der
räumlichen Verhältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei
denn, die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die Zulas-
sung erstreckt sich jedoch nicht auf die Beratung und Bekanntgabe
der Prüfungsergebnisse an die Kandidatin oder den Kandidaten.

§ 13
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten
soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie/er in
begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen
Methoden ihres/seines Faches Aufgaben lösen und Themen bear-
beiten kann. In der Klausur soll ferner festgestellt werden, ob die
Kandidatin oder der Kandidat über notwendiges Grundlagenwis-
sen verfügt. Der Kandidatin oder dem Kandidaten können mehre-
re Themen zur Auswahl gegeben werden. 
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(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten, deren Be-
stehen Voraussetzung für die Fortsetzung des Studiums ist, sind in
der Regel, zumindest aber im Falle der letzten Wiederholungs-
prüfung, von zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin
und einem Prüfer zu bewerten. Die zweite Prüferin oder der zwei-
te Prüfer wird vom Prüfungsausschuss bestimmt. Die Note ergibt
sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. Das
Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten.

(3) In den Studiengangspezifischen Teilen dieser Prüfungsord-
nung wird die Dauer der Klausurarbeiten und sonstiger schriftli-
cher Arbeiten festgelegt. Die Dauer einer Klausurarbeit soll bei
Modulprüfungen 90 Minuten nicht unterschreiten und 300 Minu-
ten nicht überschreiten.

§ 14
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Zu den Prüfungen der Master-Prüfung wird nur zugelassen,
wer

1. aufgrund eines in Deutschland mit einem Bachelor-Grad ab-
geschlossenen Bachelor-Studiums oder eines gleichwertigen
Abschlusses für den Master-Studiengang an der Fachhoch-
schule Stralsund eingeschrieben ist und 

2. ein ordnungsgemäßes Studium nach Maßgabe der Studienord-
nung absolviert hat.

(2) Wer an einer Prüfung teilnehmen will, hat sich dafür inner-
halb der gemäß § 8 festgesetzten Meldefrist schriftlich unter Ver-
wendung des dafür bestimmten Formblattes im Studienbüro (Prü-
fungsamt) anzumelden. Dem Antrag auf Zulassung sind die Un-
terlagen beizufügen, die für den Nachweis der Voraussetzungen
von Absatz 1 notwendig sind, soweit diese Unterlagen nicht beeits
vorliegen. Über die Zulassung entscheidet nach Prüfung der
Zulassungsvoraussetzungen durch das Studienbüro (Prüfungs-
amt) der Prüfungsausschuss. Belastende Entscheidungen sind der
Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu
versehen. 

(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt
werden, wenn

1. die in Absatz 1 und 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt
sind oder 

2. die Unterlagen unvollständig sind oder 
3. die Kandidatin oder der Kandidat in demselben oder in einem

verwandten Studiengang entweder die entsprechende Master-
Prüfung oder die entsprechende Modulprüfung endgültig nicht
bestanden hat oder sich in einem Prüfungsverfahren befindet
oder 

4. die Kandidatin oder der Kandidat ihren/seinen Prüfungsan-
spruch mit dem Überschreiten der Fristen für die Meldung zur
Ablegung der entsprechenden Prüfung verloren hat. 

Der Nachweis einer berufspraktischen Tätigkeit (Vorpraxis) ge-
mäß § 2 Abs. 2 muss erst bei der Anmeldung zur Master-Arbeit
vorgelegt werden.

§ 15
Zusatzfächer

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich einer Prüfung in
weiteren als den vorgeschriebenen Fächern des jeweiligen Stu-
dienganges unterziehen (Zusatzfächer). Als Zusatzfächer gelten
auch alle Fächer anderer Studiengänge.

(2) Über die erzielten Noten der Prüfungen in den Zusatzfächern
kann auf Antrag der Studentin oder des Studenten eine Bescheini-
gung ausgestellt werden, die als Bestandteil des Zeugnisses gilt.
Diese Noten bleiben jedoch bei der Ermittlung der Gesamtnote
unberücksichtigt.

§ 16
Vergabe von ECTS-Punkten

(1) Das ECTS (European Credit Transfer System) dient der quan-
titativen Anrechnung von Studienleistungen. ECTS-Punkte sind
ein Maß für die mit einem Modul verbundene Arbeitsbelastung.

(2) ECTS-Punkte werden nur gegen den Nachweis einer in einem
Modul erbrachten Prüfungsleistung vergeben. Für die Vergabe
von ECTS-Punkten genügt das Bestehen der Prüfungsleistung.

(3) Als regelmäßige Arbeitsbelastung werden 900 Arbeitsstun-
den je Semester angesetzt. Diese werden mit 30 ECTS-Punkten
verrechnet.

(4) Die Zahl der ECTS-Punkte für ein Modul wird durch den auf
die regelmäßige Arbeitsbelastung von 900 Stunden bezogenen
proportionalen Anteil der Arbeitsstunden bestimmt, die eine
durchschnittlich begabte Studentin oder ein durchschnittlich be-
gabter Student in Bezug auf das entsprechende Modul für Anwe-
senheit, Vor- und Nachbereitung aufwenden muss.

(5) Nach Maßgabe des Absatz 4 werden für jedes Modul die
jeweiligen ECTS-Punkte in der Studienordnung beziehungsweise
im jeweiligen Studiengangspezifischen Teil der Prüfungsordnung
ausgewiesen.

§ 17
Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation von Master-Prüfungen sowie die durch
die Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben ist ein Prüfungs-
ausschuss zu bilden. Der Fachbereich soll in der Regel nur einen
Prüfungsausschuss bilden. Für jeden Studiengang ist nur ein Prü-
fungsausschuss zulässig. Der Prüfungsausschuss ist für alle das
Prüfungsverfahren betreffenden Aufgaben und Entscheidungen
des Prüfungswesens und für die weiteren durch diese Ordnung
zugewiesenen Aufgaben zuständig. Zur Erledigung seiner Aufga-
ben und Entscheidungen steht ihm das Studienbüro (Prüfungsamt)
der Fachhochschule Stralsund zur Verfügung. Der Fachbereichs-
rat beschließt bei Einrichtung mehrerer Prüfungsausschüsse über
deren Zuständigkeit. 

(2) Der Prüfungsausschuss hat in der Regel nicht mehr als sieben
Mitglieder. Der Fachbereichsrat entscheidet über die Mitglieder-
zahl des Prüfungsausschusses. Die Amtszeit der Mitglieder be-
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trägt in der Regel drei Jahre, für studentische Mitglieder ein Jahr,
wiederholte Mitgliedschaft ist möglich. Die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses üben ihr Amt nach Ablauf einer Amtsperiode
weiter aus, bis Nachfolger bestellt worden sind und diese ihr Amt
angetreten haben. Bei materiellen Prüfungsentscheidungen haben
studentische Mitglieder kein Stimmrecht. Die Vorsitzende oder
der Vorsitzende ist aus der Gruppe der Professoren zu bestellen.

(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende, ihre/seine Stellvertre-
terin oder ihr/sein Stellvertreter und die weiteren Mitglieder des
Prüfungsausschusses werden vom Fachbereichsrat bestellt. Die
Professorinnen und Professoren verfügen mindestens über die
absolute Mehrheit der Stimmen.

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
dieser Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regel-
mäßig dem Fachbereich über die Entwicklung der Prüfungs- und
Studienzeiten einschließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten
für die Master-Arbeit sowie über die Verteilung der Modul- und
Gesamtnoten.
Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die Fachhochschule
offen zu legen. Der Prüfungsausschuss gibt Anregungen zur Re-
form der Prüfungsordnung, der Studienordnung und der Studien-
pläne.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme von Prüfungsleistungen beizuwohnen. Dies gilt nicht
für studentische Mitglieder des Prüfungsausschusses, die sich
noch einer solchen Prüfung in derselben Prüfungsperiode unter-
ziehen müssen. 

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der Amts-
verschwiegenheit. Sofern sie nicht Angehörige des Öffentlichen
Dienstes sind, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzen-
den zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(7) Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer 

1. für die Kandidatin oder den Kandidaten das Sorgerecht hat, 
2. zu der Kandidatin oder dem Kandidaten in einer engen per-

sönlichen Beziehung steht oder wirtschaftliche Beziehungen
zu ihm unterhält. 

(8) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende führt im Regelfall die
Geschäfte des Prüfungsausschusses. Soweit in dieser Prüfungs-
ordnung nichts anderes geregelt ist, entscheidet 

1. über die Folgen von Verstößen gegen die Prüfungsvorschrif-
ten der Prüfungsausschuss, 

2. über das Bestehen und Nichtbestehen einer Prüfungsleistung
die Prüferinnen und Prüfer, 

3. über die Anrechnung von einzelnen Prüfungs- und Studien-
leistungen die jeweiligen Fachdozentinnen und die jeweiligen
Fachdozenten,

4. über die Einstufung gemäß § 20 Abs. 5 der Prüfungsausschuss, 
5. über die Bestellung der Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen

und Beisitzer der Fachbereichsrat; er kann diese Aufgabe auf
den Prüfungsausschuss delegieren, 

6. über Widersprüche der Prüfungsausschuss. 

(9) Der Prüfungsausschuss wirkt an der Studienberatung und an
der Durchführung der Studienfachberatung mit.

§ 18
Prüferin und Prüfer, Beisitzerin und Beisitzer

(1) Zu Prüferinnen und Prüfern werden nur Professorinnen und
Professoren und andere nach Landeshochschulgesetz prüfungsbe-
rechtigte Personen bestellt, die, sofern nicht zwingende Gründe
eine Abweichung erfordern, in dem Fachgebiet, auf das sich die
Prüfungsleistung bezieht, eine eigenverantwortliche, selbständige
Lehrtätigkeit an einer Hochschule ausüben beziehungsweise aus-
geübt haben. 

(2) Zum Beisitzer wird nur bestellt, wer die entsprechende
Master-Prüfung, die entsprechende Diplomprüfung oder eine ver-
gleichbare Prüfung abgelegt hat.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die Master-Arbeit
eine Prüferin oder einen Prüfer (Betreuer/in) oder eine Gruppe
von Prüfern vorschlagen. Der Vorschlag begründet keinen
Rechtsanspruch auf Bestellung der vorgeschlagenen Prüferin oder
des vorgeschlagenen Prüfers beziehungsweise auf die Gruppe von
Prüferinnen und/oder Prüfern.

(4) Die Namen der Prüferinnen und/oder Prüfer sollen der Kan-
didatin oder dem Kandidaten rechtzeitig bekannt gegeben wer-
den. Ein kurzfristiger Wechsel der Prüferinnen und Prüfer und
Beisitzer aus zwingenden Gründen ist vor Beginn der Prüfung
zulässig.

(5) Für die Prüferinnen und Prüfer und die Beisitzer gilt § 17 
Abs. 6 und 7 entsprechend.

§ 19
Studienbüro (Prüfungsamt)

(1) Unbeschadet der Zuständigkeit der Prüfungsausschüsse
gemäß § 17 ist das Studienbüro (Prüfungsamt) der Fachhochschu-
le Stralsund für die Organisation des Master-Prüfungsverfahrens
zuständig.

(2) Das Studienbüro (Prüfungsamt) hat unter anderem folgende
Aufgaben:

1. Führung der Prüfungsakten
2. Anfertigung und Ausgabe der individuellen Prüfungs- und

ECTS-Punktekarte („Transcript of Records“) gemäß § 7 Abs. 5
3. Koordinierung der Prüfungstermine aller Fachbereiche wäh-

rend der Prüfungsperiode und Aufstellung von entsprechen-
den verbindlichen Prüfungsplänen

4. Bekanntgabe der Prüfungstermine, Namen der Prüfer und der
Meldefristen für die Prüfungen

5. Unterrichtung der Prüferinnen und Prüfer über die Prüfungs-
termine, 

6. Fristenkontrolle bezüglich der Meldetermine und Kontrolle
der Einhaltung der Prüfungstermine

7. Aufstellung von Listen der Kandidatinnen und Kandidaten
eines Prüfungstermins
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8. Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu
Modulprüfungen und zur Master-Arbeit und Erteilung der
Zulassungen

9. Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu Prüfungen in
Zusatzfächern gemäß § 15

10. Überwachung der Bewertungsfristen
11. Entgegennahme des Antrages auf Zuweisung eines Themas

für die Master-Arbeit
12. Zustellung des Themas der Master-Arbeit an die Kandidatin

oder den Kandidaten, Überwachung der Einhaltung der Bear-
beitungszeit und Entgegennahme der fertiggestellten Master-
Arbeit

13. Benachrichtigung der Kandidatinnen und Kandidaten über
die Prüfungsergebnisse

14. Ausfertigung und Aushändigung von Zeugnissen und
Master-Urkunden

15. Erstellen der Bescheide gemäß § 4 Abs. 3
16. Zuarbeit für den Prüfungsausschuss gemäß § 17 Abs. 4 im

Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten

§ 20
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an
einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland in demsel-
ben oder einem verwandten Studiengang erbracht wurden.

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in
Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, können angerechnet
werden, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist. Studienzeiten,
Studienleistungen und Prüfungsleistungen sind gleichwertig, wenn
sie in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen des
entsprechenden Studiums an der Fachhochschule Stralsund im
Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich,
sondern eine Gesamtbetrachtung und -bewertung vorzunehmen. 
Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land erbracht wurden, sind die von der Kultusministerkonferenz
und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzver-
einbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpart-
nerschaften zu beachten. Die Anrechnungspraxis soll im Rahmen
des Rechts die Bereitschaft zum Auslandsstudium fördern.

(3) Einschlägige praktische Studiensemester und berufsprakti-
sche Tätigkeiten werden angerechnet.

(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu über-
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei nicht vergleichbaren Notensystemen kommt – vorbehaltlich
speziellerer Abkommen zwischen Fachbereichen – eine entspre-
chende Umrechnungstabelle zur Anwendung, welche den Vorga-
ben des ECTS (European Credit Transfer System) der Europäi-
schen Union entspricht. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 be-
steht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die im

Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden,
erfolgt von Amts wegen. Die Studentin oder der Student hat die
für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Nach
der Einzelentscheidung der Fachdozentin oder des Fachdozenten
entscheidet der Prüfungsausschuss über die Anrechnung von Stu-
dienzeiten und die Einstufung in das entsprechende Fachsemester.
Das studentische Mitglied ist bei der Anrechnung von Studien-
und Prüfungsleistungen nicht stimmberechtigt.

§ 21
Ungültigkeit der Master-Prüfung

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfungsleis-
tung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung
des Zeugnisses bekannt, so können die Noten für die Prüfungsleis-
tung, bei deren Erbringung die Kandidatin oder der Kandidat ge-
täuscht hat, und für die Modulprüfung entsprechend berichtigt
und die Master-Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat
hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aus-
händigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch
das Bestehen der Modulprüfung geheilt. 
Hat die Kandidatin oder der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht
erwirkt, dass sie/er die Modulprüfung ablegen konnte, so kann die
Modulprüfung ganz oder teilweise für „nicht ausreichend“ (5,0)
und die Master-Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist vor einer Entschei-
dung Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues Zeugnis zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist
auch die Master-Urkunde einzuziehen, wenn eine Master-Prüfung
aufgrund einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde.
Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach
einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausge-
schlossen.

§ 22
Einsicht in die Prüfungsakten

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfah-
rens (Tag der letzten Prüfung) wird der Kandidatin oder dem
Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht in ihre/
seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gut-
achten der Prüferinnen und Prüfer und in die Prüfungsprotokolle
gewährt. 

(2) Eine vorhergehende Einsicht in diese Unterlagen ist nur bei
der Professorin oder dem Professor des jeweiligen Kurses inner-
halb der laut Semesterplan vorgesehenen Zeit möglich.

(3) Antragsverfahren und Einsichtnahme regelt der Bereich Stu-
dierenden-Service der Fachhochschule Stralsund. Die Einsicht-
nahme berechtigt nicht zur Anfertigung von Ablichtungen und
Abschriften.
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§ 23
In-Kraft-Treten

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung
im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft
und Kultur in Kraft.

(2) Diese Prüfungsordnung gilt grundsätzlich erstmalig für die
Studierenden, die im Wintersemester 2004/2005 in den in der Prü-
fungsordnung genannten Studiengängen immatrikuliert wurden. 

(3) Für vor diesem Zeitpunkt immatrikulierte Studierende finden
die Vorschriften dieser Prüfungsordnung Anwendung, wenn die
Studentin oder der Student dieses beantragt. Ein Antrag nach Satz 1
ist schriftlich an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses zu richten und im Studienbüro (Prüfungsamt)
einzureichen. Der Antrag ist unwiderruflich. Diese Übergangsre-
gelung gilt bis zum 31. August 2005.

(4) Die Vorschriften der Vorläufigen Prüfungsordnungen vom
15. Mai 2001 und vom 15. September 2003 treten mit dem In-
Kraft-Treten dieser Prüfungsordnung außer Kraft; sie finden je-
doch weiterhin Anwendung auf Studierende, die vor dem Winter-
semester 2004/2005 mit dem Studium begonnen haben, soweit
diese nicht das Wahlrecht nach Absatz 3 ausgeübt haben.

Zweiter Abschnitt:
Prüfungsverfahren

§ 24
Zweck der Master-Prüfung

Die Master-Prüfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluss
des Master-Studiums. Mit der Master-Prüfung wird festgestellt,
ob die Kandidatin oder der Kandidat die Fähigkeit zu grundlagen-
und anwendungsorientierter Forschung besitzt und ob sie/er tiefer
gehendes Fachwissen erworben hat, um wissenschaftliche Metho-
den und Erkenntnisse auch bei schwierigen und komplexen Pro-
blemstellungen sowohl in der Praxis als auch in der Forschung
selbständig einsetzen zu können.

§ 25
Aufbau, Gegenstand und Art der Master-Prüfung

(1) Die Studiengangspezifischen Teile dieser Prüfungsordnung
regeln, welche Modulprüfungen und welche Prüfungsleistungen in
den Modulprüfungen zu erbringen sind. Gegenstand der Modulprü-
fungen in der Master-Prüfung sind die Stoffgebiete der den Prü-
fungsmodulen zugeordneten Lehrveranstaltungen nach Maßgabe der
Studienordnung. Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem
Inhalt der Lehrveranstaltungen, die aufgrund der jeweiligen Studien-
ordnung für das betreffende Prüfungsmodul angeboten werden.

(2) Die Master-Prüfung enthält Modulprüfungen, die studienbe-
gleitend im Anschluss an die jeweiligen Lehrveranstaltungen ab-
genommen werden. 

(3) Die Master-Prüfung umfasst ferner die Master-Arbeit (§ 27)
mit einer regelmäßigen Bearbeitungszeit von sechs Monaten und
das dazugehörige Kolloquium (§ 28).

§ 26
Fachliche Zulassungsvoraussetzungen für die Master-Arbeit

(1) Zusätzlich zu den allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen
nach § 14 gilt für die Master-Prüfung, dass die Master-Arbeit nur
ablegen kann, wer in demselben Studiengang die erforderlichen
ECTS-Punkte erreicht hat. Die erforderliche Anzahl der ECTS-
Punkte regelt der Studiengangspezifische Teil der Prüfungsord-
nung.
Die Master-Arbeit kann auch dann abgelegt werden, wenn von
den erforderlichen ECTS-Punkten höchstens fünf ECTS-Punkte
fehlen. 

(2) Der Nachweis einer berufspraktischen Tätigkeit (Vorpraxis)
gemäß § 2 Abs. 2 muss spätestens bei der Anmeldung zur Master-
Arbeit vorgelegt werden.

§ 27
Master-Arbeit

(1) Die Master-Arbeit ist eine Prüfungsarbeit, die das Master-
Studium abschließt. Sie soll zeigen, dass die Kandidatin oder der
Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein
Problem aus seinem Fach selbständig nach wissenschaftlichen
Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Master-Arbeit muss von einer Professorin oder einem
Professor oder einer anderen nach § 36 Abs. 4 des Landeshoch-
schulgesetzes prüfungsberechtigten Person ausgegeben und be-
treut werden, die an der Fachhochschule Stralsund in einem für
den jeweiligen Studiengang relevanten Bereich tätig ist.

(3) Auf Antrag wird der Kandidatin oder dem Kandidaten recht-
zeitig unter Berücksichtigung der Termine gemäß § 7 ein Thema
für die Master-Arbeit zugeteilt. Die Ausgabe des Themas erfolgt
über das Studienbüro (Prüfungsamt). Die Kandidatin oder der
Kandidat kann Vorschläge für das Thema der Master-Arbeit
machen. Der Zeitpunkt der Ausgabe sowie das Thema sind akten-
kundig zu machen. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb
von zwei Monaten nach Ausgabe zurückgegeben werden. Dabei
ist § 10 Abs. 6 zu beachten. Ein Thema für die Master-Arbeit wird
von Amts wegen ausgegeben, wenn eine Kandidatin oder ein
Kandidat, die/der alle Modulprüfungen der Master-Prüfung be-
standen hat, nach der letzten Modulprüfung nicht innerhalb von
14 Tagen einen Vorschlag für das Thema einreicht.

(4) Die Master-Arbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende
Beitrag der einzelnen Kandidatin oder des einzelnen Kandidaten
aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen
objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermögli-
chen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforde-
rungen nach Absatz 1 erfüllt sind. Die Gruppe soll nicht mehr als
drei Personen umfassen.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Master-Arbeit beträgt sechs
Monate. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Master-Ar-
beit sind von der Betreuerin oder vom Betreuer so zu begrenzen,
dass die Frist zur Bearbeitung der Master-Arbeit eingehalten wer-
den kann. In begründeten Fällen kann auf Antrag die Bearbei-
tungszeit um höchstens vier Wochen verlängert werden. Hierüber
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entscheidet auf Antrag der Studentin oder des Studenten die Vor-
sitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses nach An-
hörung der Betreuerin oder des Betreuers. 

(6) Die Master-Arbeit ist in vierfacher Ausfertigung fristgemäß
im Studienbüro (Prüfungsamt) der Fachhochschule innerhalb der
normalen Geschäftszeiten abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist
aktenkundig zu machen. Wird die Master-Arbeit dem Studien-
büro (Prüfungsamt) auf dem Postweg zugeleitet, ist für die Frist-
wahrung das Datum des Poststempels maßgeblich. In der Arbeit
hat die Kandidatin oder der Kandidat schriftlich zu versichern,
dass sie/er ihre/seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit ihren/sei-
nen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstän-
dig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und
Hilfsmittel benutzt hat. Eine nicht fristgemäß eingereichte Arbeit
ist mit „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(7) Die Master-Arbeit ist von zwei Prüferinnen oder Prüfern oder
einer Prüferin und einem Prüfer zu bewerten. Die Betreuerin oder
der Betreuer der Master-Arbeit soll Prüferin oder Prüfer sein.
Kommt eine Einigung auf eine Note unter den Prüfern nicht
zustande, ist das arithmetische Mittel der Noten zu bilden. Das
Benotungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten. 

(8) Die Kandidatin oder der Kandidat erläutert seine Master-
Arbeit in einem Kolloquium im Sinne von § 28. Im jeweiligen
Studiengangspezifischen Teil der Prüfungsordnung wird geregelt,
zu welchem Prozentsatz die Bewertung des Kolloquiums in die
Bewertung der Master-Arbeit eingeht. 

(9) Die Master-Arbeit ist grundsätzlich in deutscher Sprache
abzufassen. Auf Antrag der Studentin oder des Studenten und im
Einvernehmen mit der Betreuerin oder dem Betreuer kann der
Prüfungsausschuss zulassen, dass die Master-Arbeit in einer
anderen Sprache verfasst wird; in diesem Falle muss sie eine Zu-
sammenfassung in deutscher Sprache enthalten. Der Antrag ist
schriftlich an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses zu richten und im Studienbüro (Prüfungsamt)
der Fachhochschule einzureichen. Ausnahmen für einzelne Stu-
diengänge sind im jeweiligen Studiengangspezifischen Teil be-
ziehungsweise in der jeweiligen Studienordnung geregelt.

§ 28
Kolloquium

(1) Das Kolloquium ist eine fächerübergreifende mündliche Prü-
fung, ausgehend vom Themenkreis der Master-Arbeit. Die Kan-
didatin oder der Kandidat soll darin zeigen, dass sie/er in einem
Vortrag

1. die Ergebnisse der Arbeit selbständig erläutern und vertreten
kann, 

2. darüber hinaus in der Lage ist, mit dem Thema der Arbeit zu-
sammenhängende andere Probleme des Studienganges zu
erkennen und Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen und

3. bei der Bearbeitung gewonnene wissenschaftliche Erkenntnis-
se auf Sachverhalte aus dem Bereich der künftigen Berufs-
tätigkeit anwenden kann.

(2) Das Kolloquium dauert zwischen 30 und 60 Minuten je Kan-
didatin oder Kandidaten. Die Prüfung soll von den Gutachterin-

nen und Gutachtern der Master-Arbeit abgenommen werden. Sie
kann auch als Gruppenprüfung durchgeführt werden. 

(3) Zulassungsvoraussetzung zum Kolloquium ist eine mit min-
destens „ausreichend“ (4,0) bewertete Master-Arbeit. Das Kollo-
quium soll innerhalb von drei Monaten nach der Abgabe der
Master-Arbeit stattfinden. Wurde die Master-Arbeit als Gruppen-
arbeit durchgeführt, so soll auch das Kolloquium als gemeinsame
Prüfung abgenommen werden.

(4) Das Kolloquium ist öffentlich. Die Öffentlichkeit kann aus
wichtigem Grund ausgeschlossen werden. Das Ergebnis wird
unter Ausschluss der Öffentlichkeit festgelegt und der Kandidatin
oder dem Kandidaten bekannt gegeben.

(5) Die Note des Kolloquiums geht in die Note der Master-Arbeit
ein; sie kann nach Maßgabe des jeweiligen Studiengangspezifi-
schen Teiles gewichtet werden.

(6) Wird das Kolloquium mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet,
kann das Kolloquium einmal wiederholt werden. Die Wiederho-
lung findet frühestens nach einem Monat, spätestens nach zwei
Monaten statt. Wird auch bei der Wiederholung nicht mindestens
die Beurteilung „ausreichend“ erreicht, so ist die Master-Prüfung
in dem betreffenden Studiengang an der Fachhochschule Stral-
sund insgesamt endgültig nicht bestanden.

§ 29
Bildung der Gesamtnote und Zeugnis

(1) Die Gesamtnote errechnet sich entsprechend § 6 aus den Mo-
dulnoten und der Note der Master-Arbeit und des Kolloquiums. In
den jeweiligen Studiengangspezifischen Teilen dieser Prüfungs-
ordnung kann eine besondere Gewichtung einzelner Modulnoten
und/oder der Note der Master-Arbeit festgelegt werden. 

(2) Bei überragenden Leistungen kann das Gesamturteil „mit Aus-
zeichnung bestanden“ erteilt werden (besser als 1,3 Gesamtnote).

(3) Über die bestandene Master-Prüfung erhält die Kandidatin oder
der Kandidat unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen,
ein Zeugnis. In das Zeugnis sind die Modulnoten, das Thema der
Master-Arbeit und deren Note sowie die Gesamtnote aufzunehmen.
Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten werden die Ergeb-
nisse der Prüfungen in den Zusatzfächern (§ 15) in das Zeugnis be-
ziehungsweise als Anlage zum Zeugnis aufgenommen. 

(4) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(5) Das Zeugnis ist von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.

(6) Mit dem Zeugnis erhält die Kandidatin oder der Kandidat eine
Zeugnisergänzung („Transcript of Records“). In der Zeugniser-
gänzung werden alle absolvierten Module einschließlich der dafür
vergebenen ECTS-Punkte und Prüfungsnoten aufgenommen.

(7) Zusätzlich zum Zeugnis und zur Master-Urkunde wird ein
Diploma Supplement (Anlagen) ausgestellt. Dieses gibt eine
Übersicht über die Inhalte des absolvierten Studienganges. 
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§ 30
Master-Grad und Master-Urkunde

(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, wird der Master-Grad ver-
liehen. Das Nähere regelt der jeweilige Studiengangspezifische
Teil.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält die Kandidatin oder der
Kandidat die Master-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses.
Darin wird die Verleihung des Master-Grades beurkundet. Die
Master-Urkunde wird von der Rektorin oder dem Rektor und von
der Fachbereichsleiterin oder dem Fachbereichsleiter unterzeich-
net und mit dem Siegel der Fachhochschule versehen.

Studiengangspezifischer Teil

Studiengangspezifischer Teil für den Master-Studiengang
Elektrotechnik (ETM)

§ 31
Studienaufbau

(1) Für die Vermittlung aller Lehrinhalte (ohne Master-Arbeit)
stehen zwei Fachsemester mit einem Lehrangebot von mindestens
40 Semesterwochenstunden und von mindestens 60 ECTS-Punk-
ten zur Verfügung. Hiervon entfallen 

1. 24 Semesterwochenstunden mit 36 ECTS-Punkten auf Pflicht-
module,

2. mindestens 16 Semesterwochenstunden mit mindestens 
24 ECTS-Punkten auf Wahlmodule.

(2) Es müssen mindestens vier Wahlmodule mit insgesamt min-
destens 16 Semesterwochenstunden und insgesamt mindestens 
24 ECTS-Punkten ausgewählt werden; davon können maximal
zwei Wahlmodule mit mindestens acht Semesterwochenstunden
und mindestens zwölf ECTS-Punkten aus einem anderen Master-
Studiengang gewählt oder zusammengestellt werden. Über eine
Zulassung der Auswahl aus einem anderen Master-Studiengang
entscheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag der Studentin oder
des Studenten.

(3) Die 40 Semesterwochenstunden (SWS) setzen sich aus drei
Bereichen zusammen:

1. Mathematisch-naturwissenschaftliche und technische Grund-
lagen
50 % = 20 SWS (30 ECTS-Punkte)

2. Anwendungsbezogenes Basiswissen
40 % = 16 SWS (24 ECTS-Punkte)

3. Übergreifende Qualifikationen
10 % = 4 SWS ( 6 ECTS-Punkte)

§ 32
Modulprüfungen für die Master-Prüfung

(1) Modulprüfungen für die Master-Prüfung sind in den nachste-
hend genannten Pflichtmodulen (mit 66 ECTS-Punkten) und in
mindestens vier Wahlmodulen (mit mindestens 16 Semesterwo-
chenstunden und mindestens 24 ECTS-Punkten) spätestens zu
den Prüfungsterminen des nachfolgend genannten Regelsemes-
ters (Regelprüfungstermin) abzulegen: 
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM5000 Automatisierungsverfahren K 2 100 6,0

Wahlmodul
„Automatisierungsverfahren“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM5100 Embedded Systems K 2 100 6,0

Wahlmodul 
„Embedded Systems“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM5200 Höhere Mathematik K 2 100 6,0

Pflichtmodul 
„Höhere Mathematik“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM5300 Marketing / Management K 2 100 6,0

Pflichtmodul  *)
„Marketing/Management“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM5400 Mikrosystemtechnik K 2 100 6,0

Wahlmodul 
„Mikrosystemtechnik“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM5500 Nachrichtentheorie K 2 100 6,0

Wahlmodul 
„Nachrichtentheorie“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM5600 Physik K 2 100 6,0

Pflichtmodul 
„Physik“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM5700 Plasmatechnik K 2 100 6,0

Wahlmodul 
„Plasmatechnik“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM5800 Regenerative Energiesysteme K 2 100 6,0

Wahlmodul 
„Regenerative Energiesysteme“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM5900 Softwaretechnologie K 2 100 6,0

Pflichtmodul 
„Softwaretechnologie“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM6000 Systemtheorie K 2 100 6,0

Pflichtmodul 
„Systemtheorie“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM6100 Technische Diagnostik K 2 100 6,0

Wahlmodul
„Technische Diagnostik“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM6200 Theoretische Elektrotechnik K 3 100 6,0

Pflichtmodul 
„Theoretische Elektrotechnik“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM6300 Verfahren der Energietechnik K 2 100 6,0

Wahlmodul 
„Verfahren der Energietechnik“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM6400 Wirtschaftsrecht K 2 100 6,0

Pflichtmodul  *)
„Wirtschaftsrecht“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM6500 Breitbandtechnik I M 30 100 6,0

Wahlmodul 
„Breitbandtechnik I“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

ETM6600 Breitbandtechnik II M 30 100 6,0

Wahlmodul 
„Breitbandtechnik II“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte



(2) Statt der Klausur (K) kann in Ausnahmefällen nach Wahl der
Prüferin oder des Prüfers und im Einvernehmen mit dem Prü-
fungsausschuss eine alternative Prüfungsform nach § 11 gewählt
werden.

(3) Der zeitliche Gesamtumfang für das Erstellen der Projektar-
beit/Experimentellen Arbeit (EA) soll durch die Themenstellung
so eingegrenzt werden, dass eine Bearbeitung in einem zeitlichen
Gesamtumfang entsprechend den zu vergebenden ECTS-Punkten
möglich ist. Der zeitliche Gesamtumfang wird von der jeweiligen
Prüferin oder vom jeweiligen Prüfer für die Prüflinge einer Se-
mestergruppe einheitlich festgelegt.

§ 33
Gesamtnote der Master-Prüfung

(1) Die Gesamtnote der Master-Prüfung entsteht zu 70 % aus der
Gesamtnote der Modulprüfungen und zu 30 % aus der Note für
die Master-Arbeit mit dem Kolloquium. Die Gesamtnote der
Modulprüfungen ergibt sich aus dem gewichteten Mittel der
Noten von Prüfungen in Pflichtmodulen und in Wahlmodulen. In
die Note der Master-Arbeit geht zu 30 % die Bewertung des Kol-
loquiums ein. 

(2) Die Bildung der Modulnoten und der Gesamtnote erfolgt nach
Maßgabe von § 5 und § 6.

§ 34
Master-Grad

Aufgrund der erfolgreichen Master-Prüfung im Master-Studien-
gang Elektrotechnik wird der akademische Grad „Master of
Science“, abgekürzt „M.Sc.“, verliehen. 

Studiengangspezifischer Teil für den Master-Studiengang
Informatik (INFM)

§ 31
Studienaufbau

(1) Für die Vermittlung aller Lehrinhalte (ohne Master-Arbeit)
stehen zwei Fachsemester mit einem Lehrangebot von mindestens
40 Semesterwochenstunden und von mindestens 60 ECTS-Punk-
ten zur Verfügung. Hiervon entfallen 

1. 32 Semesterwochenstunden mit 48 ECTS-Punkten auf Pflicht-
module,

2. mindestens acht Semesterwochenstunden mit mindestens
zwölf ECTS-Punkten auf Wahlmodule.
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Nr. Kurs Art und Umfang Voraussetzungen Anteil ECTS-
MP % Punkte

ETM8000 Master-Arbeit 6 Monate § 26 70 20,0

ETM8010 Kolloquium zur 
Master-Arbeit § 28 Abs. 2 § 28 Abs. 3 30 10,0

Pflichtmodul
„Master-Arbeit“ 3. Semester 30,0 ECTS-Punkte

Erläuterungen:

EA = Projektarbeit / Experimentelle Arbeit 
K = Klausur mit Angabe der Dauer in Stunden (Stunde = 60 Minuten)
LP = Laborpraktikum
M = Mündliche Prüfung mit Angabe der Dauer in Minuten
*) = von diesen beiden Modulen muss eines ausgewählt werden 
Anteil MP % = Anteil an der Modulprüfung in %

Modulprüfungen Gewichtung für 
die Gesamtnote 

der Modul-
prüfungen in %

Höhere Mathematik 10

Plasma- und Festkörperphysik 10

Softwaretechnologie 10

Systemtheorie 10

Theoretische Elektrotechnik 10

Wirtschaftswissenschaften (Marketing / 
Management oder Wirtschaftsrecht) 10

Modulprüfungen Gewichtung für 
die Gesamtnote 

der Modul-
prüfungen in %

Wahlmodul I 10

Wahlmodul II 10

Wahlmodul III 10

Wahlmodul IV 10



(2) Es müssen mindestens zwei Wahlmodule mit insgesamt min-
destens acht Semesterwochenstunden und insgesamt mindestens
zwölf ECTS-Punkten ausgewählt werden; davon kann maximal
ein Wahlmodul mit mindestens vier Semesterwochenstunden und
mindestens sechs ECTS-Punkten aus einem anderen Master-Stu-
diengang gewählt oder zusammengestellt werden. Über eine Zu-
lassung der Auswahl aus einem anderen Master-Studiengang ent-
scheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag der Studentin oder des
Studenten.

§ 32
Modulprüfungen für die Master-Prüfung

(1) Modulprüfungen für die Master-Prüfung sind in den nachste-
hend genannten Pflichtmodulen (mit 78 ECTS-Punkten) und in
mindestens zwei Wahlmodulen (mit mindestens acht Semester-
wochenstunden und mindestens zwölf ECTS-Punkten) spätestens
zu den Prüfungsterminen des nachfolgend genannten Regelse-
mesters (Regelprüfungstermin) abzulegen: 
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM6000 Numerische Mathematik K 2 50 3,0

INFM6010 Statistik K 2 50 3,0

Pflichtmodul
„Mathematik“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5410 Graphentheorie M 30 50 3,0

INFM5420 Informationstheorie und Codierung K 2 50 3,0

Pflichtmodul
„Grundlagen der Informatik“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5300 Parallelverarbeitung M 30 50 3,0

INFM5200 Datenbanken und Informationssysteme K 2 50 3,0

Pflichtmodul 
„Soft- und Hardwaresysteme“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5610 Graphisch-interaktive Systeme K 2 100 6,0

Pflichtmodul
„Graphisch-interaktive Systeme“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5530 Simulation EA 50 3,0

INFM5520 Software-Architektur EA 50 3,0

Pflichtmodul
„Systementwicklung“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5800 Seminar Aktuelle Themen der Informatik M 45 33 1/3 3,0

INFM5810 Projektarbeit EA 66 2/3 6,0

Pflichtmodul
„Seminar und Projektarbeit“ 2. Semester 9,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5210 Kryptologie M 45 50 3,0

INFM5230 Netzwerksicherheit EA 50 3,0

Wahlmodul
„Kryptologie und Netzwerksicherheit“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5220 Netzwerkmanagement EA 50 3,0

INFM5240 Management komplexer Informationssysteme EA 50 3,0

Wahlmodul
„Systemmanagement“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5110 Management K 2 33 1/3 3,0

INFM5120 Juristische Aspekte der Informatik K 2 33 1/3 3,0

INFM5130 Seminar Betriebswirtschaftliche und 
Allgemeine Grundlagen M 45 33 1/3 3,0

Pflichtmodul 
„Betriebswirtschaftliche und 
Allgemeine Grundlagen“ 2. Semester 9,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5900 System-Modellierung EA 50 3,0

INFM5910 Design sicherer verteilter Systeme EA 50 3,0

Wahlmodul
„Software-Systemdesign“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5510 Wissensbasierte Systeme K 2 100 6,0

Wahlmodul
„Wissensbasierte Systeme“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5310 Rechnerarchitektur K 2 100 6,0

Wahlmodul 
„Rechnerarchitektur“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5320 VLSI-Systeme M 30 100 6,0

Wahlmodul 
„VLSI-Systeme“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5700 Breitbandtechnik I M 30 100 6,0

Wahlmodul
„Breitbandtechnik I“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

INFM5710 Breitbandtechnik II M 30 100 6,0

Wahlmodul
„Breitbandtechnik II“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte



(2) Statt der Klausur (K) kann in Ausnahmefällen nach Wahl der
Prüferin oder des Prüfers und im Einvernehmen mit dem Prü-
fungsausschuss eine alternative Prüfungsform nach § 11 gewählt
werden.

(3) Der zeitliche Gesamtumfang für das Erstellen der Projektar-
beit/Experimentellen Arbeit (EA) soll durch die Themenstellung
so eingegrenzt werden, dass eine Bearbeitung in einem zeitlichen
Gesamtumfang entsprechend den zu vergebenden ECTS-Punkten
möglich ist. Der zeitliche Gesamtumfang wird von der jeweiligen
Prüferin oder vom jeweiligen Prüfer für die Prüflinge einer Se-
mestergruppe einheitlich festgelegt.

§ 33
Gesamtnote der Master-Prüfung

(1) Die Gesamtnote der Master-Prüfung entsteht zu 70 % aus der
Gesamtnote der Modulprüfungen und zu 30 % aus der Note für
die Master-Arbeit mit dem Kolloquium. Die Gesamtnote der
Modulprüfungen ergibt sich aus dem gewichteten Mittel der
Noten von Prüfungen in Pflichtmodulen und in Wahlmodulen. In
die Note der Master-Arbeit geht zu 30 % die Bewertung des Kol-
loquiums ein. 

(2) Die Bildung der Modulnoten und der Gesamtnote erfolgt nach
Maßgabe von § 5 und § 6.

§ 34
Master-Grad

Aufgrund der erfolgreichen Master-Prüfung im Master-Studien-
gang Informatik wird der akademische Grad „Master of Science“,
abgekürzt „M.Sc.“, verliehen. 

Studiengangspezifischer Teil für den Master-Studiengang
Medizininformatik (MIM)

§ 31
Studienaufbau

(1) Für die Vermittlung aller Lehrinhalte (ohne Master-Arbeit)
stehen zwei Fachsemester mit einem Lehrangebot von mindestens
42 Semesterwochenstunden und von mindestens 60 ECTS-Punk-
ten zur Verfügung. Hiervon entfallen 

1. 34 Semesterwochenstunden mit 48 ECTS-Punkten auf Pflicht-
module,

2. mindestens acht Semesterwochenstunden mit mindestens
zwölf ECTS-Punkten auf Wahlmodule.
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Nr. Kurs Art und Umfang Voraussetzungen Anteil ECTS-
MP % Punkte

INFM8000 Master-Arbeit 6 Monate § 26 70 20,0

INFM8010 Kolloquium zur 
Master-Arbeit § 28 Abs. 2 § 28 Abs. 3 30 10,0

Pflichtmodul
„Master-Arbeit“ 3. Semester 30,0 ECTS-Punkte

Erläuterungen:

EA = Projektarbeit / Experimentelle Arbeit 
K = Klausur mit Angabe der Dauer in Stunden (Stunde = 60 Minuten)
LP = Laborpraktikum
M = Mündliche Prüfung mit Angabe der Dauer in Minuten
Anteil MP % = Anteil an der Modulprüfung in %

Modulprüfungen Gewichtung für 
die Gesamtnote 

der Modul-
prüfungen in %

Betriebswirtschaftliche und 
Allgemeine Grundlagen 15

Graphisch-interaktive Systeme 10

Grundlagen der Informatik 10

Mathematik 10

Seminar und Projektarbeit 15

Soft- und Hardwaresysteme 10

Modulprüfungen Gewichtung für 
die Gesamtnote 

der Modul-
prüfungen in %

Systementwicklung 10

Wahlmodul I 10

Wahlmodul II 10



(2) Es müssen mindestens zwei Wahlmodule mit insgesamt min-
destens acht Semesterwochenstunden und insgesamt mindestens
zwölf ECTS-Punkten ausgewählt werden; davon kann maximal
ein Wahlmodul mit mindestens vier Semesterwochenstunden und
mindestens sechs ECTS-Punkten aus einem anderen Master-Stu-
diengang gewählt oder zusammengestellt werden. Über eine
Zulassung der Auswahl aus einem anderen Master-Studiengang
entscheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag der Studentin oder
des Studenten. 

§ 32
Modulprüfungen für die Master-Prüfung

(1) Modulprüfungen für die Master-Prüfung sind in den nachste-
hend genannten Pflichtmodulen (mit 78 ECTS-Punkten) und in
mindestens zwei Wahlmodulen (mit mindestens acht Semester-
wochenstunden und mindestens zwölf ECTS-Punkten) spätestens
zu den Prüfungsterminen des nachfolgend genannten Regelse-
mesters (Regelprüfungstermin) abzulegen: 
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIM6000 Numerische Mathematik K 2 50 3,0

MIM6010 Statistik K 2 50 3,0

Pflichtmodul
„Mathematik“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIM5330 Parallelverarbeitung M 30 50 3,0

MIM5300 Datenbanken und Informationssysteme K 2 50 3,0

Pflichtmodul
„Soft- und Hardwaresysteme“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIM5430 Simulation EA 50 3,0

MIM5420 Software-Architektur EA 50 3,0

Pflichtmodul
„Systementwicklung“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIM5110 Graphisch-interaktive Systeme K 2 100 6,0

Pflichtmodul
„Graphisch-interaktive Systeme“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIM5000 Management K 2 33 1/3 3,0

MIM5010 Juristische Aspekte der Informatik K 2 33 1/3 3,0

MIM5030 Seminar Betriebswirtschaftliche und 
Allgemeine Grundlagen M 45 33 1/3 3,0

Pflichtmodul 
„Betriebswirtschaftliche und 
Allgemeine Grundlagen“ 2. Semester 9,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIM5200 Dokumentation und Auswertung klinischer Studien K 2 50 2,5

MIM5210 Organisation klinischer Studien M 30 50 2,5

Pflichtmodul
„Grundlagen klinischer Studien“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIM5310 Kryptologie M 45 50 3,0

MIM5320 Netzwerksicherheit EA 50 3,0

Wahlmodul
„Kryptologie und Netzwerksicherheit“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIM5500 Electronic Health Record EA 100 5,0

Pflichtmodul
„Electronic Health Record“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIM5600 Gesundheitskommunikation und -management M 30 100 5,0

Pflichtmodul
„Gesundheitslogistik“ 2. Semester 5,0 ECTS-Punkte
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Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIM5800 Seminar Telematikdienste K 2 50 3,0

MIM5810 Telemedizinische Plattformen K 2 50 3,0

Wahlmodul
„Gesundheitstelematik“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIM5620 Versorgungsmanagement K 2 100 6,0

Wahlmodul 
„Versorgungsmanagement“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Anteil ECTS-
Umfang MP % Punkte

MIM5900 Seminar Klinische Studien K 3 100 6,0

Wahlmodul
„Management Klinischer Studien“ 2. Semester 6,0 ECTS-Punkte

Nr. Kurs Art und Umfang Voraussetzungen Anteil ECTS-
MP % Punkte

MIM8000 Master-Arbeit 6 Monate § 26 70 20,0

MIM8010 Kolloquium zur 
Master-Arbeit § 28 Abs. 2 § 28 Abs. 3 30 10,0

Pflichtmodul
„Master-Arbeit“ 3. Semester 30,0 ECTS-Punkte

Erläuterungen:

EA = Projektarbeit / Experimentelle Arbeit 
K = Klausur mit Angabe der Dauer in Stunden (Stunde = 60 Minuten)
LP = Laborpraktikum
M = Mündliche Prüfung mit Angabe der Dauer in Minuten
Anteil MP % = Anteil an der Modulprüfung in %



(2) Statt der Klausur (K) kann in Ausnahmefällen nach Wahl der
Prüferin oder des Prüfers und im Einvernehmen mit dem Prü-
fungsausschuss eine alternative Prüfungsform nach § 11 gewählt
werden.

(3) Der zeitliche Gesamtumfang für das Erstellen der Projektar-
beit / Experimentellen Arbeit (EA) soll durch die Themenstellung
so eingegrenzt werden, dass eine Bearbeitung in einem zeitlichen
Gesamtumfang entsprechend den zu vergebenden ECTS-Punkten
möglich ist. Der zeitliche Gesamtumfang wird von der jeweiligen
Prüferin oder vom jeweiligen Prüfer für die Prüflinge einer Se-
mestergruppe einheitlich festgelegt.

§ 33 
Gesamtnote der Master-Prüfung

(1) Die Gesamtnote der Master-Prüfung entsteht zu 70 % aus der
Gesamtnote der Modulprüfungen und zu 30 % aus der Note für
die Master-Arbeit mit dem Kolloquium. Die Gesamtnote der
Modulprüfungen ergibt sich aus dem gewichteten Mittel der
Noten von Prüfungen in Pflichtmodulen und in Wahlmodulen. In
die Note der Master-Arbeit geht zu 30 % die Bewertung des Kol-
loquiums ein. 

(2) Die Bildung der Modulnoten und der Gesamtnote erfolgt nach
Maßgabe von § 5 und § 6.

§ 34
Master-Grad

Aufgrund der erfolgreichen Master-Prüfung im Master-Studien-
gang Medizininformatik wird der akademische Grad „Master of
Science“, abgekürzt „M.Sc.“, verliehen. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senates der Fachhoch-
schule Stralsund vom 28. September 2004 und der Genehmigung
des Rektors vom 7. Oktober 2004 sowie nach ordnungsgemäßer
Durchführung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des Lan-
deshochschulgesetzes (Schreiben des Ministeriums für Bildung,
Wissenschaft und Kultur des Landes Mecklenburg-Vorpommern
vom 13. Dezember 2004, Az: VII 300 B3152-03/010).
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Stralsund, den 7. Oktober 2004

Der Rektor
der Fachhochschule Stralsund,
University of Applied Sciences,

Professor Dr. Josef Meyer-Fujara

Mittl.bl. BM M-V 2005 S. 234

Modulprüfungen Gewichtung für 
die Gesamtnote 

der Modul-
prüfungen in %

Betriebswirtschaftliche und 
Allgemeine Grundlagen 16

Electronic Health Record 8

Gesundheitslogistik 8

Modulprüfungen Gewichtung für 
die Gesamtnote 

der Modul-
prüfungen in %

Graphisch-interaktive Systeme 10

Grundlagen klinischer Studien 8

Mathematik 10

Soft- und Hardwaresysteme 10

Systementwicklung 10

Wahlmodul I 10

Wahlmodul II 10
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I. Allgemeines*

§ 1
Regelstudienzeit, Studienaufbau

und Stundenumfang

(1) Die Regelstudienzeit wird in der Anlage 3 geregelt. Sie um-
fasst die theoretischen Studiensemester, eine integrierte Praxis-
phase und die Prüfungen, einschließlich der Bachelor-Thesis.

(2) Alle Lehrveranstaltungen sind zu Modulen zusammengefasst.
Module bezeichnen einen Verbund von sinnvoll aufeinander be-
zogenen beziehungsweise aufeinander aufbauenden Lehrveran-
staltungen, die sich einem bestimmten thematischen oder inhaltli-
chen Schwerpunkt widmen. Die Module können in Ausnahmefäl-
len blockweise angeboten werden. In jedem Modul ist eine stu-
dienbegleitende Modulprüfung abzulegen. Entsprechend dem
ECTS richtet sich die Zahl der Credits, die für ein Modul oder die
Bachelor-Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium vergeben
wird, nach der jeweils für einen durchschnittlich begabten Kandi-

daten regelmäßig zugrunde zu legenden Arbeitsbelastung. Die
gesamte Arbeitsbelastung des Kandidaten beträgt im Semester
900 Stunden. Dieser Zeitaufwand entspricht 30 Credits. Credits
werden in ganzen Zahlen vergeben. 

(3) Der Studieninhalt orientiert sich an der Studienordnung.
Diese enthält die detaillierte Beschreibung der Module.

(4) In das Studium sind Fachexkursionen als fachwissenschaftli-
che Veranstaltungen integriert, die als eigenständige Lehrveran-
staltungen außerhalb der Hochschule angeboten werden können.
Der Gesamtumfang wird in der Anlage 3 geregelt.

(5) Zur Ergänzung der Ausbildung und Erhöhung des Anwen-
dungsbezugs ist eine integrierte Praxisphase als Unternehmensprak-
tikum in das Studium eingeordnet. Sie sind bis zum Beginn der
Bachelor-Thesis abzuschließen. Der Umfang ist in der Anlage 3 ge-
regelt. Ein wesentlicher Teil der integrierten Praxisphase sollte ins
Ausland gelegt werden.
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Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang Bauingenieurwesen
der Hochschule Wismar,

University of Technology, Business and Design

Vom 13. Dezember 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 und von § 38 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 4 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern (Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBL M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 5. Juni 2003 (GVOBl. M-V S. 331)2, hat die Hochschule Wismar, University of Technology, Business and Design, die
folgende Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang Bauingenieurwesen als Satzung erlassen:

Inhaltsverzeichnis

I. Allgemeines

§ 1 Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang
§ 2 Prüfungsaufbau
§ 3 Bestehen oder Nichtbestehen 
§ 4 Bildung der Modulnoten
§ 5 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 6 Vergabe von Credits 
§ 7 Prüfungstermine 
§ 8 Meldefristen und Fristüberschreitung
§ 9 Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen und der

Bachelor-Thesis
§ 10 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
§ 11 Arten der Prüfungsleistungen
§ 12 Mündliche Prüfungen
§ 13 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten
§ 14 Projektarbeiten
§ 15 Bachelor-Thesis und Kolloquium
§ 16 Prüfungsausschuss
§ 17 Zentrales Prüfungsamt
§ 18 Prüfer und Beisitzer
§ 19 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-

fungsleistungen
§ 20 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

II. Bachelor-Prüfung

§ 21 Zweck und Durchführung der Bachelor-Prüfung
§ 22 Prüfungsvorleistungen
§ 23 Art, Umfang und Gegenstand der Bachelor-Prüfung
§ 24 Zusatzmodule
§ 25 Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Zeugnisergänzung
§ 26 Hochschulgrad und Bachelor-Urkunde

III. Schlussbestimmungen

§ 27 Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 In-Kraft-Treten

Anlagen

Anlage 1: Prüfungsplan
Anlage 2: Diploma Supplement
Anlage 3: Besondere Bestimmungen

1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 181
* Die Prüfungsordnung des Bachelor-Studienganges Bauingenieurwesen dient der Anwendung der Gesetze und der Gestaltung des Studiums auch im Hinblick auf die Gleich-

stellung von Frau und Mann. Soweit die folgenden Vorschriften geschlechtsspezifische Wortformen verwenden, gelten diese gleichermaßen für beide Geschlechter. 



(6) Während des Studiums können Studien- und Prüfungsleistun-
gen an ausländischen Hochschulen absolviert werden. Die An-
rechnung der im Ausland erbrachten Studien- und Prüfungsleis-
tungen richtet sich nach dem European Credit Transfer System
(ECTS). Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.

§ 2
Prüfungsaufbau

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus Modulprüfungen, der inte-
grierten Praxisphase, den Exkursionen und der Bachelor-Thesis
mit Kolloquium.

(2) Modulprüfungen können jeweils aus einer oder mehreren
Prüfungsleistungen (§ 11 ff.) bestehen. In einer Modulprüfung
sollen in der Regel nicht mehr als drei Prüfungsleistungen er-
bracht werden; sie kann auch aus nur einer Prüfungsleistung be-
stehen. Die Anzahl der Prüfungen wird in der Anlage 1 geregelt. 

(3) Eine Modulprüfung umfasst das Prüfungsfach oder das
fächerübergreifende Prüfungsgebiet, dessen Durchdringung oder
hinreichende Beherrschung vom Kandidaten verlangt werden
muss, um das Studium mit Erfolg fortsetzen oder abschließen zu
können. 

(4) Modulprüfungen werden grundsätzlich studienbegleitend ab-
genommen, wenn die Lehrinhalte des Prüfungsfaches in dem für
das Studium vorgesehenen vollen Umfang vermittelt worden
sind. Prüfungen, die ein Modul abschließen, sind bis zum Beginn
des Folgesemesters anzubieten.

(5) Die Zulassung zu den Modulprüfungen wird nach Maßgabe
des § 22 vom Nachweis bestimmter Prüfungsvorleistungen ab-
hängig gemacht; Prüfungsvorleistungen bestehen in der Regel aus
Leistungsnachweisen. Ein Leistungsnachweis ist die Bescheini-
gung über jeweils eine gemäß dieser Prüfungsordnung als Zulas-
sungsvoraussetzung für die Modulprüfung geforderte individuell
erkennbare Studienleistung auf mindestens ausreichendem Ni-
veau; eine weiter gehende Benotung findet nicht statt. Ein Leis-
tungsnachweis ersetzt keine Prüfungsleistung und unterliegt nicht
den Regeln des § 9. Die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrver-
anstaltung wird in der Regel durch einen Leistungsnachweis nach-
gewiesen. Inhalt und Umfang der Leistungsnachweise sind in der
Anlage 1 festgelegt; Abweichungen von den §§ 11 bis 14 sind
zulässig.

§ 3
Bestehen oder Nichtbestehen

(1) Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn die integrierte Pra-
xisphase und die Exkursionen erfolgreich abgeschlossen, sämtli-
che Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung bestanden und die
Bachelor-Thesis einschließlich des Kolloquiums mindestens mit
„ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.

(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn jede ihrer Prüfungs-
leistungen mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet
ist. Dies gilt auch für die Bachelor-Thesis und das Kolloquium.

(3) Hat der Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden oder
wurde die Bachelor-Thesis schlechter als „ausreichend“ (4,0) be-
wertet, so erhält der Kandidat hierüber vom Prüfungsausschuss
einen schriftlichen Bescheid mit einer Rechtsbehelfsbelehrung,
der auch darüber Auskunft gibt, ob und gegebenenfalls in wel-
chem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung oder die
Bachelor-Thesis wiederholt werden können. Es ist insbesondere
auf die Folgen des § 17 Abs. 6 Nr. 4 des Landeshochschulgeset-
zes hinzuweisen.

(4) Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung nicht bestanden, und
will er das Studium nicht, nicht sofort oder nicht an der Hoch-
schule Wismar fortsetzen, so wird ihm auf Antrag und gegen Vor-
lage der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulations-
bescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden
Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die Bachelor-
Prüfung nicht bestanden ist.

§ 4
Bildung der Modulnoten

(1) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen
errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der Noten der
einzelnen Prüfungsleistungen unter Berücksichtigung ihrer Ge-
wichtung gemäß der Credits in der Anlage 1. 

Summe (Prüfungsleistungen * CR)
Modulnote =

(Summe der CR)

Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma be-
rücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestri-
chen. Die Modulnote lautet

bei einem Durchschnitt
bis einschließlich 1,5 = sehr gut;

bei einem Durchschnitt
von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut;

bei einem Durchschnitt
von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend;

bei einem Durchschnitt
von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend;

bei einem Durchschnitt
ab 4,1 = nicht ausreichend.

(2) Besteht eine Modulprüfung nur aus einer Prüfungsleistung, so
ist deren Note gleichzeitig die erzielte Note des Moduls.

§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen

Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den
jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungs-
leistungen sind folgende Noten zu verwenden:
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1,0; 1,3 = sehr gut = eine hervorragende 
Leistung

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine Leistung, die 
erheblich über den 
durchschnittlichen 
Anforderungen liegt

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die 
durchschnittlichen An-
forderungen entspricht

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz 
ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt;

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht 
mehr genügt.

§ 6
Vergabe von Credits

(1) Die Vergabe von Credits richtet sich nach dem European Cre-
dit Transfer System (ECTS). Das ECTS dient der quantitativen
Anrechnung der sich aus dieser Prüfungsordnung für den Kandi-
daten ergebenden Gesamtbelastung.

(2) Credits werden für die in der Anlage 1 vorgesehenen Modu-
le, die integrierte Praxisphase, die Exkursionen und die Bachelor-
Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium vergeben.

(3) Die Vergabe von Credits setzt das Bestehen der jeweiligen
Modulprüfung, die erfolgreiche Durchführung der integrierten
Praxisphase und der Exkursionen oder das Bestehen der Bachelor-
Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium voraus.

§ 7
Prüfungstermine

(1) Die Bachelor-Prüfung soll spätestens bis zum Ende der Re-
gelstudienzeit abgeschlossen sein. Sie kann vor diesem Zeitpunkt
abgelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Prü-
fungsvorleistungen erbracht worden sind.

(2) Die Modulprüfungen werden in der Regel studienbegleitend
abgelegt. Der Prüfungsausschuss bestimmt spätestens sechs Wo-
chen vorher die Prüfungstermine und macht sie durch Aushang
bekannt. Die Modulprüfungen sind in jedem Semester unmittelbar
nach Abschluss der Vorlesungszeit, in der Regel im dreiwöchigen
Prüfungszeitraum zum Ende des Semesters, anzubieten. 

(3) Der Kandidat ist rechtzeitig über Art und Zahl der nach den 
§ 22 erforderlichen Prüfungsvorleistungen und der zu absolvie-
renden Modulprüfungen mit den ihnen zugeordneten Prüfungs-
leistungen und über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind,
sowie über den Aus- und Abgabezeitpunkt der Bachelor-Thesis zu
informieren. Ihm sind ebenso für jede Modulprüfung die jeweili-
gen Wiederholungstermine bekannt zu geben. 

(4) Dem Kandidaten ist bekannt zu geben, wann unter Berücksich-
tigung aller Fristüberschreitungs- und Wiederholungsmöglichkei-
ten in der Bachelor-Prüfung die Rechtsfolge des § 17 Abs. 6 Nr. 4
des Landeshochschulgesetzes einsetzt.

§ 8
Meldefristen und Fristüberschreitung

(1) Der Kandidat hat sich zu einer Prüfung gemäß § 20 Abs. 3 zu
melden. Für die Meldung zur Prüfung wird jeweils eine Frist ge-
setzt, die sich nach dem jeweiligen Prüfungstermin richtet. Zwi-
schen dem Ende der Meldefrist und dem Beginn der Prüfung müs-
sen mindestens vier Wochen liegen.

(2) Überschreitet der Kandidat aus von ihm zu vertretenden Grün-
den die vom Prüfungsausschuss gemäß § 20 Abs. 3 festgelegten
Fristen zur Meldung für seine letzte Modulprüfung um mehr als
zwei Semester oder legt er die Prüfung zu der er sich gemeldet hat,
aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht ab, so gilt diese Modul-
prüfung als abgelegt und nicht bestanden. Für die einzelnen Modul-
prüfungen gelten die Meldetermine der Bachelor-Prüfung als spä-
tester Termin im Sinne von Satz 1. Satz 1 gilt entsprechend für eine
nicht zum vorgesehenen Termin begonnene Bachelor-Thesis. Ver-
säumnisgründe, die der Studierende nicht zu vertreten hat, sind dem
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen und glaub-
haft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, so
ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der dem Studierenden
schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Versäumnisgründen im Sinne
von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und die Fristen
der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Auf Antrag des Kandidaten können Auslands- und Sprach-
studienaufenthalte und Zeiten der aktiven Mitarbeit in Hoch-
schulgremien nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet werden.
Unberücksichtigt bleibt ein Auslandsstudium bis zu zwei Semes-
tern, ein Sprachsemester bis zu einem Semester, wenn der Kandi-
dat nachweislich an einer ausländischen Hochschule für einen Stu-
diengang, in dem er diese Regelung in Anspruch nehmen möchte,
eingeschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in angemesse-
nem Umfang besucht und je Semester mindestens zehn credits
erworben hat. Ferner können Fachsemester, höchstens jedoch bis
zu zwei Semester, nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet wer-
den, wenn der Kandidat während dieser Zeit als gewähltes Mitglied
in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen Orga-
nen der Hochschule tätig und nachweislich am ordnungsgemäßem
Studium in erheblichem Maße gehindert war. Über den Antrag des
Kandidaten entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(4) Unabhängig von Absatz 2 Satz 3 kann der zuständige Prü-
fungsausschuss unter Würdigung der Ursachen für die Verzöge-
rung des Studiums Ausnahmen von Absatz 2 Satz 2 zulassen,
wenn der Kandidat nach Inanspruchnahme der Studienberatung
eine vom Prüfungsausschuss befürwortete Konzeption für die Be-
endigung des Studiums innerhalb von zwei Semestern vorlegt.

§ 9
Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen 

und der Bachelor-Thesis

(1) Erstmals nicht bestandene Modulprüfungen gelten als dann
nicht unternommen, wenn sie zu den in der Anlage 1 vorgesehenen
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Regelprüfungsterminen abgelegt werden (Freiversuch). Satz 1 gilt
nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen Verhal-
tens, insbesondere eines Täuschungsversuchs, für nicht bestanden
erklärt wurde. Für die Bachelor-Thesis gilt Absatz 10. 

(2) Eine zu den in der Anlage 1 vorgesehenen Regelprüfungster-
minen bestandene Prüfungsleistung der Bachelor-Prüfung kann
zur Notenverbesserung erneut abgelegt werden. Der Freiversuch
bestandener Prüfungsleistungen ist nur auf Klausuren und Steg-
reife anwendbar. Die erstmals bestandene Prüfungsleistung gilt
mit der Meldung zur Prüfung als nicht unternommen.

(3) Die Wiederholung einer im Rahmen der Freiversuchsrege-
lung abgelegten Modulprüfung hat zum nächsten regulären Prü-
fungstermin zu erfolgen.

(4) Ist ein Kandidat aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, an
der Wahrnehmung eines Freiversuchs gehindert, sind die Gründe
dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen und
glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe
an, so ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der dem Kan-
didaten schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Hindernisgründen im
Sinne von Satz 1 sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und die
Fristen der Elternzeit zu beachten.

(5) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann unabhängig vom
Freiversuch einmal wiederholt werden. Die Wiederholung einer
bestandenen Modulprüfung unabhängig vom Freiversuch ist nicht
zulässig. Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesre-
publik Deutschland werden angerechnet. Die Wiederholungsprü-
fung ist nur zum nächsten regulären Prüfungstermin nach Ablauf
des jeweiligen Prüfungsverfahrens zulässig, sofern nicht dem
Kandidaten wegen besonderer, von ihm nicht zu vertretender
Gründe eine Nachfrist gewährt wird. Für die Bachelor-Thesis gilt
Absatz 10.

(6) Besteht eine nicht bestandene Modulprüfung aus mehreren
Prüfungsleistungen, sind nur die mit der Note „nicht ausreichend“
(5,0) bewerteten Prüfungsleistungen zu wiederholen. 

(7) Eine Wiederholung einer Modulprüfung liegt auch dann vor,
wenn eine im Rahmen eines Freiversuches (Absatz 1) abgelegte
Modulprüfung nicht bestanden worden ist und ein dritter Versuch
erforderlich wird. 

(8) Eine zweite Wiederholung kann für in der Anlage 3 zu be-
stimmende Ausnahmefälle und nur zum nächsten regulären Prü-
fungstermin erfolgen. 

(9) Bei Versäumnis der Wiederholungsfrist gilt die Modulprü-
fung als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat
hat das Versäumnis nicht zu vertreten. Der für das Versäumnis
geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt
und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Studierenden
ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kan-
didaten steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu
versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den
Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Studie-
renden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel der nächst-
mögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund dem nicht
entgegensteht. 

(10) Die Bachelor-Thesis und das Kolloquium können bei einer
Bewertung, die schlechter als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal
wiederholt werden. Die Wiederholung einer Bachelor-Thesis, die
„ausreichend“ (4,0) und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig.
Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesrepublik
Deutschland werden angerechnet. Die Vergabe muss alsbald, spä-
testens sechs Wochen nach Bekanntgabe des Ergebnisses der
Bachelor-Thesis beim Prüfungssauschuss beantragt werden. Eine
Rückgabe des Themas der Bachelor-Thesis ist nur zulässig, wenn
der Kandidat bei der Anfertigung seiner ersten Bachelor-Thesis
von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

(11) Werden die Termine und Fristen für Prüfungen beziehungs-
weise Prüfungswiederholungen gemäß der Absätze 3, 5, 8 und 9
versäumt, gilt die Modulprüfung beziehungsweise Bachelor-The-
sis als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat hat
das Versäumnis nicht zu vertreten. Der für den Rücktritt oder das
Versäumnis geltend gemachte Grund muss unverzüglich schrift-
lich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des
Studierenden ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krank-
heit des Kandidaten steht die Krankheit eines von ihm überwie-
gend allein zu versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungs-
ausschuss den Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der
dem Studierenden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel
der nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. 

§ 10
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn bindenden Prüfungs-
termin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prü-
fung, die er angetreten hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Das-
selbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb
der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Kann der Kandidat aus von ihm nicht zu vertretenden Grün-
den die für die Ablegung von Modulprüfungen und die Anferti-
gung der Bachelor-Thesis festgelegten Fristen nicht einhalten, hat
er dieses rechtzeitig zusammen mit einem Antrag auf Terminver-
schiebung über das Zentrale Prüfungsamt dem Prüfungsausschuss
anzuzeigen. Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt und
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten ist ein
amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kandidaten
steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu versor-
genden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den Grund
an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Kandidaten vom
Zentralen Prüfungsamt schriftlich mitgeteilt wird; dies ist der
nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. Bei den Versäumnis-
gründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutz-
fristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistungen
durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu
beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ordnungsgemäßen
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Ablauf des Prüfungstermins stört, kann von dem jeweiligen Prüfer
oder Aufsicht Führenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung
ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird die Prüfungsleistung
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In schwerwiegenden Fällen
kann der Prüfungsausschuss den Kandidaten von der Erbringung
weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(4) Der Kandidat kann verlangen, dass die Entscheidung nach
Absatz 3 Satz 1 und 2 innerhalb von 14 Tagen vom Prüfungsaus-
schuss überprüft wird. Belastende Entscheidungen sind dem Kan-
didaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 11
Arten der Prüfungsleistungen

(1) Die Studierenden haben während ihrer Studienzeit Prüfungs-
leistungen zu erbringen. Das Lehrangebot ist so zu gestalten, dass
die Studierenden ausreichend Möglichkeiten zur Erbringung der
erforderlichen Prüfungsleistungen haben. Die Prüfungsleistungen
sind von den Lehrenden der jeweiligen Lehrveranstaltung zu
bescheinigen und gemäß der Notenskala nach § 12 zu bewerten.
Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweili-
gen Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang
in Kenntnis zu setzen. Die Auswahl der Prüfungsart und des
Umfangs wird vom Prüfer für alle Kandidaten einheitlich vorge-
nommen, sie bedarf vor Bekanntgabe der Bestätigung durch den
Prüfungsausschuss. Für chronisch Kranke gelten die Vorschriften
sinngemäß. Folgende Arten von Prüfungsleistungen können er-
bracht werden:

a) Mündliche Prüfung (§ 12)
b) schriftlich als Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbei-

ten (§ 13)
c) Hausarbeit
d) Referat
e) Teilnahme an Planspielen/Durchführung von Fallstudien
f) Projektarbeit (§ 14)
g) Alternative Prüfungsleistungen können sein: 

– Referate
– Rechnerprogramme
– Rollenspiele
– Diskussionsleitungen
– Kolloquien
– sonstige schriftliche Arbeiten
– Experimentelle Arbeiten
– Konstruktive oder zeichnerische Entwürfe (Entwurfspro-

jekte, Stegreifentwürfe, Präsentationen )
– Hausarbeit
– Projektarbeit (§ 14)

Alternative Prüfungsleistungen können auch als semesterbeglei-
tende Prüfungen außerhalb des von der Hochschule festgelegten
Prüfungszeitraumes erbracht werden.

(2) Ein Referat ist im Lehr- beziehungsweise Lernzusammen-
hang der Lehrveranstaltungen zu halten. Es umfasst die eigen-
ständige systematische Aufarbeitung eines Themas oder Themen-
gebietes der jeweiligen Lehrveranstaltung unter Einbeziehung der
einschlägigen Literatur. In einem kurzen Vortrag von 15 Minuten

bis 30 Minuten soll die Diskussion über die entsprechende The-
matik eröffnet und vertieft werden.

(3) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoretische Vorbe-
reitung, den Aufbau und die Durchführung eines Experiments so-
wie die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des Versuchs-
ablaufs und der Ergebnisse des Experiments.

(4) Ein Entwurfsprojekt ist eine selbständige, in der Regel gra-
fisch dargestellte Lösung einer Entwurfsaufgabe. Es dient der
entwerferischen und praktischen Ausbildung innerhalb der Hoch-
schule. Ein Entwurfsprojekt wird in der Regel über einen zuvor
festgelegten Zeitraum bearbeitet. Es kann als Gruppen- oder Ein-
zelarbeit vorgelegt werden. Bei einer Gruppenarbeit muss der zu
bewertende Beitrag des Einzelnen als individuelle Prüfungsleis-
tung abgrenzbar und bewertbar sein.

(5) Der Stegreif ist die unbetreute Bearbeitung einer kleinen Auf-
gabenstellung (Entwurf), die in einem Zeitraum von höchstens
einer Woche zu bearbeiten ist und deren Ergebnis in einem Kol-
loquium präsentiert oder in einer oder mehreren Veranstaltungen
kritisch reflektiert wird.

(6) Macht der Kandidat vor Beginn der Prüfungsleistung glaub-
haft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperli-
cher Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz
oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so wird dem
Kandidaten durch den Prüfungsausschuss gestattet, die Prüfungs-
leistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu er-
bringen. Dazu kann die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes ver-
langt werden. Entsprechendes gilt für Prüfungsvorleistungen. Für
chronisch kranke Kandidaten gelten diese Vorschriften sinnge-
mäß.

§ 12
Mündliche Prüfungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll der Kandidat nach-
weisen, dass er die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt
und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge einzuord-
nen vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob der Kandidat über
breites Grundlagenwissen des Prüfungsgebietes verfügt.

(2) Mündliche Prüfungen werden vor mindestens zwei Prüfern
(Kollegialprüfung) oder vor einem Prüfer in Gegenwart eines
sachkundigen Beisitzers als Gruppenprüfung oder als Einzelprü-
fung abgelegt.

(3) Die mündliche Prüfung dauert je Kandidat mindestens 15 und
höchstens 45 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündli-
chen Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis
ist dem Kandidaten jeweils im Anschluss an die mündliche Prü-
fung bekannt zu geben. Die Note der mündlichen Prüfung ergibt
sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen der
Prüfer.

(5) Kandidaten, die sich an einem späteren Prüfungstermin, nicht
jedoch im selben Prüfungsabschnitt der gleichen Modulprüfung
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unterziehen wollen, sollen nach Maßgabe der räumlichen Ver-
hältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandi-
dat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich jedoch nicht auf die
Beratung und Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse an den Kandi-
daten.

§ 13
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten
soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit
begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden seines
Faches Aufgaben lösen und Themen bearbeiten kann. In der Klau-
sur soll ferner festgestellt werden, ob der Kandidat über notwen-
diges Grundlagenwissen verfügt. Das Bewertungsverfahren soll
vier Wochen nicht überschreiten.

(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten sind in der
Regel, zumindest aber im Fall einer Wiederholungsprüfung, von
zwei Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt sich aus dem arithme-
tischen Mittel der Einzelbewertungen.

(3) Die Bearbeitungszeit für Klausurarbeiten darf 90 Minuten
nicht unterschreiten und 300 Minuten nicht überschreiten.

§ 14
Projektarbeiten

(1) Durch Projektarbeiten wird in der Regel die Fähigkeit zur
Teamarbeit und insbesondere zur Entwicklung, Durchsetzung und
Präsentation von Konzepten nachgewiesen. Hierbei soll der Kan-
didat nachweisen, dass er an einer größeren Aufgabe Ziele defi-
nieren sowie Lösungsansätze und Konzepte erarbeiten kann.

(2) Projektarbeiten sind in der Regel, mindestens aber im Fall
einer Wiederholungsprüfung, von zwei Prüfern zu bewerten. Die
Note ergibt sich als arithmetisches Mittel der Einzelbewertungen.
Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten.

(3) Die Bearbeitungszeit für Projektarbeiten beträgt in der Regel
höchstens sechs Monate. Für die Festlegung dieser Bearbeitungs-
zeit gilt § 11 Abs. 8.

(4) Bei einer in Form einer Teamarbeit erbrachten Projektarbeit
muss der Beitrag des einzelnen Kandidaten deutlich erkennbar
sein und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllen.

§ 15
Bachelor-Thesis und Kolloquium

(1) Die Bachelor-Thesis ist eine Prüfungsarbeit, die das Studium
abschließt. Sie soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist,
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus seinem Fach
selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Bachelor-Thesis kann von einem Professor oder einer
anderen nach § 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungs-
berechtigten Person ausgegeben und betreut werden, soweit diese
an der Hochschule Wismar im Studiengang tätig ist. Soll die

Bachelor-Thesis in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule
Wismar durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung
des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses.

(3) Auf Antrag wird dem Kandidaten rechtzeitig unter Berück-
sichtigung der nach Maßgabe des § 8 festgelegten Termine ein
Thema für die Bachelor-Thesis zugeteilt. Die Vergabe des The-
mas erfolgt über den Prüfungsausschuss. Der Kandidat kann Vor-
schläge für das Thema der Bachelor-Thesis machen. Der Zeit-
punkt der Ausgabe sowie das Thema sind aktenkundig zu machen.
Das Thema kann nur einmal und auf Antrag zurückgegeben wer-
den. Der für die Rückgabe geltend gemachte Grund muss unver-
züglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Über
den Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss nach Anhörung der
zuständigen Prüfer. Ein Thema für die Bachelor-Thesis wird von
Amts wegen ausgegeben, wenn ein Kandidat, der die in der Anla-
ge 1 für die Pflicht- und Wahlpflichtmodule sowie das Praktikum
vorgesehenen Credits erworben hat, nach der letzten Modulprü-
fung nicht innerhalb von vier Wochen einen Vorschlag für das
Thema einreicht. 

(4) Die Bachelor-Thesis kann auch in Form einer Gruppenarbeit
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende
Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe von Ab-
schnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die
eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar
und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Bachelor-Thesis und deren Ver-
längerung werden in der Anlage 3 geregelt. Thema, Aufgaben-
stellung und Umfang der Bachelor-Thesis sind vom Betreuer so
zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Bachelor-Thesis
eingehalten werden kann. 

(6) Die Bachelor-Thesis ist fristgemäß beim Zentralen Prüfungs-
amt der Hochschule Wismar in drei Exemplaren abzuliefern; der
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Soweit für die Ba-
chelor-Thesis die Anfertigung von Modellen, Zeichnungen oder
anderen künstlerischen Arbeiten erforderlich ist, sind diese im
Original mit je zwei fotografischen Abbildungen des Objekts
abzuliefern. Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versi-
chern, dass er seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit seinen ent-
sprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbständig ver-
fasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfs-
mittel benutzt hat. Eine nicht fristgemäß eingereichte Arbeit ist
mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(7) Die Bachelor-Thesis ist von zwei Prüfern zu bewerten, von
denen einer Professor der Hochschule Wismar sein muss. Der Be-
treuer der Bachelor-Thesis ist einer der Prüfer. Die Prüfer werden
vom Prüfungsausschuss bestimmt. Die einzelnen Bewertungen
sind gemäß § 5 vorzunehmen und von jedem Prüfer einzeln
schriftlich zu begründen. Bei nicht übereinstimmender Bewertung
durch die beiden Prüfer wird die Note der Bachelor-Thesis aus
dem arithmetischen Mittel der beiden Noten unter entsprechender
Anwendung von § 4 Abs. 1 gebildet. Das Bewertungsverfahren
soll vier Wochen nicht überschreiten.

(8) Der Kandidat hat seine Bachelor-Thesis in einem Kolloquium
zu verteidigen. Die Bewertung der Bachelor-Thesis ist dem Kan-
didaten erst nach der Verteidigung unter Berücksichtigung ihres
Ergebnisses mitzuteilen.
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(9) Die Verteidigung der Bachelor-Thesis wird einer Kommission,
deren Vorsitzender vom Prüfungsausschuss festgelegt wird, zur
Bewertung übergeben. Der Kommission gehören die nach Absatz 7
bezeichneten Prüfer an. Die Dauer des Kolloquiums beträgt mindes-
tens 30 Minuten und höchstens 45 Minuten. Das Kolloquium ist
hochschulöffentlich, es sei denn, der Kandidat widerspricht.

(10) Die Note des Kolloquiums ergibt sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der Einzelbewertungen. Sie geht mit einem Anteil
von 25 % in die Note für die Bachelor-Thesis ein. Wird das Kol-
loquium „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, führt das zu einer Ge-
samtbewertung „nicht ausreichend“ (5,0). In diesem Falle sind die
Bachelor-Thesis mit einem neuen Thema und das Kolloquium zu
wiederholen.

§ 16
Prüfungsausschuss

(1) Der Prüfungsausschuss wird durch Beschluss des Fachberei-
ches gebildet. Er ist für alle das Prüfungsverfahren betreffende
Aufgaben und Entscheidungen des Prüfungswesens sowie für die
weiteren durch diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben zuständig.
Zur Erledigung der in § 17 Abs. 2 genannten Aufgaben und Ent-
scheidungen steht ihm das Zentrale Prüfungsamt zur Verfügung. 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus Professoren, wissen-
schaftlichen Mitarbeitern und Studierenden. Die Zusammenset-
zung wird in der Anlage 3 geregelt. Ist kein wissenschaftlicher
Mitarbeiter vorhanden, so fällt dieser Sitz der Gruppe der Profes-
soren zu. Für jedes der Mitglieder ist bei Bestellung ein Ersatz-
mitglied aus der jeweiligen Gruppe zu bestellen. Die Amtszeit der
studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt ein
Jahr, die Amtszeit der übrigen Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses beträgt drei Jahre. Eine Wiederbestellung ist zulässig. Die
Mitglieder des Prüfungsausschusses üben ihr Amt nach Ablauf
einer Amtsperiode weiter aus, bis Nachfolger bestellt worden sind
und diese ihr Amt angetreten haben.

(3) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und die weiteren Mitglie-
der des Prüfungsausschusses werden von dem zuständigen Fach-
bereichsrat bestellt. Entsprechend werden für die Mitglieder des
Prüfungsausschusses Ersatzmitglieder bestellt. Der Vorsitzende
und sein Stellvertreter müssen Professoren sein. Der Prüfungsaus-
schuss ist beschlussfähig, wenn neben dem Vorsitzenden oder
dessen Stellvertreter und zwei weiteren Professoren mindestens
zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er be-
schließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme des Vorsitzenden und in dessen Abwesenheit die
Stimme des Stellvertreters. Die studentischen Mitglieder des Prü-
fungsausschusses haben bei materiellen Prüfungsentscheidungen,
insbesondere über das Bestehen und Nichtbestehen und über die
Anrechnung von Studienzeiten sowie Prüfungs- und Studienleis-
tungen, kein Stimmrecht. An der Beratung und Beschlussfassung
über Angelegenheiten, die die Festlegung von Prüfungsaufgaben
oder die ihre eigene Prüfung betreffen, nehmen die studentischen
Mitglieder des Prüfungsausschusses nicht teil.

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Der Prüfungsausschuss
berichtet regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, dem Fachbe-
reich über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten ein-

schließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Bachlor-
Thesis sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. Das
Rektorat der Hochschule Wismar legt den Bericht des Prüfungs-
ausschusses in geeigneter Weise offen. Der Prüfungsausschuss
gibt Anregungen zur Reform der Studienordnung, des Studienpla-
nes und der Prüfungsordnung.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen; ausgenommen
sind studentische Mitglieder, die sich im selben Prüfungszeitraum
der gleichen Prüfung zu unterziehen haben.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und die Ersatzmit-
glieder unterliegen der Amtverschwiegenheit. Sofern sie nicht im
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzenden zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

(7) Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer

1. über den Kandidaten das Sorgerecht hat,
2. zu dem Kandidaten in einer engen persönlichen Beziehung

steht oder wirtschaftliche Beziehungen unterhält.

(8) Der Prüfungsausschuss überträgt die Erledigung seiner Auf-
gaben für alle Regelfälle widerruflich mit Ausnahme der Ent-
scheidung über Widersprüche auf seinen Vorsitzenden.

§ 17
Zentrales Prüfungsamt

(1) Unbeschadet der Zuständigkeit des Prüfungsausschusses ge-
mäß § 16 Abs. 1 ist das Zentrale Prüfungsamt der Hochschule
Wismar für die Organisation des Prüfungsverfahrens zuständig.

(2) Das Zentrale Prüfungsamt hat insbesondere folgende Aufga-
ben:

1. Bekanntgabe des Prüfungszeitraumes und der Meldefristen
für die Prüfungen

2. Fristenkontrolle der Prüfungstermine gemäß § 37 des Lan-
deshochschulgesetzes

3. Führung der Prüfungsakten
4. Koordination der Prüfungstermine und Aufstellung von ent-

sprechenden Prüfungsplänen für Prüfer, Beisitzer und Prü-
fungsaufsichten

5. Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu
Modulprüfungen und zur Bachelor-Thesis

6. Erteilung der Zulassung zu Prüfungen gemäß Nummer 5
7. Aufstellung von Listen der Kandidaten eines Prüfungster-

mins
8. Überwachung der Bewertungsfristen gemäß §§ 13 Abs. 1

Satz 3, 15 Abs. 7 Satz 6
9. Entgegennahme des Antrages auf Zuweisung eines Themas

für die Bachelor-Thesis
10. Zustellung des Themas der Bachelor-Thesis an den Kandida-

ten
11. Entgegennahme der fertig gestellten Bachelor-Thesis
12. Benachrichtigung der Kandidaten über das Prüfungsergebnis
13. Ausfertigung und Aushändigung von Zeugnissen, Bachelor-

Urkunden und Bescheiden gemäß § 3 Abs. 3 und 4
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§ 18
Prüfer und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer und Beisitzer. Zu
Prüfern und Beisitzern dürfen nur Professoren und andere nach 
§ 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungsberechtigte
Personen bestellt werden. Zum Beisitzer darf nur bestellt werden,
wer mindestens die entsprechende Bachelor-Prüfung oder eine
vergleichbare Prüfung abgelegt hat. Der Beisitzer darf den Kandi-
daten weder befragen noch seine Prüfungsleistung beurteilen. Die
Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(2) Der Kandidat kann für die Bachelor-Thesis und die mündli-
chen Prüfungen einen Prüfer oder mehrere Prüfer vorschlagen.
Der Vorschlag begründet keinen Anspruch.

(3) Die Namen der Prüfer sind dem Kandidaten rechtzeitig be-
kannt zu geben.

(4) Für die Prüfer und Beisitzer gilt § 16 Abs. 6 und 7 entspre-
chend.

§ 19
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an
einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland in demsel-
ben Studiengang erbracht wurden. Soweit die Bachelor-Prüfung
Fächer nicht enthält, die an der Hochschule Wismar Gegenstand
der Bachelor-Prüfung sind, ist eine Anerkennung mit Auflagen
möglich.

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in
Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, werden angerech-
net, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist oder durch ECTS-
Punkte nachgewiesen wird. Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang
und in den Anforderungen denjenigen des entsprechenden Studi-
ums an der Hochschule Wismar im Wesentlichen entsprechen.
Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbe-
trachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrech-
nung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun-
gen sowie multimedial gestützter Studien- und Prüfungsleistun-
gen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht wur-
den, sind die von der Kultusministerkonferenz und Hochschulrek-
torenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Ab-
sprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten.

(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
sowie für multimedial gestützte Studien- und Prüfungsleistungen
in staatlich anerkannten Fernstudien gelten die Absätze 1 und 2
entsprechend. 

(4) Einschlägige berufspraktische Tätigkeiten können angerech-
net werden.

(5) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu über-
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.

Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(6) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4
besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt durch
den Prüfungsausschuss. Der Studierende hat die für die Anrech-
nung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

(7) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleis-
tungen und Prüfungsleistungen ist der Prüfungsausschuss. Vor
der Feststellung der Gleichwertigkeit sind die zuständigen Fach-
vertreter zu hören.

§ 20
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Die Bachelor-Prüfung kann nur ablegen, wer

1. aufgrund eines Zeugnisses der allgemeinen Hochschulreife,
der fachgebundenen Hochschulreife oder der Fachhochschul-
reife oder aufgrund einer durch Rechtsvorschrift, insbesonde-
re §§ 19 und 20 des Landeshochschulgesetzes (LHG) (Zu-
gangsprüfung; Einstufungsprüfung) oder von der zuständigen
staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten Zugangsbe-
rechtigung für denselben Bachelor-Studiengang an der Hoch-
schule Wismar eingeschrieben ist und

2. ein Studium nach Maßgabe der Studienordnung absolviert hat
und 

3. die Prüfungsvorleistungen für die jeweiligen Modulprüfungen
(Anlage 1) erbracht hat.

(2) Die Zulassung zu einer Modulprüfung setzt voraus, dass der
Kandidat in dem Semester, in dem er sich zu einer Modulprüfung
meldet, in demselben Bachelor-Studiengang an der Hochschule
Wismar eingeschrieben ist.

(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung ist innerhalb einer vom
Prüfungsausschuss festgesetzten Meldefrist und Form bei dem Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses zu beantragen. Der Antrag ist
beim Zentralen Prüfungsamt einzureichen. Dem Antrag auf Zu-
lassung zu den Modulprüfungen sind folgende Unterlagen beizufü-
gen oder bis zu einem vom Prüfungsausschuss festgesetzten Termin
nachzureichen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt wurden:

1. eines der in Absatz 1 genannten Zeugnisse
2. der Nachweis der erforderlichen Prüfungsvorleistungen (§ 22)
3. Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an Modulen gemäß

der Studienordnung
4. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung ent-

sprechender Prüfungen
5. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung einer

Bachelor-Prüfung in demselben oder einem verwandten Stu-
diengang an einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutsch-
land einmalig oder endgültig nicht bestanden wurden und dass
auch kein entsprechendes Prüfungsverfahren an einer anderen
Hochschule anhängig ist und

6. im Falle mündlicher Prüfungsleistungen eine Erklärung darü-
ber, ob einer Zulassung von Zuhörern widersprochen wird.
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Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 3 erfor-
derliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise beizufügen,
kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf andere
Art zu führen. Der Antrag auf Zulassung zu einer Modulprüfung
ist verbindlich; er kann schriftlich bei dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses bis spätestens eine Woche vor dem festgesetz-
ten Prüfungstermin ohne Angabe von Gründen und ohne Anrech-
nung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zurückge-
nommen werden. Über die Zulassung entscheidet der Prüfungs-
ausschuss. 

(4) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt
werden, wenn

1. die in Absatz 1 und 2 genannten Voraussetzungen oder die
Verfahrensvorschriften nach Absatz 3 nicht erfüllt sind oder

2. die Unterlagen unvollständig sind oder
3. der Kandidat in demselben oder in einem verwandten Studien-

gang an einer Hochschule entweder die Bachelor-Prüfung
oder die entsprechende Prüfung endgültig nicht bestanden hat
oder sich in einem Prüfungsverfahren befindet.

II. Bachelor-Prüfung

§ 21
Zweck und Durchführung der Bachelor-Prüfung

(1) Die Bachelor-Prüfung bildet den ersten berufsqualifizieren-
den Abschluss des Bachelor-Studienganges. Durch die Prüfung
wird festgestellt, ob der Kandidat die Zusammenhänge seines
Faches überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Metho-
den und Erkenntnisse anzuwenden und die für den Übergang in
die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erwor-
ben hat.

(2) Die Bachelor-Prüfung wird mit der Bachelor-Thesis und dem
dazugehörigen Kolloquium abgeschlossen.

§ 22
Prüfungsvorleistungen

(1) Die in der Anlage 1 aufgeführten Prüfungsvorleistungen sind
Zulassungsvoraussetzung für die Teilnahme an den in dieser An-
lage bezeichneten Modulprüfungen.

(2) Die Zulassungsvoraussetzungen zur Bachelor-Thesis und
zum Kolloquium werden in der Anlage 3 geregelt.

§ 23
Art, Umfang und Gegenstand der Bachelor-Prüfung

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus

– den Modulprüfungen und
– der Bachelor-Thesis einschließlich des Kolloquiums gemäß § 15.

(2) Die Pflichtmodule und Wahlpflichtmodule des Bachelor-Stu-
diums, deren Umfang und Art, sind der Anlage 1 zu entnehmen.

Das jeweilige Wahlpflichtmodul wird aus wirtschaftlichen Grün-
den nur angeboten, wenn sich eine Mindestteilnehmerzahl für die-
ses einschreibt. Die Anzahl der Mindestteilnehmer je Wahl-
pflichtmodul wird in Anlage 3 geregelt. 

(3) Die Modulprüfungen setzen sich aus den in der Anlage 1 an-
gegebenen Prüfungsleistungen zusammen. 

(4) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der
den Prüfungsfächern zugeordneten Lehrveranstaltungen.

(5) Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem Inhalt der
Lehrveranstaltungen, die aufgrund der Studienordnung für das be-
troffene Studienfach angeboten werden.

(6) Der Kandidat wird zum Kolloquium nur zugelassen, wenn er
sämtliche anderen Prüfungsleistungen erfolgreich abgelegt hat.

§ 24
Zusatzmodule

Der Kandidat kann sich einer Prüfung in weiteren als den vorge-
schriebenen Modulen unterziehen (Zusatzmodule). Das Ergebnis
der Prüfung in diesen Fächern wird bei der Festsetzung der
Gesamtnote nicht mit einbezogen.

§ 25
Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und 

Zeugnisergänzung

(1) Die Gesamtnote errechnet sich entsprechend § 4 aus den Mo-
dulnoten gemäß § 23 und der Note der Bachelor-Thesis (ein-
schließlich Kolloquium). Die Modulnoten gehen mit einem Anteil
von 90 %, die Bachelor-Thesis mit Kolloquium mit einem Anteil
von 10 % in die Gesamtnote ein. Darüber hinaus können weitere
Regelungen in der Anlage 3 aufgenommen werden.

(2) Für die Bildung der Gesamtnote gilt § 4 entsprechend.

(3) Bei hervorragenden Leistungen gemäß § 5 kann das Gesam-
turteil „mit Auszeichnung bestanden“ erteilt werden.

(4) Über die bestandene Bachelor-Prüfung erhält der Kandidat
unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, ein Zeugnis
in deutscher und englischer Sprache. In das Zeugnis sind der Stu-
diengang, der gewählte Studienschwerpunkt, die Modulnoten der
Bachelor-Prüfung, das Thema der Bachelor-Thesis und deren
Note sowie die Gesamtnote der Bachelor-Prüfung aufzunehmen.
Auf Antrag des Kandidaten können das Ergebnis der Prüfungen in
den Zusatzmodulen (§ 28) und die bis zum Abschluss der Bache-
lor-Prüfung benötigte Fachstudiendauer in das Zeugnis aufge-
nommen werden. Auf Antrag des Kandidaten ist in einem Beiblatt
zum Zeugnis die Notenverteilung des jeweiligen Prüfungsjahr-
ganges (Notenspiegel, Rangzahl) des Studienganges anzugeben.

(5) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(6) Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
und dem Dekan des Fachbereiches zu unterzeichnen.
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(7) Mit dem Zeugnis erhält der Kandidat eine Zeugnisergänzung
(„Diploma Supplement“) gemäß Anlage 2, aus der die internatio-
nale Einordnung des bestehenden Abschlusses hervorgeht. Das
Diploma Supplement enthält insbesondere die folgenden Anga-
ben in englischer Sprache:

a) Identifizierende Angaben zur Person der Absolventin oder des
Absolventen

b) Identifizierende Angaben zur mit dem Abschluss erworbenen
Qualifikation und zum Fachbereich

c) Angaben zur Ebene des Abschlusses innerhalb des deutschen
Bildungssystems, Zugangsvoraussetzungen und Dauer des
Studienprogramms

d) Angaben zur Form des Studiums, zu Studieninhalten und Stu-
dienerfolg

e) Angaben zum Status der Qualifikation (Zugang zu weiteren
Studien, Promotion, berufliche Qualifikationsmöglichkeiten)

f) Ergänzende Angaben zum Studium der Absolventin oder des
Absolventen (z. B. integriertes Auslandsstudium)

g) Angaben zur Ausstellung des Ergänzungstextes (Datum, Stelle)
h) Einordnung des Fachbereichs der Hochschule Wismar in das

nationale Hochschulsystem

§ 26
Hochschulgrad und Bachelor-Urkunde

(1) Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, wird der erste berufsqua-
lifizierende Abschluss verliehen.

Die genaue Bezeichnung für den Bachelor-Grad regelt die Anla-
ge 3.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Bache-
lor-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Ver-
leihung des Bachelor-Grades beurkundet. Die Bachelor-Urkunde
wird vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und vom Dekan
des Fachbereiches unterzeichnet und mit dem Siegel der Hoch-
schule Wismar versehen.

IV. Schlussbestimmungen

§ 27
Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung 

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und wird
diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so
können die Noten für die Prüfungsleistung, bei deren Erbringung
der Kandidat getäuscht hat, und für die Modulprüfung entsprechend
berichtigt und die Bachelor-Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt
werden. Entsprechendes gilt für die Bachelor-Thesis.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Modulprüfung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Un-
recht erwirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so kann
die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und die Bachelor-Prü-
fung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein
neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch die Bache-
lor-Urkunde einzuziehen, wenn die Bachelor-Prüfung aufgrund
einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Ent-
scheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von
fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

§ 28
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
wird dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht
in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen
Gutachten und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Der Antrag ist
an das Zentrale Prüfungsamt zu richten.

§ 29
In-Kraft-Treten

(1) Diese Prüfungsordnung gilt erstmalig für die Prüfung von
Kandidaten, die im Wintersemester 2004/2005 für den Bachelor-
Studiengang Bauingenieurwesen an der Hochschule Wismar ein-
geschrieben werden.

(2) Die vorliegende Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer
Veröffentlichung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Hochschule Wismar vom 15. Januar 2004 sowie der Geneh-
migung des Rektors vom 13. Dezember 2004 sowie nach ord-
nungsgemäßer Durchführung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13
Abs. 2 des Landeshochschulgesetzes (Schreiben des Ministeriums
für Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Mecklenburg-
Vorpommern vom 16. Februar 2005, Az. VII 300 c 3152-03/010).
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Fächergruppe Abschlussbezeichnung

Gestaltung Bachelor of Arts (B.A.)

Ingenieurwissenschaften Nach der inhaltlichen Aus-
richtung des Studiengangs:
Bachelor of Science (B.Sc.)
oder
Bachelor of Engineering (B.Eng.)

Rechtswissenschaften Bachelor of Laws (LL.B.)

Wirtschaftswissenschaften Nach der inhaltlichen Aus-
richtung des Studiengangs:
Bachelor of Arts (B.A.)
oder
Bachelor of Science (B.Sc.)

Wismar, den 13. Dezember 2004

Der Rektor
der Hochschule Wismar,

University of Technology, Business and Design,
In Vertretung

Professor Dr.-Ing. Manfred Ahn,
Prorektor für Lehre, Studium und Weiterbildung

Mittl.bl. BM M-V 2005 S. 277
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Anlage 1
Prüfungsplan Bachelor Bauingenieurwesen Seite 1

1. Se- 2. Se- 3. Se- 4. Se- 5. Se- 6. Se- 7. Se-
mester mester mester mester mester mester mester

Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung ∑
PV CR PV CR PV CR PV CR PV CR PV CR PV CR Credit

PM 01 Mathematik I K180 7 7

PM 02 Mathematik II K120 5 5

PM 03 Informatik K120 6 6

PM 04 Darstellende Geometrie/CAD K120 5 5

PM 05 Baustoffkunde I M 30 7 7

PM 06 Baustoffkunde II K90 4 4
K180

PM 07 Baukonstruktion I E40 4 4

PM 08 Baukonstruktion II E100 6 6

PM 09 Physik I APL 5 5

PM 10 Technische Mechanik I K120 5 5

PM 11 Technische Mechanik II K120 7 7
SCH30

PM 12 Hydromechanik K120 5 5
SCH20

PM 13 Geotechnik I K120 5 5
SCH20

PM 14 Vermessungskunde I K120 5 5
SCH30

PM 15 Baurecht I M20 5 5

PM 16 Tragwerkslehre/Mauerwerksbau K120 5 5
E30

PM 17 Baustatik I 4 K180 5 9
SCH40

PM 18 Stahlbetonbau I 3 K180 5 8
E50

PM 19 Stahlbau I K120 6 6
E30

PM 20 Holzbau I K120 5 5

PM 21 Geotechnik II K120 5 5
SCH20

PM 22 Siedlungswasserwirtschaft I 3 K120 4 7
K90

PM 23 Wasserbau I K120 5 5

PM 24 Verkehrsplanung I K120 5 5
E50

PM 25 Straßen-/Schienenverkehrsw. I - 3 K180 4 7
E50

PM 26 Technisches Englisch M30 5 5

PM 27 Bauwirtschaft I K120 5 5
SCH30

PM 28 Baubetrieb I 3 K180 4 7
E50

Modul



1. Se- 2. Se- 3. Se- 4. Se- 5. Se- 6. Se- 7. Se-
mester mester mester mester mester mester mester

Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung ∑
PV CR PV CR PV CR PV CR PV CR PV CR PV CR Credit

PM 29 Bauwirtsch./Baubetr./BaurechtII M30 4 4

WPM 01 Wahlpflichtmodul aus Katalog 4 4

WPM 02 Wahlpflichtmodul aus Katalog 4 4

WPM 03 Wahlpflichtmodul aus Katalog 4 4

WPM 04 Wahlpflichtmodul aus Katalog 4 4

Integrierte Praxisphase 14 Wochen 20

Bachelorthesis  7 Wochen 
einschl. Kolloquium 10

∑ Credits 30 30 30 30 30 30 30 210
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Modul

SCHxx schriftliche Arbeit APL Alternative Prüfungsleistung   z.B. sonstige schriftliche Arbeit
Mxx mündliche Prüfung PV Prüfungsvorleistungen (Leistungsnachweise)
Kxx Klausur, schriftliche Prüfung Die Zeiteinheiten hinter M und K entsprechen Minuten
Exx Entwurfsprojekt Die Zeiteinheiten hinter E und SCH entsprechen Stunden
CR Credits

Es werden jedes Jahr die folgenden Wahlpflichtmodule angeboten, aus denen insgesamt so viele im Bache-
lor-Studiengang erfolgreich abgeschlossen werden müssen, dass 16 CR erreicht werden.

Katalog der Wahlpflichtmodule für den Bachelor-Studiengang Bauingenieurwesen

Wahlpflichtmodule werden abgeschlossen, entweder 

– mit einer mündlichen Prüfung M30, 
– einem Entwurf E150 für Module mit acht CR, 
– einem Entwurf E50 für Module mit vier CR, 
– einer Klausur mit K120 für Module mit vier CR oder
– einer Klausur mit K180 für Module mit acht CR.

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweiligen Fach über die für sie geltende Prü-
fungsart und deren Umfang in Kenntnis zu setzen.

Die WPM I bis WPM XVI  dürfen jeweils nur einmal während des Bachelor-Studiums ausgewählt werden. 
Die Kreditpunkte für ein Modul werden grundsätzlich erst nach erfolgreicher Modulprüfung anerkannt.

Wahlpflichtmodul CR
WPM I Baustoffkunde III 4
WPM II Stahlbetonbau II 4
WPM III Holzbau II  4
WPM IV Stahlbau II 4
WPM V Geotechnik III 4
WPM VI CAD im konstruktiven Ingenieurbau 4
WPM VII Wasserbau II 4
WPM VIII Siedlungswasserwirtschaft II 4
WPM IX Ausschreibung/Vergabe /Abrechnung/Projektmanagement 8
WPM X Baubetriebswirtschaft/Baubetrieb/Bauverfahrenstechnik 8
WPM XI TGA/Facilitymanagement 4
WPM XII Praxisseminar Öffentliches Baurecht / Sicherheitstechnik 4
WPM XIII Verkehrstechnik/Verkehrsplanung II 4
WPM XIV Baukonstruktion III/ Bauen im Bestand 4
WPM XV Vermessungskunde II 4
WPM XVI Bauphysik II 4
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§ 1
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt sieben Semester. Das Studium glie-
dert sich in sechs Theoriesemester und ein Semester mit integrier-
ter Praxisphase und Bachelor-Thesis.

§ 2
Praxisphase

Die Praxisphase umfasst 14 Wochen. Sie wird in der Regel im
siebten Fachsemester abgeleistet. Die Zulassung zur Praxisphase
erfolgt auf Antrag. Es müssen zum Zeitpunkt der Antragstellung
mindestens 160 Credits (maximal 180) erreicht worden sein.
Näheres regelt die Studienordnung des Bachelor-Studienganges
Bauingenieurwesen.

§ 3
Bachelor-Thesis

Die Bachelor-Thesis dauert sieben Wochen und darf erst nach
erfolgreicher Ableistung der Praxisphase und nach dem Erreichen
von 200 Credits begonnen werden. Sie wird in der Regel am Ende
des siebten Semesters bearbeitet. Auf Antrag an den Prüfungsaus-
schuss und mit Meldung an das Zentrale Prüfungsamt kann die
Bearbeitungszeit in begründeten Fällen um maximal zwei Wo-
chen verlängert werden. 

§ 4
Fachexkursionen

Fachexkursionen sind Bestandteil der vertiefenden Wahlpflicht-
module aus Anlage 1 der Prüfungsordnung. Bei mehrtägigen
Exkursionen sollte die Dauer von drei Tagen nicht überschritten
werden. Es sind mindestens drei eintägige oder eine dreitägige
Exkursion nachzuweisen. Die zugehörigen Credits (CR) sind über
die in Anlage 1 aufgeführten CR der Wahlpflichtmodule abgegol-
ten.

§ 5
Zweite Wiederholung von Modulprüfungen

Eine zweite Wiederholung einer nicht bestandenen Modulprüfung
ist zulässig, wenn

1. ein besonderer Härtefall vorliegt oder
2. der Kandidat mindestens die Hälfte aller bis dahin abzulegen-

den Modulprüfungen nach Anlage 1 mit wenigstens „befriedi-

gend“ (siehe Prüfungsordnung § 4 Abs. 2) bestanden hat, wo-
bei nicht mehr als acht Modulprüfungen ein zweites Mal wie-
derholt werden können oder

3. er nur eine Modulprüfung nicht bestanden hat.

Der Antrag ist schriftlich an den Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses des Fachbereichs Bauingenieurwesen zu richten und
beim Zentralen Prüfungsamt einzureichen.

§ 6
Prüfungsausschuss

Der Prüfungsausschuss besteht aus fünf Mitgliedern, davon drei
Professoren, einem wissenschaftlichen Mitarbeiter und einem
Studierenden. 

§ 7
Mindestteilnehmerzahl für Wahlpflichtmodule

Der Fachbereich ist nur dann verpflichtet ein Wahlpflichtmodul
anzubieten, wenn sich mindestens fünf Teilnehmer einschreiben.
Über Ausnahmen entscheidet der Fachbereichsrat.

§ 8
Bildung der Gesamtnote

In die Ermittlung der gewichteten Durchschnittsnote der Modul-
prüfungen gehen die Noten der Pflichtmodule PM 01 bis PM 28
und der Wahlpflichtmodule WPM 01 bis WPM 04 ein. Als Wich-
tungsfaktoren der Modulnoten werden die jeweiligen Credits der
Anlage 1 verwandt:

Gewichtete Durchschnittsnote Summe (Modulnote * CR)

der Modulprüfungen                 = Summe (CR)

In die Ermittlung der Gesamtnote geht die gewichtete Durch-
schnittsnote der Modulprüfungen mit einem Anteil von 90 % und
die  Bachelor-Thesis mit Kolloquium mit einem Anteil von 10 %
ein.

§ 9
Hochschulgrad

Nach bestandener Bachelor-Prüfung verleiht die Hochschule den
berufsqualifizierenden Abschluss „Bachelor of Engineering“,
abgekürzt „B.Eng.“.

294 Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern Nr. 3/2005

Anlage 3

Besondere Bestimmungen für den Bachelor-Studiengang Bauingenieurwesen



I. Allgemeines*

§ 1
Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang

(1) Die Regelstudienzeit wird in der Anlage 3 geregelt. Hierin ist
die zur Anfertigung der Master-Thesis benötigte Zeit enthalten.

(2) Alle Lehrveranstaltungen sind zu Modulen zusammengefasst.
Module bezeichnen einen Verbund von sinnvoll aufeinander
bezogenen beziehungsweise aufeinander aufbauenden Lehrveran-
staltungen, die sich einem bestimmten thematischen oder inhaltli-
chen Schwerpunkt widmen. Die Module können in Ausnahmefäl-
len blockweise angeboten werden. In jedem Modul ist eine stu-
dienbegleitende Modulprüfung abzulegen. Entsprechend dem
ECTS richtet sich die Zahl der Credits, die für ein Modul oder die
Master-Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium vergeben
wird, nach der jeweils für einen durchschnittlich begabten Kandi-
daten regelmäßig zugrunde zu legenden Arbeitsbelastung. Die
gesamte Arbeitsbelastung des Kandidaten beträgt im Semester

900 Stunden. Dieser Zeitaufwand entspricht 30 Credits. Credits
werden in ganzen Zahlen vergeben. 

(3) Der Studieninhalt orientiert sich an der Studienordnung.
Diese enthält die detaillierte Beschreibung der Module.

(4) Während des Studiums können Studien- und Prüfungsleistun-
gen an ausländischen Hochschulen absolviert werden. Die An-
rechnung der im Ausland erbrachten Studien- und Prüfungsleis-
tungen richtet sich nach dem European Credit Transfer System
(ECTS). Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.

§ 2
Prüfungsaufbau

(1) Die Master-Prüfung besteht aus Modulprüfungen und der
Master-Thesis mit Kolloquium.
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Prüfungsordnung für den Master-Studiengang Bauingenieurwesen
der Hochschule Wismar,

University of Technology, Business and Design

Vom 13. Dezember 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 und von § 38 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 4 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern (Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 5. Juni 2003 (GVOBl. M-V S. 331)2, hat die Hochschule Wismar, University of Technology, Business and Design, die
folgende Prüfungsordnung für den Master-Studiengang Bauingenieurwesen als Satzung erlassen:

Inhaltsverzeichnis

I. Allgemeines

§ 1 Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang
§ 2 Prüfungsaufbau
§ 3 Bestehen oder Nichtbestehen 
§ 4 Bildung der Modulnoten
§ 5 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 6 Vergabe von Credits
§ 7 Prüfungstermine 
§ 8 Meldefristen und Fristüberschreitung
§ 9 Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen und der

Master-Thesis
§ 10 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
§ 11 Arten der Prüfungsleistungen
§ 12 Mündliche Prüfungen
§ 13 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten
§ 14 Projektarbeiten
§ 15 Master-Thesis und Kolloquium
§ 16 Prüfungsausschuss
§ 17 Zentrales Prüfungsamt
§ 18 Prüfer und Beisitzer
§ 19 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-

fungsleistungen
§ 20 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

II. Master-Prüfung

§ 21 Zweck und Durchführung der Master-Prüfung
§ 22 Prüfungsvorleistungen
§ 23 Art, Umfang und Gegenstand der Master-Prüfung
§ 24 Zusatzmodule
§ 25 Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Zeugnisergänzung
§ 26 Hochschulgrad und Masterurkunde

III. Schlussbestimmungen

§ 27 Ungültigkeit der Master-Prüfung
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 In-Kraft-Treten

Anlagen

Anlage 1: Prüfungsplan
Anlage 2: Diploma Supplement
Anlage 3: Besondere Bestimmungen

1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 181
* Die Prüfungsordnung des Master-Studienganges Bauingenieurwesen dient der Anwendung der Gesetze und der Gestaltung des Studiums auch im Hinblick auf die Gleich-

stellung von Frau und Mann. Soweit die folgenden Vorschriften geschlechtsspezifische Wortformen verwenden, gelten diese gleichermaßen für beide Geschlechter. 



(2) Modulprüfungen können jeweils aus einer oder mehreren
Prüfungsleistungen (§ 11 ff.) bestehen. In einer Modulprüfung
sollen in der Regel nicht mehr als drei Prüfungsleistungen er-
bracht werden; sie kann auch aus nur einer Prüfungsleistung be-
stehen. Die Anzahl der Prüfungen wird in der Anlage 1 geregelt. 

(3) Eine Modulprüfung umfasst das Prüfungsfach oder das
fächerübergreifende Prüfungsgebiet, dessen Durchdringung oder
hinreichende Beherrschung vom Kandidaten verlangt werden
muss, um das Studium mit Erfolg fortsetzen oder abschließen zu
können. 

(4) Modulprüfungen werden grundsätzlich studienbegleitend ab-
genommen, wenn die Lehrinhalte des Prüfungsfaches in dem für
das Studium vorgesehenen vollen Umfang vermittelt worden
sind. Prüfungen, die ein Modul abschließen, sind bis zum Beginn
des Folgesemesters anzubieten.

(5) Die Zulassung zu den Modulprüfungen wird nach Maßgabe
des § 22 vom Nachweis bestimmter Prüfungsvorleistungen ab-
hängig gemacht; Prüfungsvorleistungen bestehen in der Regel aus
Leistungsnachweisen. Ein Leistungsnachweis ist die Bescheini-
gung über jeweils eine gemäß dieser Prüfungsordnung als Zulas-
sungsvoraussetzung für die Master-Prüfung geforderte individuell
erkennbare Studienleistung auf mindestens ausreichendem Niveau;
eine weiter gehende Benotung findet nicht statt. Ein Leistungs-
nachweis ersetzt keine Prüfungsleistung und unterliegt nicht den
Regeln des § 9. Die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveran-
staltung wird in der Regel durch einen Leistungsnachweis nachge-
wiesen. Inhalt und Umfang der Leistungsnachweise sind im § 22
festgelegt; Abweichungen von den §§ 11 bis 14 sind zulässig.

§ 3
Bestehen oder Nichtbestehen 

(1) Die Master-Prüfung ist bestanden, wenn sämtliche Modul-
prüfungen der Master-Prüfung bestanden und die Master-Thesis
einschließlich des Kolloquiums mindestens mit „ausreichend“
(4,0) bewertet wurden.

(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn jede ihrer Prüfungs-
leistungen mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet
ist. Dies gilt auch für die Master-Thesis und das Kolloquium.

(3) Hat der Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden oder
wurde die Master-Thesis schlechter als „ausreichend“ (4,0) bewer-
tet, so erhält der Kandidat hierüber vom Prüfungsausschuss einen
schriftlichen Bescheid mit einer Rechtsbehelfsbelehrung, der auch
darüber Auskunft gibt, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang
und in welcher Frist die Modulprüfung oder die Master-Thesis wie-
derholt werden können. Es ist insbesondere auf die Folgen des § 17
Abs. 6 Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes hinzuweisen.

(4) Hat der Kandidat die Master-Prüfung nicht bestanden, und
will er das Studium nicht, nicht sofort oder nicht an der Hoch-
schule Wismar fortsetzen, so wird ihm auf Antrag und gegen Vor-
lage der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulations-
bescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden
Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die Master-
Prüfung nicht bestanden ist.

§ 4
Bildung der Modulnoten

(1) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen
errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der Noten der
einzelnen Prüfungsleistungen unter Berücksichtigung ihrer Ge-
wichtung gemäß der Credits in der Anlage 1. 

Summe (Prüfungsleistungen * CR)
Modulnote =

(Summe der CR)

(2) Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestri-
chen. Die Modulnote lautet

bei einem Durchschnitt
bis einschließlich 1,5 = sehr gut;

bei einem Durchschnitt
von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut;

bei einem Durchschnitt
von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend;

bei einem Durchschnitt
von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend;

bei einem Durchschnitt
ab 4,1 = nicht ausreichend.

(3) Besteht eine Modulprüfung nur aus einer Prüfungsleistung, so
ist deren Note gleichzeitig die erzielte Note des Moduls.

§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen

Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den
jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungs-
leistungen sind folgende Noten zu verwenden:

1,0; 1,3 = sehr gut = eine hervorragende 
Leistung

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine Leistung, die 
erheblich über den 
durchschnittlichen An-
forderungen liegt

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die 
durchschnittlichen An-
forderungen entspricht

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz 
ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht 
mehr genügt
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§ 6
Vergabe von Credits 

(1) Die Vergabe von Credits richtet sich nach dem European Cre-
dit Transfer System (ECTS). Das ECTS dient der quantitativen
Anrechnung der sich aus dieser Prüfungsordnung für den Kandi-
daten ergebenden Gesamtbelastung.

(2) Credits werden für die in der Anlage 1 vorgesehenen Module
und die Master-Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium ver-
geben.

(3) Die Vergabe von Credits setzt das Bestehen der jeweiligen
Modulprüfung oder das Bestehen der Master-Thesis mit dem da-
zugehörigen Kolloquium voraus.

§ 7
Prüfungstermine

(1) Die Master-Prüfung soll spätestens bis zum Ende der Regel-
studienzeit  abgeschlossen sein. Sie kann vor diesem Zeitpunkt
abgelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Prü-
fungsvorleistungen erbracht worden sind.

(2) Die Modulprüfungen werden in der Regel studienbegleitend
abgelegt. Der Prüfungsausschuss bestimmt spätestens sechs Wo-
chen vorher die Prüfungstermine und macht sie durch Aushang
bekannt. Die Modulprüfungen sind in jedem Semester unmittelbar
nach Abschluss der Vorlesungszeit, in der Regel im dreiwöchigen
Prüfungszeitraum zum Ende des Semesters, anzubieten. 

(3) Der Kandidat ist rechtzeitig über Art und Zahl der nach § 22
erforderlichen Prüfungsvorleistungen und der zu absolvierenden
Modulprüfungen mit den ihnen zugeordneten Prüfungsleistungen
und über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind, sowie über
den Aus- und Abgabezeitpunkt der Master-Thesis zu informieren.
Ihm sind ebenso für jede Modulprüfung die jeweiligen Wiederho-
lungstermine bekannt zu geben. 

(4) Dem Kandidaten ist bekannt zu geben, wann unter Berück-
sichtigung aller Fristüberschreitungs- und Wiederholungsmög-
lichkeiten in der Master-Prüfung die Rechtsfolge des § 17 Abs. 6
Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes einsetzt.

§ 8
Meldefristen und Fristüberschreitung

(1) Der Kandidat hat sich zu einer Modulprüfung gemäß § 20
Abs. 3 zu melden. Für die Meldung zur Prüfung wird jeweils eine
Frist gesetzt, die sich nach dem jeweiligen Prüfungstermin richtet.
Zwischen dem Ende der Meldefrist und dem Beginn der Prüfung
müssen mindestens vier Wochen liegen.

(2) Überschreitet der Kandidat aus von ihm zu vertretenden
Gründen die vom Prüfungsausschuss gemäß § 20 Abs. 5 festge-
legten Fristen zur Meldung für die letzte Modulprüfung um mehr
als zwei Semester oder legt er die Prüfung zu der er sich gemeldet
hat, aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht ab, so gilt diese
Modulprüfung als abgelegt und nicht bestanden. Für die einzelnen
Modulprüfungen gelten die Meldetermine der Master-Prüfung als

spätester Termin im Sinne von Satz 1. Satz 1 gilt entsprechend für
eine nicht zum vorgesehenen Termin begonnene Master-Thesis.
Versäumnisgründe, die der Studierende nicht zu vertreten hat,
sind dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen
und glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die
Gründe an, so ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der
dem Studierenden schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Versäumnis-
gründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutz-
fristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Auf Antrag des Kandidaten können Auslands- und Sprach-
studienaufenthalte und Zeiten der aktiven Mitarbeit in Hoch-
schulgremien nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet werden.
Unberücksichtigt bleibt ein Auslandsstudium bis zu zwei Semes-
tern, ein Sprachsemester bis zu einem Semester, wenn der Kandi-
dat nachweislich an einer ausländischen Hochschule für einen
Studiengang, in dem er diese Regelung in Anspruch nehmen
möchte, eingeschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in an-
gemessenen Umfang besucht und je Semester mindestens zehn
Credits erworben hat. Ferner können Fachsemester, höchstens je-
doch bis zu zwei Semestern, nicht auf die Regelstudienzeit ange-
rechnet werden, wenn der Kandidat während dieser Zeit als ge-
wähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder sat-
zungsmäßigen Organen der Hochschule tätig und nachweislich
am ordnungsgemäßen Studium in erheblichem Maße gehindert
war. Über den Antrag des Kandidaten entscheidet der Prüfungs-
ausschuss.

(4) Unabhängig von Absatz 2  Satz 3 kann der zuständige Prü-
fungsausschuss unter Würdigung der Ursachen für die Verzöge-
rung des Studiums Ausnahmen von Absatz 2 Satz 2 zulassen,
wenn der Kandidat nach Inanspruchnahme der Studienberatung
eine vom Prüfungsausschuss befürwortete Konzeption für die Be-
endigung des Studiums innerhalb von zwei Semestern vorlegt.

§ 9
Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen 

und der Master-Thesis

(1) Erstmals nicht bestandene Modulprüfungen gelten als dann
nicht unternommen, wenn sie zu den in der Anlage 1 vorgesehenen
Regelprüfungsterminen abgelegt werden (Freiversuch). Satz 1 gilt
nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen Ver-
haltens, insbesondere eines Täuschungsversuchs, für nicht bestan-
den erklärt wurde. Für die Master-Thesis gilt Absatz 10. 

(2) Eine zu den in der Anlage 1 vorgesehenen Regelprüfungster-
minen bestandene Prüfungsleistung der Master-Prüfung kann zur
Notenverbesserung erneut abgelegt werden. Der Freiversuch be-
standener Prüfungsleistungen ist nur auf Klausuren und Stegreif
anwendbar. Die erstmals bestandene Prüfungsleistung gilt mit der
Meldung zur Prüfung als nicht unternommen.

(3) Die Wiederholung einer im Rahmen der Freiversuchsrege-
lung abgelegten Modulprüfung hat zum nächsten regulären Prü-
fungstermin zu erfolgen. 

(4) Ist ein Kandidat aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, an
der Wahrnehmung eines Freiversuchs gehindert, sind die Gründe
dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen und
glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe
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an, so ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der dem Kan-
didaten schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Hindernisgründen im
Sinne von Satz 1 sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und die
Fristen der Elternzeit zu beachten. 

(5) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann unabhängig vom
Freiversuch einmal wiederholt werden. Die Wiederholung einer
bestandenen Modulprüfung unabhängig vom Freiversuch ist nicht
zulässig. Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesre-
publik Deutschland werden angerechnet. Die Wiederholungsprü-
fung ist nur zum nächsten regulären Prüfungstermin nach Ablauf
des jeweiligen Prüfungsverfahrens zulässig, sofern nicht dem
Kandidaten wegen besonderer, von ihm nicht zu vertretender
Gründe eine Nachfrist gewährt wird. Für die Master-Thesis gilt
Absatz 10.

(6) Besteht eine nicht bestandene Modulprüfung aus mehreren
Prüfungsleistungen, sind nur die mit der Note „nicht ausreichend“
(5,0) bewerteten Prüfungsleistungen zu wiederholen.

(7) Eine Wiederholung einer Modulprüfung liegt auch dann vor,
wenn eine im Rahmen eines Freiversuches (Absatz 1) abgelegte
Modulprüfung nicht bestanden worden ist und ein dritter Versuch
erforderlich wird. 

(8) Eine zweite Wiederholung kann für in der Anlage 3 zu be-
stimmende Ausnahmefälle und nur zum nächsten regulären Prü-
fungstermin erfolgen. 

(9) Bei Versäumnis der Wiederholungsfrist gilt die Modulprü-
fung als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat
hat das Versäumnis nicht zu vertreten. Der für das Versäumnis
geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt
und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Studierenden
ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kan-
didaten steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu
versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den
Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Studie-
renden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel der nächst-
mögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund dem nicht
entgegensteht. 

(10) Die Master-Thesis und das Kolloquium können bei einer Be-
wertung, die schlechter als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal
wiederholt werden. Die Wiederholung einer Master-Thesis, die
„ausreichend“ (4,0) und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig.
Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesrepublik
Deutschland werden angerechnet. Die Vergabe muss alsbald, spä-
testens sechs Wochen nach Bekanntgabe des Ergebnisses der
Master-Thesis beim Prüfungssauschuss beantragt werden. Eine
Rückgabe des Themas der Master-Thesis ist nur zulässig, wenn
der Kandidat bei der Anfertigung seiner ersten Master-Thesis von
dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

(11) Werden die Termine und Fristen für Prüfungen beziehungs-
weise Prüfungswiederholungen gemäß der Absätze 3, 5, 8 und 9
versäumt, gilt die Modulprüfung beziehungsweise Master-Thesis
als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat hat das
Versäumnis nicht zu vertreten. Der für den Rücktritt oder das Ver-
säumnis geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Stu-
dierenden ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit

des Kandidaten steht die Krankheit eines von ihm überwiegend
allein zu versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsaus-
schuss den Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der
dem Studierenden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel
der nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. 

§ 10
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn bindenden Prüfungs-
termin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prü-
fung, die er angetreten hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Das-
selbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb
der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Kann der Kandidat aus von ihm nicht zu vertretenden Grün-
den die für die Ablegung von Modulprüfungen und die Anferti-
gung der Master-Thesis festgelegten Fristen nicht einhalten, hat er
dieses rechtzeitig zusammen mit einem Antrag auf Terminver-
schiebung über das Zentrale Prüfungsamt dem Prüfungsausschuss
anzuzeigen. Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt und
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten ist ein
amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kandidaten
steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu versor-
genden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den Grund
an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Kandidaten vom
Zentralen Prüfungsamt schriftlich mitgeteilt wird; dies ist der
nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. Bei den Versäumnis-
gründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutz-
fristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistungen
durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu
beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ordnungsgemäßen
Ablauf des Prüfungstermins stört, kann von dem jeweiligen Prüfer
oder Aufsicht Führenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung
ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird die Prüfungsleistung
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In schwerwiegenden Fällen
kann der Prüfungsausschuss den Kandidaten von der Erbringung
weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(4) Der Kandidat kann verlangen, dass die Entscheidung nach
Absatz 3 Satz 1 und 2 innerhalb von 14 Tagen vom Prüfungsaus-
schuss überprüft wird. Belastende Entscheidungen sind dem Kan-
didaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 11
Arten der Prüfungsleistungen

(1) Die Studierenden haben während ihrer Studienzeit Prüfungs-
leistungen zu erbringen. Das Lehrangebot ist so zu gestalten, dass
die Studierenden ausreichend Möglichkeiten zur Erbringung der
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erforderlichen Prüfungsleistungen haben. Die Prüfungsleistungen
sind von den Lehrenden der jeweiligen Lehrveranstaltung zu be-
scheinigen und gemäß der Notenskala nach § 5 zu bewerten. Die
Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweiligen
Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang in
Kenntnis zu setzen. Die Auswahl der Prüfungsart und des Um-
fangs wird vom Prüfer für alle Kandidaten einheitlich vorgenom-
men, sie bedarf vor Bekanntgabe der Bestätigung durch den Prü-
fungsausschuss. Für chronisch Kranke gelten die Vorschriften
sinngemäß. Folgende Arten von Prüfungsleistungen können er-
bracht werden:

a) Mündliche Prüfung (§ 12)
b) schriftlich als Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbei-

ten (§ 13)
c) Hausarbeit
d) Referat
e) Teilnahme an Planspielen/Durchführung von Fallstudien
f) Projektarbeit (§ 14)
g) Alternative Prüfungsleistungen können sein:

– Referate
– Rechnerprogramme
– Rollenspiele
– Diskussionsleitungen
– Kolloquien
– sonstige schriftliche Arbeiten
– Experimentelle Arbeiten
– Konstruktive oder zeichnerische Entwürfe (Entwurfspro-

jekte, Stegreifentwürfe, Präsentationen)
– Hausarbeit
– Projektarbeit (§ 14)

Alternative Prüfungsleistungen können auch als semesterbeglei-
tende Prüfungen außerhalb des von der Hochschule festgelegten
Prüfungszeitraumes erbracht werden.

(2) Ein Referat ist im Lehr- beziehungsweise Lernzusammen-
hang der Lehrveranstaltungen zu halten. Es umfasst die eigen-
ständige systematische Aufarbeitung eines Themas oder Themen-
gebietes der jeweiligen Lehrveranstaltung unter Einbeziehung der
einschlägigen Literatur. In einem kurzen Vortrag von 15 Minuten
bis 30 Minuten soll die Diskussion über die entsprechende The-
matik eröffnet und vertieft werden.

(3) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoretische Vorbe-
reitung, den Aufbau und die Durchführung eines Experiments
sowie die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des Ver-
suchsablaufs und der Ergebnisse des Experiments.

(4) Ein Entwurfsprojekt ist eine selbständige, in der Regel gra-
fisch dargestellte Lösung einer Entwurfsaufgabe. Es dient der ent-
werferischen und praktischen Ausbildung innerhalb der Hoch-
schule. Ein Entwurfsprojekt wird in der Regel über einen zuvor
festgelegten Zeitraum bearbeitet. Es kann als Gruppen- oder Ein-
zelarbeit vorgelegt werden. Bei einer Gruppenarbeit muss der zu
bewertende Beitrag des Einzelnen als individuelle Prüfungsleis-
tung abgrenzbar und bewertbar sein.

(5) Der Stegreif ist die unbetreute Bearbeitung einer kleinen Auf-
gabenstellung (Entwurf), die in einem Zeitraum von höchstens
einer Woche zu bearbeiten ist und deren Ergebnis in einem Kol-

loquium präsentiert oder in einer oder mehreren Veranstaltungen
kritisch reflektiert wird.

(6) Macht der Kandidat vor Beginn der Prüfungsleistung glaub-
haft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so wird dem Kan-
didaten durch den Prüfungsausschuss gestattet, die Prüfungsleis-
tungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder gleich-
wertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen.
Dazu kann die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes verlangt wer-
den. Entsprechendes gilt für Prüfungsvorleistungen. Für chronisch
kranke Kandidaten gelten diese Vorschriften sinngemäß.

§ 12
Mündliche Prüfungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll der Kandidat nach-
weisen, dass er die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt
und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge einzuord-
nen vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob der Kandidat über
breites Grundlagenwissen des Prüfungsgebietes verfügt.

(2) Mündliche Prüfungen werden vor mindestens zwei Prüfern
(Kollegialprüfung) oder vor einem Prüfer in Gegenwart eines
sachkundigen Beisitzers als Gruppenprüfung oder als Einzelprü-
fung abgelegt.

(3) Die mündliche Prüfung dauert je Kandidat mindestens 15 und
höchstens 45 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis ist dem
Kandidaten jeweils im Anschluss an die mündliche Prüfung be-
kannt zu geben. Die Note der mündlichen Prüfung ergibt sich aus
dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen der Prüfer.

(5) Kandidaten, die sich an einem späteren Prüfungstermin, nicht
jedoch im selben Prüfungsabschnitt der gleichen Modulprüfung
unterziehen wollen, sollen nach Maßgabe der räumlichen Ver-
hältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandi-
dat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich jedoch nicht auf die
Beratung und Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse an den Kandi-
daten.

§ 13
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten
soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit
begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden seines
Faches Aufgaben lösen und Themen bearbeiten kann. In der Klau-
sur soll ferner festgestellt werden, ob der Kandidat über notwen-
diges Grundlagenwissen verfügt. Das Bewertungsverfahren soll
vier Wochen nicht überschreiten.

(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten sind in der
Regel, mindestens aber im Falle einer Wiederholungsprüfung,
von zwei Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt sich aus dem arith-
metischen Mittel der Einzelbewertungen.
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(3) Die Bearbeitungszeit für Klausurarbeiten darf 90 Minuten
nicht unterschreiten und 300 Minuten nicht überschreiten.

§ 14
Projektarbeiten

(1) Durch Projektarbeiten wird in der Regel die Fähigkeit zur
Teamarbeit und insbesondere zur Entwicklung, Durchsetzung und
Präsentation von Konzepten nachgewiesen. Hierbei soll der Kan-
didat nachweisen, dass er an einer größeren Aufgabe Ziele defi-
nieren sowie Lösungsansätze und Konzepte erarbeiten kann.

(2) Projektarbeiten sind in der Regel, mindestens aber im Fall
einer Wiederholungsprüfung, von zwei Prüfern zu bewerten. Die
Note ergibt sich als arithmetisches Mittel der Einzelbewertungen.
Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten.

(3) Die Bearbeitungszeit für Projektarbeiten beträgt in der Regel
höchstens sechs Monate. Für die Festlegung dieser Bearbeitungs-
zeit gilt § 11 Abs. 1.

(4) Bei einer in Form einer Teamarbeit erbrachten Projektarbeit
muss der Beitrag des einzelnen Kandidaten deutlich erkennbar
sein und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllen.

§ 15
Master-Thesis und Kolloquium

(1) Die Master-Thesis ist eine Prüfungsarbeit, die das Studium
abschließt. Sie soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist,
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus seinem Fach
selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Master-Thesis kann von einem Professor oder einer ande-
ren nach § 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungsbe-
rechtigten Person ausgegeben und betreut werden, soweit diese an
der Hochschule Wismar im Studiengang tätig ist. Soll die Master-
Thesis in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule Wismar
durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung des Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses.

(3) Auf Antrag wird dem Kandidaten rechtzeitig unter Berück-
sichtigung der nach Maßgabe des § 8 festgelegten Termine ein
Thema für die Master-Thesis zugeteilt. Die Vergabe des Themas
erfolgt über den Prüfungsausschuss. Der Kandidat kann Vor-
schläge für das Thema der Master-Thesis machen. Der Zeitpunkt
der Ausgabe sowie das Thema sind aktenkundig zu machen. Das
Thema kann nur einmal und auf Antrag zurückgegeben werden.
Der für die Rückgabe geltend gemachte Grund muss unverzüglich
schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Über den
Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss nach Anhörung der
zuständigen Prüfer. Ein Thema für die Master-Thesis wird von
Amts wegen ausgegeben, wenn ein Kandidat, der die in der Anla-
ge 1 für die Pflicht- und Wahlpflichtmodule vorgesehenen Credits
erworben hat, nach der letzten Modulprüfung nicht innerhalb von
vier Wochen einen Vorschlag für das Thema einreicht. 

(4) Die Master-Thesis kann auch in Form einer Gruppenarbeit
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende
Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe von Ab-

schnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die
eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar
und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Master-Thesis und deren Ver-
längerung werden in der Anlage 3 geregelt. Thema, Aufgaben-
stellung und Umfang der Master-Thesis sind vom Betreuer so zu
begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Master-Thesis ein-
gehalten werden kann. 

(6) Die Master-Thesis ist fristgemäß beim Zentralen Prüfungs-
amt der Hochschule Wismar in drei Exemplaren abzuliefern; der
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Soweit für die Mas-
ter-Thesis die Anfertigung von Modellen, Zeichnungen oder
anderen künstlerischen Arbeiten erforderlich ist, sind diese im
Original mit je zwei fotografischen Abbildungen des Objekts
abzuliefern. Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versi-
chern, dass er seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit seinen ent-
sprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbständig ver-
fasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfs-
mittel benutzt hat. Eine nicht fristgemäß eingereichte Arbeit ist
mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(7) Die Master-Thesis ist von zwei Prüfern zu bewerten, von
denen einer Professor der Hochschule Wismar sein muss. Der
Betreuer der Master-Thesis ist einer der Prüfer. Die Prüfer werden
vom Prüfungsausschuss bestimmt. Die einzelnen Bewertungen
sind gemäß § 5 vorzunehmen und von jedem Prüfer einzeln
schriftlich zu begründen. Bei nicht übereinstimmender Bewertung
durch die beiden Prüfer wird die Note der Master-Thesis aus dem
arithmetischen Mittel der beiden Noten unter entsprechender An-
wendung von § 4 Abs. 1 gebildet. Das Bewertungsverfahren soll
vier Wochen nicht überschreiten.

(8) Der Kandidat hat seine Master-Thesis in einem Kolloquium
zu verteidigen. Die Bewertung der Master-Thesis ist dem Kandi-
daten erst nach der Verteidigung unter Berücksichtigung ihres
Ergebnisses mitzuteilen.

(9) Die Verteidigung der Master-Thesis wird einer Kommission,
deren Vorsitzender vom Prüfungsausschuss festgelegt wird, zur
Bewertung übergeben. Der Kommission gehören die nach Absatz 7
bezeichneten Prüfer an. Die Dauer des Kolloquiums beträgt min-
destens 30 Minuten und höchstens 45 Minuten. Das Kolloquium
ist hochschulöffentlich, es sei denn, der Kandidat widerspricht.

(10) Die Note des Kolloquiums ergibt sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der Einzelbewertungen. Sie geht mit einem Anteil
von 25 % in die Note für die Master-Thesis ein. Wird das Kollo-
quium „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, führt das zu einer Ge-
samtbewertung „nicht ausreichend“ (5,0). In diesem Falle sind die
Master-Thesis mit einem neuen Thema und das Kolloquium zu
wiederholen.

§ 16
Prüfungsausschuss

(1) Der Prüfungsausschuss wird durch Beschluss des Fachberei-
ches gebildet. Er ist für alle das Prüfungsverfahren betreffenden
Aufgaben und Entscheidungen des Prüfungswesens sowie für die
weiteren durch diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben zuständig.
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Zur Erledigung der in § 17 Abs. 2 genannten Aufgaben und Ent-
scheidungen steht ihm das Zentrale Prüfungsamt zur Verfügung. 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus Professoren, wissen-
schaftlichen Mitarbeitern und Studierenden. Die Zusammenset-
zung wird in der Anlage 3 geregelt. Ist kein wissenschaftlicher
Mitarbeiter vorhanden, so fällt dieser Sitz der Gruppe der Profes-
soren zu. Für jedes der Mitglieder ist bei Bestellung ein Ersatz-
mitglied aus der jeweiligen Gruppe zu bestellen. Die Amtszeit der
studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt ein
Jahr, die Amtszeit der übrigen Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses beträgt drei Jahre. Eine Wiederbestellung ist zulässig. Die
Mitglieder des Prüfungsausschusses üben ihr Amt nach Ablauf
einer Amtsperiode weiter aus, bis Nachfolger bestellt worden sind
und diese ihr Amt angetreten haben.

(3) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und die weiteren Mitglie-
der des Prüfungsausschusses werden von dem zuständigen Fach-
bereichsrat bestellt. Entsprechend werden für die Mitglieder des
Prüfungsausschusses Ersatzmitglieder bestellt. Der Vorsitzende
und sein Stellvertreter müssen Professoren sein. Der Prüfungsaus-
schuss ist beschlussfähig, wenn neben dem Vorsitzenden oder
dessen Stellvertreter und zwei weiteren Professoren mindestens
zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er be-
schließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme des Vorsitzenden und in dessen Abwesenheit die
Stimme des Stellvertreters. Die studentischen Mitglieder des Prü-
fungsausschusses haben bei materiellen Prüfungsentscheidungen,
insbesondere über das Bestehen und Nichtbestehen und über die
Anrechnung von Studienzeiten sowie Prüfungs- und Studienleis-
tungen, kein Stimmrecht. An der Beratung und Beschlussfassung
über Angelegenheiten, die die Festlegung von Prüfungsaufgaben
oder die ihre eigene Prüfung betreffen, nehmen die studentischen
Mitglieder des Prüfungsausschusses nicht teil.

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Der Prüfungsausschuss
berichtet regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, dem Fachbe-
reich über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten ein-
schließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Master-
Thesis sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. Das
Rektorat der Hochschule Wismar legt den Bericht des Prüfungs-
ausschusses in geeigneter Weise offen. Der Prüfungsausschuss
gibt Anregungen zur Reform der Studienordnung, des Studienpla-
nes und der Prüfungsordnung.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen; ausgenommen
sind studentische Mitglieder, die sich im selben Prüfungszeitraum
der gleichen Prüfung zu unterziehen haben.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und die Ersatzmit-
glieder unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht
im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzenden zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

(7) Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer

1. über den Kandidaten das Sorgerecht hat,
2. zu dem Kandidaten in einer engen persönlichen Beziehung

steht oder wirtschaftliche Beziehungen unterhält.

(8) Der Prüfungsausschuss überträgt die Erledigung seiner Auf-
gaben für alle Regelfälle widerruflich mit Ausnahme der Ent-
scheidung über Widersprüche auf seinen Vorsitzenden.

§ 17
Zentrales Prüfungsamt

(1) Unbeschadet der Zuständigkeit des Prüfungsausschusses ge-
mäß § 16 Abs. 1 ist das Zentrale Prüfungsamt der Hochschule
Wismar für die Organisation des Prüfungsverfahrens zuständig.

(2) Das Zentrale Prüfungsamt hat insbesondere folgende Aufga-
ben:

1. Bekanntgabe des Prüfungszeitraumes und der Meldefristen
für die Prüfungen

2. Fristenkontrolle der Prüfungstermine gemäß § 37 des Lan-
deshochschulgesetzes

3. Führung der Prüfungsakten
4. Koordination der Prüfungstermine und Aufstellung von ent-

sprechenden Prüfungsplänen für Prüfer, Beisitzer und Prü-
fungsaufsichten

5. Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu
Modulprüfungen und zur Master-Thesis

6. Erteilung der Zulassung zu Prüfungen gemäß Nummer 5
7. Aufstellung von Listen der Kandidaten eines Prüfungster-

mins
8. Überwachung der Bewertungsfristen gemäß §§ 13 Abs. 1

Satz 3, 15 Abs. 7 Satz 6
9. Entgegennahme des Antrages auf Zuweisung eines Themas

für die Master-Thesis
10. Zustellung des Themas der Master-Thesis an den Kandidaten
11. Entgegennahme der fertiggestellten Master-Thesis
12. Benachrichtigung der Kandidaten über das Prüfungsergebnis
13. Ausfertigung und Aushändigung von Zeugnissen, Masterur-

kunden und Bescheiden gemäß § 3 Abs. 3 und 4

§ 18
Prüfer und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer und Beisitzer. Zu
Prüfern und Beisitzern dürfen nur Professoren und andere nach 
§ 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungsberechtigte
Personen bestellt werden. Zum Beisitzer darf nur bestellt werden,
wer mindestens die entsprechende Master-Prüfung oder eine ver-
gleichbare Prüfung abgelegt hat. Der Beisitzer darf den Kandida-
ten weder befragen noch seine Prüfungsleistung beurteilen. Die
Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(2) Der Kandidat kann für die Master-Thesis und die mündlichen
Prüfungen einen Prüfer oder mehrere Prüfer vorschlagen. Der
Vorschlag begründet keinen Anspruch.

(3) Die Namen der Prüfer sind dem Kandidaten rechtzeitig
bekannt zu geben.

(4) Für die Prüfer und Beisitzer gilt § 16 Abs. 6 und 7 entspre-
chend.

Nr. 3/2005 Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern 301



§ 19
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an
einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland in demsel-
ben Studiengang erbracht wurden. 

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in
Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, werden angerech-
net, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist oder durch Credits
nachgewiesen wird. Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-
fungsleistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang
und in den Anforderungen denjenigen des entsprechenden Studi-
ums an der Hochschule Wismar im Wesentlichen entsprechen.
Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbe-
trachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrech-
nung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun-
gen sowie multimedial gestützter Studien- und Prüfungsleistun-
gen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht wur-
den, sind die von der Kultusministerkonferenz und Hochschulrek-
torenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Ab-
sprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten.

(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
sowie für multimedial gestützte Studien- und Prüfungsleistungen
in staatlich anerkannten Fernstudien gelten die Absätze 1 und 2
entsprechend. 

(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu über-
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 be-
steht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt durch
den Prüfungsausschuss. Der Studierende hat die für die Anrech-
nung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

(6) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleis-
tungen und Prüfungsleistungen ist der Prüfungsausschuss. Vor
der Feststellung der Gleichwertigkeit sind die zuständigen Fach-
vertreter zu hören.

§ 20
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Voraussetzung für die Zulassung zum Masterstudium ist ein
erster akademischer Abschluss in einem entsprechenden oder in
einem vergleichbaren Studiengang einer nationalen oder interna-
tionalen Hochschule. Die Gesamtnote des diesen Studienab-
schluss bestätigenden Zeugnisses muss mindestens 2,5 betragen.
Näheres wird in der Anlage 3 geregelt. Eine einschlägige Berufs-
praxis kann die Gesamtnote verbessern. Darüber und über andere
Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.

(2) Weitere Voraussetzungen für die Zulassung zum Masterstu-
dium sind in der Anlage 3 geregelt.

(3) Die Master-Prüfung kann nur ablegen, wer

1. ein Studium nach Maßgabe der Studienordnung absolviert hat
und 

2. die Prüfungsvorleistungen für die jeweiligen Modulprüfungen
(Anlage 1) erbracht hat.

(4) Die Zulassung zu einer Modulprüfung setzt voraus, dass der
Kandidat in dem Semester, in dem er sich zu einer Modulprüfung
meldet, in demselben  Master-Studiengang an der Hochschule
Wismar eingeschrieben ist.

(5) Die Zulassung zu einer Modulprüfung  ist innerhalb einer
vom Prüfungsausschuss festgesetzten Meldefrist und Form bei
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu beantragen. Der
Antrag ist beim Zentralen Prüfungsamt einzureichen. Dem Antrag
auf Zulassung zu den Modulprüfungen sind folgende Unterlagen
beizufügen oder bis zu einem vom Prüfungsausschuss festgesetz-
ten Termin nachzureichen, sofern sie nicht bereits früher vorge-
legt wurden:

1. der Nachweis der erforderlichen Prüfungsvorleistungen (§ 22)
2. Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an Modulen gemäß

der Studienordnung
3. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung ent-

sprechender Prüfungen
4. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung einer

Master-Prüfung in demselben oder einem verwandten Studien-
gang an einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland
einmalig oder endgültig nicht bestanden wurden und dass auch
kein entsprechendes Prüfungsverfahren an einer anderen
Hochschule anhängig ist und

5. im Falle mündlicher Prüfungsleistungen eine Erklärung darü-
ber, ob einer Zulassung von Zuhörern widersprochen wird

Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach den  Absätzen 1
bis 3 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise bei-
zufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf
andere Art zu führen. Der Antrag auf Zulassung zu einer Modul-
prüfung ist verbindlich; er kann schriftlich bei dem Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses bis spätestens eine Woche vor dem fest-
gesetzten Prüfungstermin ohne Angabe von Gründen und ohne
Anrechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zu-
rückgenommen werden. Über die Zulassung entscheidet der Prü-
fungsausschuss. 

(6) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt
werden, wenn

1. die in Absatz 1 und 2 genannten Voraussetzungen oder die
Verfahrensvorschriften nach Absatz 3 nicht erfüllt sind oder

2. die Unterlagen unvollständig sind oder
3. der Kandidat in demselben oder in einem verwandten Studien-

gang an einer Hochschule entweder die Master-Prüfung oder
die entsprechende Prüfung endgültig nicht bestanden hat oder
sich in einem Prüfungsverfahren befindet.
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II. Master-Prüfung

§ 21
Zweck und Durchführung der Master-Prüfung

(1) Die Master-Prüfung bildet den berufsqualifizierenden Ab-
schluss des Master-Studienganges. Durch die Master-Prüfung
wird festgestellt, ob der Kandidat die Zusammenhänge seines
Faches überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Metho-
den und Erkenntnisse anzuwenden und die für den Übergang in
die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erwor-
ben hat.

(2) Die Master-Prüfung wird mit der Master-Thesis und dem
dazugehörigen Kolloquium abgeschlossen.

§ 22
Prüfungsvorleistungen

(1) Die in der Anlage 1 aufgeführten Prüfungsvorleistungen sind
Zulassungsvoraussetzung für die Teilnahme an den in dieser An-
lage bezeichneten Modulprüfungen.

(2) Die Zulassungsvoraussetzungen zur Master-Thesis und zum
Kolloquium werden in der Anlage 3 geregelt. 

§ 23
Art, Umfang und Gegenstand der Master-Prüfung

(1) Die Master-Prüfung besteht aus

– den Modulprüfungen und
– der Master-Thesis einschließlich des Kolloquiums gemäß § 15.

(2) Die Pflichtmodule und Wahlpflichtmodule des Masterstu-
diums, deren Umfang und Art sind der Anlage 1 zu entnehmen.
Das jeweilige Wahlpflichtmodul wird aus wirtschaftlichen Grün-
den nur angeboten, wenn sich eine Mindestteilnehmerzahl für die-
ses einschreibt. Die Anzahl der Mindestteilnehmer je Wahl-
pflichtmodul wird in Anlage 3 geregelt. 

(3) Die Modulprüfungen setzen sich aus den in der Anlage 1 an-
gegebenen  Prüfungsleistungen zusammen. 

(4) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der
den Prüfungsfächern zugeordneten Lehrveranstaltungen.

(5) Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem Inhalt der
Lehrveranstaltungen, die aufgrund der Studienordnung für das
betroffene Studienfach angeboten werden.

(6) Der Kandidat wird zum Kolloquium nur zugelassen, wenn er
sämtliche anderen Prüfungsleistungen erfolgreich abgelegt hat.

§ 24
Zusatzmodule

Der Kandidat kann sich einer Prüfung in weiteren als den vorge-
schriebenen Modulen unterziehen (Zusatzmodule). Das Ergebnis

der Prüfung in diesen Fächern wird bei der Festsetzung der Ge-
samtnote nicht mit einbezogen.

§ 25
Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Zeugnisergänzung

(1) Die Gesamtnote errechnet sich entsprechend § 4 aus den Mo-
dulnoten gemäß § 23 und der Note der Master-Thesis (einschließ-
lich Kolloquium). Die Modulnoten gehen mit einem Anteil von 
75 %, die Master-Thesis mit Kolloquium mit einem Anteil von 
25 % in die Gesamtnote ein. Darüber hinaus können weitere Re-
gelungen in der Anlage 3 aufgenommen werden.

(2) Für die Bildung der Gesamtnote gilt § 4  entsprechend.

(3) Bei hervorragenden Leistungen gemäß § 5 kann das Gesamt-
urteil „mit Auszeichnung bestanden“ erteilt werden.

(4) Über die bestandene Master-Prüfung erhält der Kandidat
unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, ein Zeugnis
in deutscher und englischer Sprache. In das Zeugnis sind der Stu-
diengang, der gewählte Studienschwerpunkt, die Modulnoten der
Master-Prüfung, das Thema der Master-Thesis und deren Note
sowie die Gesamtnote der Master-Prüfung aufzunehmen. Auf
Antrag des Kandidaten können das Ergebnis der Prüfungen in den
Zusatzmodulen (§ 28) und die bis zum Abschluss der Master-Prü-
fung benötigte Fachstudiendauer in das Zeugnis aufgenommen
werden. Auf Antrag des Kandidaten ist in einem Beiblatt zum
Zeugnis die Notenverteilung des jeweiligen Prüfungsjahrganges
(Notenspiegel, Rangzahl) des Studienganges anzugeben.

(5) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(6) Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
und dem Dekan des Fachbereiches zu unterzeichnen.

(7) Mit dem Zeugnis erhält der Kandidat eine Zeugnisergänzung
(„Diploma Supplement“) gemäß Anlage 2, aus der die internatio-
nale Einordnung des bestehenden Abschlusses hervorgeht. Das
Diploma Supplement enthält insbesondere die folgenden Anga-
ben in englischer Sprache:

a) Identifizierende Angaben zur Person der Absolventin oder des
Absolventen

b) Identifizierende Angaben zur mit dem Abschluss erworbenen
Qualifikation und zum Fachbereich

c) Angaben zur Ebene des Abschlusses innerhalb des deutschen
Bildungssystems, Zugangsvoraussetzungen und Dauer des
Studienprogramms

d) Angaben zur Form des Studiums, zu Studieninhalten und Stu-
dienerfolg

e) Angaben zum Status der Qualifikation (Zugang zu weiteren
Studien, Promotion, berufliche Qualifikationsmöglichkeiten)

f) Ergänzende Angaben zum Studium der Absolventin oder des
Absolventen (z. B. integriertes Auslandsstudium)

g) Angaben zur Ausstellung des Ergänzungstextes (Datum, Stel-
le)

h) Einordnung des Fachbereichs der Hochschule Wismar in das
nationale Hochschulsystem.
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§ 26
Hochschulgrad und Masterurkunde

(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, wird der berufsqualifizie-
rende Abschluss verliehen.

Die genaue Bezeichnung für den Mastergrad regelt die Anlage 3.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Master-
urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Verlei-
hung des Mastergrades beurkundet. Die Masterurkunde wird vom
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und vom Dekan des Fach-
bereiches unterzeichnet und mit dem Siegel der Hochschule Wis-
mar versehen.

IV. Schlussbestimmungen

§ 27
Ungültigkeit der Master-Prüfung 

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und
wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be-
kannt, so können die Noten für die Prüfungsleistung, bei deren
Erbringung der Kandidat getäuscht hat, und für die Modulprüfung
entsprechend berichtigt und die Master-Prüfung für „nicht bestan-
den“ erklärt werden. Entsprechendes gilt für die Master-Thesis.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen

wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Modulprüfung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Un-
recht erwirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so kann
die Modulprüfung  für „nicht ausreichend“ und die Master-Prü-
fung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch die
Masterurkunde einzuziehen, wenn die Master-Prüfung aufgrund
einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Ent-
scheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist
von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

§ 28
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
wird dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht
in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen
Gutachten und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Der Antrag ist
an das Zentrale Prüfungsamt zu richten.

§ 29
In-Kraft-Treten

(1) Diese Prüfungsordnung gilt erstmalig für die Prüfung von
Kandidaten, die im Wintersemester 2004/2005 für einen Master-
Studiengang Bauingenieurwesen an der Hochschule Wismar ein-
geschrieben werden.

(2) Die vorliegende Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer
Veröffentlichung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Hochschule Wismar vom 15. Januar 2004 sowie der Geneh-
migung des Rektors vom 13. Dezember 2004 sowie nach ord-
nungsgemäßer Durchführung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13
Abs. 2 des Landeshochschulgesetzes (Schreiben des Ministeriums
für Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Mecklenburg-
Vorpommern vom 16. Februar 2005, Az. VII 300 c 3152-03/010).
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Wismar, den 13. Dezember 2004

Der Rektor
der Hochschule Wismar,

University of Technology, Business and Design,
In Vertretung

Professor Dr.-Ing. Manfred Ahn,
Prorektor für Lehre, Studium und Weiterbildung

Mittl.bl. BM M-V 2005 S. 295

Fächergruppe Abschlussbezeichnung

Gestaltung Master of Arts (M.A.)

Ingenieurwissenschaften Nach der inhaltlichen Aus-
richtung des Studiengangs:
Master of Science (M.Sc.)
oder
Master of Engineering (M.Eng.)

Rechtswissenschaften Master of Laws (LL.M)

Wirtschaftswissenschaften Nach der inhaltlichen Aus-
richtung des Studiengangs:
Master of Arts (M.A.)
oder
Master of Science (M.Sc.)
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Anlage 1
Prüfungsplan Seite 1

1. Semester 2. Semester 3. Semester
(Sommersemester) (Wintersemester)

Prüfung und Prüfung und Prüfung und ∑
Prüfungsleitung CR Prüfungsleitung CR Prüfungsleistung CR Credits

PM 01 Mathematik III M30 o. K120 5 5

PM 02 Bauinformatik M30 o. K120 o. APL 5 5

PM 03 Baustatik II M30 o. K120 5 5
PV: SCH30

PM 04 Technische Mechanik III M30 o. K120 5 5

PM 05 Soft Skills I APL 5 5

PM 06 Studienarbeit E150 5 5

WPM 01 Aus Katalog A M30 o. K120 o. APL 8 8
PV: APL 

WPM 02 Aus Katalog A M30 o. K120 o. APL 8 8
PV: APL

WPM 03 Aus Katalog A M30 o. K120 o. APL 8 8PV: APL

WPM 04 Aus Katalog A
M30 o. K120 o. APL

8 8PV: APL

WPM 05 Aus Katalog B NET 2 2

WPM 06 Aus Katalog B NET 2 2

WPM 07 Aus Katalog B NET 2 2

WPM 08 Aus Katalog B NET 2 2

Exkursion Teilnahmenachweis 2 2

Master-Thesis  incl. Kolloquium Master-Thesis und 18 18
mündliche Prüfung

∑ Credits 30 30 30 90

Modul

WPM 01 - WPM 04:
Module aus dem Katalog A dürfen jeweils nur einmal während des Master-
studiums ausgewählt werden. 

WPM 05 - WPM 08 (Katalog B):
Bei den WPM 05 - 08 wird empfohlen mindestens zwei Module aus dem
übrigen Studienangebot der Masterstudiengänge der Hochschule Wismar
zu wählen (Modul WPM A). Die Module sind so auszuwählen, dass ein sinn-
voller Zusammenhang mit den Wahlpflichtmodulen 01 - 04 besteht. Das
Modul A darf mehrfach ausgewählt werden.



Katalog A:

Katalog B:

Erläuterungen:

CR Credits
PM Pflichtmodul
WPM Wahlpflichtmodul
Exx Entwurfsprojekt
Schxx Schriftliche Arbeit
APL Alternative Prüfungsleistung   z. B. sonstige schriftliche Arbeit
Mxx mündliche Prüfung
Kxx Klausur, schriftliche Prüfung
NET Nachweis der erfolgreichen Teilnahme
PV Prüfungsvorleistung

Die Zeiteinheiten hinter M und K entsprechen Minuten, die Zeiteinheiten hin-
ter E und Sch entsprechen Stunden.

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweiligen Fach
über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang in Kenntnis zu set-
zen.
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WPM I Baustatik III

WPM II Stahlbeton III und Spannbetonbau

WPM III Stahlbau III und Stahlverbundbau

WPM IV Holzbau III

WPM V Geotechnik IV

WPM VI Brückenbau

WPM VII Wasserbau III

WPM VIII Siedlungswasserwirtschaft III

WPM IX Verkehrsplanung und Verkehrstechnik III

WPM X Straßen- und Schienenverkehrswesen II

WPM XI Baubetrieb und Bauwirtschaft II

WPM XII Baustoffkunde IV

WPM A Modul aus dem Angebot der anderen 
Masterstudiengänge der Hochschule Wismar

WPM B Programmanwendung im Holzbau

WPM C Programmanwendung in der Geotechnik

WPM D Programmanwendungen im Verkehrs- und Wasserwesen

WPM E Wasserbauliches Versuchswesen

WPM F Schalentheorie

WPM G Soft Skills II

WPM H Stadt- und Regionalplanung
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§ 1
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt drei Semester. Das Studium gliedert
sich in zwei reine Theoriesemester und ein Semester mit inte-
grierter Master-Thesis.

§ 2
Zweite Wiederholung von Modulprüfungen

Eine zweite Wiederholung einer nicht bestandenen Modulprüfung
ist grundsätzlich nur zulässig, wenn

1. ein besonderer Härtefall vorliegt oder
2. der Kandidat mindestens die Hälfte aller bis dahin abzulegen-

den Modulprüfungen nach Anlage 1 mit wenigstens „befriedi-
gend“ (siehe Prüfungsordnung § 4 Abs. 2) bestanden hat,
wobei nicht mehr als drei Modulprüfungen ein zweites Mal
wiederholt werden können oder

3. er nur eine Modulprüfung nicht bestanden hat.

Der Antrag ist schriftlich an den Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses des Fachbereichs Bauingenieurwesen zu richten und
beim Zentralen Prüfungsamt einzureichen.

§ 3
Master-Thesis

Die Bearbeitungszeit der Master-Thesis beträgt zwölf Wochen.
Zur Master-Thesis wird zugelassen, wer mindestens 64 Credits
einschließlich der Credits der Studienarbeit laut Anlage 1 erwor-
ben hat. Zum Kolloquium der Master-Thesis wird zugelassen, wer
72 Credits erworben hat. Die Master-Thesis wird in der Regel in
der zweiten Hälfte des dritten Semesters bearbeitet. In begründe-
ten Fällen kann auf Antrag an den Prüfungsausschuss und mit
Meldung an das Zentrale Prüfungsamt die Bearbeitungszeit um
maximal vier Wochen verlängert werden. 

§ 4
Prüfungsausschuss

Der Prüfungsausschuss besteht aus fünf Mitgliedern, davon drei
Professoren, einem wissenschaftlichen Mitarbeiter und einem
Studierenden. 

§ 5
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

Voraussetzung für die Zulassung zum Master-Studium Bauinge-
nieur ist der mit einer Gesamtnote von 2,5 oder besser bewertete

erste berufsqualifizierende Studienabschluss „Bachelor“ oder
„Dipl.-Ing.“ beziehungsweise „Dipl.-Ing. FH“ in einem Studien-
gang Bauingenieurwesen oder in einem verwandten Studiengang
einer nationalen oder internationalen Hochschule. Eine einschlä-
gige Berufspraxis kann die Gesamtnote verbessern. Über die
Gleichwertigkeit anderer Studiengänge und andere Ausnahmen
entscheidet der Prüfungsausschuss im Einzelfall. 

§ 6
Mindestteilnehmerzahl für Wahlpflichtmodule

Der Fachbereich ist nur dann verpflichtet ein Wahlpflichtmodul
anzubieten, wenn sich mindestens fünf Teilnehmer einschreiben.
Über Ausnahmen entscheidet der Fachbereichsrat.

§ 7
Bildung der Gesamtnote

In die Ermittlung der gewichteten Durchschnittsnote der Modul-
prüfungen gehen nur die Noten der Pflichtmodule PM 01 - PM 06
und der Wahlpflichtmodule WPM 01 - WPM 04 ein. Als Wich-
tungsfaktoren der Modulnoten werden die jeweiligen Credits der
Anlage 1 verwandt:

Gewichtete Durchschnittsnote Summe (Modulnote * CR)

der Modulprüfungen                 = Summe (CR)

In die Ermittlung der Gesamtnote geht die gewichtete Durch-
schnittsnote der Modulprüfungen mit einem Anteil von 75 % und
die Master-Thesis mit Kolloquium mit einem Anteil von 25 % ein. 

§ 8
Exkursionen

Während des Studiums sollen die Studierenden an einer mehrtä-
gigen oder an mehreren eintägigen Exkursionen teilnehmen. Der
Gesamtumfang einschließlich Vor- und Nachbereitung beträgt 
60 Stunden.

§ 9
Hochschulgrad

Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Hochschule Wis-
mar den akademischen Grad „Master of Engineering“, abgekürzt
„M. Eng.“.
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Anlage 3

Besondere Bestimmungen für den Master-Studiengang Bauingenieurwesen



I. Allgemeines*

§ 1
Regelstudienzeit, Studienaufbau 

und Stundenumfang

(1) Die Regelstudienzeit wird in der Anlage 3 geregelt. Sie um-
fasst die theoretischen Studiensemester, eine integrierte Praxis-
phase und die Prüfungen, einschließlich der Bachelor-Thesis.

(2) Alle Lehrveranstaltungen sind zu Modulen zusammengefasst.
Module bezeichnen einen Verbund von sinnvoll aufeinander be-
zogenen beziehungsweise aufeinander aufbauenden Lehrveran-
staltungen, die sich einem bestimmten thematischen oder inhaltli-
chen Schwerpunkt widmen. Die Module können in Ausnahmefäl-
len blockweise angeboten werden. In jedem Modul ist eine stu-
dienbegleitende Modulprüfung abzulegen. Entsprechend dem
ECTS richtet sich die Zahl der Credits, die für ein Modul oder die
Bachelor-Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium vergeben
wird, nach der jeweils für einen durchschnittlich begabten Kandi-

daten regelmäßig zugrunde zu legenden Arbeitsbelastung. Die
gesamte Arbeitsbelastung des Kandidaten beträgt im Semester
900 Stunden. Dieser Zeitaufwand entspricht 30 Credits. Credits
werden in ganzen Zahlen vergeben. 

(3) Der Studieninhalt orientiert sich an der Studienordnung.
Diese enthält die detaillierte Beschreibung der Module.

(4) In das Studium sind Fachexkursionen als fachwissenschaftli-
che Veranstaltungen integriert, die als eigenständige Lehrveran-
staltungen außerhalb der Hochschule angeboten werden können.
Der Gesamtumfang wird in der Anlage 3 geregelt.

(6) Zur Ergänzung der Ausbildung und Erhöhung des Anwen-
dungsbezugs sind integrierte Praxisphasen als Unternehmens-
praktikum in das Studium eingeordnet. Sie sind bis zum Beginn
der Bachelor-Thesis abzuschließen und sollen in engem zeitli-
chem Zusammenhang in der vorlesungsfreien Zeit absolviert wer-
den. Der Umfang ist in der Anlage 3 geregelt. Ein wesentlicher
Teil der integrierten Praxisphase sollte ins Ausland gelegt werden.

Nr. 3/2005 Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern 313

Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang Electrical Engineering 
der Hochschule Wismar,

University of Technology, Business and Design

Vom 18. Oktober 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 und von § 38 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 4 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern (Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 5. Juni 2003 (GVOBl. M-V S. 331)2, erlässt die Hochschule Wismar, University of Technology, Business and Design,
die folgende Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang Electrical Engineering als Satzung:

Inhaltsverzeichnis

I. Allgemeines

§ 1 Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang
§ 2 Prüfungsaufbau
§ 3 Bestehen oder Nichtbestehen 
§ 4 Bildung der Modulnoten
§ 5 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 6 Vergabe von Credits 
§ 7 Prüfungstermine 
§ 8 Meldefristen und Fristüberschreitung
§ 9 Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen und der

Bachelor-Thesis
§ 10 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
§ 11 Arten der Prüfungsleistungen
§ 12 Mündliche Prüfungen
§ 13 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten
§ 14 Projektarbeiten
§ 15 Bachelor-Thesis und Kolloquium
§ 16 Prüfungsausschuss
§ 17 Zentrales Prüfungsamt
§ 18 Prüfer und Beisitzer
§ 19 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-

fungsleistungen
§ 20 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

II. Bachelor-Prüfung

§ 21 Zweck und Durchführung der Bachelor-Prüfung
§ 22 Prüfungsvorleistungen
§ 23 Art, Umfang und Gegenstand der Bachelor-Prüfung
§ 24 Zusatzmodule
§ 25 Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Zeugnisergänzung
§ 26 Hochschulgrad und Bachelor-Urkunde

III. Schlussbestimmungen

§ 27 Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 In-Kraft-Treten

Anlagen

Anlage 1: Prüfungsplan
Anlage 2: Diploma Supplement
Anlage 3: Besondere Bestimmungen

1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 181
* Die Prüfungsordnung des Bachelor-Studienganges Electrical Engineering dient der Anwendung der Gesetze und der Gestaltung des Studiums auch im Hinblick auf die

Gleichstellung von Frau und Mann. Soweit die folgenden Vorschriften geschlechtsspezifische Wortformen verwenden, gelten diese gleichermaßen für beide Geschlechter. 



(7) Während des Studiums können Studien- und Prüfungsleistun-
gen an ausländischen Hochschulen absolviert werden. Die An-
rechnung der im Ausland erbrachten Studien- und Prüfungsleis-
tungen richtet sich nach dem European Credit Transfer System
(ECTS). Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.

§ 2
Prüfungsaufbau

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus Modulprüfungen, der inte-
grierten Praxisphase, den Exkursionen und der Bachelor-Thesis
mit Kolloquium.

(2) Modulprüfungen können jeweils aus einer oder mehreren
Prüfungsleistungen (§ 11 ff.) bestehen. In einer Modulprüfung
sollen in der Regel nicht mehr als drei Prüfungsleistungen er-
bracht werden; sie kann auch aus nur einer Prüfungsleistung be-
stehen. Die Anzahl der Prüfungen wird in der Anlage 1 geregelt. 

(3) Eine Modulprüfung umfasst das Prüfungsfach oder das
fächerübergreifende Prüfungsgebiet, dessen Durchdringung oder
hinreichende Beherrschung vom Kandidaten verlangt werden
muss, um das Studium mit Erfolg fortsetzen oder abschließen zu
können. 

(4) Modulprüfungen werden grundsätzlich studienbegleitend ab-
genommen, wenn die Lehrinhalte des Prüfungsfaches in dem für
das Studium vorgesehenen vollen Umfang vermittelt worden
sind. Prüfungen, die ein Modul abschließen, sind bis zum Beginn
des Folgesemesters anzubieten.

(5) Die Zulassung zu den Modulprüfungen wird nach Maßgabe des
§ 22 vom Nachweis bestimmter Prüfungsvorleistungen abhängig
gemacht; Prüfungsvorleistungen bestehen in der Regel aus Leis-
tungsnachweisen. Ein Leistungsnachweis ist die Bescheinigung
über jeweils eine gemäß dieser Prüfungsordnung als Zulassungs-
voraussetzung für die Modulprüfung geforderte individuell erkenn-
bare Studienleistung auf mindestens ausreichendem Niveau; eine
weiter gehende Benotung findet nicht statt. Ein Leistungsnachweis
ersetzt keine Prüfungsleistung und unterliegt nicht den Regeln des 
§ 9. Die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveranstaltung wird in
der Regel durch einen Leistungsnachweis nachgewiesen. Inhalt und
Umfang der Leistungsnachweise sind in der Anlage 1 festgelegt;
Abweichungen von den §§ 11 bis 14 sind zulässig.

§ 3
Bestehen oder Nichtbestehen 

(1) Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn die integrierte Pra-
xisphase und die Exkursionen erfolgreich abgeschlossen, sämtli-
che Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung bestanden und die
Bachelor-Thesis einschließlich des Kolloquiums mindestens mit
„ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.

(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn jede ihrer Prüfungs-
leistungen mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet
ist. Dies gilt auch für die Bachelor-Thesis und das Kolloquium.

(3) Hat der Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden oder
wurde die Bachelor-Thesis schlechter als „ausreichend“ (4,0)

bewertet, so erhält der Kandidat hierüber vom Prüfungsausschuss
einen schriftlichen Bescheid mit einer Rechtsbehelfsbelehrung,
der auch darüber Auskunft gibt, ob und gegebenenfalls in wel-
chem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung oder die
Bachelor-Thesis wiederholt werden können. Es ist insbesondere
auf die Folgen des § 17 Abs. 6 Nr. 4 des Landeshochschulgeset-
zes (LHG) hinzuweisen.

(4) Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung nicht bestanden, und
will er das Studium nicht, nicht sofort oder nicht an der Hoch-
schule Wismar fortsetzen, so wird ihm auf Antrag und gegen Vor-
lage der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulations-
bescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden
Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die Bachelor-
Prüfung nicht bestanden ist.

§ 4
Bildung der Modulnoten

(1) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen
errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der Noten der
einzelnen Prüfungsleistungen unter Berücksichtigung ihrer Ge-
wichtung gemäß der Credits in der Anlage 1. 

Summe (Prüfungsleistungen * CR)
Modulnote =

(Summe der CR)

Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma be-
rücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestri-
chen. Die Modulnote lautet

bei einem Durchschnitt
bis einschließlich 1,5 = sehr gut;

bei einem Durchschnitt
von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut;

bei einem Durchschnitt
von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend;

bei einem Durchschnitt
von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend;

bei einem Durchschnitt ab 4,1 = nicht ausreichend.

(2) Besteht eine Modulprüfung nur aus einer Prüfungsleistung, so
ist deren Note gleichzeitig die erzielte Note des Moduls.

§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen

Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den
jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungs-
leistungen sind folgende Noten zu verwenden:

1,0; 1,3 = sehr gut = eine hervorragende 
Leistung
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1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine Leistung, die 
erheblich über den 
durchschnittlichen 
Anforderungen liegt

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die 
durchschnittlichen An-
forderungen entspricht

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz 
ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel 
den Anforderungen 
nicht mehr genügt

§ 6
Vergabe von Credits 

(1) Die Vergabe von Credits richtet sich nach dem European Cre-
dit Transfer System (ECTS). Das ECTS dient der quantitativen
Anrechnung der sich aus dieser Prüfungsordnung für den Kandi-
daten ergebenden Gesamtbelastung.

(2) Credits werden für die in der Anlage 1 vorgesehenen Modu-
le, die integrierte Praxisphase, die Exkursionen und die Bachelor-
Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium vergeben.

(3) Die Vergabe von Credits setzt das Bestehen der jeweiligen
Modulprüfung, die erfolgreiche Durchführung der integrierten
Praxisphase und der Exkursionen oder das Bestehen der Bachelor-
Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium voraus.

§ 7
Prüfungstermine

(1) Die Bachelor-Prüfung soll spätestens bis zum Ende der Re-
gelstudienzeit abgeschlossen sein. Sie kann vor diesem Zeitpunkt
abgelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Prü-
fungsvorleistungen erbracht worden sind.

(2) Die Modulprüfungen werden in der Regel studienbegleitend
abgelegt. Der Prüfungsausschuss bestimmt spätestens sechs Wo-
chen vorher die Prüfungstermine und macht sie durch Aushang
bekannt. Die Modulprüfungen sind in jedem Semester unmittelbar
nach Abschluss der Vorlesungszeit, in der Regel im dreiwöchigen
Prüfungszeitraum zum Ende des Semesters, anzubieten. 

(3) Der Kandidat ist rechtzeitig über Art und Zahl der nach den 
§ 22 erforderlichen Prüfungsvorleistungen und der zu absolvie-
renden Modulprüfungen mit den ihnen zugeordneten Prüfungs-
leistungen und über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind,
sowie über den Aus- und Abgabezeitpunkt der Bachelor-Thesis zu
informieren. Ihm sind ebenso für jede Modulprüfung die jeweili-
gen Wiederholungstermine bekannt zu geben. 

(4) Dem Kandidaten ist bekannt zu geben, wann unter Berück-
sichtigung aller Fristüberschreitungs- und Wiederholungsmög-

lichkeiten in der Bachelor-Prüfung die Rechtsfolge des § 17 
Abs. 6 Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes (LHG) einsetzt.

§ 8
Meldefristen und Fristüberschreitung

(1) Der Kandidat hat sich zu einer Prüfung gemäß § 20 Abs. 3 zu
melden. Für die Meldung zur Prüfung wird jeweils eine Frist ge-
setzt, die sich nach dem jeweiligen Prüfungstermin richtet. Zwi-
schen dem Ende der Meldefrist und dem Beginn der Prüfung müs-
sen mindestens vier Wochen liegen.

(2) Überschreitet der Kandidat aus von ihm zu vertretenden Grün-
den die vom Prüfungsausschuss gemäß § 20 Abs. 3 festgelegten
Fristen zur Meldung für seine letzte Modulprüfung um mehr als
zwei Semester oder legt er die Prüfung zu der er sich gemeldet hat,
aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht ab, so gilt diese Modul-
prüfung als abgelegt und nicht bestanden. Für die einzelnen Modul-
prüfungen gelten die Meldetermine der Bachelor-Prüfung als spä-
tester Termin im Sinne von Satz 1. Satz 1 gilt entsprechend für eine
nicht zum vorgesehenen Termin begonnene Bachelor-Thesis. Ver-
säumnisgründe, die der Studierende nicht zu vertreten hat, sind dem
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen und glaub-
haft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, so
ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der dem Studierenden
schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Versäumnisgründen im Sinne
von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und die Fristen
der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Auf Antrag des Kandidaten können Auslands- und Sprach-
studienaufenthalte und Zeiten der aktiven Mitarbeit in Hoch-
schulgremien nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet werden.
Unberücksichtigt bleibt ein Auslandsstudium bis zu zwei Semes-
tern, ein Sprachsemester bis zu einem Semester, wenn der Kandi-
dat nachweislich an einer ausländischen Hochschule für einen
Studiengang, in dem er diese Regelung in Anspruch nehmen
möchte, eingeschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in
angemessenen Umfang besucht und je Semester mindestens zehn
CREDITS erworben hat. Ferner können Fachsemester, höchstens
jedoch bis zu zwei Semestern, nicht auf die Regelstudienzeit
angerechnet werden, wenn der Kandidat während dieser Zeit als
gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder sat-
zungsmäßigen Organen der Hochschule tätig und nachweislich
am ordnungsgemäßern Studium in erheblichem Maße gehindert
war. Über den Antrag des Kandidaten entscheidet der Prüfungs-
ausschuss. 

(4) Unabhängig von Absatz 2 Satz 3 kann der zuständige Prü-
fungsausschuss unter Würdigung der Ursachen für die Verzöge-
rung des Studiums Ausnahmen von Absatz 2 Satz 2 zulassen,
wenn der Kandidat nach Inanspruchnahme der Studienberatung
eine vom Prüfungsausschuss befürwortete Konzeption für die Be-
endigung des Studiums innerhalb von zwei Semestern vorlegt.

§ 9
Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen 

und der Bachelor-Thesis

(1) Erstmals nicht bestandene Modulprüfungen gelten als dann
nicht unternommen, wenn sie zu den in der Anlage 1 vorgesehenen
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Regelprüfungsterminen abgelegt werden (Freiversuch). Satz 1 gilt
nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen Verhal-
tens, insbesondere eines Täuschungsversuchs, für nicht bestanden
erklärt wurde. Für die Bachelor-Thesis gilt Absatz 10. 

(2) Eine zu den in der Anlage 1 vorgesehenen Regelprüfungster-
minen bestandene Prüfungsleistung der Bachelor-Prüfung kann
zur Notenverbesserung erneut abgelegt werden. Der Freiversuch
bestandener Prüfungsleistungen ist nur auf Klausuren und Steg-
reife anwendbar. Die erstmals bestandene Prüfungsleistung gilt
mit der Meldung zur Prüfung als nicht unternommen.

(3) Die Wiederholung einer im Rahmen der Freiversuchsrege-
lung abgelegten Modulprüfung hat zum nächsten regulären Prü-
fungstermin zu erfolgen. 

(4) Ist ein Kandidat aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, an
der Wahrnehmung eines Freiversuchs gehindert, sind die Gründe
dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen und
glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe
an, so ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der dem Kan-
didaten schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Hindernisgründen im
Sinne von Satz 1 sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und die
Fristen der Elternzeit zu beachten. 

(5) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann unabhängig vom
Freiversuch einmal wiederholt werden. Die Wiederholung einer
bestandenen Modulprüfung unabhängig vom Freiversuch ist nicht
zulässig. Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesre-
publik Deutschland werden angerechnet. Die Wiederholungsprü-
fung ist nur zum nächsten regulären Prüfungstermin nach Ablauf
des jeweiligen Prüfungsverfahrens zulässig, sofern nicht dem
Kandidaten wegen besonderer, von ihm nicht zu vertretender
Gründe eine Nachfrist gewährt wird. Für die Bachelor-Thesis gilt
Absatz 10. 

(6) Besteht eine nicht bestandene Modulprüfung aus mehreren
Prüfungsleistungen, sind nur die mit der Note „nicht ausreichend“
(5,0) bewerteten Prüfungsleistungen zu wiederholen. 

(7) Eine Wiederholung einer Modulprüfung liegt auch dann vor,
wenn eine im Rahmen eines Freiversuches (Absatz 1) abgelegte
Modulprüfung nicht bestanden worden ist und ein dritter Versuch
erforderlich wird. 

(8) Eine zweite Wiederholung kann für in der Anlage 3 zu be-
stimmende Ausnahmefälle und nur zum nächsten regulären Prü-
fungstermin erfolgen. 

(9) Bei Versäumnis der Wiederholungsfrist gilt die Modulprü-
fung als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat
hat das Versäumnis nicht zu vertreten. Der für das Versäumnis
geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt
und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Studierenden
ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kan-
didaten steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu
versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den
Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Studie-
renden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel der nächst-
mögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund dem nicht
entgegensteht. 

(10) Die Bachelor-Thesis und das Kolloquium können bei einer
Bewertung, die schlechter als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal
wiederholt werden. Die Wiederholung einer Bachelor-Thesis, die
„ausreichend“ (4,0) und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig.
Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesrepublik
Deutschland werden angerechnet. Die Vergabe muss alsbald, spä-
testens sechs Wochen nach Bekanntgabe des Ergebnisses der
Bachelor-Thesis beim Prüfungssauschuss beantragt werden. Eine
Rückgabe des Themas der Bachelor-Thesis ist nur zulässig, wenn
der Kandidat bei der Anfertigung seiner ersten Bachelor-Thesis
von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

(11) Werden die Termine und Fristen für Prüfungen beziehungs-
weise Prüfungswiederholungen gemäß der Absätze 3, 5, 8 und 9
versäumt, gilt die Modulprüfung beziehungsweise Bachelor-The-
sis als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat hat
das Versäumnis nicht zu vertreten. Der für den Rücktritt oder das
Versäumnis geltend gemachte Grund muss unverzüglich schrift-
lich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des
Studierenden ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krank-
heit des Kandidaten steht die Krankheit eines von ihm überwie-
gend allein zu versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungs-
ausschuss den Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der
dem Studierenden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel
der nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. 

§ 10
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn bindenden Prüfungs-
termin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prü-
fung, die er angetreten hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Das-
selbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb
der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Kann der Kandidat aus von ihm nicht zu vertretenden Grün-
den die für die Ablegung von Modulprüfungen und die Anferti-
gung der Bachelor-Thesis festgelegten Fristen nicht einhalten, hat
er dieses rechtzeitig zusammen mit einem Antrag auf Terminver-
schiebung über das Zentrale Prüfungsamt dem Prüfungsausschuss
anzuzeigen. Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt und
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten ist ein
amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kandidaten
steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu versor-
genden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den Grund
an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Kandidaten vom
Zentralen Prüfungsamt schriftlich mitgeteilt wird; dies ist der
nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. Bei den Versäumnis-
gründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutz-
fristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistungen
durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu
beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ordnungsgemäßen
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Ablauf des Prüfungstermins stört, kann von dem jeweiligen Prüfer
oder Aufsicht Führenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung
ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird die Prüfungsleistung
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In schwerwiegenden Fällen
kann der Prüfungsausschuss den Kandidaten von der Erbringung
weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(4) Der Kandidat kann verlangen, dass die Entscheidung nach
Absatz 3 Satz 1 und 2 innerhalb von 14 Tagen vom Prüfungsaus-
schuss überprüft wird. Belastende Entscheidungen sind dem Kan-
didaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 11
Arten der Prüfungsleistungen

(1) Die Studierenden haben während ihrer Studienzeit Prüfungs-
leistungen zu erbringen. Das Lehrangebot ist so zu gestalten, dass
die Studierenden ausreichend Möglichkeiten zur Erbringung der
erforderlichen Prüfungsleistungen haben. Die Prüfungsleistungen
sind von den Lehrenden der jeweiligen Lehrveranstaltung zu be-
scheinigen und gemäß der Notenskala nach § 5 zu bewerten. Die
Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweiligen
Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang in
Kenntnis zu setzen. Die Auswahl der Prüfungsart und des Umfangs
wird vom Prüfer für alle Kandidaten einheitlich vorgenommen, sie
bedarf vor Bekanntgabe der Bestätigung durch den Prüfungsaus-
schuss. Für chronisch Kranke gelten die Vorschriften sinngemäß.
Folgende Arten von Prüfungsleistungen können erbracht werden:

a) mündliche Prüfung (§ 12)
b) schriftlich als Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbei-

ten (§ 13)
c) Hausarbeit
d) Referat
e) Teilnahme an Planspielen/Durchführung von Fallstudien
f) Projektarbeit (§ 14)
g) Alternative Prüfungsleistungen können sein: 

– Referate
– Rechnerprogramme
– Rollenspiele
– Diskussionsleitungen
– Kolloquien
– sonstige schriftliche Arbeiten
– Experimentelle Arbeiten
– Konstruktive oder zeichnerische Entwürfe (Entwurfspro-

jekte, Stegreifentwürfe, Präsentationen)
– Hausarbeit
– Projektarbeit (§ 14)

Alternative Prüfungsleistungen können auch als semesterbeglei-
tende Prüfungen außerhalb des von der Hochschule festgelegten
Prüfungszeitraumes erbracht werden.

(2) Ein Referat ist im Lehr- beziehungsweise Lernzusammen-
hang der Lehrveranstaltungen zu halten. Es umfasst die eigen-
ständige systematische Aufarbeitung eines Themas oder Themen-
gebietes der jeweiligen Lehrveranstaltung unter Einbeziehung der
einschlägigen Literatur. In einem kurzen Vortrag von 15 Minuten
bis 30 Minuten soll die Diskussion über die entsprechende The-
matik eröffnet und vertieft werden.

(3) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoretische Vorbe-
reitung, den Aufbau und die Durchführung eines Experiments so-
wie die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des Versuchs-
ablaufs und der Ergebnisse des Experiments.

(4) Ein Entwurfsprojekt ist eine selbständige, in der Regel gra-
fisch dargestellte Lösung einer Entwurfsaufgabe. Es dient der ent-
werferischen und praktischen Ausbildung innerhalb der Hoch-
schule. Ein Entwurfsprojekt wird in der Regel über einen zuvor
festgelegten Zeitraum bearbeitet. Es kann als Gruppen- oder Ein-
zelarbeit vorgelegt werden. Bei einer Gruppenarbeit muss der zu
bewertende Beitrag des Einzelnen als individuelle Prüfungsleis-
tung abgrenzbar und bewertbar sein.

(5) Der Stegreif ist die unbetreute Bearbeitung einer kleinen Auf-
gabenstellung (Entwurf), die in einem Zeitraum von höchstens
einer Woche zu bearbeiten ist und deren Ergebnis in einem Kol-
loquium präsentiert oder in einer oder mehreren Veranstaltungen
kritisch reflektiert wird.

(6) Macht der Kandidat vor Beginn der Prüfungsleistung glaub-
haft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so wird dem Kan-
didaten durch den Prüfungsausschuss gestattet, die Prüfungsleis-
tungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder gleich-
wertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen.
Dazu kann die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes verlangt wer-
den. Entsprechendes gilt für Prüfungsvorleistungen. Für chronisch
kranke Kandidaten gelten diese Vorschriften sinngemäß.

§ 12
Mündliche Prüfungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll der Kandidat nach-
weisen, dass er die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt
und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge einzuord-
nen vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob der Kandidat über
breites Grundlagenwissen des Prüfungsgebietes verfügt.

(2) Mündliche Prüfungen werden vor mindestens zwei Prüfern
(Kollegialprüfung) oder vor einem Prüfer in Gegenwart eines
sachkundigen Beisitzers als Gruppenprüfung oder als Einzelprü-
fung abgelegt.

(3) Die mündliche Prüfung dauert je Kandidat mindestens 15 und
höchstens 45 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis ist dem
Kandidaten jeweils im Anschluss an die mündliche Prüfung
bekannt zu geben. Die Note der mündlichen Prüfung ergibt sich aus
dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen der Prüfer.

(5) Kandidaten, die sich an einem späteren Prüfungstermin, nicht
jedoch im selben Prüfungsabschnitt der gleichen Modulprüfung
unterziehen wollen, sollen nach Maßgabe der räumlichen Ver-
hältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandi-
dat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich jedoch nicht auf die
Beratung und Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse an den Kandi-
daten.
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§ 13
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten
soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit
begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden seines
Faches Aufgaben lösen und Themen bearbeiten kann. In der Klau-
sur soll ferner festgestellt werden, ob der Kandidat über notwen-
diges Grundlagenwissen verfügt. Das Bewertungsverfahren soll
vier Wochen nicht überschreiten.

(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten sind in der
Regel, zumindest aber im Fall einer Wiederholungsprüfung, von
zwei Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt sich aus dem arithme-
tischen Mittel der Einzelbewertungen.

(3) Die Bearbeitungszeit für Klausurarbeiten darf 90 Minuten
nicht unterschreiten und 300 Minuten nicht überschreiten.

§ 14
Projektarbeiten

(1) Durch Projektarbeiten wird in der Regel die Fähigkeit zur
Teamarbeit und insbesondere zur Entwicklung, Durchsetzung und
Präsentation von Konzepten nachgewiesen. Hierbei soll der Kan-
didat nachweisen, dass er an einer größeren Aufgabe Ziele defi-
nieren sowie Lösungsansätze und Konzepte erarbeiten kann.

(2) Projektarbeiten sind in der Regel, mindestens aber im Fall
einer Wiederholungsprüfung, von zwei Prüfern zu bewerten. Die
Note ergibt sich als arithmetisches Mittel der Einzelbewertungen.
Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten.

(3) Die Bearbeitungszeit für Projektarbeiten beträgt in der Regel
höchstens sechs Monate. Für die Festlegung dieser Bearbeitungs-
zeit gilt § 11 Abs. 1.

(4) Bei einer in Form einer Teamarbeit erbrachten Projektarbeit
muss der Beitrag des einzelnen Kandidaten deutlich erkennbar
sein und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllen.

§ 15 
Bachelor-Thesis und Kolloquium

(1) Die Bachelor-Thesis ist eine Prüfungsarbeit, die das Studium
abschließt. Sie soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist,
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus seinem Fach
selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Bachelor-Thesis kann von einem Professor oder einer
anderen nach § 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungs-
berechtigten Person ausgegeben und betreut werden, soweit diese
an der Hochschule Wismar im Studiengang tätig ist. Soll die
Bachelor-Thesis in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule
Wismar durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung
des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses.

(3) Auf Antrag wird dem Kandidaten rechtzeitig unter Berück-
sichtigung der nach Maßgabe des § 8 festgelegten Termine ein
Thema für die Bachelor-Thesis zugeteilt. Die Vergabe des The-

mas erfolgt über den Prüfungsausschuss. Der Kandidat kann Vor-
schläge für das Thema der Bachelor-Thesis machen. Der Zeit-
punkt der Ausgabe sowie das Thema sind aktenkundig zu machen.
Das Thema kann nur einmal und auf Antrag zurückgegeben wer-
den. Der für die Rückgabe geltend gemachte Grund muss unver-
züglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Über
den Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss nach Anhörung der
zuständigen Prüfer. Ein Thema für die Bachelor-Thesis wird von
Amts wegen ausgegeben, wenn ein Kandidat, der die in der Anla-
ge 1 für die Pflicht- und Wahlpflichtmodule sowie das Praktikum
vorgesehenen Credits erworben hat, nach der letzten Modulprü-
fung nicht innerhalb von vier Wochen einen Vorschlag für das
Thema einreicht. 

(4) Die Bachelor-Thesis kann auch in Form einer Gruppenarbeit
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende
Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe von Ab-
schnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die
eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar
und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Bachelor-Thesis und deren Ver-
längerung werden in der Anlage 3 geregelt. Thema, Aufgaben-
stellung und Umfang der Bachelor-Thesis sind vom Betreuer so
zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Bachelor-Thesis
eingehalten werden kann. 

(6) Die Bachelor-Thesis ist fristgemäß beim Zentralen Prüfungs-
amt der Hochschule Wismar in drei Exemplaren abzuliefern; der
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Soweit für die
Bachelor-Thesis die Anfertigung von Modellen, Zeichnungen
oder anderen künstlerischen Arbeiten erforderlich ist, sind diese
im Original mit je zwei fotografischen Abbildungen des Objekts
abzuliefern. Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versi-
chern, dass er seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit seinen ent-
sprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbständig ver-
fasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfs-
mittel benutzt hat. Eine nicht fristgemäß eingereichte Arbeit ist
mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(7) Die Bachelor-Thesis ist von zwei Prüfern zu bewerten, von
denen einer Professor der Hochschule Wismar sein muss. Der
Betreuer der Bachelor-Thesis ist einer der Prüfer. Die Prüfer wer-
den vom Prüfungsausschuss bestimmt. Die einzelnen Bewertun-
gen sind gemäß § 5 vorzunehmen und von jedem Prüfer einzeln
schriftlich zu begründen. Bei nicht übereinstimmender Bewertung
durch die beiden Prüfer wird die Note der Bachelor-Thesis aus
dem arithmetischen Mittel der beiden Noten unter entsprechender
Anwendung von § 4 Abs. 1 gebildet. Das Bewertungsverfahren
soll vier Wochen nicht überschreiten.

(8) Der Kandidat hat seine Bachelor-Thesis in einem Kolloquium
zu verteidigen. Die Bewertung der Bachelor-Thesis ist dem Kan-
didaten erst nach der Verteidigung unter Berücksichtigung ihres
Ergebnisses mitzuteilen.

(9) Die Verteidigung der Bachelor-Thesis wird einer Kommission,
deren Vorsitzender vom Prüfungsausschuss festgelegt wird, zur
Bewertung übergeben. Der Kommission gehören die nach Absatz 7
bezeichneten Prüfer an. Die Dauer des Kolloquiums beträgt min-
destens 30 Minuten und höchstens 45 Minuten. Das Kolloquium ist
hochschulöffentlich, es sei denn, der Kandidat widerspricht.

318 Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern Nr. 3/2005



(10) Die Note des Kolloquiums ergibt sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der Einzelbewertungen. Sie geht mit einem Anteil
von 25 % in die Note für die Bachelor-Thesis ein. Wird das Kol-
loquium „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, führt das zu einer
Gesamtbewertung „nicht ausreichend“ (5,0). In diesem Falle sind
die Bachelor-Thesis mit einem neuen Thema und das Kolloquium
zu wiederholen.

§ 16
Prüfungsausschuss

(1) Der Prüfungsausschuss wird durch Beschluss des Fachberei-
ches gebildet. Er ist für alle das Prüfungsverfahren betreffende
Aufgaben und Entscheidungen des Prüfungswesens sowie für die
weiteren durch diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben zuständig.
Zur Erledigung der in § 17 Abs. 2 genannten Aufgaben und Ent-
scheidungen steht ihm das Zentrale Prüfungsamt zur Verfügung. 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus Professoren, wissen-
schaftlichen Mitarbeitern und Studierenden. Die Zusammenset-
zung wird in der Anlage 3 geregelt. Ist kein wissenschaftlicher
Mitarbeiter vorhanden, so fällt dieser Sitz der Gruppe der Profes-
soren zu. Für jedes der Mitglieder ist bei Bestellung ein Ersatz-
mitglied aus der jeweiligen Gruppe zu bestellen. Die Amtszeit der
studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt ein
Jahr, die Amtszeit der übrigen Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses beträgt drei Jahre. Eine Wiederbestellung ist zulässig. Die
Mitglieder des Prüfungsausschusses üben ihr Amt nach Ablauf
einer Amtsperiode weiter aus, bis Nachfolger bestellt worden sind
und diese ihr Amt angetreten haben.

(3) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und die weiteren Mitglie-
der des Prüfungsausschusses werden von dem zuständigen Fach-
bereichsrat bestellt. Entsprechend werden für die Mitglieder des
Prüfungsausschusses Ersatzmitglieder bestellt. Der Vorsitzende
und sein Stellvertreter müssen Professoren sein. Der Prüfungsaus-
schuss ist beschlussfähig, wenn neben dem Vorsitzenden oder
dessen Stellvertreter und zwei weiteren Professoren mindestens
zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er be-
schließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme des Vorsitzenden und in dessen Abwesenheit die
Stimme des Stellvertreters. Die studentischen Mitglieder des Prü-
fungsausschusses haben bei materiellen Prüfungsentscheidungen,
insbesondere über das Bestehen und Nichtbestehen und über die
Anrechnung von Studienzeiten sowie Prüfungs- und Studienleis-
tungen, kein Stimmrecht. An der Beratung und Beschlussfassung
über Angelegenheiten, die die Festlegung von Prüfungsaufgaben
oder die ihre eigene Prüfung betreffen, nehmen die studentischen
Mitglieder des Prüfungsausschusses nicht teil.

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Der Prüfungsausschuss
berichtet regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, dem Fachbe-
reich über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten ein-
schließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Bachlor-
Thesis sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. Das
Rektorat der Hochschule Wismar legt den Bericht des Prüfungs-
ausschusses in geeigneter Weise offen. Der Prüfungsausschuss
gibt Anregungen zur Reform der Studienordnung, des Studienpla-
nes und der Prüfungsordnung.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen; ausgenommen
sind studentische Mitglieder, die sich im selben Prüfungszeitraum
der gleichen Prüfung zu unterziehen haben.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und die Ersatzmit-
glieder unterliegen der Amtverschwiegenheit. Sofern sie nicht im
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzenden zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

(7) Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer

1. über den Kandidaten das Sorgerecht hat,
2. zu dem Kandidaten in einer engen persönlichen Beziehung

steht oder wirtschaftliche Beziehungen unterhält.

(8) Der Prüfungsausschuss überträgt die Erledigung seiner Auf-
gaben für alle Regelfälle widerruflich mit Ausnahme der Ent-
scheidung über Widersprüche auf seinen Vorsitzenden.

§ 17
Zentrales Prüfungsamt

(1) Unbeschadet der Zuständigkeit des Prüfungsausschusses ge-
mäß § 16 Abs. 1 ist das Zentrale Prüfungsamt der Hochschule
Wismar für die Organisation des Prüfungsverfahrens zuständig.

(2) Das Zentrale Prüfungsamt hat insbesondere folgende Aufga-
ben:

1. Bekanntgabe des Prüfungszeitraumes und der Meldefristen
für die Prüfungen

2. Fristenkontrolle der Prüfungstermine gemäß § 37 des Lan-
deshochschulgesetzes

3. Führung der Prüfungsakten
4. Koordination der Prüfungstermine und Aufstellung von ent-

sprechenden Prüfungsplänen für Prüfer, Beisitzer und Prü-
fungsaufsichten

5. Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu
Modulprüfungen und zur Bachelor-Thesis

6. Erteilung der Zulassung zu Prüfungen gemäß Nr. 5
7. Aufstellung von Listen der Kandidaten eines Prüfungstermins
8. Überwachung der Bewertungsfristen gemäß §§ 13 Abs. 1

Satz 3, 15 Abs. 7 Satz 6
9. Entgegennahme des Antrages auf Zuweisung eines Themas

für die Bachelor-Thesis
10. Zustellung des Themas der Bachelor-Thesis an den Kandida-

ten
11. Entgegennahme der fertig gestellten Bachelor-Thesis
12. Benachrichtigung der Kandidaten über das Prüfungsergebnis
13. Ausfertigung und Aushändigung von Zeugnissen, Bachelor-

Urkunden und Bescheiden gemäß § 3 Abs. 3 und 4

§ 18
Prüfer und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer und Beisitzer. Zu
Prüfern und Beisitzern dürfen nur Professoren und andere nach 
§ 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungsberechtigte
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Personen bestellt werden. Zum Beisitzer darf nur bestellt werden,
wer mindestens die entsprechende Bachelor-Prüfung oder eine
vergleichbare Prüfung abgelegt hat. Der Beisitzer darf den Kandi-
daten weder befragen noch seine Prüfungsleistung beurteilen. Die
Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(2) Der Kandidat kann für die Bachelor-Thesis und die mündli-
chen Prüfungen einen Prüfer oder mehrere Prüfer vorschlagen.
Der Vorschlag begründet keinen Anspruch.

(3) Die Namen der Prüfer sind dem Kandidaten rechtzeitig
bekannt zu geben.

(4) Für die Prüfer und Beisitzer gilt § 16 Abs. 6 und 7 entsprechend.

§ 19
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen wer-
den ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an einer
Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland in demselben Stu-
diengang erbracht wurden. Soweit die Bachelor-Prüfung Fächer
nicht enthält, die an der Hochschule Wismar Gegenstand der Bache-
lor-Prüfung sind, ist eine Anerkennung mit Auflagen möglich.

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in
Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, werden angerech-
net, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist oder durch ECTS-
Punkte nachgewiesen wird. Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang
und in den Anforderungen denjenigen des entsprechenden Studi-
ums an der Hochschule Wismar im Wesentlichen entsprechen.
Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbe-
trachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrech-
nung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun-
gen sowie multimedial gestützter Studien- und Prüfungsleistun-
gen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht wur-
den, sind die von der Kultusministerkonferenz und Hochschulrek-
torenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Ab-
sprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten.

(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
sowie für multimedial gestützte Studien- und Prüfungsleistungen
in staatlich anerkannten Fernstudien gelten die Absätze 1 und 2
entsprechend. 

(4) Einschlägige berufspraktische Tätigkeiten können angerech-
net werden.

(5) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu über-
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(6) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 be-
steht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt durch

den Prüfungsausschuss. Der Studierende hat die für die Anrech-
nung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

(7) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleis-
tungen und Prüfungsleistungen ist der Prüfungsausschuss. Vor
der Feststellung der Gleichwertigkeit sind die zuständigen Fach-
vertreter zu hören.

§ 20
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Die Bachelor-Prüfung kann nur ablegen, wer

1. aufgrund eines Zeugnisses der allgemeinen Hochschulreife,
der fachgebundenen Hochschulreife oder der Fachhochschul-
reife oder aufgrund einer durch Rechtsvorschrift, insbesonde-
re §§ 19 und 20 des Landeshochschulgesetzes (Zugangsprü-
fung; Einstufungsprüfung) oder von der zuständigen staatli-
chen Stelle als gleichwertig anerkannten Zugangsberechti-
gung für denselben Bachelor-Studiengang an der Hochschule
Wismar eingeschrieben ist und

2. ein Studium nach Maßgabe der Studienordnung absolviert hat
und 

3. die Prüfungsvorleistungen für die jeweiligen Modulprüfungen
(Anlage 1) erbracht hat.

(2) Die Zulassung zu einer Modulprüfung setzt voraus, dass der
Kandidat in dem Semester, in dem er sich zu einer Modulprüfung
meldet, in demselben Bachelor-Studiengang an der Hochschule
Wismar eingeschrieben ist.

(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung ist innerhalb einer vom
Prüfungsausschuss festgesetzten Meldefrist und Form bei dem Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses zu beantragen. Der Antrag ist
beim Zentralen Prüfungsamt einzureichen. Dem Antrag auf Zulas-
sung zu den Modulprüfungen sind folgende Unterlagen beizufügen
oder bis zu einem vom Prüfungsausschuss festgesetzten Termin
nachzureichen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt wurden:

1. eines der in Absatz 1 genannten Zeugnisse
2. der Nachweis der erforderlichen Prüfungsvorleistungen (§ 22)
3. Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an Modulen gemäß

der Studienordnung
4. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung ent-

sprechender Prüfungen,
5. eine Erklärung, dass bisherige Versuche zur Ablegung einer

Bachelor-Prüfung in demselben oder einem verwandten Stu-
diengang an einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutsch-
land einmalig oder endgültig nicht bestanden wurden und dass
auch kein entsprechendes Prüfungsverfahren an einer anderen
Hochschule anhängig ist und

6. im Falle mündlicher Prüfungsleistungen eine Erklärung darü-
ber, ob einer Zulassung von Zuhörern widersprochen wird

Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 3 erfor-
derliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise beizufügen,
kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf andere
Art zu führen. Der Antrag auf Zulassung zu einer Modulprüfung
ist verbindlich; er kann schriftlich bei dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses bis spätestens eine Woche vor dem festgesetz-
ten Prüfungstermin ohne Angabe von Gründen und ohne Anrech-
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nung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zurückge-
nommen werden. Über die Zulassung entscheidet der Prüfungs-
ausschuss. 

(4) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt
werden, wenn

1. die in Absatz 1 und 2 genannten Voraussetzungen oder die
Verfahrensvorschriften nach Absatz 3 nicht erfüllt sind oder

2. die Unterlagen unvollständig sind oder
3. der Kandidat in demselben oder in einem verwandten Stu-

diengang an einer Hochschule entweder die Bachelor-Prüfung
oder die entsprechende Prüfung endgültig nicht bestanden hat
oder sich in einem Prüfungsverfahren befindet.

II. Bachelor-Prüfung

§ 21
Zweck und Durchführung der Bachelor-Prüfung

(1) Die Bachelor-Prüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden
Abschluss des Bachelor-Studienganges. Durch die Prüfung wird
festgestellt, ob der Kandidat die Zusammenhänge seines Faches
überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und
Erkenntnisse anzuwenden und die für den Übergang in die Berufs-
praxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben hat.

(2) Die Bachelor-Prüfung wird mit der Bachelor-Thesis und dem
dazugehörigen Kolloquium abgeschlossen.

§ 22
Prüfungsvorleistungen

(1) Die in der Anlage 1 aufgeführten Prüfungsvorleistungen sind
Zulassungsvoraussetzung für die Teilnahme an den in dieser An-
lage bezeichneten Modulprüfungen.

(2) Die Zulassungsvoraussetzungen zur Bachelor-Thesis und
zum Kolloquium werden in der Anlage 3 geregelt.

§ 23
Art, Umfang und Gegenstand der Bachelor-Prüfung

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus

– den Modulprüfungen und
– der Bachelor-Thesis einschließlich des Kolloquiums gemäß § 15

(2) Die Pflichtmodule und Wahlpflichtmodule des Bachelor-Stu-
diums, deren Umfang und Art, sind der Anlage 1 zu entnehmen.
Das jeweilige Wahlpflichtmodul wird aus wirtschaftlichen Grün-
den nur angeboten, wenn sich eine Mindestteilnehmerzahl für die-
ses einschreibt. Die Anzahl der Mindestteilnehmer je Wahl-
pflichtmodul wird in Anlage 3 geregelt. 

(3) Die Modulprüfungen setzen sich aus den in der Anlage 1
angegebenen Prüfungsleistungen zusammen. 

(4) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der
den Prüfungsfächern zugeordneten Lehrveranstaltungen.

(5) Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem Inhalt der
Lehrveranstaltungen, die aufgrund der Studienordnung für das be-
troffene Studienfach angeboten werden.

(6) Der Kandidat wird zum Kolloquium nur zugelassen, wenn er
sämtliche anderen Prüfungsleistungen erfolgreich abgelegt hat.

§ 24
Zusatzmodule

Der Kandidat kann sich einer Prüfung in weiteren als den vorge-
schriebenen Modulen unterziehen (Zusatzmodule). Das Ergebnis
der Prüfung in diesen Fächern wird bei der Festsetzung der Ge-
samtnote nicht mit einbezogen.

§ 25
Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und 

Zeugnisergänzung

(1) Die Gesamtnote errechnet sich entsprechend § 4 aus den Mo-
dulnoten gemäß § 23 und der Note der Bachelor-Thesis (ein-
schließlich Kolloquium). Die Modulnoten gehen mit einem Anteil
von 90 %, die Bachelor-Thesis mit Kolloquium mit einem Anteil
von 10 % in die Gesamtnote ein. Darüber hinaus können weitere
Regelungen in der Anlage 3 aufgenommen werden.

(2) Für die Bildung der Gesamtnote gilt § 4 Abs. 2 entsprechend.

(3) Bei hervorragenden Leistungen gemäß § 5 kann das Gesamt-
urteil „mit Auszeichnung bestanden“ erteilt werden.

(4) Über die bestandene Bachelor-Prüfung erhält der Kandidat
unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, ein Zeugnis
in deutscher und englischer Sprache. In das Zeugnis sind der Stu-
diengang, der gewählte Studienschwerpunkt, die Modulnoten der
Bachelor-Prüfung, das Thema der Bachelor-Thesis und deren
Note sowie die Gesamtnote der Bachelor-Prüfung aufzunehmen.
Auf Antrag des Kandidaten können das Ergebnis der Prüfungen in
den Zusatzmodulen (§ 28) und die bis zum Abschluss der Bache-
lor-Prüfung benötigte Fachstudiendauer in das Zeugnis aufge-
nommen werden. Auf Antrag des Kandidaten ist in einem Beiblatt
zum Zeugnis die Notenverteilung des jeweiligen Prüfungsjahr-
ganges (Notenspiegel, Rangzahl) des Studienganges anzugeben.

(5) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(6) Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
und dem Dekan des Fachbereiches zu unterzeichnen.

(7) Mit dem Zeugnis erhält der Kandidat eine Zeugnisergänzung
(„Diploma Supplement“) gemäß Anlage 2, aus der die internatio-
nale Einordnung des bestehenden Abschlusses hervorgeht. Das
Diploma Supplement enthält insbesondere die folgenden Anga-
ben in englischer Sprache:

a) Identifizierende Angaben zur Person der Absolventin oder des
Absolventen

b) Identifizierende Angaben zur mit dem Abschluss erworbenen
Qualifikation und zum Fachbereich
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c) Angaben zur Ebene des Abschlusses innerhalb des deutschen
Bildungssystems, Zugangsvoraussetzungen und Dauer des
Studienprogramms

d) Angaben zur Form des Studiums, zu Studieninhalten und Stu-
dienerfolg

e) Angaben zum Status der Qualifikation (Zugang zu weiteren
Studien, Promotion, berufliche Qualifikationsmöglichkeiten)

f) Ergänzende Angaben zum Studium der Absolventin oder des
Absolventen (z. B. integriertes Auslandsstudium)

g) Angaben zur Ausstellung des Ergänzungstextes (Datum, Stelle)
h) Einordnung des Fachbereichs der Hochschule Wismar in das

nationale Hochschulsystem

§ 26
Hochschulgrad und Bachelor-Urkunde

(1) Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, wird der erste berufsqua-
lifizierende Abschluss verliehen.

Die genaue Bezeichnung für den Bachelor-Grad regelt die Anla-
ge 3.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Bache-
lor-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Ver-
leihung des Bachelor-Grades beurkundet. Die Bachelor-Urkunde
wird vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und vom Dekan
des Fachbereiches unterzeichnet und mit dem Siegel der Hoch-
schule Wismar versehen.

IV. Schlussbestimmungen

§ 27
Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung 

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und
wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be-

kannt, so können die Noten für die Prüfungsleistung, bei deren Er-
bringung der Kandidat getäuscht hat, und für die Modulprüfung
entsprechend berichtigt und die Bachelor-Prüfung für „nicht be-
standen“ erklärt werden. Entsprechendes gilt für die Bachelor-
Thesis.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Modulprüfung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Un-
recht erwirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so kann
die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und die Bachelor-Prü-
fung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch die
Bachelor-Urkunde einzuziehen, wenn die Bachelor-Prüfung auf-
grund einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine
Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer
Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlos-
sen.

§ 28
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
wird dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht
in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen
Gutachten und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Der Antrag ist
an das Zentrale Prüfungsamt zu richten.

§ 29
In-Kraft-Treten

(1) Diese Prüfungsordnung gilt erstmalig für die Prüfung von
Kandidaten, die im Wintersemester 2004/2005 für den Bachelor-
Studiengang Electrical Engineering an der Hochschule Wismar
eingeschrieben werden.

(2) Die vorliegende Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer
Veröffentlichung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Hochschule Wismar vom 18. März 2004 sowie der Genehmi-
gung des Rektors vom 18. Oktober 2004 sowie nach Durch-
führung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des Landes-
hochschulgesetzes (Schreiben des Ministeriums für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom
16. Februar 2005, Az. VII 300 c 3152-03/010).
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Fächergruppe Abschlussbezeichnung

Gestaltung Bachelor of Arts (B.A.)

Ingenieurwissenschaften Nach der inhaltlichen Aus-
richtung des Studiengangs:
Bachelor of Science (B.Sc.)
oder
Bachelor of Engineering (B.Eng.)

Rechtswissenschaften Bachelor of Laws (LL.B.)

Wirtschaftswissenschaften Nach der inhaltlichen Aus-
richtung des Studiengangs:
Bachelor of Arts (B.A.)
oder
Bachelor of Science (B.Sc.)

Wismar, den 18. Oktober 2004

Der Rektor
der Hochschule Wismar, 

University of Technology, Business and Design,
Professor Dr. Norbert Grünwald
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Anlage 1
Prüfungsplan Bachelor-Studiengang Electrical Engineering Seite 1

1. Semester 2. Semester 3. Semester 4. Semester 5. Semester 6. Semester 7. Semester

Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung ∑
PV CR PV CR PV CR PV CR PV CR PV CR PV CR Credits

PM 01 Mathematik I 1) 10 10

PM 02 Grdl. Elektrotechnik I 1) 11 11
2)

PM 03 Grdl. Technische Informatik 1) 5 5

PM 04 Werkstoffe und Technologie 1) 5 5
2)

PM 05 Mathematik II 1) 10 10

PM 06 Physik I 1) 5 5
2)

PM 07 Grdl. Elektrotechnik II 1) 11 11
2)

PM 08 Bauelemente u. Schaltungen I 1) 5 5

PM 09 Bauelemente u. Schaltungen II 1) 6 6
2)

PM 10 Automatisierungstechnik I 1) 5 5
2)

PM 11 Maschinen und Antriebe 1) 5 5
2)

PM 12 Elektroenergietechnik I 1) 5 5
2)

PM 13 Kommunikationstechnik I 1) 5 5
2)

PM 14 Programmierung II 1) 5 5
2)

PM 15 Gebäudeautomation 1) 5 5

PM 16 Regelungstechnik I 1) 5 5
2)

PM 17 Signal- und Systemtheorie 1) 5 5
2)

PM 18 Nachrichtentechnik 1) 5 52)

PM 19 Computational Engineering I 1) 5 5
2)

PM 20 Messtechnik 1) 5 5
2)

PM 21 Mikroprozessortechnik I 1) 5 5
2)

PM 22 Marketing und Management 1) 5 5

PM 23 Diskrete Signalverarbeitung 1) 5 5
2)

PM 24 EMV und Qualitätssicherung 1) 5 5
2)

WPM  01 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 02 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM  03 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 04 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 05 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

Praxisprojekt 20 Wochen 3) 30 30

Bachelor-Thesis  12 Wochen 
einschl. Kolloquium 12 12

∑ Credits 31 31 31 30 30 30 27 210

Modul

Es werden jedes Jahr die folgenden Wahlpflichtmodule angeboten, aus denen insgesamt so viele im Bachelor-Studiengang erfolgreich abgeschlossen werden
müssen, dass 25 CR erreicht werden.



1. Semester 2. Semester 3. Semester

Prüfung Prüfung Prüfung 
PV PV PV Credits

WPM I Techn. Mechanik und Konstruktion 1) 5
2)

WPM II Algorithmen und Datenstrukturen 1) 5
2)

WPM III Systemnahe Programmierung 1) 5
2)

WPM IV Sensorik 1) 5
2)

WPM V Antriebssysteme 1) 5
2)

WPM VI Kommunikationstechnik II 1) 5
2)

WPM VII Microsystem Technology I 1) 5
2)

WPM VIII Datenbanken, Informationssysteme 1) 5

WPM IX Fachenglisch I 1) 5
2)

WPM X Energiewirtschaft 1) 5
2)

WPM XI Automatisierungstechnik II 1) 5
2)

WPM XII Elektroenergietechnik II 1) 5
2)

WPM XIII Kommunikationstechnik III 1) 5
2)

WPM XIV Physik II 1) 5
2)

WPM XV Programmierung I 1) 5
2)

WPM XVI Betriebssysteme 1) 5
2)

WPM XVII Regenerative Energien 1) 5
2)

WPM XVIII Nachrichtenübertragung 1) 5
2)

WPM XIX Datenbankprogrammierung 1) 5

WPM XX Präsentationstechnik/Publizieren 1) 5
2)
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Anlage 1
Katalog der Wahlpflichtmodule Seite 2

für den Bachelor-Studiengang Electrical Engineering

Wahlpflichtmodul

M20 mündliche Prüfung
K120 Klausur, schriftliche Prüfung Die Zeiteinheiten hinter M und K entsprechen Minuten

1) M20 oder K120 oder APL, siehe Anlage 3
2) Praktikum oder Testat oder Gespräch oder Projekt, siehe Anlage 3
3) Das Praxisprojekt stellt eine fachgebietsübergreifende Studienarbeit dar und besteht aus einer schriftlichen Abfassung des zu bearbeitenden Pro-

jektes, der Vorstellung der Ergebnisse und einem Kolloquium. Die Ausgabe erfolgt in der ersten Woche, die Abgabe in der letzten Woche des prak-
tischen Studiensemesters.

CR Credits APL Alternative Prüfungsleistung   z.B. sonstige schriftliche Arbeit
PM Pflichtmodul WPM Wahlpflichtmodul
PV Prüfungsvorleistungen

Die WPM I bis WPM XX  dürfen jeweils nur einmal während des Bachelor-Studiums ausgewählt werden. 
Die Kreditpunkte für ein Modul werden grundsätzlich erst nach erfolgreicher Modulprüfung anerkannt.

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweiligen Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang in Kenntnis zu setzen.
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§ 1
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt sieben Semester. Das Studium glie-
dert sich in fünf Theoriesemester, ein Praxissemester und ein
Theoriesemester mit integrierter Bachelor-Abschlussarbeit (Ba-
chelor-Thesis).

§ 2
Prüfungsform

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweili-
gen Fach über die für sie geltende Art der zu absolvierenden Prü-
fung und deren Umfang sowie deren Prüfungssprache in Kenntnis
zu setzen. Wird keine Prüfungssprache explizit benannt, gilt als
Prüfungssprache Deutsch. 

§ 3
Prüfungsvorleistung

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweili-
gen Fach über die für sie geltende Art und den Umfang der für die
Zulassung zu einer Modulprüfung notwendigen Vorleistung in
Kenntnis zu setzen.

§ 4
Wahlpflichtmodule

Die Einschreibung zu Wahlpflichtmodulen erfolgt bis spätestens
eine Woche vor Beginn der Lehrveranstaltung. Der Studiendekan
entscheidet auf Vorschlag des Lehrenden über eine minimale und
maximale Anzahl von Teilnehmern an der Lehrveranstaltung.
Diese sind in den Einschreibeunterlagen zu verzeichnen.

§ 5
Praktisches Studiensemester

Das praktische Studiensemester umfasst 20 Wochen. Es wird in
der Regel im sechsten Semester abgeleistet. Die Zulassung erfolgt
auf Antrag. Es müssen zum Zeitpunkt der Antragstellung mindes-
tens 125 Credits erreicht worden sein. Näheres regelt die Studien-
ordnung des Bachelor-Studiengangs Electrical Engineering
(Anlage 4). In die Ermittlung der Gesamtnote geht die schriftliche
Abfassung mit 60 % und die Vorstellung der Ergebnisse und das
Kolloquium mit 40 % ein.

§ 6
Bachelor-Thesis

Die Bachelor-Thesis dauert zwölf Wochen und darf erst nach er-
folgreicher Ableistung des praktischen Studiensemesters und
nach dem Erreichen von 198 Credits begonnen werden. Sie wird
in der Regel am Ende des siebten Semesters bearbeitet. Auf An-
trag an den Prüfungsausschuss und mit Meldung an das Prüfungs-
amt kann die Bearbeitungszeit in begründeten Fällen um maximal
drei Wochen verlängert werden. 

§ 7
Fachexkursionen

Fachexkursionen können Bestandteil der Lehrmodule sein. Der
Lehrende bestimmt durch Erklärung gegenüber den Studierenden
ob eine Exkursion Bestandteil der Lehrveranstaltung ist und ob
diese als Prüfungsvorleistung nach § 3 gewertet wird.

§ 8
Zweite Wiederholung von Modulprüfungen

Eine zweite Wiederholung einer nicht bestandenen Modulprüfung
ist grundsätzlich nur zulässig, wenn

1. ein besonderer Härtefall vorliegt oder
2. der Kandidat mindestens die Hälfte aller bis dahin abzulegen-

den Modulprüfungen nach Anlage 1 mit wenigstens „befriedi-
gend“ (siehe Prüfungsordnung § 4 Abs. 1) bestanden hat oder

3. er nur eine Modulprüfung nicht bestanden hat,

wobei nicht mehr als acht Modulprüfungen ein zweites Mal wie-
derholt werden können.
Der Antrag ist schriftlich an den Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses des Fachbereichs Elektrotechnik und Informatik zu rich-
ten und beim Prüfungsamt einzureichen.

§ 9
Bildung der Gesamtnote

In die Ermittlung der gewichteten Durchschnittsnote der Modul-
prüfungen gehen die Noten der Pflichtmodule und der belegten
Wahlpflichtmodule ein. Als Wichtungsfaktoren der Modulnoten
werden die jeweiligen Credits der Anlage 1 verwandt:

Gewichtete Durchschnittsnote ∑ (Modulnote * CR)

der Modulprüfungen                   = ∑ (CR)

In die Ermittlung der Gesamtnote geht die gewichtete Durch-
schnittsnote der Modulprüfungen mit einem Anteil von 75 % und
die Bachelor-Thesis mit Kolloquium mit einem Anteil von 25 % ein.

§ 10
Prüfungsausschuss

Der Prüfungsausschuss besteht aus sieben Mitgliedern, davon vier
Professoren, einem wissenschaftlichen Mitarbeiter und zwei Stu-
dierenden. Der Studiendekan ist automatisch Mitglied des Prü-
fungsausschusses.

§ 11
Bachelor-Urkunde

Nach bestandener Bachelor-Prüfung verleiht die Hochschule den
berufsqualifizierenden Abschluss „Bachelor of Engineering“ (ab-
gekürzt „B. Eng.“).
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Anlage 3

Besondere Bestimmungen für den
Bachelor-Studiengang Electrical Engineering



I. Allgemeines*

§ 1
Regelstudienzeit, Studienaufbau 

und Stundenumfang

(1) Die Regelstudienzeit wird in der Anlage 3 geregelt. Sie um-
fasst die theoretischen Studiensemester, eine integrierte Praxis-
phase und die Prüfungen, einschließlich der Bachelor-Thesis.

(2) Alle Lehrveranstaltungen sind zu Modulen zusammengefasst.
Module bezeichnen einen Verbund von sinnvoll aufeinander be-
zogenen beziehungsweise aufeinander aufbauenden Lehrveran-
staltungen, die sich einem bestimmten thematischen oder inhaltli-
chen Schwerpunkt widmen. Die Module können in Ausnahmefäl-
len blockweise angeboten werden. In jedem Modul ist eine stu-
dienbegleitende Modulprüfung abzulegen. Entsprechend dem
ECTS richtet sich die Zahl der Credits, die für ein Modul oder die
Bachelor-Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium vergeben
wird, nach der jeweils für einen durchschnittlich begabten Kandi-

daten regelmäßig zugrunde zu legenden Arbeitsbelastung. Die
gesamte Arbeitsbelastung des Kandidaten beträgt im Semester
900 Stunden. Dieser Zeitaufwand entspricht 30 Credits. Credits
werden in ganzen Zahlen vergeben. 

(3) Der Studieninhalt orientiert sich an der Studienordnung.
Diese enthält die detaillierte Beschreibung der Module.

(4) In das Studium sind Fachexkursionen als fachwissenschaftli-
che Veranstaltungen integriert, die als eigenständige Lehrveran-
staltungen außerhalb der Hochschule angeboten werden können.
Der Gesamtumfang wird in der Anlage 3 geregelt.

(6) Zur Ergänzung der Ausbildung und Erhöhung des Anwen-
dungsbezugs sind integrierte Praxisphasen als Unternehmens-
praktikum in das Studium eingeordnet. Sie sind bis zum Beginn
der Bachelor-Thesis abzuschließen und sollen in engem zeitli-
chem Zusammenhang in der vorlesungsfreien Zeit absolviert wer-
den. Der Umfang ist in der Anlage 3 geregelt. Ein wesentlicher
Teil der integrierten Praxisphase sollte ins Ausland gelegt werden.
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Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang Multimedia Engineering 
der Hochschule Wismar,

University of Technology, Business and Design

Vom 18. Oktober 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 und von § 38 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 4 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern (Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 5. Juni 2003 (GVOBl. M-V S. 331)2, hat die Hochschule Wismar, University of Business, Technology and Design, die
folgende Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang Multimedia Engineering als Satzung erlassen:

Inhaltsverzeichnis

I. Allgemeines

§ 1 Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang
§ 2 Prüfungsaufbau
§ 3 Bestehen oder Nichtbestehen 
§ 4 Bildung der Modulnoten
§ 5 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 6 Vergabe von Credits
§ 7 Prüfungstermine 
§ 8 Meldefristen und Fristüberschreitung
§ 9 Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen und der

Bachelor-Thesis
§ 10 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
§ 11 Arten der Prüfungsleistungen
§ 12 Mündliche Prüfungen
§ 13 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten
§ 14 Projektarbeiten
§ 15 Bachelor-Thesis und Kolloquium
§ 16 Prüfungsausschuss
§ 17 Zentrales Prüfungsamt
§ 18 Prüfer und Beisitzer
§ 19 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-

fungsleistungen
§ 20 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

II. Bachelor-Prüfung

§ 21 Zweck und Durchführung der Bachelor-Prüfung
§ 22 Prüfungsvorleistungen
§ 23 Art, Umfang und Gegenstand der Bachelor-Prüfung
§ 24 Zusatzmodule
§ 25 Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Zeugnisergänzung
§ 26 Hochschulgrad und Bachelor-Urkunde

III. Schlussbestimmungen

§ 27 Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 In-Kraft-Treten

Anlagen

Anlage 1: Prüfungsplan
Anlage 2: Diploma Supplement
Anlage 3: Besondere Bestimmungen

1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 181
* Die Prüfungsordnung des Bachelor-Studienganges Multimedia-Engineering dient der Anwendung der Gesetze und der Gestaltung des Studiums auch im Hinblick auf die

Gleichstellung von Frau und Mann. Soweit die folgenden Vorschriften geschlechtsspezifische Wortformen verwenden, gelten diese gleichermaßen für beide Geschlechter. 



(7) Während des Studiums können Studien- und Prüfungsleistun-
gen an ausländischen Hochschulen absolviert werden. Die An-
rechnung der im Ausland erbrachten Studien- und Prüfungsleis-
tungen richtet sich nach dem European Credit Transfer System
(ECTS). Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.

§ 2
Prüfungsaufbau

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus Modulprüfungen, der inte-
grierten Praxisphase, den Exkursionen und der Bachelor-Thesis
mit Kolloquium.

(2) Modulprüfungen können jeweils aus einer oder mehreren
Prüfungsleistungen (§ 11 ff.) bestehen. In einer Modulprüfung
sollen in der Regel nicht mehr als drei Prüfungsleistungen er-
bracht werden; sie kann auch aus nur einer Prüfungsleistung be-
stehen. Die Anzahl der Prüfungen wird in der Anlage 1 geregelt. 

(3) Eine Modulprüfung umfasst das Prüfungsfach oder das
fächerübergreifende Prüfungsgebiet, dessen Durchdringung oder
hinreichende Beherrschung vom Kandidaten verlangt werden
muss, um das Studium mit Erfolg fortsetzen oder abschließen zu
können. 

(4) Modulprüfungen werden grundsätzlich studienbegleitend ab-
genommen, wenn die Lehrinhalte des Prüfungsfaches in dem für
das Studium vorgesehenen vollen Umfang vermittelt worden
sind. Prüfungen, die ein Modul abschließen, sind bis zum Beginn
des Folgesemesters anzubieten.

(5) Die Zulassung zu den Modulprüfungen wird nach Maßgabe des
§ 22 vom Nachweis bestimmter Prüfungsvorleistungen abhängig
gemacht; Prüfungsvorleistungen bestehen in der Regel aus Leis-
tungsnachweisen. Ein Leistungsnachweis ist die Bescheinigung
über jeweils eine gemäß dieser Prüfungsordnung als Zulassungs-
voraussetzung für die Modulprüfung geforderte individuell erkenn-
bare Studienleistung auf mindestens ausreichendem Niveau; eine
weiter gehende Benotung findet nicht statt. Ein Leistungsnachweis
ersetzt keine Prüfungsleistung und unterliegt nicht den Regeln des 
§ 9. Die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveranstaltung wird in
der Regel durch einen Leistungsnachweis nachgewiesen. Inhalt und
Umfang der Leistungsnachweise sind in der Anlage 1 festgelegt;
Abweichungen von den §§ 11 bis 14 sind zulässig.

§ 3
Bestehen oder Nichtbestehen 

(1) Die Bachelor-Prüfung ist bestanden, wenn die integrierte Pra-
xisphase und die Exkursionen erfolgreich abgeschlossen, sämtli-
che Modulprüfungen der Bachelor-Prüfung bestanden und die
Bachelor-Thesis einschließlich des Kolloquiums mindestens mit
„ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.

(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn jede ihrer Prüfungs-
leistungen mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet
ist. Dies gilt auch für die Bachelor-Thesis und das Kolloquium.

(3) Hat der Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden oder
wurde die Bachelor-Thesis schlechter als „ausreichend“ (4,0)

bewertet, so erhält der Kandidat hierüber vom Prüfungsausschuss
einen schriftlichen Bescheid mit einer Rechtsbehelfsbelehrung,
der auch darüber Auskunft gibt, ob und gegebenenfalls in wel-
chem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung oder die
Bachelor-Thesis wiederholt werden können. Es ist insbesondere
auf die Folgen des § 17 Abs. 6 Nr. 4 des Landeshochschulgeset-
zes (LHG) hinzuweisen.

(4) Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung nicht bestanden, und
will er das Studium nicht, nicht sofort oder nicht an der Hoch-
schule Wismar fortsetzen, so wird ihm auf Antrag und gegen Vor-
lage der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulations-
bescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden
Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die Bachelor-
Prüfung nicht bestanden ist.

§ 4
Bildung der Modulnoten

(1) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen
errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der Noten der
einzelnen Prüfungsleistungen unter Berücksichtigung ihrer Ge-
wichtung gemäß der Credits in der Anlage 1. 

Summe (Prüfungsleistungen * CR)
Modulnote =

(Summe der CR)

Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestri-
chen. Die Modulnote lautet

bei einem Durchschnitt
bis einschließlich 1,5 = sehr gut;

bei einem Durchschnitt
von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut;

bei einem Durchschnitt
von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend;

bei einem Durchschnitt
von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend;

bei einem Durchschnitt
ab 4,1 = nicht ausreichend.

(2) Besteht eine Modulprüfung nur aus einer Prüfungsleistung, so
ist deren Note gleichzeitig die erzielte Note des Moduls.

§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen

Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den
jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungs-
leistungen sind folgende Noten zu verwenden:

1,0; 1,3 = sehr gut = eine hervorragende 
Leistung
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1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine Leistung, die 
erheblich über den 
durchschnittlichen 
Anforderungen liegt

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die 
durchschnittlichen An-
forderungen entspricht

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz 
ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht 
mehr genügt

§ 6
Vergabe von Credits 

(1) Die Vergabe von Credits richtet sich nach dem European Cre-
dit Transfer System (ECTS). Das ECTS dient der quantitativen
Anrechnung der sich aus dieser Prüfungsordnung für den Kandi-
daten ergebenden Gesamtbelastung.

(2) Credits werden für die in der Anlage 1 vorgesehenen Modu-
le, die integrierte Praxisphase, die Exkursionen und die Bachelor-
Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium vergeben.

(3) Die Vergabe von Credits setzt das Bestehen der jeweiligen
Modulprüfung, die erfolgreiche Durchführung der integrierten
Praxisphase und der Exkursionen oder das Bestehen der Bachelor-
Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium voraus.

§ 7
Prüfungstermine

(1) Die Bachelor-Prüfung soll spätestens bis zum Ende der Re-
gelstudienzeit abgeschlossen sein. Sie kann vor diesem Zeitpunkt
abgelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Prü-
fungsvorleistungen erbracht worden sind.

(2) Die Modulprüfungen werden in der Regel studienbegleitend
abgelegt. Der Prüfungsausschuss bestimmt spätestens sechs Wo-
chen vorher die Prüfungstermine und macht sie durch Aushang
bekannt. Die Modulprüfungen sind in jedem Semester unmittelbar
nach Abschluss der Vorlesungszeit, in der Regel im dreiwöchigen
Prüfungszeitraum zum Ende des Semesters, anzubieten. 

(3) Der Kandidat ist rechtzeitig über Art und Zahl der nach § 22
erforderlichen Prüfungsvorleistungen und der zu absolvierenden
Modulprüfungen mit den ihnen zugeordneten Prüfungsleistungen
und über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind, sowie über
den Aus- und Abgabezeitpunkt der Bachelor-Thesis zu informie-
ren. Ihm sind ebenso für jede Modulprüfung die jeweiligen Wie-
derholungstermine bekannt zu geben. 

(4) Dem Kandidaten ist bekannt zu geben, wann unter Berück-
sichtigung aller Fristüberschreitungs- und Wiederholungsmög-
lichkeiten in der Bachelor-Prüfung die Rechtsfolge des § 17 
Abs. 6 Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes (LHG) einsetzt.

§ 8
Meldefristen und Fristüberschreitung

(1) Der Kandidat hat sich zu einer Prüfung gemäß § 20 Abs. 3 zu
melden. Für die Meldung zur Prüfung wird jeweils eine Frist
gesetzt, die sich nach dem jeweiligen Prüfungstermin richtet. Zwi-
schen dem Ende der Meldefrist und dem Beginn der Prüfung müs-
sen mindestens vier Wochen liegen.

(2) Überschreitet der Kandidat aus von ihm zu vertretenden Grün-
den die vom Prüfungsausschuss gemäß § 20 Abs. 3 festgelegten
Fristen zur Meldung für seine letzte Modulprüfung um mehr als
zwei Semester oder legt er die Prüfung zu der er sich gemeldet hat,
aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht ab, so gilt diese Modul-
prüfung als abgelegt und nicht bestanden. Für die einzelnen Modul-
prüfungen gelten die Meldetermine der Bachelor-Prüfung als spä-
tester Termin im Sinne von Satz 1 gilt entsprechend für eine nicht
zum vorgesehenen Termin begonnene Bachelor-Thesis. Versäum-
nisgründe, die der Studierende nicht zu vertreten hat, sind dem Prü-
fungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen und glaubhaft
zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, so ist
von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der dem Studierenden
schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Versäumnisgründen im Sinne
von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und die Fristen
der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Auf Antrag des Kandidaten können Auslands- und Sprachstu-
dienaufenthalte und Zeiten der aktiven Mitarbeit in Hochschulgre-
mien nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet werden. Un-
berücksichtigt bleibt ein Auslandsstudium bis zu zwei Semestern,
ein Sprachsemester bis zu einem Semester, wenn der Kandidat
nachweislich an einer ausländischen Hochschule für einen Studien-
gang, in dem er diese Regelung in Anspruch nehmen möchte, ein-
geschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in angemessenen
Umfang besucht und je Semester mindestens zehn credits erworben
hat. Ferner können Fachsemester, höchstens jedoch bis zu zwei
Semestern, nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet werden,
wenn der Kandidat während dieser Zeit als gewähltes Mitglied in
gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsmäßigen Organen
der Hochschule tätig und nachweislich am ordnungsgemäßern Stu-
dium in erheblichem Maße gehindert war. Über den Antrag des
Kandidaten entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(4) Unabhängig von Absatz 2 Satz 3 kann der zuständige Prü-
fungsausschuss unter Würdigung der Ursachen für die Verzöge-
rung des Studiums Ausnahmen von Absatz 2 Satz 2 zulassen,
wenn der Kandidat nach Inanspruchnahme der Studienberatung
eine vom Prüfungsausschuss befürwortete Konzeption für die Be-
endigung des Studiums innerhalb von zwei Semestern vorlegt.

§ 9
Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen 

und der Bachelor-Thesis

(1) Erstmals nicht bestandene Modulprüfungen gelten als dann
nicht unternommen, wenn sie zu den in der Anlage 1 vorgesehenen
Regelprüfungsterminen abgelegt werden (Freiversuch). Satz 1 gilt
nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen Ver-
haltens, insbesondere eines Täuschungsversuchs, für nicht bestan-
den erklärt wurde. Für die Bachelor-Thesis gilt Absatz 10. 
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(2) Eine zu den in der Anlage 1 vorgesehenen Regelprüfungster-
minen bestandene Prüfungsleistung der Bachelor-Prüfung kann
zur Notenverbesserung erneut abgelegt werden. Der Freiversuch
bestandener Prüfungsleistungen ist nur auf Klausuren und Steg-
reife anwendbar. Die erstmals bestandene Prüfungsleistung gilt
mit der Meldung zur Prüfung als nicht unternommen.

(3) Die Wiederholung einer im Rahmen der Freiversuchsrege-
lung abgelegten Modulprüfung hat zum nächsten regulären Prü-
fungstermin zu erfolgen. 

(4) Ist ein Kandidat aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, an
der Wahrnehmung eines Freiversuchs gehindert, sind die Gründe
dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen und
glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe
an, so ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der dem Kan-
didaten schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Hindernisgründen im
Sinne von Satz 1 sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und die
Fristen der Elternzeit zu beachten.

(5) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann unabhängig vom
Freiversuch einmal wiederholt werden. Die Wiederholung einer
bestandenen Modulprüfung unabhängig vom Freiversuch ist nicht
zulässig. Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesre-
publik Deutschland werden angerechnet. Die Wiederholungsprü-
fung ist nur zum nächsten regulären Prüfungstermin nach Ablauf
des jeweiligen Prüfungsverfahrens zulässig, sofern nicht dem
Kandidaten wegen besonderer, von ihm nicht zu vertretender
Gründe eine Nachfrist gewährt wird. Für die Bachelor-Thesis gilt
Absatz 10.

(6) Besteht eine nicht bestandene Modulprüfung aus mehreren
Prüfungsleistungen, sind nur die mit der Note „nicht ausreichend“
(5,0) bewerteten Prüfungsleistungen zu wiederholen. 

(7) Eine Wiederholung einer Modulprüfung liegt auch dann vor,
wenn eine im Rahmen eines Freiversuches (Absatz 1) abgelegte
Modulprüfung nicht bestanden worden ist und ein dritter Versuch
erforderlich wird. 

(8) Eine zweite Wiederholung kann für in der Anlage 3 zu be-
stimmenden Ausnahmefälle und nur zum nächsten regulären Prü-
fungstermin erfolgen. 

(9) Bei Versäumnis der Wiederholungsfrist gilt die Modulprüfung
als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat hat das
Versäumnis nicht zu vertreten. Der für das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt und
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Studierenden ist ein
amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kandidaten
steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu versorgen-
den Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den Grund an, so
wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Studierenden schriftlich
mitgeteilt wird; dies ist in der Regel der nächstmögliche Prüfungs-
termin, sofern der anerkannte Grund dem nicht entgegensteht. 

(10) Die Bachelor-Thesis und das Kolloquium können bei einer
Bewertung, die schlechter als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal
wiederholt werden. Die Wiederholung einer Bachelor-Thesis, die
„ausreichend“ (4,0) und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig.
Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesrepublik
Deutschland werden angerechnet. Die Vergabe muss alsbald, spä-

testens sechs Wochen nach Bekanntgabe des Ergebnisses der
Bachelor-Thesis beim Prüfungssauschuss beantragt werden. Eine
Rückgabe des Themas der Bachelor-Thesis ist nur zulässig, wenn
der Kandidat bei der Anfertigung seiner ersten Bachelor-Thesis
von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

(11) Werden die Termine und Fristen für Prüfungen beziehungs-
weise Prüfungswiederholungen gemäß der Absätze 3, 5, 8 und 9
versäumt, gilt die Modulprüfung beziehungsweise Bachelor-The-
sis als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat hat
das Versäumnis nicht zu vertreten. Der für den Rücktritt oder das
Versäumnis geltend gemachte Grund muss unverzüglich schrift-
lich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des
Studierenden ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krank-
heit des Kandidaten steht die Krankheit eines von ihm überwie-
gend allein zu versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungs-
ausschuss den Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der
dem Studierenden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel
der nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. 

§ 10
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn bindenden Prüfungs-
termin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prü-
fung, die er angetreten hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Das-
selbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb
der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Kann der Kandidat aus von ihm nicht zu vertretenden Grün-
den die für die Ablegung von Modulprüfungen und die Anferti-
gung der Bachelor-Thesis festgelegten Fristen nicht einhalten, hat
er dieses rechtzeitig zusammen mit einem Antrag auf Terminver-
schiebung über das Zentrale Prüfungsamt dem Prüfungsausschuss
anzuzeigen. Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt und
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten ist ein
amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kandidaten
steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu versor-
genden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den Grund
an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Kandidaten vom
Zentralen Prüfungsamt schriftlich mitgeteilt wird; dies ist der
nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. Bei den Versäumnis-
gründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutz-
fristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistungen
durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu
beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ordnungsgemäßen
Ablauf des Prüfungstermins stört, kann von dem jeweiligen Prüfer
oder Aufsicht Führenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung
ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird die Prüfungsleistung
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In schwerwiegenden Fällen
kann der Prüfungsausschuss den Kandidaten von der Erbringung
weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.
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(4) Der Kandidat kann verlangen, dass die Entscheidung nach
Absatz 3 Satz 1 und 2 innerhalb von 14 Tagen vom Prüfungsaus-
schuss überprüft wird. Belastende Entscheidungen sind dem Kan-
didaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 11
Arten der Prüfungsleistungen

(1) Die Studierenden haben während ihrer Studienzeit Prüfungs-
leistungen zu erbringen. Das Lehrangebot ist so zu gestalten, dass
die Studierenden ausreichend Möglichkeiten zur Erbringung der
erforderlichen Prüfungsleistungen haben. Die Prüfungsleistungen
sind von den Lehrenden der jeweiligen Lehrveranstaltung zu
bescheinigen und gemäß der Notenskala nach § 5 zu bewerten.
Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweili-
gen Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang
in Kenntnis zu setzen. Die Auswahl der Prüfungsart und des
Umfangs wird vom Prüfer für alle Kandidaten einheitlich vorge-
nommen, sie bedarf vor Bekanntgabe der Bestätigung durch den
Prüfungsausschuss. Für chronisch Kranke gelten die Vorschriften
sinngemäß. Folgende Arten von Prüfungsleistungen können er-
bracht werden:

a) mündliche Prüfung (§ 12)
b) schriftlich als Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbei-

ten (§ 13)
c) Hausarbeit
d) Referat
e) Teilnahme an Planspielen/Durchführung von Fallstudien
f) Projektarbeit (§ 14)
g) Alternative Prüfungsleistungen können sein:

– Referate
– Rechnerprogramme
– Rollenspiele
– Diskussionsleitungen
– Kolloquien
– sonstige schriftliche Arbeiten
– Experimentelle Arbeiten
– Konstruktive oder zeichnerische Entwürfe (Entwurfspro-

jekte, Stegreifentwürfe, Präsentationen )
– Hausarbeit
– Projektarbeit (§ 14)

Alternative Prüfungsleistungen können auch als semesterbeglei-
tende Prüfungen außerhalb des von der Hochschule festgelegten
Prüfungszeitraumes erbracht werden.

(2) Ein Referat ist im Lehr- beziehungsweise Lernzusammen-
hang der Lehrveranstaltungen zu halten. Es umfasst die eigen-
ständige systematische Aufarbeitung eines Themas oder Themen-
gebietes der jeweiligen Lehrveranstaltung unter Einbeziehung der
einschlägigen Literatur. In einem kurzen Vortrag von 15 Minuten
bis 30 Minuten soll die Diskussion über die entsprechende The-
matik eröffnet und vertieft werden.

(3) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoretische Vorbe-
reitung, den Aufbau und die Durchführung eines Experiments so-
wie die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des Versuchs-
ablaufs und der Ergebnisse des Experiments.

(4) Ein Entwurfsprojekt ist eine selbständige, in der Regel gra-
fisch dargestellte Lösung einer Entwurfsaufgabe. Es dient der ent-
werferischen und praktischen Ausbildung innerhalb der Hoch-
schule. Ein Entwurfsprojekt wird in der Regel über einen zuvor
festgelegten Zeitraum bearbeitet. Es kann als Gruppen- oder Ein-
zelarbeit vorgelegt werden. Bei einer Gruppenarbeit muss der zu
bewertende Beitrag des Einzelnen als individuelle Prüfungsleis-
tung abgrenzbar und bewertbar sein.

(5) Der Stegreif ist die unbetreute Bearbeitung einer kleinen Auf-
gabenstellung (Entwurf), die in einem Zeitraum von höchstens
einer Woche zu bearbeiten ist und deren Ergebnis in einem Kol-
loquium präsentiert oder in einer oder mehreren Veranstaltungen
kritisch reflektiert wird.

(6) Macht der Kandidat vor Beginn der Prüfungsleistung glaub-
haft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher
Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so wird dem Kan-
didaten durch den Prüfungsausschuss gestattet, die Prüfungsleis-
tungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder gleich-
wertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen.
Dazu kann die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes verlangt wer-
den. Entsprechendes gilt für Prüfungsvorleistungen. Für chronisch
kranke Kandidaten gelten diese Vorschriften sinngemäß.

§ 12
Mündliche Prüfungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll der Kandidat nach-
weisen, dass er die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt
und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge einzuord-
nen vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob der Kandidat über
breites Grundlagenwissen des Prüfungsgebietes verfügt.

(2) Mündliche Prüfungen werden vor mindestens zwei Prüfern
(Kollegialprüfung) oder vor einem Prüfer in Gegenwart eines
sachkundigen Beisitzers als Gruppenprüfung oder als Einzelprü-
fung abgelegt.

(3) Die mündliche Prüfung dauert je Kandidat mindestens 15 und
höchstens 45 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen
Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis ist dem
Kandidaten jeweils im Anschluss an die mündliche Prüfung be-
kannt zu geben. Die Note der mündlichen Prüfung ergibt sich aus
dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen der Prüfer.

(5) Kandidaten, die sich an einem späteren Prüfungstermin, nicht
jedoch im selben Prüfungsabschnitt der gleichen Modulprüfung
unterziehen wollen, sollen nach Maßgabe der räumlichen Verhält-
nisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandidat
widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich jedoch nicht auf die Bera-
tung und Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse an den Kandidaten.

§ 13
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten
soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit
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begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden seines
Faches Aufgaben lösen und Themen bearbeiten kann. In der Klau-
sur soll ferner festgestellt werden, ob der Kandidat über notwen-
diges Grundlagenwissen verfügt. Das Bewertungsverfahren soll
vier Wochen nicht überschreiten.

(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten sind in der
Regel, zumindest aber im Fall einer Wiederholungsprüfung, von
zwei Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt sich aus dem arithme-
tischen Mittel der Einzelbewertungen.

(3) Die Bearbeitungszeit für Klausurarbeiten darf 90 Minuten
nicht unterschreiten und 300 Minuten nicht überschreiten.

§ 14
Projektarbeiten

(1) Durch Projektarbeiten wird in der Regel die Fähigkeit zur
Teamarbeit und insbesondere zur Entwicklung, Durchsetzung und
Präsentation von Konzepten nachgewiesen. Hierbei soll der Kan-
didat nachweisen, dass er an einer größeren Aufgabe Ziele defi-
nieren sowie Lösungsansätze und Konzepte erarbeiten kann.

(2) Projektarbeiten sind in der Regel, mindestens aber im Fall
einer Wiederholungsprüfung, von zwei Prüfern zu bewerten. Die
Note ergibt sich als arithmetisches Mittel der Einzelbewertungen.
Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten.

(3) Die Bearbeitungszeit für Projektarbeiten beträgt in der Regel
höchstens sechs Monate. Für die Festlegung dieser Bearbeitungs-
zeit gilt § 11 Abs. 1.

(4) Bei einer in Form einer Teamarbeit erbrachten Projektarbeit
muss der Beitrag des einzelnen Kandidaten deutlich erkennbar
sein und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllen.

§ 15
Bachelor-Thesis und Kolloquium

(1) Die Bachelor-Thesis ist eine Prüfungsarbeit, die das Studium
abschließt. Sie soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist,
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus seinem Fach
selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Bachelor-Thesis kann von einem Professor oder einer
anderen nach § 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungs-
berechtigten Person ausgegeben und betreut werden, soweit diese
an der Hochschule Wismar im Studiengang tätig ist. Soll die
Bachelor-Thesis in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule
Wismar durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung
des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses.

(3) Auf Antrag wird dem Kandidaten rechtzeitig unter Berück-
sichtigung der nach Maßgabe des § 8 festgelegten Termine ein
Thema für die Bachelor-Thesis zugeteilt. Die Vergabe des The-
mas erfolgt über den Prüfungsausschuss. Der Kandidat kann Vor-
schläge für das Thema der Bachelor-Thesis machen. Der Zeit-
punkt der Ausgabe sowie das Thema sind aktenkundig zu machen.
Das Thema kann nur einmal und auf Antrag zurückgegeben wer-
den. Der für die Rückgabe geltend gemachte Grund muss unver-

züglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Über
den Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss nach Anhörung der
zuständigen Prüfer. Ein Thema für die Bachelor-Thesis wird von
Amts wegen ausgegeben, wenn ein Kandidat, der die in der Anla-
ge 1 für die Pflicht- und Wahlpflichtmodule sowie das Praktikum
vorgesehenen Credits erworben hat, nach der letzten Modulprü-
fung nicht innerhalb von vier Wochen einen Vorschlag für das
Thema einreicht. 

(4) Die Bachelor-Thesis kann auch in Form einer Gruppenarbeit
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende
Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe von Ab-
schnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die
eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar
und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Bachelor-Thesis und deren Ver-
längerung werden in der Anlage 3 geregelt. Thema, Aufgaben-
stellung und Umfang der Bachelor-Thesis sind vom Betreuer so
zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Bachelor-Thesis
eingehalten werden kann. 

(6) Die Bachelor-Thesis ist fristgemäß beim Zentralen Prüfungs-
amt der Hochschule Wismar in drei Exemplaren abzuliefern; der
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Soweit für die
Bachelor-Thesis die Anfertigung von Modellen, Zeichnungen
oder anderen künstlerischen Arbeiten erforderlich ist, sind diese
im Original mit je zwei fotografischen Abbildungen des Objekts
abzuliefern. Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versi-
chern, dass er seine Arbeit - bei einer Gruppenarbeit seinen ent-
sprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit selbständig ver-
fasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfs-
mittel benutzt hat. Eine nicht fristgemäß eingereichte Arbeit ist
mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(7) Die Bachelor-Thesis ist von zwei Prüfern zu bewerten, von
denen einer Professor der Hochschule Wismar sein muss. Der Be-
treuer der Bachelor-Thesis ist einer der Prüfer. Die Prüfer werden
vom Prüfungsausschuss bestimmt. Die einzelnen Bewertungen
sind gemäß § 5 vorzunehmen und von jedem Prüfer einzeln
schriftlich zu begründen. Bei nicht übereinstimmender Bewertung
durch die beiden Prüfer wird die Note der Bachelor-Thesis aus
dem arithmetischen Mittel der beiden Noten unter entsprechender
Anwendung von § 4 Abs. 1 gebildet. Das Bewertungsverfahren
soll vier Wochen nicht überschreiten.

(8) Der Kandidat hat seine Bachelor-Thesis in einem Kolloquium
zu verteidigen. Die Bewertung der Bachelor-Thesis ist dem Kan-
didaten erst nach der Verteidigung unter Berücksichtigung ihres
Ergebnisses mitzuteilen.

(9) Die Verteidigung der Bachelor-Thesis wird einer Kommis-
sion, deren Vorsitzender vom Prüfungsausschuss festgelegt wird,
zur Bewertung übergeben. Der Kommission gehören die nach Ab-
satz 7 bezeichneten Prüfer an. Die Dauer des Kolloquiums beträgt
mindestens 30 Minuten und höchstens 45 Minuten. Das Kollo-
quium ist hochschulöffentlich, es sei denn, der Kandidat wider-
spricht.

(10) Die Note des Kolloquiums ergibt sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der Einzelbewertungen. Sie geht mit einem Anteil
von 25 % in die Note für die Bachelor-Thesis ein. Wird das Kol-
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loquium „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, führt das zu einer
Gesamtbewertung „nicht ausreichend“ (5,0). In diesem Falle sind
die Bachelor-Thesis mit einem neuen Thema und das Kolloquium
zu wiederholen.

§ 16
Prüfungsausschuss

(1) Der Prüfungsausschuss wird durch Beschluss des Fachberei-
ches gebildet. Er ist für alle das Prüfungsverfahren betreffende
Aufgaben und Entscheidungen des Prüfungswesens sowie für die
weiteren durch diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben zuständig.
Zur Erledigung der in § 17 Abs. 2 genannten Aufgaben und Ent-
scheidungen steht ihm das Zentrale Prüfungsamt zur Verfügung. 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus Professoren, wissen-
schaftlichen Mitarbeitern und Studierenden. Die Zusammenset-
zung wird in der Anlage 3 geregelt. Ist kein wissenschaftlicher
Mitarbeiter vorhanden, so fällt dieser Sitz der Gruppe der Profes-
soren zu. Für jedes der Mitglieder ist bei Bestellung ein Ersatz-
mitglied aus der jeweiligen Gruppe zu bestellen. Die Amtszeit der
studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt ein
Jahr, die Amtszeit der übrigen Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses beträgt drei Jahre. Eine Wiederbestellung ist zulässig. Die
Mitglieder des Prüfungsausschusses üben ihr Amt nach Ablauf
einer Amtsperiode weiter aus, bis Nachfolger bestellt worden sind
und diese ihr Amt angetreten haben.

(3) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und die weiteren Mitglie-
der des Prüfungsausschusses werden von dem zuständigen Fach-
bereichsrat bestellt. Entsprechend werden für die Mitglieder des
Prüfungsausschusses Ersatzmitglieder bestellt. Der Vorsitzende
und sein Stellvertreter müssen Professoren sein. Der Prüfungsaus-
schuss ist beschlussfähig, wenn neben dem Vorsitzenden oder
dessen Stellvertreter und zwei weiteren Professoren mindestens
zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er be-
schließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme des Vorsitzenden und in dessen Abwesenheit die
Stimme des Stellvertreters. Die studentischen Mitglieder des Prü-
fungsausschusses haben bei materiellen Prüfungsentscheidungen,
insbesondere über das Bestehen und Nichtbestehen und über die
Anrechnung von Studienzeiten sowie Prüfungs- und Studienleis-
tungen, kein Stimmrecht. An der Beratung und Beschlussfassung
über Angelegenheiten, die die Festlegung von Prüfungsaufgaben
oder die ihre eigene Prüfung betreffen, nehmen die studentischen
Mitglieder des Prüfungsausschusses nicht teil.

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Der Prüfungsausschuss
berichtet regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, dem Fachbe-
reich über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten ein-
schließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Bachelor-
Thesis sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. Das
Rektorat der Hochschule Wismar legt den Bericht des Prüfungs-
ausschusses in geeigneter Weise offen. Der Prüfungsausschuss
gibt Anregungen zur Reform der Studienordnung, des Studienpla-
nes und der Prüfungsordnung.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen; ausgenommen
sind studentische Mitglieder, die sich im selben Prüfungszeitraum
der gleichen Prüfung zu unterziehen haben.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und die Ersatzmit-
glieder unterliegen der Amtverschwiegenheit. Sofern sie nicht im
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzenden zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

(7) Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer

1. über den Kandidaten das Sorgerecht hat,
2. zu dem Kandidaten in einer engen persönlichen Beziehung

steht oder wirtschaftliche Beziehungen unterhält.

(8) Der Prüfungsausschuss überträgt die Erledigung seiner Auf-
gaben für alle Regelfälle widerruflich mit Ausnahme der Ent-
scheidung über Widersprüche auf seinen Vorsitzenden.

§ 17
Zentrales Prüfungsamt

(1) Unbeschadet der Zuständigkeit des Prüfungsausschusses ge-
mäß § 16 Abs. 1 ist das Zentrale Prüfungsamt der Hochschule
Wismar für die Organisation des Prüfungsverfahrens zuständig.

(2) Das Zentrale Prüfungsamt hat insbesondere folgende Aufga-
ben:

1. Bekanntgabe des Prüfungszeitraumes und der Meldefristen
für die Prüfungen

2. Fristenkontrolle der Prüfungstermine gemäß § 37 des Lan-
deshochschulgesetzes

3. Führung der Prüfungsakten
4. Koordination der Prüfungstermine und Aufstellung von ent-

sprechenden Prüfungsplänen für Prüfer, Beisitzer und Prü-
fungsaufsichten

5. Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu
Modulprüfungen und zur Bachelor-Thesis

6. Erteilung der Zulassung zu Prüfungen gemäß Nummer 5
7. Aufstellung von Listen der Kandidaten eines Prüfungstermins
8. Überwachung der Bewertungsfristen gemäß §§ 13 Abs. 1

Satz 3, 15 Abs. 7 Satz 6
9. Entgegennahme des Antrages auf Zuweisung eines Themas

für die Bachelor-Thesis
10. Zustellung des Themas der Bachelor-Thesis an den Kandida-

ten
11. Entgegennahme der fertig gestellten Bachelor-Thesis
12. Benachrichtigung der Kandidaten über das Prüfungsergebnis
13. Ausfertigung und Aushändigung von Zeugnissen, Bachelor-

Urkunden und Bescheiden gemäß § 3 Abs. 3 und 4

§ 18
Prüfer und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer und Beisitzer. Zu
Prüfern und Beisitzern dürfen nur Professoren und andere nach 
§ 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungsberechtigte
Personen bestellt werden. Zum Beisitzer darf nur bestellt werden,
wer mindestens die entsprechende Bachelor-Prüfung oder eine
vergleichbare Prüfung abgelegt hat. Der Beisitzer darf den Kandi-
daten weder befragen noch seine Prüfungsleistung beurteilen. Die
Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.
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(2) Der Kandidat kann für die Bachelor-Thesis und die mündli-
chen Prüfungen einen Prüfer oder mehrere Prüfer vorschlagen.
Der Vorschlag begründet keinen Anspruch.

(3) Die Namen der Prüfer sind dem Kandidaten rechtzeitig be-
kannt zu geben.

(4) Für die Prüfer und Beisitzer gilt § 16 Abs. 6 und 7 entspre-
chend.

§ 19
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen wer-
den ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an einer
Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland in demselben Stu-
diengang erbracht wurden. Soweit die Bachelor-Prüfung Fächer
nicht enthält, die an der Hochschule Wismar Gegenstand der Bache-
lor-Prüfung sind, ist eine Anerkennung mit Auflagen möglich.

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in
Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, werden angerech-
net, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist oder durch ECTS-
Punkte nachgewiesen wird. Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang
und in den Anforderungen denjenigen des entsprechenden Studi-
ums an der Hochschule Wismar im Wesentlichen entsprechen.
Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbe-
trachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrech-
nung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
sowie multimedial gestützter Studien- und Prüfungsleistungen, die
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind
die von der Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonfe-
renz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im
Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten.

(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
sowie für multimedial gestützte Studien- und Prüfungsleistungen
in staatlich anerkannten Fernstudien gelten die Absätze 1 und 2
entsprechend. 

(4) Einschlägige berufspraktische Tätigkeiten können angerech-
net werden.

(5) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu über-
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(6) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 be-
steht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt durch
den Prüfungsausschuss. Der Studierende hat die für die Anrech-
nung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

(7) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleis-
tungen und Prüfungsleistungen ist der Prüfungsausschuss. Vor

der Feststellung der Gleichwertigkeit sind die zuständigen Fach-
vertreter zu hören.

§ 20
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Die Bachelor-Prüfung kann nur ablegen, wer

1. aufgrund eines Zeugnisses der allgemeinen Hochschulreife,
der fachgebundenen Hochschulreife oder der Fachhochschul-
reife oder aufgrund einer durch Rechtsvorschrift, insbesonde-
re §§ 19 und 20 des Landeshochschulgesetzes (LHG) (Zu-
gangsprüfung; Einstufungsprüfung) oder von der zuständigen
staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannten Zugangsbe-
rechtigung für denselben Bachelor-Studiengang an der Hoch-
schule Wismar eingeschrieben ist und

2. ein Studium nach Maßgabe der Studienordnung absolviert hat
und 

3. die Prüfungsvorleistungen für die jeweiligen Modulprüfungen
(Anlage 1) erbracht hat.

(2) Die Zulassung zu einer Modulprüfung setzt voraus, dass der
Kandidat in dem Semester, in dem er sich zu einer Modulprüfung
meldet, in demselben Bachelor-Studiengang an der Hochschule
Wismar eingeschrieben ist.

(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung ist innerhalb einer vom
Prüfungsausschuss festgesetzten Meldefrist und Form bei dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu beantragen. Der Antrag
ist beim Zentralen Prüfungsamt einzureichen. Dem Antrag auf
Zulassung zu den Modulprüfungen sind folgende Unterlagen bei-
zufügen oder bis zu einem vom Prüfungsausschuss festgesetzten
Termin nachzureichen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt
wurden:

1. eines der in Absatz 1 genannten Zeugnisse
2. der Nachweis der erforderlichen Prüfungsvorleistungen (§ 22)
3. Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an Modulen gemäß

der Studienordnung,
4. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung ent-

sprechender Prüfungen,
5. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung einer

Bachelor-Prüfung in demselben oder einem verwandten Stu-
diengang an einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutsch-
land einmalig oder endgültig nicht bestanden wurden und dass
auch kein entsprechendes Prüfungsverfahren an einer anderen
Hochschule anhängig ist und

6. im Falle mündlicher Prüfungsleistungen eine Erklärung darü-
ber, ob einer Zulassung von Zuhörern widersprochen wird.

Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 3 erfor-
derliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise beizufügen,
kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf andere
Art zu führen. Der Antrag auf Zulassung zu einer Modulprüfung
ist verbindlich; er kann schriftlich bei dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses bis spätestens eine Woche vor dem festgesetz-
ten Prüfungstermin ohne Angabe von Gründen und ohne Anrech-
nung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zurückge-
nommen werden. Über die Zulassung entscheidet der Prüfungs-
ausschuss. 
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(4) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt
werden, wenn

1. die in Absatz 1 und 2 genannten Voraussetzungen oder die
Verfahrensvorschriften nach Absatz 3 nicht erfüllt sind oder

2. die Unterlagen unvollständig sind oder
3. der Kandidat in demselben oder in einem verwandten Stu-

diengang an einer Hochschule entweder die Bachelor-Prüfung
oder die entsprechende Prüfung endgültig nicht bestanden hat
oder sich in einem Prüfungsverfahren befindet.

II. Bachelor-Prüfung

§ 21
Zweck und Durchführung der Bachelor-Prüfung

(1) Die Bachelor-Prüfung bildet den ersten berufsqualifizierenden
Abschluss des Bachelor-Studienganges. Durch die Prüfung wird
festgestellt, ob der Kandidat die Zusammenhänge seines Faches
überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und
Erkenntnisse anzuwenden und die für den Übergang in die Beruf-
spraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben hat.

(2) Die Bachelor-Prüfung wird mit der Bachelor-Thesis und dem
dazugehörigen Kolloquium abgeschlossen.

§ 22
Prüfungsvorleistungen

(1) Die in der Anlage 1 aufgeführten Prüfungsvorleistungen sind
Zulassungsvoraussetzung für die Teilnahme an den in dieser An-
lage bezeichneten Modulprüfungen.

(2) Die Zulassungsvoraussetzungen zur Bachelor-Thesis und
zum Kolloquium werden in der Anlage 3 geregelt.

§ 23
Art, Umfang und Gegenstand der Bachelor-Prüfung

(1) Die Bachelor-Prüfung besteht aus

– den Modulprüfungen und
– der Bachelor-Thesis einschließlich des Kolloquiums gemäß § 15.

(2) Die Pflichtmodule und Wahlpflichtmodule des Bachelor-Stu-
diums, deren Umfang und Art, sind der Anlage 1 zu entnehmen.
Das jeweilige Wahlpflichtmodul wird aus wirtschaftlichen Grün-
den nur angeboten, wenn sich eine Mindestteilnehmerzahl für die-
ses einschreibt. Die Anzahl der Mindestteilnehmer je Wahl-
pflichtmodul wird in Anlage 3 geregelt. 

(3) Die Modulprüfungen setzen sich aus den in der Anlage 1 an-
gegebenen Prüfungsleistungen zusammen. 

(4) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der
den Prüfungsfächern zugeordneten Lehrveranstaltungen.

(5) Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem Inhalt der
Lehrveranstaltungen, die aufgrund der Studienordnung für das
betroffene Studienfach angeboten werden.

(6) Der Kandidat wird zum Kolloquium nur zugelassen, wenn er
sämtliche anderen Prüfungsleistungen erfolgreich abgelegt hat.

§ 24
Zusatzmodule

Der Kandidat kann sich einer Prüfung in weiteren als den vorge-
schriebenen Modulen unterziehen (Zusatzmodule). Das Ergebnis
der Prüfung in diesen Fächern wird bei der Festsetzung der
Gesamtnote nicht mit einbezogen.

§ 25
Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und 

Zeugnisergänzung

(1) Die Gesamtnote errechnet sich entsprechend § 4 aus den Mo-
dulnoten gemäß § 23 und der Note der Bachelor-Thesis (ein-
schließlich Kolloquium). Die Modulnoten gehen mit einem Anteil
von 90 %, die Bachelor-Thesis mit Kolloquium mit einem Anteil
von 10 % in die Gesamtnote ein. Darüber hinaus können weitere
Regelungen in der Anlage 3 aufgenommen werden.

(2) Für die Bildung der Gesamtnote gilt § 4 Abs. 2 entsprechend.

(3) Bei hervorragenden Leistungen gemäß § 5 kann das Gesamt-
urteil „mit Auszeichnung bestanden“ erteilt werden.

(4) Über die bestandene Bachelor-Prüfung erhält der Kandidat
unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, ein Zeugnis
in deutscher und englischer Sprache. In das Zeugnis sind der Stu-
diengang, der gewählte Studienschwerpunkt, die Modulnoten der
Bachelor-Prüfung, das Thema der Bachelor-Thesis und deren
Note sowie die Gesamtnote der Bachelor-Prüfung aufzunehmen.
Auf Antrag des Kandidaten können das Ergebnis der Prüfungen in
den Zusatzmodulen (§ 28) und die bis zum Abschluss der Bache-
lor-Prüfung benötigte Fachstudiendauer in das Zeugnis aufge-
nommen werden. Auf Antrag des Kandidaten ist in einem Beiblatt
zum Zeugnis die Notenverteilung des jeweiligen Prüfungsjahr-
ganges (Notenspiegel, Rangzahl) des Studienganges anzugeben.

(5) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(6) Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
und dem Dekan des Fachbereiches zu unterzeichnen.

(7) Mit dem Zeugnis erhält der Kandidat eine Zeugnisergänzung
(„Diploma Supplement“) gemäß Anlage 2, aus der die internatio-
nale Einordnung des bestehenden Abschlusses hervorgeht. Das
Diploma Supplement enthält insbesondere die folgenden Anga-
ben in englischer Sprache:

a) Identifizierende Angaben zur Person der Absolventin oder des
Absolventen

b) Identifizierende Angaben zur mit dem Abschluss erworbenen
Qualifikation und zum Fachbereich

c) Angaben zur Ebene des Abschlusses innerhalb des deutschen
Bildungssystems, Zugangsvoraussetzungen und Dauer des
Studienprogramms
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d) Angaben zur Form des Studiums, zu Studieninhalten und Stu-
dienerfolg

e) Angaben zum Status der Qualifikation (Zugang zu weiteren
Studien, Promotion, berufliche Qualifikationsmöglichkeiten)

f) Ergänzende Angaben zum Studium der Absolventin oder des
Absolventen (z. B. integriertes Auslandsstudium)

g) Angaben zur Ausstellung des Ergänzungstextes (Datum, Stel-
le)

h) Einordnung des Fachbereichs der Hochschule Wismar in das
nationale Hochschulsystem.

§ 26
Hochschulgrad und Bachelor-Urkunde

(1) Ist die Bachelor-Prüfung bestanden, wird der erste berufsqua-
lifizierende Abschluss verliehen.

Die genaue Bezeichnung für den Bachelor-Grad regelt die Anla-
ge 3.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Bache-
lor-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Ver-
leihung des Bachelor-Grades beurkundet. Die Bachelor-Urkunde
wird vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und vom Dekan
des Fachbereiches unterzeichnet und mit dem Siegel der Hoch-
schule Wismar versehen.

IV. Schlussbestimmungen

§ 27
Ungültigkeit der Bachelor-Prüfung 

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und
wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be-
kannt, so können die Noten für die Prüfungsleistung, bei deren

Erbringung der Kandidat getäuscht hat, und für die Modulprüfung
entsprechend berichtigt und die Bachelor-Prüfung für „nicht
bestanden“ erklärt werden. Entsprechendes gilt für die Bachelor-
Thesis.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Modulprüfung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu
Unrecht erwirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so
kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und die Bachelor-
Prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch die
Bachelor-Urkunde einzuziehen, wenn die Bachelor-Prüfung auf-
grund einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine
Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer
Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlos-
sen.

§ 28
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
wird dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht
in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen
Gutachten und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Der Antrag ist
an das Zentrale Prüfungsamt zu richten.

§ 29
In-Kraft-Treten

(1) Diese Prüfungsordnung gilt erstmalig für die Prüfung von
Kandidaten, die im Wintersemester 2004/2005 für den Bachelor-
Studiengang Multimedia Engineering an der Hochschule Wismar
eingeschrieben werden.

(2) Die vorliegende Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer
Veröffentlichung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Hochschule Wismar vom 18. März 2004 sowie der Genehmi-
gung des Rektors vom 18. Oktober 2004 sowie nach Durch-
führung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des Landes-
hochschulgesetzes (Schreiben des Ministeriums für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom
16. Februar 2004, Az. VII 300 c 3152-03/010).
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Wismar, den 18. Oktober 2004

Der Rektor
der Hochschule Wismar,

University of Technology, Business and Design,
Professor Dr. Norbert Grünwald
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Fächergruppe Abschlussbezeichnung

Gestaltung Bachelor of Arts (B.A.)

Ingenieurwissenschaften Nach der inhaltlichen Aus-
richtung des Studiengangs:
Bachelor of Science (B.Sc.)
oder
Bachelor of Engineering (B.Eng.)

Rechtswissenschaften Bachelor of Laws (LL.B.)

Wirtschaftswissenschaften Nach der inhaltlichen Aus-
richtung des Studiengangs:
Bachelor of Arts (B.A.)
oder
Bachelor of Science (B.Sc.)



1. Semester 2. Semester 3. Semester 4. Semester 5. Semester 6. Semester 7. Semester

Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung Prüfung ∑
PV CR PV CR PV CR PV CR PV CR PV CR PV CR Credits

PM 01 Mathematik I 1) 10 10
2)

PM 02 Grundlagen der Elektronik 1) 5 5
2)

PM 03 Grundlagen Technische Informatik I 1) 5 5
2)

PM 04 Programmierung I 1) 5 5
2)

PM 05 Betriebssysteme 1) 5 5
2)

PM 06 Mathematik II 1) 10 10
2)

PM 07 Digitaltechnik 1) 5 5
2)

PM 08 Algorithmen und Datenstrukturen 1) 5 5
2)

PM 09 Grundlagen Technische Informatik II 1) 5 5
2)

PM 10 Fachenglisch I 1) 5 5
2)

PM 11 Automatisierungstechnik I 1) 5 5
2)

PM 12 Kommunikationstechnik I 1) 5 5
2)

PM 13 Mikroprozessortechnik I 1) 5 5
2)

PM 14 Theoretische Informatik 1) 5 5
2)

PM 15 Programmierung II 1) 5 5
2)

PM 16 Programmierung III 1) 6 6
2)

PM 17 Sensorik 1) 5 5
2)

PM 18 Computergraphik 1) 5 5
2)

PM 19 Systemnahe Programmierung 1) 6 6
2)

PM 20 Software Engineering 1 5 5

PM 21 Datenbanken/ Informationssysteme 1) 5 5

PM 22 Technik multimedialer Systeme 1) 5 5
2)

PM 23 Datenbankprogrammierung 1) 6 6

PM 24 Fachenglisch II 1) 5 5
2)

PM 25 Medienrecht 1) 5 5

PM 26 Präsentationstechnik/Publizieren 1) 5 5
2)

PM 27 Datenschutz und Datensicherheit 1) 5 5

WPM 01 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 02 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 03 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 04 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

Praxisprojekt 20 Wochen 3) 30 30

Bachelor-Thesis  12 Wochen 
einschl. Kolloquium, 1 Semester 12 12

∑ Credits 30 30 31 31 31 30 27 120
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Anlage 1
Prüfungsplan Bachelor-Studiengang Multimedia Engineering Seite 1

Modul

Es werden jedes Jahr die folgenden Wahlpflichtmodule angeboten, aus denen insgesamt so viele im Bachelor-Studiengang erfolgreich abgeschlossen werden
müssen, dass 20 CR erreicht werden.
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Anlage 1
Katalog der Wahlpflichtmodule Seite 2

für den Bachelor-Studiengang Multimedia Engineering

Wahlpflichtmodul

1) M20 oder K120 oder APL, siehe Anlage 3
2) Praktikum oder Testat oder Gespräch oder Projekt, siehe Anlage 3
3) Das Praxisprojekt stellt eine fachgebietsübergreifende Studienarbeit dar und besteht aus einer schriftlichen Abfassung des zu bearbeitenden Pro-

jektes, der Vorstellung der Ergebnisse und einem Kolloquium. Die Ausgabe erfolgt in der ersten Woche, die Abgabe in der letzten Woche des prak-
tischen Studiensemesters.

CR Credits APL Alternative Prüfungsleistung   z. B. sonstige schriftliche Arbeit
M20 mündliche Prüfung PV Prüfungsvorleistungen
K120 Klausur, schriftliche Prüfung Die Zeiteinheiten hinter M und K entsprechen Minuten
PM Pflichtmodul
WPM Wahlpflichtmodul

Die WPM I bis WPM XIX  dürfen jeweils nur einmal während des Bachelor-Studiums ausgewählt werden. 
Die Kreditpunkte für ein Modul werden grundsätzlich erst nach erfolgreicher Modulprüfung anerkannt.

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweiligen Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang in Kenntnis zu setzen.

1. Semester 2. Semester 3. Semester

Prüfung Prüfung Prüfung 
PV PV PV Credits

WPM I Physik I 1) 5
2)

WPM II Gebäudeautomation 1) 5
2)

WPM III Kommunikationstechnik II 1) 5
2)

WPM IV Mikroprozessortechnik II 1) 5
2)

WPM V Graphische Oberflächen/Web-Design 1) 5
2)

WPM VI Physik II 1) 5
2)

WPM VII Automatisierungstechnik II 1) 5
2)

WPM VIII Kommunikationstechnik III 1) 5
2)

WPM IX Messtechnik 1) 5
2)

WPM X Computational Engineering I 1) 5
2)

WPM XI Marketing und Management 1) 5

WPM XII Regenerative Energien 1) 5
2)

WPM XIII Diskrete Signalverarbeitung 1) 5
2)

WPM XIV Nachrichtenübertragung 1) 5
2)

WPM XV EMV und Qualitätssicherung 1) 5
2)
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§ 1
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt sieben Semester. Das Studium glie-
dert sich in fünf Theoriesemester, ein Praxissemester und ein
Theoriesemester mit integrierter Bachelor-Abschlussarbeit (Ba-
chelor-Thesis). 

§ 2
Prüfungsform

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweili-
gen Fach über die für sie geltende Art der zu absolvierenden Prü-
fung und deren Umfang sowie deren Prüfungssprache in Kenntnis
zu setzen. Wird keine Prüfungssprache explizit benannt, gilt als
Prüfungssprache Deutsch. 

§ 3
Prüfungsvorleistung

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweili-
gen Fach über die für sie geltende Art und den Umfang der für die
Zulassung zu einer Modulprüfung notwendigen Vorleistung in
Kenntnis zu setzen.

§ 4
Wahlpflichtmodule

Die Einschreibung zu Wahlpflichtmodulen erfolgt bis spätestens
eine Woche vor Beginn der Lehrveranstaltung.
Der Studiendekan entscheidet auf Vorschlag des Lehrenden über
eine minimale und maximale Anzahl von Teilnehmern an der
Lehrveranstaltung. Diese sind in den Einschreibeunterlagen zu
verzeichnen.

§ 5
Praktisches Studiensemester

Das praktische Studiensemester umfasst 20 Wochen. Es wird in
der Regel im sechsten Semester abgeleistet. Die Zulassung erfolgt
auf Antrag. Es müssen zum Zeitpunkt der Antragstellung mindes-
tens 125 Credits erreicht worden sein. Näheres regelt die Studien-
ordnung des Bachelor-Studiengangs Multimedia Engineering
(Anlage 4). In die Ermittlung der Gesamtnote geht die schriftliche
Abfassung mit 60 % und die Vorstellung der Ergebnisse und das
Kolloquium mit 40 % ein.

§ 6
Bachelor-Thesis

Die Bachelor-Thesis dauert zwölf Wochen und darf erst nach er-
folgreicher Ableistung des praktischen Studiensemesters und
nach dem Erreichen von 198 Credits begonnen werden. Sie wird
in der Regel am Ende des siebten Semesters bearbeitet. 
Auf Antrag an den Prüfungsausschuss und mit Meldung an das
Prüfungsamt kann die Bearbeitungszeit in begründeten Fällen um
maximal drei Wochen verlängert werden. 

§ 7
Fachexkursionen

Fachexkursionen können Bestandteil der Lehrmodule sein. Der
Lehrende bestimmt durch Erklärung gegenüber den Studierenden
ob eine Exkursion Bestandteil der Lehrveranstaltung ist und ob
diese als Prüfungsvorleistung nach § 3 gewertet wird.

§ 8
Zweite Wiederholung von Modulprüfungen

Eine zweite Wiederholung einer nicht bestandenen Modulprüfung
ist grundsätzlich nur zulässig, wenn

1. ein besonderer Härtefall vorliegt oder
2. der Kandidat mindestens die Hälfte aller bis dahin abzulegen-

den Modulprüfungen nach Anlage 1 mit wenigstens „befriedi-
gend“ (siehe Prüfungsordnung § 4 Abs. 1) bestanden hat oder

3. er nur eine Modulprüfung nicht bestanden hat;

wobei nicht mehr als acht Modulprüfungen ein zweites Mal wie-
derholt werden können.

Der Antrag ist schriftlich an den Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses des Fachbereichs Elektrotechnik und Informatik zu rich-
ten und beim Zentralen Prüfungsamt einzureichen.

§ 9
Bildung der Gesamtnote

In die Ermittlung der gewichteten Durchschnittsnote der Modul-
prüfungen gehen die Noten der Pflichtmodule und der belegten
Wahlpflichtmodule ein. Als Wichtungsfaktoren  der Modulnoten
werden die jeweiligen Credits der Anlage 1 verwandt:

Gewichtete Durchschnittsnote ∑ (Modulnote * CR)

der Modulprüfungen                   = ∑ (CR)

In die Ermittlung der Gesamtnote gehen die gewichtete Durch-
schnittsnote der Modulprüfungen mit einem Anteil von 75 % und
die Bachelor-Thesis mit Kolloquium mit einem Anteil von 25 %
ein. 

§ 10
Prüfungsausschuss

Der Prüfungsausschuss besteht aus sieben Mitgliedern, davon vier
Professoren, einem wissenschaftlichen Mitarbeiter und zwei Stu-
dierenden. Der Studiendekan ist automatisch Mitglied des Prü-
fungsausschusse.

§ 11
Bachelor-Urkunde

Nach bestandener Bachelor-Prüfung verleiht die Hochschule den
berufsqualifizierenden Abschluss „Bachelor of Engineering“ (ab-
gekürzt „B. Eng.“).
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Anlage 3

Besondere Bestimmungen für den Bachelor-Studiengang
Mutimedia Engineering



I. Allgemeines*

§ 1
Regelstudienzeit, Studienaufbau 

und Stundenumfang

(1) Die Regelstudienzeit wird in der Anlage 3 geregelt. Hierin ist
die zur Anfertigung der Master-Thesis benötigte Zeit enthalten.

(2) Alle Lehrveranstaltungen sind zu Modulen zusammengefasst.
Module bezeichnen einen Verbund von sinnvoll aufeinander be-
zogenen beziehungsweise aufeinander aufbauenden Lehrveran-
staltungen, die sich einem bestimmten thematischen oder inhaltli-
chen Schwerpunkt widmen. Die Module können in Ausnahmefäl-
len blockweise angeboten werden. In jedem Modul ist eine stu-
dienbegleitende Modulprüfung abzulegen. Entsprechend dem
ECTS richtet sich die Zahl der Credits, die für ein Modul oder die
Master-Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium vergeben
wird, nach der jeweils für einen durchschnittlich begabten Kandi-
daten regelmäßig zugrunde zu legenden Arbeitsbelastung. Die

gesamte Arbeitsbelastung des Kandidaten beträgt im Semester
900 Stunden. Dieser Zeitaufwand entspricht 30 Credits. Credits
werden in ganzen Zahlen vergeben. 

(3) Der Studieninhalt orientiert sich an der Studienordnung.
Diese enthält die detaillierte Beschreibung der Module.

(4) Während des Studiums können Studien- und Prüfungsleistun-
gen an ausländischen Hochschulen absolviert werden. Die An-
rechnung der im Ausland erbrachten Studien- und Prüfungsleis-
tungen richtet sich nach dem European Credit Transfer System
(ECTS). Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.

§ 2
Prüfungsaufbau

(1) Die Master-Prüfung besteht aus Modulprüfungen und der
Master-Thesis mit Kolloquium.
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Prüfungsordnung für den Master-Studiengang Multimedia Engineering 
der Hochschule Wismar,

University of Technology, Business and Design

Vom 18. Oktober 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 und von § 38 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 4 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern (Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 5. Juni 2003 (GVOBl. M-V S. 331)2, hat die Hochschule Wismar, University of Technology, Business and Design, die
folgende Prüfungsordnung für den Master-Studiengang Multimedia Engineering als Satzung erlassen.
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(2) Modulprüfungen können jeweils aus einer oder mehreren
Prüfungsleistungen (§ 11 ff.) bestehen. In einer Modulprüfung
sollen in der Regel nicht mehr als drei Prüfungsleistungen er-
bracht werden; sie kann auch aus nur einer Prüfungsleistung be-
stehen. Die Anzahl der Prüfungen wird in der Anlage 1 geregelt. 

(3) Eine Modulprüfung umfasst das Prüfungsfach oder das
fächerübergreifende Prüfungsgebiet, dessen Durchdringung oder
hinreichende Beherrschung vom Kandidaten verlangt werden
muss, um das Studium mit Erfolg fortsetzen oder abschließen zu
können. 

(4) Modulprüfungen werden grundsätzlich studienbegleitend ab-
genommen, wenn die Lehrinhalte des Prüfungsfaches in dem für
das Studium vorgesehenen vollen Umfang vermittelt worden
sind. Prüfungen, die ein Modul abschließen, sind bis zum Beginn
des Folgesemesters anzubieten.

(5) Die Zulassung zu den Modulprüfungen wird nach Maßgabe
des § 22 vom Nachweis bestimmter Prüfungsvorleistungen ab-
hängig gemacht; Prüfungsvorleistungen bestehen in der Regel aus
Leistungsnachweisen. Ein Leistungsnachweis ist die Bescheini-
gung über jeweils eine gemäß dieser Prüfungsordnung als Zulas-
sungsvoraussetzung für die Master-Prüfung geforderte individuell
erkennbare Studienleistung auf mindestens ausreichendem Niveau;
eine  weiter gehende Benotung findet nicht statt. Ein Leistungs-
nachweis ersetzt keine Prüfungsleistung und unterliegt nicht den
Regeln des § 9. Die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveran-
staltung wird in der Regel durch einen Leistungsnachweis nachge-
wiesen. Inhalt und Umfang der Leistungsnachweise sind im § 22
festgelegt; Abweichungen von den §§ 11 bis 14 sind zulässig.

§ 3
Bestehen oder Nichtbestehen 

(1) Die Master-Prüfung ist bestanden, wenn sämtlichen Modul-
prüfungen der Master-Prüfung bestanden und die Master-Thesis
einschließlich des Kolloquiums mindestens mit „ausreichend“
(4,0) bewertet wurden.

(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn jede ihrer Prüfungs-
leistungen mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet
ist. Dies gilt auch für die Master-Thesis und das Kolloquium.

(3) Hat der Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden oder
wurde die Master-Thesis schlechter als „ausreichend“ (4,0) bewer-
tet, so erhält der Kandidat hierüber vom Prüfungsausschuss einen
schriftlichen Bescheid mit einer Rechtsbehelfsbelehrung, der auch
darüber Auskunft gibt, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang
und in welcher Frist die Modulprüfung oder die Master-Thesis wie-
derholt werden können. Es ist insbesondere auf die Folgen des § 17
Abs. 6 Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes hinzuweisen.

(4) Hat der Kandidat die Master-Prüfung nicht bestanden, und
will er das Studium nicht, nicht sofort oder nicht an der Hoch-
schule Wismar fortsetzen, so wird ihm auf Antrag und gegen Vor-
lage der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulations-
bescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden
Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die Master-
Prüfung nicht bestanden ist.

§ 4
Bildung der Modulnoten

(1) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen
errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der Noten der
einzelnen Prüfungsleistungen unter Berücksichtigung ihrer
Gewichtung gemäß der Credits in der Anlage 1. 

Summe (Prüfungsleistungen * CR)
Modulnote =

(Summe der CR)

(2) Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestri-
chen. Die Modulnote lautet

bei einem Durchschnitt
bis einschließlich 1,5 = sehr gut;

bei einem Durchschnitt
von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut;

bei einem Durchschnitt
von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend;

bei einem Durchschnitt
von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend;

bei einem Durchschnitt
ab 4,1 = nicht ausreichend.

(3) Besteht eine Modulprüfung nur aus einer Prüfungsleistung, so
ist deren Note gleichzeitig die erzielte Note des Moduls.

§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von
den jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prü-
fungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:

1,0; 1,3 = sehr gut = eine hervorragende 
Leistung

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine Leistung, die 
erheblich über den 
durchschnittlichen 
Anforderungen liegt

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die 
durchschnittlichen An-
forderungen entspricht

3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz 
ihrer Mängel noch den
Anforderungen genügt

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht 
mehr genügt
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§ 6
Vergabe von Credits 

(1) Die Vergabe von Credits richtet sich nach dem European Cre-
dit Transfer System (ECTS). Das ECTS dient der quantitativen
Anrechnung der sich aus dieser Prüfungsordnung für den Kandi-
daten ergebenden Gesamtbelastung.

(2) Credits werden für die in der Anlage 1 vorgesehenen Module
und die Master-Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium ver-
geben.

(3) Die Vergabe von Credits setzt das Bestehen der jeweiligen
Modulprüfung oder das Bestehen der Master-Thesis mit dem
dazugehörigen Kolloquium voraus.

§ 7
Prüfungstermine

(1) Die Master-Prüfung soll spätestens bis zum Ende der Regel-
studienzeit abgeschlossen sein. Sie kann vor diesem Zeitpunkt
abgelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Prü-
fungsvorleistungen erbracht worden sind.

(2) Die Modulprüfungen werden in der Regel studienbegleitend
abgelegt. Der Prüfungsausschuss bestimmt spätestens sechs
Wochen vorher die Prüfungstermine und macht sie durch Aus-
hang bekannt. Die Modulprüfungen sind in jedem Semester un-
mittelbar nach Abschluss der Vorlesungszeit, in der Regel im
dreiwöchigen Prüfungszeitraum zum Ende des Semesters, anzu-
bieten. 

(3) Der Kandidat ist rechtzeitig über Art und Zahl der nach den 
§ 22 erforderlichen Prüfungsvorleistungen und der zu absolvie-
renden Modulprüfungen mit den ihnen zugeordneten Prüfungs-
leistungen und über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind,
sowie über den Aus- und Abgabezeitpunkt der Master-Thesis zu
informieren. Ihm sind ebenso für jede Modulprüfung die jeweili-
gen Wiederholungstermine bekannt zu geben. 

(4) Dem Kandidaten ist bekannt zu geben, wann unter Berück-
sichtigung aller Fristüberschreitungs- und Wiederholungsmög-
lichkeiten in der Master-Prüfung die Rechtsfolge des § 17 Abs. 6
Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes einsetzt.

§ 8
Meldefristen und Fristüberschreitung

(1) Der Kandidat hat sich zu einer Modulprüfung gemäß § 20
Abs. 3 zu melden. Für die Meldung zur Prüfung wird jeweils eine
Frist gesetzt, die sich nach dem jeweiligen Prüfungstermin richtet.
Zwischen dem Ende der Meldefrist und dem Beginn der Prüfung
müssen mindestens vier Wochen liegen.

(2) Überschreitet der Kandidat aus von ihm zu vertretenden
Gründen die vom Prüfungsausschuss gemäß § 20 Abs. 5 festge-
legten Fristen zur Meldung für die letzte Modulprüfung um mehr
als zwei Semester oder legt er die Prüfung zu der er sich gemeldet
hat, aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht ab, so gilt diese
Modulprüfung als abgelegt und nicht bestanden. Für die einzelnen

Modulprüfungen gelten die Meldetermine der Master-Prüfung als
spätester Termin im Sinne von Satz 1. Satz 1 gilt entsprechend für
eine nicht zum vorgesehenen Termin begonnene Master-Thesis.
Versäumnisgründe, die der Studierende nicht zu vertreten hat,
sind dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen
und glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die
Gründe an, so ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der
dem Studierenden schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Versäumnis-
gründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutz-
fristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Auf Antrag des Kandidaten können Auslands- und Sprach-
studienaufenthalte und Zeiten der aktiven Mitarbeit in Hoch-
schulgremien nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet werden.
Unberücksichtigt bleibt ein Auslandsstudium bis zu zwei Semes-
tern, ein Sprachsemester bis zu einem Semester, wenn der Kandi-
dat nachweislich an einer ausländischen Hochschule für einen
Studiengang, in dem er diese Regelung in Anspruch nehmen
möchte, eingeschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in an-
gemessenen Umfang besucht und je Semester mindestens zehn
Credits erworben hat. Ferner können Fachsemester, höchstens
jedoch bis zu zwei Semestern, nicht auf die Regelstudienzeit
angerechnet werden, wenn der Kandidat während dieser Zeit als
gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder sat-
zungsmäßigen Organen der Hochschule tätig und nachweislich
am ordnungsgemäßen Studium in erheblichem Maße gehindert
war. Über den Antrag des Kandidaten entscheidet der Prüfungs-
ausschuss.

(4) Unabhängig von Absatz 2 Satz 3 kann der zuständige Prü-
fungsausschuss unter Würdigung der Ursachen für die Verzöge-
rung des Studiums Ausnahmen von Absatz 2 Satz 2 zulassen,
wenn der Kandidat nach Inanspruchnahme der Studienberatung
eine vom Prüfungsausschuss befürwortete Konzeption für die
Beendigung des Studiums innerhalb von zwei Semestern vorlegt.

§ 9
Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen 

und der Master-Thesis

(1) Erstmals nicht bestandene Modulprüfungen gelten als dann
nicht unternommen, wenn sie zu den in der Anlage 1 vorgesehenen
Regelprüfungsterminen abgelegt werden (Freiversuch). Satz 1 gilt
nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen Ver-
haltens, insbesondere eines Täuschungsversuchs, für nicht bestan-
den erklärt wurde. Für die Master-Thesis gilt Absatz 10. 

(2) Eine zu den in der Anlage 1 vorgesehenen Regelprüfungster-
minen bestandene Prüfungsleistung der Master-Prüfung kann zur
Notenverbesserung erneut abgelegt werden. Der Freiversuch be-
standener Prüfungsleistungen ist nur auf Klausuren und Stegreife
anwendbar. Die erstmals bestandene Prüfungsleistung gilt mit der
Meldung zur Prüfung als nicht unternommen.

(3) Die Wiederholung einer im Rahmen der Freiversuchsrege-
lung abgelegten Modulprüfung hat innerhalb zum nächsten regu-
lären Prüfungstermin zu erfolgen.

(4) Ist ein Kandidat aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, an
der Wahrnehmung eines Freiversuchs gehindert, sind die Gründe
dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen und
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glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe
an, so ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der dem Kan-
didaten schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Hindernisgründen im
Sinne von Satz 1 sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und die
Fristen der Elternzeit zu beachten.

(5) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann unabhängig vom
Freiversuch einmal wiederholt werden. Die Wiederholung einer
bestandenen Modulprüfung unabhängig vom Freiversuch ist nicht
zulässig. Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesre-
publik Deutschland werden angerechnet. Die Wiederholungsprü-
fung ist nur zum nächsten regulären Prüfungstermin nach Ablauf
des jeweiligen Prüfungsverfahrens zulässig, sofern nicht dem
Kandidaten wegen besonderer, von ihm nicht zu vertretender
Gründe eine Nachfrist gewährt wird. Für die Master-Thesis gilt
Absatz 10.

(6) Besteht eine nicht bestandene Modulprüfung aus mehreren
Prüfungsleistungen, sind nur die mit der Note „nicht ausreichend“
(5,0) bewerteten Prüfungsleistungen zu wiederholen. 

(7) Eine Wiederholung einer Modulprüfung liegt auch dann vor,
wenn eine im Rahmen eines Freiversuches (Absatz 1) abgelegte
Modulprüfung nicht bestanden worden ist und ein dritter Versuch
erforderlich wird. 

(8) Eine zweite Wiederholung kann für in der Anlage 3 zu be-
stimmenden Ausnahmefälle und nur zum nächsten regulären Prü-
fungstermin erfolgen. 

(9) Bei Versäumnis der Wiederholungsfrist gilt die Modulprü-
fung als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat
hat das Versäumnis nicht zu vertreten. Der für das Versäumnis
geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt
und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Studierenden
ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kan-
didaten steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu
versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den
Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Studie-
renden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel der nächst-
mögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund dem nicht
entgegensteht. 

(10) Die Master-Thesis und das Kolloquium können bei einer
Bewertung, die schlechter als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal
wiederholt werden. Die Wiederholung einer Master-Thesis, die
„ausreichend“ (4,0) und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig.
Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesrepublik
Deutschland werden angerechnet. Die Vergabe muss alsbald, spä-
testens sechs Wochen nach Bekanntgabe des Ergebnisses der
Master-Thesis beim Prüfungssauschuss beantragt werden. Eine
Rückgabe des Themas der Master-Thesis ist nur zulässig, wenn
der Kandidat bei der Anfertigung seiner ersten Master-Thesis von
dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

(11) Werden die Termine und Fristen für Prüfungen beziehungs-
weise Prüfungswiederholungen gemäß der Absätze 3, 5, 8 und 9
versäumt, gilt die Modulprüfung beziehungsweise Master-Thesis
als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat hat das
Versäumnis nicht zu vertreten. Der für den Rücktritt oder das Ver-
säumnis geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Stu-

dierenden ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit
des Kandidaten steht die Krankheit eines von ihm überwiegend
allein zu versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsaus-
schuss den Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der
dem Studierenden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel
der nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. 

§ 10
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn bindenden Prüfungs-
termin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prü-
fung, die er angetreten hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Das-
selbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb
der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Kann der Kandidat aus von ihm nicht zu vertretenden Grün-
den die für die Ablegung von Modulprüfungen und die Anferti-
gung der Master-Thesis festgelegten Fristen nicht einhalten, hat er
dieses rechtzeitig zusammen mit einem Antrag auf Terminver-
schiebung über das Zentrale Prüfungsamt dem Prüfungsausschuss
anzuzeigen. Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt und
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten ist ein
amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kandidaten
steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu versor-
genden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den Grund
an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Kandidaten vom
Zentralen Prüfungsamt schriftlich mitgeteilt wird; dies ist der
nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. Bei den Versäumnis-
gründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutz-
fristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistungen
durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu
beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ordnungsgemäßen
Ablauf des Prüfungstermins stört, kann von dem jeweiligen Prüfer
oder Aufsicht Führenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung
ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird die Prüfungsleistung
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In schwerwiegenden Fällen
kann der Prüfungsausschuss den Kandidaten von der Erbringung
weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(4) Der Kandidat kann verlangen, dass die Entscheidung nach
Absatz 3 Satz 1 und 2 innerhalb von 14 Tagen vom Prüfungsaus-
schuss überprüft wird. Belastende Entscheidungen sind dem Kan-
didaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 11
Arten der Prüfungsleistungen

(1) Die Studierenden haben während ihrer Studienzeit Prüfungs-
leistungen zu erbringen. Das Lehrangebot ist so zu gestalten, dass
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die Studierenden ausreichend Möglichkeiten zur Erbringung der
erforderlichen Prüfungsleistungen haben. Die Prüfungsleistungen
sind von den Lehrenden der jeweiligen Lehrveranstaltung zu
bescheinigen und gemäß der Notenskala nach § 5 zu bewerten.
Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweili-
gen Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang
in Kenntnis zu setzen. Die Auswahl der Prüfungsart und des
Umfangs wird vom Prüfer für alle Kandidaten einheitlich vorge-
nommen, sie bedarf vor Bekanntgabe der Bestätigung durch den
Prüfungsausschuss. Für chronisch Kranke gelten die Vorschriften
sinngemäß. Folgende Arten von Prüfungsleistungen können er-
bracht werden:

a) Mündliche Prüfung (§ 12)
b) schriftlich als Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbei-

ten (§ 13)
c) Hausarbeit
d) Referat
e) Teilnahme an Planspielen/Durchführung von Fallstudien
f) Projektarbeit (§ 14)
g) Alternative Prüfungsleistungen können sein:

– Referate
– Rechnerprogramme
– Rollenspiele
– Diskussionsleitungen
– Kolloquien
– sonstige schriftliche Arbeiten
– Experimentelle Arbeiten
– Konstruktive oder zeichnerische Entwürfe (Entwurfspro-

jekte, Stegreifentwürfe, Präsentationen )
– Hausarbeit
– Projektarbeit (§ 14)

Alternative Prüfungsleistungen können auch als semesterbeglei-
tende Prüfungen außerhalb des von der Hochschule festgelegten
Prüfungszeitraumes erbracht werden.

(2) Ein Referat ist im Lehr- beziehungsweise Lernzusammen-
hang der Lehrveranstaltungen zu halten. Es umfasst die eigen-
ständige systematische Aufarbeitung eines Themas oder Themen-
gebietes der jeweiligen Lehrveranstaltung unter Einbeziehung der
einschlägigen Literatur. In einem kurzen Vortrag von 15 Minuten
bis 30 Minuten soll die Diskussion über die entsprechende The-
matik eröffnet und vertieft werden.

(3) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoretische Vorbe-
reitung, den Aufbau und die Durchführung eines Experiments
sowie die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des Ver-
suchsablaufs und der Ergebnisse des Experiments.

(4) Ein Entwurfsprojekt ist eine selbständige, in der Regel gra-
fisch dargestellte Lösung einer Entwurfsaufgabe. Es dient der ent-
werferischen und praktischen Ausbildung innerhalb der Hoch-
schule. Ein Entwurfsprojekt wird in der Regel über einen zuvor
festgelegten Zeitraum bearbeitet. Es kann als Gruppen- oder Ein-
zelarbeit vorgelegt werden. Bei einer Gruppenarbeit muss der zu
bewertende Beitrag des Einzelnen als individuelle Prüfungsleis-
tung abgrenzbar und bewertbar sein.

(5) Der Stegreif ist die unbetreute Bearbeitung einer kleinen Auf-
gabenstellung (Entwurf), die in einem Zeitraum von höchstens

einer Woche zu bearbeiten ist und deren Ergebnis in einem Kol-
loquium präsentiert oder in einer oder mehreren Veranstaltungen
kritisch reflektiert wird.

(6) Macht der Kandidat vor Beginn der Prüfungsleistung glaub-
haft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperli-
cher Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz
oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so wird dem
Kandidaten durch den Prüfungsausschuss gestattet, die Prüfungs-
leistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu er-
bringen. Dazu kann die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes ver-
langt werden. Entsprechendes gilt für Prüfungsvorleistungen. Für
chronisch kranke Kandidaten gelten diese Vorschriften sinnge-
mäß.

§ 12
Mündliche Prüfungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll der Kandidat nach-
weisen, dass er die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes er-
kennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge
einzuordnen vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob der Kan-
didat über breites Grundlagenwissen des Prüfungsgebietes ver-
fügt.

(2) Mündliche Prüfungen werden vor mindestens zwei Prüfern
(Kollegialprüfung) oder vor einem Prüfer in Gegenwart eines
sachkundigen Beisitzers als Gruppenprüfung oder als Einzelprü-
fung abgelegt.

(3) Die mündliche Prüfung dauert je Kandidat mindestens 15 und
höchstens 45 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündli-
chen Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis
ist dem Kandidaten jeweils im Anschluss an die mündliche Prü-
fung bekannt zu geben. Die Note der mündlichen Prüfung ergibt
sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen der
Prüfer.

(5) Kandidaten, die sich an einem späteren Prüfungstermin, nicht
jedoch im selben Prüfungsabschnitt der gleichen Modulprüfung
unterziehen wollen, sollen nach Maßgabe der räumlichen Ver-
hältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandi-
dat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich jedoch nicht auf die
Beratung und Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse an den Kandi-
daten.

§ 13
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten
soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit
begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden seines
Faches Aufgaben lösen und Themen bearbeiten kann. In der Klau-
sur soll ferner festgestellt werden, ob der Kandidat über notwen-
diges Grundlagenwissen verfügt. Das Bewertungsverfahren soll
vier Wochen nicht überschreiten.
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(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten sind im
Falle einer Wiederholungsprüfung von zwei Prüfern zu bewerten.
Die Note ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbe-
wertungen.

(3) Die Bearbeitungszeit für Klausurarbeiten darf 90 Minuten
nicht unterschreiten und 300 Minuten nicht überschreiten.

§ 14
Projektarbeiten

(1) Durch Projektarbeiten wird in der Regel die Fähigkeit zur
Teamarbeit und insbesondere zur Entwicklung, Durchsetzung und
Präsentation von Konzepten nachgewiesen. Hierbei soll der Kan-
didat nachweisen, dass er an einer größeren Aufgabe Ziele defi-
nieren sowie Lösungsansätze und Konzepte erarbeiten kann.

(2) Projektarbeiten, deren Bestehen Voraussetzung für die Fort-
setzung des Studiums ist, sind in der Regel, mindestens aber im
Fall der letzten Wiederholungsprüfung, von zwei Prüfern zu be-
werten. Die Note ergibt sich als arithmetisches Mittel der Einzel-
bewertungen. Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht
überschreiten.

(3) Die Bearbeitungszeit für Projektarbeiten beträgt in der Regel
höchstens sechs Monate. Für die Festlegung dieser Bearbeitungs-
zeit gilt § 11 Abs. 8.

(4) Bei einer in Form einer Teamarbeit erbrachten Projektarbeit
muss der Beitrag des einzelnen Kandidaten deutlich erkennbar
sein und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllen.

§ 15
Master-Thesis und Kolloquium

(1) Die Master-Thesis ist eine Prüfungsarbeit, die das Studium
abschließt. Sie soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist,
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus seinem Fach
selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Master-Thesis kann von einem Professor oder einer ande-
ren nach § 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungsbe-
rechtigten Person ausgegeben und betreut werden, soweit diese an
der Hochschule Wismar im Studiengang tätig ist. Soll die Master-
Thesis in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule Wismar
durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung des Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses.

(3) Auf Antrag wird dem Kandidaten rechtzeitig unter Berück-
sichtigung der nach Maßgabe des § 8 festgelegten Termine ein
Thema für die Master-Thesis zugeteilt. Die Vergabe des Themas
erfolgt über den Prüfungsausschuss. Der Kandidat kann Vor-
schläge für das Thema der Master-Thesis machen. Der Zeitpunkt
der Ausgabe sowie das Thema sind aktenkundig zu machen. Das
Thema kann nur einmal und auf Antrag zurückgegeben werden.
Der für die Rückgabe geltend gemachte Grund muss unverzüglich
schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Über den
Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss nach Anhörung der
zuständigen Prüfer. Ein Thema für die Master-Thesis wird von
Amts wegen ausgegeben, wenn ein Kandidat, der die in der Anla-

ge 1 für die Pflicht- und Wahlpflichtmodule vorgesehenen Credits
erworben hat, nach der letzten Modulprüfung nicht innerhalb von
vier Wochen einen Vorschlag für das Thema einreicht. 

(4) Die Master-Thesis kann auch in Form einer Gruppenarbeit
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende
Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe von Ab-
schnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die
eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar
und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Master-Thesis und deren Ver-
längerung werden in der Anlage 3 geregelt. Thema, Aufgaben-
stellung und Umfang der Master-Thesis sind vom Betreuer so zu
begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Master-Thesis ein-
gehalten werden kann. 

(6) Die Master-Thesis ist fristgemäß beim Zentralen Prüfungs-
amt der Hochschule Wismar in drei Exemplaren abzuliefern; der
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Soweit für die
Master-Thesis die Anfertigung von Modellen, Zeichnungen oder
anderen künstlerischen Arbeiten erforderlich ist, sind diese im
Original mit je zwei fotografischen Abbildungen des Objekts
abzuliefern. Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versi-
chern, dass er seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit seinen ent-
sprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbständig ver-
fasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfs-
mittel benutzt hat. Eine nicht fristgemäß eingereichte Arbeit ist
mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(7) Die Master-Thesis ist von zwei Prüfern zu bewerten, von
denen einer Professor der Hochschule Wismar sein muss. Der Be-
treuer der Master-Thesis ist einer der Prüfer. Die Prüfer werden
vom Prüfungsausschuss bestimmt. Die einzelnen Bewertungen
sind gemäß § 5 vorzunehmen und von jedem Prüfer einzeln
schriftlich zu begründen. Bei nicht übereinstimmender Bewertung
durch die beiden Prüfer wird die Note der Master-Thesis aus dem
arithmetischen Mittel der beiden Noten unter entsprechender An-
wendung von § 4 Abs. 1 gebildet. Das Bewertungsverfahren soll
vier Wochen nicht überschreiten.

(8) Der Kandidat hat seine Master-Thesis in einem Kolloquium
zu verteidigen. Die Bewertung der Master-Thesis ist dem Kandi-
daten erst nach der Verteidigung unter Berücksichtigung ihres Er-
gebnisses mitzuteilen.

(9) Die Verteidigung der Master-Thesis wird einer Kommission,
deren Vorsitzender vom Prüfungsausschuss festgelegt wird, zur
Bewertung übergeben. Der Kommission gehören die nach Abs. 7
bezeichneten Prüfer an. Die Dauer des Kolloquiums beträgt min-
destens 30 Minuten und höchstens 45 Minuten. Das Kolloquium
ist hochschulöffentlich, es sei denn, der Kandidat widerspricht.

(10) Die Note des Kolloquiums ergibt sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der Einzelbewertungen. Sie geht mit einem Anteil
von 25 % in die Note für die Master-Thesis ein. Wird das Kollo-
quium „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, führt das zu einer
Gesamtbewertung „nicht ausreichend“ (5,0). In diesem Falle sind
die Master-Thesis mit einem neuen Thema und das Kolloquium
zu wiederholen.
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§ 16
Prüfungsausschuss

(1) Der Prüfungsausschuss wird durch Beschluss des Fachberei-
ches gebildet. Er ist für alle das Prüfungsverfahren betreffende
Aufgaben und Entscheidungen des Prüfungswesens sowie für die
weiteren durch diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben zuständig.
Zur Erledigung der in § 17 Abs. 2 genannten Aufgaben und Ent-
scheidungen steht ihm das Zentrale Prüfungsamt zur Verfügung. 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus Professoren, wissen-
schaftlichen Mitarbeitern und Studierenden. Die Zusammenset-
zung wird in der Anlage 3 geregelt. Ist kein wissenschaftlicher
Mitarbeiter vorhanden, so fällt dieser Sitz der Gruppe der Profes-
soren zu. Für jedes der Mitglieder ist bei Bestellung ein Ersatz-
mitglied aus der jeweiligen Gruppe zu bestellen. Die Amtszeit der
studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt ein
Jahr, die Amtszeit der übrigen Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses beträgt drei Jahre. Eine Wiederbestellung ist zulässig. Die
Mitglieder des Prüfungsausschusses üben ihr Amt nach Ablauf
einer Amtsperiode weiter aus, bis Nachfolger bestellt worden sind
und diese ihr Amt angetreten haben.

(3) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und die weiteren Mitglie-
der des Prüfungsausschusses werden von dem zuständigen Fach-
bereichsrat bestellt. Entsprechend werden für die Mitglieder des
Prüfungsausschusses Ersatzmitglieder bestellt. Der Vorsitzende
und sein Stellvertreter müssen Professoren sein. Der Prüfungsaus-
schuss ist beschlussfähig, wenn neben dem Vorsitzenden oder
dessen Stellvertreter und zwei weiteren Professoren mindestens
zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er be-
schließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme des Vorsitzenden und in dessen Abwesenheit die
Stimme des Stellvertreters. Die studentischen Mitglieder des Prü-
fungsausschusses haben bei materiellen Prüfungsentscheidungen,
insbesondere über das Bestehen und Nichtbestehen und über die
Anrechnung von Studienzeiten sowie Prüfungs- und Studienleis-
tungen, kein Stimmrecht. An der Beratung und Beschlussfassung
über Angelegenheiten, die die Festlegung von Prüfungsaufgaben
oder die ihre eigene Prüfung betreffen, nehmen die studentischen
Mitglieder des Prüfungsausschusses nicht teil.

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Der Prüfungsausschuss
berichtet regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, dem Fachbe-
reich über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten ein-
schließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Master-
Thesis sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. Das
Rektorat der Hochschule Wismar legt den Bericht des Prüfungs-
ausschusses in geeigneter Weise offen. Der Prüfungsausschuss
gibt Anregungen zur Reform der Studienordnung, des Studienpla-
nes und der Prüfungsordnung.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen; ausgenommen
sind studentische Mitglieder, die sich im selben Prüfungszeitraum
der gleichen Prüfung zu unterziehen haben.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und die Ersatzmit-
glieder unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht
im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzenden zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

(7) Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer

1. über den Kandidaten das Sorgerecht hat
2. zu dem Kandidaten in einer engen persönlichen Beziehung

steht oder wirtschaftliche Beziehungen unterhält.

(8) Der Prüfungsausschuss überträgt die Erledigung seiner Auf-
gaben für alle Regelfälle widerruflich mit Ausnahme der Ent-
scheidung über Widersprüche auf seinen Vorsitzenden.

§ 17
Zentrales Prüfungsamt

(1) Unbeschadet der Zuständigkeit des Prüfungsausschusses ge-
mäß § 16 Abs. 1 ist das Zentrale Prüfungsamt der Hochschule
Wismar für die Organisation des Prüfungsverfahren zuständig.

(2) Das Zentrale Prüfungsamt hat insbesondere folgende Aufga-
ben:

1. Bekanntgabe des Prüfungszeitraumes und der Meldefristen
für die Prüfungen

2. Fristenkontrolle der Prüfungstermine gemäß § 37 des Lan-
deshochschulgesetzes

3. Führung der Prüfungsakten
4. Koordination der Prüfungstermine und Aufstellung von ent-

sprechenden Prüfungsplänen für Prüfer, Beisitzer und Prü-
fungsaufsichten

5. Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu
Modulprüfungen und zur Master-Thesis

6. Erteilung der Zulassung zu Prüfungen gemäß Nummer 5
7. Aufstellung von Listen der Kandidaten eines Prüfungstermins
8. Überwachung der Bewertungsfristen gemäß §§ 13 Abs. 1

Satz 3, 15 Abs. 7 Satz 6
9. Entgegennahme des Antrages auf Zuweisung eines Themas

für die Master-Thesis
10. Zustellung des Themas der Master-Thesis an den Kandidaten
11. Entgegennahme der fertiggestellten Master-Thesis
12. Benachrichtigung der Kandidaten über das Prüfungsergebnis
13. Ausfertigung und Aushändigung von Zeugnissen, Masterur-

kunden und Bescheiden gemäß § 3 Abs. 3 und 4

§ 18
Prüfer und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer und Beisitzer. Zu
Prüfern und Beisitzern dürfen nur Professoren und andere nach 
§ 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungsberechtigte
Personen bestellt werden. Zum Beisitzer darf nur bestellt werden,
wer mindestens die entsprechende Master-Prüfung oder eine ver-
gleichbare Prüfung abgelegt hat. Der Beisitzer darf den Kandida-
ten weder befragen noch seine Prüfungsleistung beurteilen. Die
Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(2) Der Kandidat kann für die Master-Thesis und die mündlichen
Prüfungen einen Prüfer oder mehrere Prüfer vorschlagen. Der
Vorschlag begründet keinen Anspruch.
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(3) Die Namen der Prüfer sind dem Kandidaten rechtzeitig be-
kannt zu geben.

(4) Für die Prüfer und Beisitzer gilt § 16 Abs. 6 und 7 entspre-
chend.

§ 19
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an
einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland in demsel-
ben Studiengang erbracht wurden. 

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in
Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, werden angerech-
net, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist oder durch Credits
nachgewiesen wird. Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-
fungsleistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang
und in den Anforderungen denjenigen des entsprechenden Studi-
ums an der Hochschule Wismar im Wesentlichen entsprechen.
Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbe-
trachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrech-
nung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun-
gen sowie multimedial gestützter Studien- und Prüfungsleistun-
gen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht wur-
den, sind die von der Kultusministerkonferenz und Hochschulrek-
torenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Ab-
sprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten.

(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
sowie für multimedial gestützte Studien- und Prüfungsleistungen
in staatlich anerkannten Fernstudien gelten die Absätze 1 und 2
entsprechend. 

(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu über-
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 be-
steht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt durch
den Prüfungsausschuss. Der Studierende hat die für die Anrech-
nung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

(6) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleis-
tungen und Prüfungsleistungen ist der Prüfungsausschuss. Vor
der Feststellung der Gleichwertigkeit sind die zuständigen Fach-
vertreter zu hören.

§ 20
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Voraussetzung für die Zulassung zum Masterstudium ist ein
erster akademischer Abschluss in einem entsprechenden oder in

einem vergleichbaren Studiengang einer nationalen oder interna-
tionalen Hochschule. Die Gesamtnote des diesen Studienab-
schluss bestätigenden Zeugnisses muss mindestens 2,5 betragen.
Näheres wird in der Anlage 3 geregelt. Eine einschlägige Berufs-
praxis kann die Gesamtnote verbessern. Darüber und über andere
Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.

(2) Weitere Voraussetzungen für die Zulassung zum Masterstu-
dium sind in der Anlage 3 geregelt.

(3) Die Master-Prüfung kann nur ablegen, wer

1. ein Studium nach Maßgabe der Studienordnung absolviert hat
und 

2. die Prüfungsvorleistungen für die jeweiligen Modulprüfungen
(Anlage 1) erbracht hat.

(4) Die Zulassung zu einer Modulprüfung setzt voraus, dass der
Kandidat in dem Semester, in dem er sich zu einer Modulprüfung
meldet, in demselben Master-Studiengang an der Hochschule
Wismar eingeschrieben ist.

(5) Die Zulassung zu einer Modulprüfung ist innerhalb einer vom
Prüfungsausschuss festgesetzten Meldefrist und Form bei dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu beantragen. Der Antrag
ist beim Zentralen Prüfungsamt einzureichen. Dem Antrag auf
Zulassung zu den Modulprüfungen sind folgende Unterlagen bei-
zufügen oder bis zu einem vom Prüfungsausschuss festgesetzten
Termin nachzureichen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt
wurden:

1. der Nachweis der erforderlichen Prüfungsvorleistungen (§ 22)
2. Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an Modulen gemäß

der Studienordnung
3. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung ent-

sprechender Prüfungen,
4. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung einer

Master-Prüfung in demselben oder einem verwandten Stu-
diengang an einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutsch-
land einmalig oder endgültig nicht bestanden wurden und dass
auch kein entsprechendes Prüfungsverfahren an einer anderen
Hochschule anhängig ist und

5. im Falle mündlicher Prüfungsleistungen eine Erklärung darü-
ber, ob einer Zulassung von Zuhörern widersprochen wird

Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach den Absätzen 1
bis 3 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise bei-
zufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf
andere Art zu führen. Der Antrag auf Zulassung zu einer Modul-
prüfung ist verbindlich; er kann schriftlich bei dem Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses bis spätestens eine Woche vor dem fest-
gesetzten Prüfungstermin ohne Angabe von Gründen und ohne
Anrechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zu-
rückgenommen werden. Über die Zulassung entscheidet der Prü-
fungsausschuss. 

(6) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt
werden, wenn

1. die in Absatz 1 und 2 genannten Voraussetzungen oder die
Verfahrensvorschriften nach Absatz 3 nicht erfüllt sind oder

2. die Unterlagen unvollständig sind oder
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3. der Kandidat in demselben oder in einem verwandten Stu-
diengang an einer Hochschule entweder die Master-Prüfung
oder die entsprechende Prüfung endgültig nicht bestanden hat
oder sich in einem Prüfungsverfahren befindet.

II. Master-Prüfung

§ 21
Zweck und Durchführung der Master-Prüfung

(1) Die Master-Prüfung bildet den berufsqualifizierenden Ab-
schluss des Master-Studienganges. Durch die Master-Prüfung
wird festgestellt, ob der Kandidat die Zusammenhänge seines
Faches überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Metho-
den und Erkenntnisse anzuwenden und die für den Übergang in
die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erwor-
ben hat.

(2) Die Master-Prüfung wird mit der Master-Thesis und dem
dazugehörigen Kolloquium abgeschlossen.

§ 22
Prüfungsvorleistungen

(1) Die in der Anlage 1 aufgeführten Prüfungsvorleistungen sind
Zulassungsvoraussetzung für die Teilnahme an den in dieser An-
lage bezeichneten Modulprüfungen.

(2) Die Zulassungsvoraussetzungen zur Master-Thesis und zum
Kolloquium werden in der Anlage 3 geregelt. 

§ 23
Art, Umfang und Gegenstand der Master-Prüfung

(1) Die Master-Prüfung besteht aus

– den Modulprüfungen und der 
– der Master-Thesis einschließlich des Kolloquiums gemäß § 15.

(2) Die Pflichtmodule und Wahlpflichtmodule des Masterstu-
diums, deren Umfang und Art, sind der Anlage 1 zu entnehmen.
Das jeweilige Wahlpflichtmodul wird aus wirtschaftlichen Grün-
den nur angeboten, wenn sich eine Mindestteilnehmerzahl für die-
ses einschreibt. Die Anzahl der Mindestteilnehmer je Wahl-
pflichtmodul wird in Anlage 3 geregelt. 

(3) Die Modulprüfungen setzen sich aus den in der Anlage 1 an-
gegebenen Prüfungsleistungen zusammen. 

(4) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der
den Prüfungsfächern zugeordneten Lehrveranstaltungen.

(5) Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem Inhalt der
Lehrveranstaltungen, die aufgrund der Studienordnung für das be-
troffene Studienfach angeboten werden.

(6) Der Kandidat wird zum Kolloquium nur zugelassen, wenn er
sämtliche anderen Prüfungsleistungen erfolgreich abgelegt hat.

§ 24
Zusatzmodule

Der Kandidat kann sich einer Prüfung in weiteren als den vorge-
schriebenen Modulen unterziehen (Zusatzmodule). Das Ergebnis
der Prüfung in diesen Fächern wird bei der Festsetzung der Ge-
samtnote nicht mit einbezogen.

§ 25
Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und 

Zeugnisergänzung

(1) Die Gesamtnote errechnet sich entsprechend § 4 aus den Mo-
dulnoten gemäß § 23 und der Note der Master-Thesis (einschließ-
lich Kolloquium). Die Modulnoten gehen mit einem Anteil von 
75 %, die Master-Thesis mit Kolloquium mit einem Anteil von 
25 % in die Gesamtnote ein. Darüber hinaus können weitere Re-
gelungen in der Anlage 3 aufgenommen werden.

(2) Für die Bildung der Gesamtnote gilt § 4 Abs. 2 entsprechend.

(3) Bei hervorragenden Leistungen gemäß § 5 kann das Gesamt-
urteil „mit Auszeichnung bestanden“ erteilt werden.

(4) Über die bestandene Master-Prüfung erhält der Kandidat un-
verzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, ein Zeugnis in
deutscher und englischer Sprache. In das Zeugnis sind der Stu-
diengang, der gewählte Studienschwerpunkt, die Modulnoten der
Master-Prüfung, das Thema der Master-Thesis und deren Note
sowie die Gesamtnote der Master-Prüfung aufzunehmen. Auf An-
trag des Kandidaten können das Ergebnis der Prüfungen in den
Zusatzmodulen (§ 28) und die bis zum Abschluss der Master-Prü-
fung benötigte Fachstudiendauer in das Zeugnis aufgenommen
werden. Auf Antrag des Kandidaten ist in einem Beiblatt zum
Zeugnis die Notenverteilung des jeweiligen Prüfungsjahrganges
(Notenspiegel, Rangzahl) des Studienganges anzugeben.

(5) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(6) Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
und dem Dekan des Fachbereiches zu unterzeichnen.

(7) Mit dem Zeugnis erhält der Kandidat eine Zeugnisergänzung
(„Diploma Supplement“) gemäß Anlage 2, aus der die internatio-
nale Einordnung des bestehenden Abschlusses hervorgeht. Das
Diploma Supplement enthält insbesondere die folgenden Anga-
ben in englischer Sprache:

Identifizierende Angaben zur Person der Absolventin oder des
Absolventen

a) Identifizierende Angaben zur mit dem Abschluss erworbenen
Qualifikation und zum Fachbereich,

b) Angaben zur Ebene des Abschlusses innerhalb des deutschen
Bildungssystems, Zugangsvoraussetzungen und Dauer des
Studienprogramms,

c) Angaben zur Form des Studiums, zu Studieninhalten und Stu-
dienerfolg Angaben zum Status der Qualifikation (Zugang zu
weiteren Studien, Promotion, berufliche Qualifikationsmög-
lichkeiten),
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d) Ergänzende Angaben zum Studium der Absolventin oder des
Absolventen (z. B. integriertes Auslandsstudium),

e) Angaben zur Ausstellung des Ergänzungstextes (Datum, Stelle),
f) Einordnung des Fachbereichs der Hochschule Wismar in das

nationale Hochschulsystem.

§ 26
Hochschulgrad und Masterurkunde

(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, wird der berufsqualifizie-
rende Abschluss verliehen.

Die genaue Bezeichnung für den Mastergrad regelt die Anlage 3.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Master-
urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Verlei-
hung des Mastergrades beurkundet. Die Masterurkunde wird vom
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und vom Dekan des Fach-
bereiches unterzeichnet und mit dem Siegel der Hochschule Wis-
mar versehen.

IV. Schlussbestimmungen

§ 27
Ungültigkeit der Master-Prüfung 

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und
wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses be-
kannt, so können die Noten für die Prüfungsleistung, bei deren
Erbringung der Kandidat getäuscht hat, und für die Modulprüfung
entsprechend berichtigt und die Master-Prüfung für „nicht bestan-
den“ erklärt werden. Entsprechendes gilt für die Master-Thesis.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Modulprüfung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Un-
recht erwirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so kann
die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und die Master-Prü-
fung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch die
Masterurkunde einzuziehen, wenn die Master-Prüfung aufgrund
einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Ent-
scheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist
von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

§ 28
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
wird dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht
in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen
Gutachten und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Der Antrag ist
an das Zentrale Prüfungsamt zu richten.

§ 29
In-Kraft-Treten

(1) Diese Prüfungsordnung gilt erstmalig für die Prüfung von
Kandidaten, die im Wintersemester 2004/2005 für einen Master-
Studiengang Multimedia Engineering an der Hochschule Wismar
eingeschrieben werden.

(2) Die vorliegende Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer
Veröffentlichung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Hochschule Wismar vom 18. März 2004 sowie der Genehmi-
gung des Rektors vom 18. Oktober 2004 sowie nach Durch-
führung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des Landes-
hochschulgesetzes (Schreiben des Ministeriums für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom
16. Februar 2005, Az. VII 301 a 3152-03/010).
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Fächergruppe Abschlussbezeichnung

Gestaltung Master of Arts (M.A.)

Ingenieurwissenschaften Nach der inhaltlichen Aus-
richtung des Studiengangs:
Master of Science (M.Sc.)
oder
Master of Engineering (M.Eng.)

Rechtswissenschaften Master of Laws (LL.M)

Wirtschaftswissenschaften Nach der inhaltlichen Aus-
richtung des Studiengangs:
Master of Arts (M.A.)
oder
Master of Science (M.Sc.)

Wismar, den 18. Oktober 2004

Der Rektor
der Hochschule Wismar,

University of Business, Technology and Design,
Professor Dr. Norbert Grünwald
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Anlage 1
Prüfungsplan Master-Studiengang Multimedia Engineering Seite 1

Es werden jedes Jahr die folgenden Wahlpflichtmodule angeboten, aus denen insgesamt so viele im Master-Studiengang erfolgreich abgeschlossen wer-
den müssen, dass 20 CR erreicht werden.

Modul

1. Semester 2. Semester 3. Semester

Prüfung Prüfung Prüfung ∑
PV CR PV CR PV CR Credits

PM 01 Mathematik III 1) 5 5
2)

PM 02 Qualitäts- und Projektmanagement 1) 5 5

PM 03 Netzprogrammierung 1) 5 5
2)

PM 04 Multimediale Informationssysteme 1) 5 5

PM 05 Bildverarbeitung 1) 5 5
2)

PM 06 Spezielle Programmieraspekte 1) 5 5

PM 07 Projekt Software-Engineering 1) 5 5

PM 08 Multimedia-Projekt 1) 5 5

WPM 01 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 02 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 03 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 04 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

Master-Thesis, einschließ- 30 30
lich Kolloquium, 1 Semester

∑ Credits 30 30 30 90
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Anlage 1
Katalog der Wahlpflichtmodule Seite 2

für den Master-Studiengang Multimedia Engineering

Wahlpflichtmodul

CR Credits APL Alternative Prüfungsleistung z. B. sonstige schriftliche Arbeit

1 M20 oder K120 oder APL, siehe Anlage 3
2) Praktikum oder Testat oder Gespräch oder Projekt, siehe Anlage 3
PV Prüfungsvorleistungen
M20 mündliche Prüfung
K120 Klausur, schriftliche Prüfung
Die Zeiteinheiten hinter M und K entsprechen Minuten.
PM Pflichtmodule WPM Wahlpflichtmodule

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweiligen Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang in Kenntnis zu setzen.
Die WPM I bis WPM XIII  dürfen jeweils nur einmal während des Bachelor-Master-Studiums ausgewählt werden. Die Kreditpunkte für ein Modul werden
grundsätzlich erst nach erfolgreicher Modulprüfung anerkannt.

1. Semester 2. Semester 3. Semester

Prüfung Prüfung Prüfung 
PV PV PV Credits

WPM I Microsystem Technology I 1) 5
2)

WPM II Gebäudeautomation 1) 5
2)

WPM III Nachrichtensysteme 1) 5
2)

WPM IV Mikroprozessortechnik II 1) 5
2)

WPM V Graf. Oberflächen u. WEB-Design 1) 5
2)

WPM VI Computational Engineering II 1) 5
2)

WPM VII Physik II 1) 5
2)

WPM VIII Kommunikationstechnik III 1) 5
2)

WPM IX Schaltkreisentwurf 1) 5
2)

WPM X Formale Methoden 1) 5

WPM XI Verteilte Systeme 1) 5
2)

WPM XII Marketing und Management 1) 5

WPM XIII Kosten- und Leistungsrechnung 1) 5
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§ 1
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt drei Semester. Das Studium gliedert
sich in zwei reine Theoriesemester und ein Semester zur Anferti-
gung der Master-Thesis.

§ 2
Prüfungsform

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweili-
gen Fach über die für sie geltende Art der zu absolvierenden Prü-
fung und deren Umfang sowie deren Prüfungssprache in Kenntnis
zu setzen. Wird keine Prüfungssprache explizit benannt, gilt als
Prüfungssprache Deutsch. 

§ 3
Prüfungsvorleistung

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweili-
gen Fach über die für sie geltende Art und den Umfang der für die
Zulassung zu einer Modulprüfung notwendigen Vorleistung in
Kenntnis zu setzen. Wird keine Prüfungssprache explizit benannt,
gilt als Prüfungssprache Deutsch. 

§ 4
Wahlpflichtmodule

Die Einschreibung zu Wahlpflichtmodulen erfolgt bis spätestens
eine Woche vor Beginn der Lehrveranstaltung.
Der Studiendekan entscheidet auf Vorschlag des Lehrenden über
eine minimale und maximale Anzahl von Teilnehmern an der
Lehrveranstaltung. Diese sind in den Einschreibeunterlagen zu
verzeichnen.

§ 5
Zweite Wiederholung von Modulprüfungen

Eine zweite Wiederholung einer nicht bestandenen Modulprüfung
ist grundsätzlich nur zulässig, wenn

1. ein besonderer Härtefall vorliegt oder
2. der Kandidat mindestens die Hälfte aller bis dahin abzulegen-

den Modulprüfungen nach Anlage 1 mit wenigstens „befriedi-
gend“ (siehe Prüfungsordnung § 4 Abs. 2) bestanden hat oder

3. er nur eine Modulprüfung nicht bestanden hat,

wobei nicht mehr als drei Modulprüfungen ein zweites Mal wie-
derholt werden können.
Der Antrag ist schriftlich an den Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses des Fachbereichs Elektrotechnik und Informatik zu rich-
ten und beim Prüfungsamt einzureichen.

§ 6
Master-Thesis

Die Bearbeitungszeit der Master-Thesis beträgt ein Semester. Zur
Master-Thesis wird zugelassen, wer mindestens 60 Credits erwor-
ben hat. 
Die Master-Thesis wird in der Regel im dritten Semester bearbei-
tet. In begründeten Fällen kann auf Antrag an den Prüfungsaus-
schuss und mit Meldung an das Prüfungsamt die Bearbeitungszeit
um maximal vier Wochen verlängert werden. 

§ 7
Fachexkursionen

Fachexkursionen können Bestandteil der Lehrmodule sein. Der
Lehrende bestimmt durch Erklärung gegenüber den Studierenden
ob eine Exkursion Bestandteil der Lehrveranstaltung ist und ob
diese als Prüfungsvorleistung nach § 3 gewertet wird.

§ 8
Prüfungsausschuss

Der Prüfungsausschuss besteht aus sieben Mitgliedern, davon vier
Professoren, einem wissenschaftlichen Mitarbeiter und zwei Stu-
dierenden. Der Studiendekan ist automatisch Mitglied des Prü-
fungssausschusses.

§ 9
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

Voraussetzung für die Zulassung zum Master-Studium Multi-
media Engineering ist der mit einer Gesamtnote von 2,5 oder bes-
ser bewertete erste berufsqualifizierende Studienabschluss
„Bachelor“ oder „Dipl.-Ing.“ beziehungsweise „Dipl.-Ing. (FH)“
in einem Studiengang Multimedia Engineering oder in einem ver-
wandten Studiengang einer nationalen oder internationalen Hoch-
schule. Im Zweifelsfall entscheidet der Prüfungsausschuss.

§ 10
Bildung der Gesamtnote

In die Ermittlung der gewichteten Durchschnittsnote der Modul-
prüfungen gehen die Noten der Pflichtmodule und der belegten
Wahlpflichtmodule ein. Als Wichtungsfaktoren  der Modulnoten
werden die jeweiligen Credits der Anlage 1 verwandt:

Gewichtete Durchschnittsnote ∑ (Modulnote * CR)

der Modulprüfungen                   = ∑ (CR)

In die Ermittlung der Gesamtnote gehen die gewichtete Durch-
schnittsnote der Modulprüfungen mit einem Anteil von 75 % und
die Master-Thesis mit Kolloquium mit einem Anteil von 25 % ein. 

§ 11
Master-Urkunde

Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Hochschule Wis-
mar den akademischen Grad „Master of Engineering“ (abgekürzt
„M. Eng.“).

366 Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur Mecklenburg-Vorpommern Nr. 3/2005

Anlage 3

Besondere Bestimmungen für den Master-Studiengang
Multimedia Engineering



I. Allgemeines*

§ 1
Regelstudienzeit, Studienaufbau 

und Stundenumfang

(1) Die Regelstudienzeit wird in der Anlage 3 geregelt. Hierin ist
die zur Anfertigung der Master-Thesis benötigte Zeit enthalten.

(2) Alle Lehrveranstaltungen sind zu Modulen zusammengefasst.
Module bezeichnen einen Verbund von sinnvoll aufeinander be-
zogenen beziehungsweise aufeinander aufbauenden Lehrveran-
staltungen, die sich einem bestimmten thematischen oder inhaltli-
chen Schwerpunkt widmen. Die Module können in Ausnahmefäl-
len blockweise angeboten werden. In jedem Modul ist eine stu-
dienbegleitende Modulprüfung abzulegen. Entsprechend dem

ECTS richtet sich die Zahl der Credits, die für ein Modul oder die
Master-Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium vergeben
wird, nach der jeweils für einen durchschnittlich begabten Kandi-
daten regelmäßig zugrunde zu legenden Arbeitsbelastung. Die
gesamte Arbeitsbelastung des Kandidaten beträgt im Semester
900 Stunden. Dieser Zeitaufwand entspricht 30 Credits. Credits
werden in ganzen Zahlen vergeben. 

(3) Der Studieninhalt orientiert sich an der Studienordnung.
Diese enthält die detaillierte Beschreibung der Module.

(4) Während des Studiums können Studien- und Prüfungsleistun-
gen an ausländischen Hochschulen absolviert werden. Die An-
rechnung der im Ausland erbrachten Studien- und Prüfungsleis-
tungen richtet sich nach dem European Credit Transfer System
(ECTS). Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.
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Prüfungsordnung für den
Master-Studiengang Process, Communication and Information Engineering

der Hochschule Wismar,
University of Technology, Business and Design

Vom 18. Oktober 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 und von § 38 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 4 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern (Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 5. Juni 2003 (GVOBl. M-V S. 331)2, hat die Hochschule Wismar, University of Business, Technology and Design, die
folgende Prüfungsordnung für den Master-Studiengang Process, Communication and Information Engineering als Satzung erlassen:

Inhaltsverzeichnis

I. Allgemeines

§ 1 Regelstudienzeit, Studienaufbau und Stundenumfang
§ 2 Prüfungsaufbau
§ 3 Bestehen oder Nichtbestehen 
§ 4 Bildung der Modulnoten
§ 5 Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 6 Vergabe von Credits 
§ 7 Prüfungstermine 
§ 8 Meldefristen und Fristüberschreitung
§ 9 Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen und der

Master-Thesis
§ 10 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
§ 11 Arten der Prüfungsleistungen
§ 12 Mündliche Prüfungen
§ 13 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten
§ 14 Projektarbeiten
§ 15 Master-Thesis und Kolloquium
§ 16 Prüfungsausschuss
§ 17 Zentrales Prüfungsamt
§ 18 Prüfer und Beisitzer
§ 19 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-

fungsleistungen
§ 20 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

II. Master-Prüfung

§ 21 Zweck und Durchführung der Master-Prüfung
§ 22 Prüfungsvorleistungen
§ 23 Art, Umfang und Gegenstand der Master-Prüfung
§ 24 Zusatzmodule
§ 25 Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Zeugnisergänzung
§ 26 Hochschulgrad und Masterurkunde

III. Schlussbestimmungen

§ 27 Ungültigkeit der Master-Prüfung
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 In-Kraft-Treten

Anlagen 

Anlage 1: Prüfungsplan
Anlage 2: Diploma Supplement
Anlage 3: Besondere Bestimmungen

1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 181
* Die Prüfungsordnung des Master-Studienganges Process, Communication and Information Engineering dient der Anwendung der Gesetze und der Gestaltung des Studiums

auch im Hinblick auf die Gleichstellung von Frau und Mann. Soweit die folgenden Vorschriften geschlechtsspezifische Wortformen verwenden, gelten diese gleichermaßen
für beide Geschlechter. 



§ 2
Prüfungsaufbau

(1) Die Master-Prüfung besteht aus Modulprüfungen und der
Master-Thesis mit Kolloquium.

(2) Modulprüfungen können jeweils aus einer oder mehreren
Prüfungsleistungen (§ 11 ff.) bestehen. In einer Modulprüfung
sollen in der Regel nicht mehr als drei Prüfungsleistungen er-
bracht werden; sie kann auch aus nur einer Prüfungsleistung be-
stehen. Die Anzahl der Prüfungen wird in der Anlage 1 geregelt. 

(3) Eine Modulprüfung umfasst das Prüfungsfach oder das
fächerübergreifende Prüfungsgebiet, dessen Durchdringung oder
hinreichende Beherrschung vom Kandidaten verlangt werden
muss, um das Studium mit Erfolg fortsetzen oder abschließen zu
können. 

(4) Modulprüfungen werden grundsätzlich studienbegleitend
abgenommen, wenn die Lehrinhalte des Prüfungsfaches in dem
für das Studium vorgesehenen vollen Umfang vermittelt worden
sind. Prüfungen, die ein Modul abschließen, sind bis zum Beginn
des Folgesemesters anzubieten.

(5) Die Zulassung zu den Modulprüfungen wird nach Maßgabe
des § 22 vom Nachweis bestimmter Prüfungsvorleistungen ab-
hängig gemacht; Prüfungsvorleistungen bestehen in der Regel aus
Leistungsnachweisen. Ein Leistungsnachweis ist die Bescheini-
gung über jeweils eine gemäß dieser Prüfungsordnung als Zulas-
sungsvoraussetzung für die Master-Prüfung geforderte individuell
erkennbare Studienleistung auf mindestens ausreichendem Niveau;
eine weiter gehende Benotung findet nicht statt. Ein Leistungs-
nachweis ersetzt keine Prüfungsleistung und unterliegt nicht den
Regeln des § 9. Die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveran-
staltung wird in der Regel durch einen Leistungsnachweis nachge-
wiesen. Inhalt und Umfang der Leistungsnachweise sind im § 22
festgelegt; Abweichungen von den §§ 11 bis 14 sind zulässig.

§ 3
Bestehen oder Nichtbestehen 

(1) Die Master-Prüfung ist bestanden, wenn sämtlichen Modul-
prüfungen der Master-Prüfung bestanden und die Master-Thesis
einschließlich des Kolloquiums mindestens mit „ausreichend“
(4,0) bewertet wurden.

(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn jede ihrer Prüfungs-
leistungen mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet
ist. Dies gilt auch für die Master-Thesis und das Kolloquium.

(3) Hat der Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden oder
wurde die Master-Thesis schlechter als „ausreichend“ (4,0) be-
wertet, so erhält der Kandidat hierüber vom Prüfungsausschuss
einen schriftlichen Bescheid mit einer Rechtsbehelfsbelehrung,
der auch darüber Auskunft gibt, ob und gegebenenfalls in wel-
chem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung oder die
Master-Thesis wiederholt werden können. Es ist insbesondere auf
die Folgen des § 17 Abs. 6 Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes
(LHG) hinzuweisen.

(4) Hat der Kandidat die Master-Prüfung nicht bestanden, und
will er das Studium nicht, nicht sofort oder nicht an der Hoch-
schule Wismar fortsetzen, so wird ihm auf Antrag und gegen Vor-
lage der entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulations-
bescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden
Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die Master-
Prüfung nicht bestanden ist.

§ 4
Bildung der Modulnoten

(1) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen
errechnet sich die Modulnote aus dem Durchschnitt der Noten der
einzelnen Prüfungsleistungen unter Berücksichtigung ihrer Ge-
wichtung gemäß der Credits in der Anlage 1. 

Summe (Prüfungsleistungen * CR)
Modulnote =

(Summe der CR)

(2) Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestri-
chen. Die Modulnote lautet

bei einem Durchschnitt
bis einschließlich 1,5 = sehr gut;

bei einem Durchschnitt
von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut;

bei einem Durchschnitt
von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend;

bei einem Durchschnitt
von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend;

bei einem Durchschnitt ab 4,1 = nicht ausreichend.

(3) Besteht eine Modulprüfung nur aus einer Prüfungsleistung, so
ist deren Note gleichzeitig die erzielte Note des Moduls.

§ 5
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von
den jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prü-
fungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:

1,0; 1,3 = sehr gut = eine hervorragende 
Leistung

1,7; 2,0; 2,3 = gut = eine Leistung, die 
erheblich über den 
durchschnittlichen 
Anforderungen liegt

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die 
durchschnittlichen An-
forderungen entspricht
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3,7; 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz 
ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt

5,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht 
mehr genügt

§ 6
Vergabe von Credits

(1) Die Vergabe von Credits richtet sich nach dem European Cre-
dit Transfer System (ECTS). Das ECTS dient der quantitativen
Anrechnung der sich aus dieser Prüfungsordnung für den Kandi-
daten ergebenden Gesamtbelastung.

(2) Credits werden für die in der Anlage 1 vorgesehenen Module
und die Master-Thesis mit dem dazugehörigen Kolloquium ver-
geben.

(3) Die Vergabe von Credits setzt das Bestehen der jeweiligen
Modulprüfung oder das Bestehen der Master-Thesis mit dem da-
zugehörigen Kolloquium voraus.

§ 7
Prüfungstermine

(1) Die Master-Prüfung soll spätestens bis zum Ende der Regel-
studienzeit abgeschlossen sein. Sie kann vor diesem Zeitpunkt ab-
gelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Prü-
fungsvorleistungen erbracht worden sind.

(2) Die Modulprüfungen werden in der Regel studienbegleitend
abgelegt. Der Prüfungsausschuss bestimmt spätestens sechs Wo-
chen vorher die Prüfungstermine und macht sie durch Aushang
bekannt. Die Modulprüfungen sind in jedem Semester unmittel-
bar nach Abschluss der Vorlesungszeit, in der Regel im drei-
wöchigen Prüfungszeitraum zum Ende des Semesters, anzubie-
ten. 

(3) Der Kandidat ist rechtzeitig über Art und Zahl der nach den 
§ 22 erforderlichen Prüfungsvorleistungen und der zu absolvie-
renden Modulprüfungen mit den ihnen zugeordneten Prüfungs-
leistungen und über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind,
sowie über den Aus- und Abgabezeitpunkt der Master-Thesis zu
informieren. Ihm sind ebenso für jede Modulprüfung die jeweili-
gen Wiederholungstermine bekannt zu geben. 

(4) Dem Kandidaten ist bekannt zu geben, wann unter Berück-
sichtigung aller Fristüberschreitungs- und Wiederholungsmög-
lichkeiten in der Master-Prüfung die Rechtsfolge des § 17 Abs. 6
Nr. 4 des Landeshochschulgesetzes einsetzt.

§ 8
Meldefristen und Fristüberschreitung

(1) Der Kandidat hat sich zu einer Modulprüfung gemäß § 20
Abs. 3 zu melden. Für die Meldung zur Prüfung wird jeweils eine

Frist gesetzt, die sich nach dem jeweiligen Prüfungstermin richtet.
Zwischen dem Ende der Meldefrist und dem Beginn der Prüfung
müssen mindestens vier Wochen liegen.

(2) Überschreitet der Kandidat aus von ihm zu vertretenden
Gründen die vom Prüfungsausschuss gemäß § 20 Abs. 5 festge-
legten Fristen zur Meldung für die letzte Modulprüfung um mehr
als zwei Semester oder legt er die Prüfung zu der er sich gemeldet
hat, aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht ab, so gilt diese
Modulprüfung als abgelegt und nicht bestanden. Für die einzelnen
Modulprüfungen gelten die Meldetermine der Master-Prüfung als
spätester Termin im Sinne von Satz 1. Satz 1 gilt entsprechend für
eine nicht zum vorgesehenen Termin begonnene Master-Thesis.
Versäumnisgründe, die der Studierende nicht zu vertreten hat,
sind dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen
und glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die
Gründe an, so ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der
dem Studierenden schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Versäumnis-
gründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutz-
fristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Auf Antrag des Kandidaten können Auslands- und Sprach-
studienaufenthalte und Zeiten der aktiven Mitarbeit in Hoch-
schulgremien nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet werden.
Unberücksichtigt bleibt ein Auslandsstudium bis zu zwei Semes-
tern, ein Sprachsemester bis zu einem Semester, wenn der Kandi-
dat nachweislich an einer ausländischen Hochschule für einen
Studiengang, in dem er diese Regelung in Anspruch nehmen
möchte, eingeschrieben war und darin Lehrveranstaltungen in
angemessenen Umfang besucht und je Semester mindestens zehn
Credits erworben hat. Ferner können Fachsemester, höchstens je-
doch bis zu zwei Semestern, nicht auf die Regelstudienzeit ange-
rechnet werden, wenn der Kandidat während dieser Zeit als
gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder sat-
zungsmäßigen Organen der Hochschule tätig und nachweislich
am ordnungsgemäßen Studium in erheblichem Maße gehindert
war. Über den Antrag des Kandidaten entscheidet der Prüfungs-
ausschuss. 

(4) Unabhängig von Absatz 2 Satz 3 kann der zuständige Prü-
fungsausschuss unter Würdigung der Ursachen für die Verzöge-
rung des Studiums Ausnahmen von Absatz 2 Satz 2 zulassen,
wenn der Kandidat nach Inanspruchnahme der Studienberatung
eine vom Prüfungsausschuss befürwortete Konzeption für die Be-
endigung des Studiums innerhalb von zwei Semestern vorlegt.

§ 9
Freiversuch, Wiederholung der Modulprüfungen 

und der Master-Thesis

(1) Erstmals nicht bestandene Modulprüfungen gelten als dann
nicht unternommen, wenn sie zu den in der Anlage 1 vorgesehenen
Regelprüfungsterminen abgelegt werden (Freiversuch). Satz 1 gilt
nicht, wenn die Prüfung aufgrund eines ordnungswidrigen Ver-
haltens, insbesondere eines Täuschungsversuchs, für nicht bestan-
den erklärt wurde. Für die Master-Thesis gilt Absatz 10. 

(2) Eine zu den in der Anlage 1 vorgesehenen Regelprüfungster-
minen bestandene Prüfungsleistung der Master-Prüfung kann zur
Notenverbesserung erneut abgelegt werden. Der Freiversuch be-
standener Prüfungsleistungen ist nur auf Klausuren und Stegreife
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anwendbar. Die erstmals bestandene Prüfungsleistung gilt mit der
Meldung zur Prüfung als nicht unternommen.

(3) Die Wiederholung einer im Rahmen der Freiversuchsrege-
lung abgelegten Modulprüfung hat innerhalb zum nächsten regu-
lären Prüfungstermin zu erfolgen. 

(4) Ist ein Kandidat aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, an
der Wahrnehmung eines Freiversuchs gehindert, sind die Gründe
dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich anzuzeigen und
glaubhaft zu machen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe
an, so ist von ihm ein neuer Termin anzuberaumen, der dem Kan-
didaten schriftlich mitzuteilen ist. Bei den Hindernisgründen im
Sinne von Satz 1 sind die gesetzlichen Mutterschutzfristen und die
Fristen der Elternzeit zu beachten.

(5) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann unabhängig vom
Freiversuch einmal wiederholt werden. Die Wiederholung einer
bestandenen Modulprüfung unabhängig vom Freiversuch ist nicht
zulässig. Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesre-
publik Deutschland werden angerechnet. Die Wiederholungsprü-
fung ist nur zum nächsten regulären Prüfungstermin nach Ablauf
des jeweiligen Prüfungsverfahrens zulässig, sofern nicht dem
Kandidaten wegen besonderer, von ihm nicht zu vertretender
Gründe eine Nachfrist gewährt wird. Für die Master-Thesis gilt
Absatz 10. 

(6) Besteht eine nicht bestandene Modulprüfung aus mehreren
Prüfungsleistungen, sind nur die mit der Note „nicht ausreichend“
(5,0) bewerteten Prüfungsleistungen zu wiederholen. 

(7) Eine Wiederholung einer Modulprüfung liegt auch dann vor,
wenn eine im Rahmen eines Freiversuches (Absatz 1) abgelegte
Modulprüfung nicht bestanden worden ist und ein dritter Versuch
erforderlich wird. 

(8) Eine zweite Wiederholung kann für in der Anlage 3 zu be-
stimmenden Ausnahmefälle und nur zum nächsten regulären Prü-
fungstermin erfolgen. 

(9) Bei Versäumnis der Wiederholungsfrist gilt die Modulprü-
fung als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat
hat das Versäumnis nicht zu vertreten. Der für das Versäumnis
geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt
und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Studierenden
ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kan-
didaten steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu
versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den
Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Studie-
renden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel der nächst-
mögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund dem nicht
entgegensteht. 

(10) Die Master-Thesis und das Kolloquium können bei einer
Bewertung, die schlechter als „ausreichend“ (4,0) ist, nur einmal
wiederholt werden. Die Wiederholung einer Master-Thesis, die
„ausreichend“ (4,0) und besser bewertet wurde, ist nicht zulässig.
Fehlversuche an anderen Hochschulen in der Bundesrepublik
Deutschland werden angerechnet. Die Vergabe muss alsbald, spä-
testens sechs Wochen nach Bekanntgabe des Ergebnisses der
Master-Thesis beim Prüfungssauschuss beantragt werden. Eine
Rückgabe des Themas der Master-Thesis ist nur zulässig, wenn

der Kandidat bei der Anfertigung seiner ersten Master-Thesis von
dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat.

(11) Werden die Termine und Fristen für Prüfungen beziehungs-
weise Prüfungswiederholungen gemäß der Absätze 3, 5, 8 und 9
versäumt, gilt die Modulprüfung beziehungsweise Master-Thesis
als abgelegt und nicht bestanden, es sei denn, der Kandidat hat das
Versäumnis nicht zu vertreten. Der für den Rücktritt oder das Ver-
säumnis geltend gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich
angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Stu-
dierenden ist ein amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit
des Kandidaten steht die Krankheit eines von ihm überwiegend
allein zu versorgenden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsaus-
schuss den Grund an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der
dem Studierenden schriftlich mitgeteilt wird; dies ist in der Regel
der nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. 

§ 10
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0)
bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn bindenden Prüfungs-
termin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prü-
fung, die er angetreten hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Das-
selbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb
der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(2) Kann der Kandidat aus von ihm nicht zu vertretenden Grün-
den die für die Ablegung von Modulprüfungen und die Anferti-
gung der Master-Thesis festgelegten Fristen nicht einhalten, hat er
dieses rechtzeitig zusammen mit einem Antrag auf Terminver-
schiebung über das Zentrale Prüfungsamt dem Prüfungsausschuss
anzuzeigen. Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich angezeigt und
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten ist ein
amtsärztliches Attest vorzulegen. Der Krankheit des Kandidaten
steht die Krankheit eines von ihm überwiegend allein zu versor-
genden Kindes gleich. Erkennt der Prüfungsausschuss den Grund
an, so wird ein neuer Termin anberaumt, der dem Kandidaten vom
Zentralen Prüfungsamt schriftlich mitgeteilt wird; dies ist der
nächstmögliche Prüfungstermin, sofern der anerkannte Grund
dem nicht entgegensteht. Die bereits vorliegenden Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. Bei den Versäumnis-
gründen im Sinne von Satz 3 sind die gesetzlichen Mutterschutz-
fristen und die Fristen der Elternzeit zu berücksichtigen.

(3) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistungen
durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu
beeinflussen, wird die betreffende Prüfungsleistung „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ordnungsgemäßen
Ablauf des Prüfungstermins stört, kann von dem jeweiligen Prüfer
oder Aufsicht Führenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung
ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird die Prüfungsleistung
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In schwerwiegenden Fällen
kann der Prüfungsausschuss den Kandidaten von der Erbringung
weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(4) Der Kandidat kann verlangen, dass die Entscheidung nach
Absatz 3 Satz 1 und 2 innerhalb von 14 Tagen vom Prüfungsaus-
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schuss überprüft wird. Belastende Entscheidungen sind dem Kan-
didaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 11
Arten der Prüfungsleistungen

(1) Die Studierenden haben während ihrer Studienzeit Prüfungs-
leistungen zu erbringen. Das Lehrangebot ist so zu gestalten, dass
die Studierenden ausreichend Möglichkeiten zur Erbringung der
erforderlichen Prüfungsleistungen haben. Die Prüfungsleistungen
sind von den Lehrenden der jeweiligen Lehrveranstaltung zu be-
scheinigen und gemäß der Notenskala nach § 5 zu bewerten. Die
Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweiligen
Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang in
Kenntnis zu setzen. Die Auswahl der Prüfungsart und des Um-
fangs wird vom Prüfer für alle Kandidaten einheitlich vorgenom-
men, sie bedarf vor Bekanntgabe der Bestätigung durch den Prü-
fungsausschuss. Für chronisch Kranke gelten die Vorschriften
sinngemäß. Folgende Arten von Prüfungsleistungen können er-
bracht werden:

a) mündliche Prüfung (§ 12)
b) schriftlich als Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbei-

ten (§ 13)
c) Hausarbeit
d) Referat
e) Teilnahme an Planspielen/Durchführung von Fallstudien
f) Projektarbeit (§ 14)
g) Alternative Prüfungsleistungen können sein:

– Referate
– Rechnerprogramme
– Rollenspiele
– Diskussionsleitungen
– Kolloquien
– sonstige schriftliche Arbeiten
– Experimentelle Arbeiten
– Konstruktive oder zeichnerische Entwürfe (Entwurfspro-

jekte, Stegreifentwürfe, Präsentationen )
– Hausarbeit
– Projektarbeit (§ 14)

Alternative Prüfungsleistungen können auch als semesterbeglei-
tende Prüfungen außerhalb des von der Hochschule festgelegten
Prüfungszeitraumes erbracht werden.

(2) Ein Referat ist im Lehr- beziehungsweise Lernzusammen-
hang der Lehrveranstaltungen zu halten. Es umfasst die eigen-
ständige systematische Aufarbeitung eines Themas oder Themen-
gebietes der jeweiligen Lehrveranstaltung unter Einbeziehung der
einschlägigen Literatur. In einem kurzen Vortrag von 15 Minuten
bis 30 Minuten soll die Diskussion über die entsprechende The-
matik eröffnet und vertieft werden.

(3) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoretische Vorbe-
reitung, den Aufbau und die Durchführung eines Experiments so-
wie die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des Versuchs-
ablaufs und der Ergebnisse des Experiments.

(4) Ein Entwurfsprojekt ist eine selbständige, in der Regel gra-
fisch dargestellte Lösung einer Entwurfsaufgabe. Es dient der ent-
werferischen und praktischen Ausbildung innerhalb der Hoch-
schule. Ein Entwurfsprojekt wird in der Regel über einen zuvor
festgelegten Zeitraum bearbeitet. Es kann als Gruppen- oder Ein-
zelarbeit vorgelegt werden. Bei einer Gruppenarbeit muss der zu
bewertende Beitrag des Einzelnen als individuelle Prüfungsleis-
tung abgrenzbar und bewertbar sein.

(5) Der Stegreif ist die unbetreute Bearbeitung einer kleinen Auf-
gabenstellung (Entwurf), die in einem Zeitraum von höchstens
einer Woche zu bearbeiten ist und deren Ergebnis in einem Kol-
loquium präsentiert oder in einer oder mehreren Veranstaltungen
kritisch reflektiert wird.

(6) Macht der Kandidat vor Beginn der Prüfungsleistung glaub-
haft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperli-
cher Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz
oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so wird dem
Kandidaten durch den Prüfungsausschuss gestattet, die Prüfungs-
leistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Dazu kann die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes
verlangt werden. Entsprechendes gilt für Prüfungsvorleistungen.
Für chronisch kranke Kandidaten gelten diese Vorschriften sinn-
gemäß.

§ 12
Mündliche Prüfungen

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll der Kandidat nach-
weisen, dass er die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes er-
kennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge
einzuordnen vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob der Kan-
didat über breites Grundlagenwissen des Prüfungsgebietes ver-
fügt.

(2) Mündliche Prüfungen werden vor mindestens zwei Prüfern
(Kollegialprüfung) oder vor einem Prüfer in Gegenwart eines
sachkundigen Beisitzers als Gruppenprüfung oder als Einzelprü-
fung abgelegt.

(3) Die mündliche Prüfung dauert je Kandidat mindestens 15 und
höchstens 45 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündli-
chen Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis
ist dem Kandidaten jeweils im Anschluss an die mündliche Prü-
fung bekannt zu geben. Die Note der mündlichen Prüfung ergibt
sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen der
Prüfer.

(5) Kandidaten, die sich an einem späteren Prüfungstermin, nicht
jedoch im selben Prüfungsabschnitt der gleichen Modulprüfung
unterziehen wollen, sollen nach Maßgabe der räumlichen Ver-
hältnisse als Zuhörer zugelassen werden, es sei denn, der Kandi-
dat widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich jedoch nicht auf die
Beratung und Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse an den Kandi-
daten.
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§ 13
Klausurarbeiten und sonstige schriftliche 

Arbeiten 

(1) In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen Arbeiten
soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit
begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden seines
Faches Aufgaben lösen und Themen bearbeiten kann. In der Klau-
sur soll ferner festgestellt werden, ob der Kandidat über notwen-
diges Grundlagenwissen verfügt. Das Bewertungsverfahren soll
vier Wochen nicht überschreiten.

(2) Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbeiten sind im
Falle einer Wiederholungsprüfung von zwei Prüfern zu bewerten.
Die Note ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbe-
wertungen.

(3) Die Bearbeitungszeit für Klausurarbeiten darf 90 Minuten
nicht unterschreiten und 300 Minuten nicht überschreiten.

§ 14
Projektarbeiten

(1) Durch Projektarbeiten wird in der Regel die Fähigkeit zur
Teamarbeit und insbesondere zur Entwicklung, Durchsetzung und
Präsentation von Konzepten nachgewiesen. Hierbei soll der Kan-
didat nachweisen, dass er an einer größeren Aufgabe Ziele defi-
nieren sowie Lösungsansätze und Konzepte erarbeiten kann.

(2) Projektarbeiten, deren Bestehen Voraussetzung für die Fort-
setzung des Studiums ist, sind in der Regel, mindestens aber im
Fall der letzten Wiederholungsprüfung, von zwei Prüfern zu be-
werten. Die Note ergibt sich als arithmetisches Mittel der Einzel-
bewertungen. Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht
überschreiten.

(3) Die Bearbeitungszeit für Projektarbeiten beträgt in der Regel
höchstens sechs Monate. Für die Festlegung dieser Bearbeitungs-
zeit gilt § 11 Abs. 1.

(4) Bei einer in Form einer Teamarbeit erbrachten Projektarbeit
muss der Beitrag des einzelnen Kandidaten deutlich erkennbar
sein und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllen.

§ 15 
Master-Thesis und Kolloquium

(1) Die Master-Thesis ist eine Prüfungsarbeit, die das Studium
abschließt. Sie soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist,
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus seinem Fach
selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Master-Thesis kann von einem Professor oder einer ande-
ren nach § 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungsbe-
rechtigten Person ausgegeben und betreut werden, soweit diese an
der Hochschule Wismar im Studiengang tätig ist. Soll die Master-
Thesis in einer Einrichtung außerhalb der Hochschule Wismar
durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung des Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses.

(3) Auf Antrag wird dem Kandidaten rechtzeitig unter Berück-
sichtigung der nach Maßgabe des § 8 festgelegten Termine ein
Thema für die Master-Thesis zugeteilt. Die Vergabe des Themas
erfolgt über den Prüfungsausschuss. Der Kandidat kann Vor-
schläge für das Thema der Master-Thesis machen. Der Zeitpunkt
der Ausgabe sowie das Thema sind aktenkundig zu machen. Das
Thema kann nur einmal und auf Antrag zurückgegeben werden.
Der für die Rückgabe geltend gemachte Grund muss unverzüglich
schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Über den
Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss nach Anhörung der
zuständigen Prüfer. Ein Thema für die Master-Thesis wird von
Amts wegen ausgegeben, wenn ein Kandidat, der die in der Anla-
ge 1 für die Pflicht- und Wahlpflichtmodule vorgesehenen Credits
erworben hat, nach der letzten Modulprüfung nicht innerhalb von
vier Wochen einen Vorschlag für das Thema einreicht. 

(4) Die Master-Thesis kann auch in Form einer Gruppenarbeit
erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende
Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe von Ab-
schnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die
eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar
und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.

(5) Die Bearbeitungszeit für die Master-Thesis und deren Ver-
längerung werden in der Anlage 3 geregelt. Thema, Aufgaben-
stellung und Umfang der Master-Thesis sind vom Betreuer so zu
begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Master-Thesis ein-
gehalten werden kann. 

(6) Die Master-Thesis ist fristgemäß beim Zentralen Prüfungs-
amt der Hochschule Wismar in drei Exemplaren abzuliefern; der
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Soweit für die
Master-Thesis die Anfertigung von Modellen, Zeichnungen oder
anderen künstlerischen Arbeiten erforderlich ist, sind diese im
Original mit je zwei fotografischen Abbildungen des Objekts
abzuliefern. Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versi-
chern, dass er seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit seinen ent-
sprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbständig ver-
fasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfs-
mittel benutzt hat. Eine nicht fristgemäß eingereichte Arbeit ist
mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten.

(7) Die Master-Thesis ist von zwei Prüfern zu bewerten, von
denen einer Professor der Hochschule Wismar sein muss. Der
Betreuer der Master-Thesis ist einer der Prüfer. Die Prüfer werden
vom Prüfungsausschuss bestimmt. Die einzelnen Bewertungen
sind gemäß § 5 vorzunehmen und von jedem Prüfer einzeln
schriftlich zu begründen. Bei nicht übereinstimmender Bewertung
durch die beiden Prüfer wird die Note der Master-Thesis aus dem
arithmetischen Mittel der beiden Noten unter entsprechender An-
wendung von § 4 Abs. 1 gebildet. Das Bewertungsverfahren soll
vier Wochen nicht überschreiten.

(8) Der Kandidat hat seine Master-Thesis in einem Kolloquium
zu verteidigen. Die Bewertung der Master-Thesis ist dem Kandi-
daten erst nach der Verteidigung unter Berücksichtigung ihres Er-
gebnisses mitzuteilen.

(9) Die Verteidigung der Master-Thesis wird einer Kommission,
deren Vorsitzender vom Prüfungsausschuss festgelegt wird, zur
Bewertung übergeben. Der Kommission gehören die nach Absatz 7
bezeichneten Prüfer an. Die Dauer des Kolloquiums beträgt min-
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destens 30 Minuten und höchstens 45 Minuten. Das Kolloquium
ist hochschulöffentlich, es sei denn, der Kandidat widerspricht.

(10) Die Note des Kolloquiums ergibt sich aus dem arithmetischen
Mittel der Einzelbewertungen. Sie geht mit einem Anteil von 25 %
in die Note für die Master-Thesis ein. Wird das Kolloquium „nicht
ausreichend“ (5,0) bewertet, führt das zu einer Gesamtbewertung
„nicht ausreichend“ (5,0). In diesem Falle sind die Master-Thesis
mit einem neuen Thema und das Kolloquium zu wiederholen.

§ 16
Prüfungsausschuss

(1) Der Prüfungsausschuss wird durch Beschluss des Fachberei-
ches gebildet. Er ist für alle das Prüfungsverfahren betreffende
Aufgaben und Entscheidungen des Prüfungswesens sowie für die
weiteren durch diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben zuständig.
Zur Erledigung der in § 17 Abs. 2 genannten Aufgaben und Ent-
scheidungen steht ihm das Zentrale Prüfungsamt zur Verfügung. 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus Professoren, wissenschaftli-
chen Mitarbeitern und Studierenden. Die Zusammensetzung wird in
der Anlage 3 geregelt. Ist kein wissenschaftlicher Mitarbeiter vor-
handen, so fällt dieser Sitz der Gruppe der Professoren zu. Für jedes
der Mitglieder ist bei Bestellung ein Ersatzmitglied aus der jeweili-
gen Gruppe zu bestellen. Die Amtszeit der studentischen Mitglieder
des Prüfungsausschusses beträgt ein Jahr, die Amtszeit der übrigen
Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt drei Jahre. Eine Wie-
derbestellung ist zulässig. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses
üben ihr Amt nach Ablauf einer Amtsperiode weiter aus, bis Nach-
folger bestellt worden sind und diese ihr Amt angetreten haben.

(3) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und die weiteren Mitglie-
der des Prüfungsausschusses werden von dem zuständigen Fach-
bereichsrat bestellt. Entsprechend werden für die Mitglieder des
Prüfungsausschusses Ersatzmitglieder bestellt. Der Vorsitzende
und sein Stellvertreter müssen Professoren sein. Der Prüfungsaus-
schuss ist beschlussfähig, wenn neben dem Vorsitzenden oder
dessen Stellvertreter und zwei weiteren Professoren mindestens
zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Er be-
schließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme des Vorsitzenden und in dessen Abwesenheit die
Stimme des Stellvertreters. Die studentischen Mitglieder des Prü-
fungsausschusses haben bei materiellen Prüfungsentscheidungen,
insbesondere über das Bestehen und Nichtbestehen und über die
Anrechnung von Studienzeiten sowie Prüfungs- und Studienleis-
tungen, kein Stimmrecht. An der Beratung und Beschlussfassung
über Angelegenheiten, die die Festlegung von Prüfungsaufgaben
oder die ihre eigene Prüfung betreffen, nehmen die studentischen
Mitglieder des Prüfungsausschusses nicht teil.

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen
der Prüfungsordnung eingehalten werden. Der Prüfungsausschuss
berichtet regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, dem Fachbe-
reich über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten ein-
schließlich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Master-
Thesis sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. Das
Rektorat der Hochschule Wismar legt den Bericht des Prüfungs-
ausschusses in geeigneter Weise offen. Der Prüfungsausschuss
gibt Anregungen zur Reform der Studienordnung, des Studienpla-
nes und der Prüfungsordnung.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der
Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen; ausgenommen
sind studentische Mitglieder, die sich im selben Prüfungszeitraum
der gleichen Prüfung zu unterziehen haben.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und die Ersatzmit-
glieder unterliegen der Amtverschwiegenheit. Sofern sie nicht im
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzenden zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

(7) Von der Beratung und Abstimmung im Prüfungsausschuss ist
wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen, wer

1. über den Kandidaten das Sorgerecht hat
2. zu dem Kandidaten in einer engen persönlichen Beziehung

steht oder wirtschaftliche Beziehungen unterhält.

(8) Der Prüfungsausschuss überträgt die Erledigung seiner Auf-
gaben für alle Regelfälle widerruflich mit Ausnahme der Ent-
scheidung über Widersprüche auf seinen Vorsitzenden.

§ 17
Zentrales Prüfungsamt

(1) Unbeschadet der Zuständigkeit des Prüfungsausschusses ge-
mäß § 16 Abs. 1 ist das Zentrale Prüfungsamt der Hochschule
Wismar für die Organisation des Prüfungsverfahren zuständig.

(2) Das Zentrale Prüfungsamt hat insbesondere folgende Aufga-
ben:

1. Bekanntgabe des Prüfungszeitraumes und der Meldefristen
für die Prüfungen

2. Fristenkontrolle der Prüfungstermine gemäß § 37 des Lan-
deshochschulgesetzes

3. Führung der Prüfungsakten
4. Koordination der Prüfungstermine und Aufstellung von ent-

sprechenden Prüfungsplänen für Prüfer, Beisitzer und Prü-
fungsaufsichten

5. Ausgabe und Entgegennahme der Anträge auf Zulassung zu
Modulprüfungen und zur Master-Thesis

6. Erteilung der Zulassung zu Prüfungen gemäß Nummer 5
7. Aufstellung von Listen der Kandidaten eines Prüfungstermins
8. Überwachung der Bewertungsfristen gemäß §§ 13 Abs. 1

Satz 3, 15 Abs. 7 Satz 6
9. Entgegennahme des Antrages auf Zuweisung eines Themas

für die Master-Thesis
10. Zustellung des Themas der Master-Thesis an den Kandidaten
11. Entgegennahme der fertig gestellten Master-Thesis
12. Benachrichtigung der Kandidaten über das Prüfungsergebnis
13. Ausfertigung und Aushändigung von Zeugnissen, Masterur-

kunden und Bescheiden gemäß § 3 Abs. 3 und 4

§ 18
Prüfer und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer und Beisitzer. Zu
Prüfern und Beisitzern dürfen nur Professoren und andere nach 
§ 36 Abs. 4 des Landeshochschulgesetzes prüfungsberechtigte
Personen bestellt werden. Zum Beisitzer darf nur bestellt werden,
wer mindestens die entsprechende Master-Prüfung oder eine ver-
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gleichbare Prüfung abgelegt hat. Der Beisitzer darf den Kandida-
ten weder befragen noch seine Prüfungsleistung beurteilen. Die
Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig.

(2) Der Kandidat kann für die Master-Thesis und die mündlichen
Prüfungen einen Prüfer oder mehrere Prüfer vorschlagen. Der
Vorschlag begründet keinen Anspruch.

(3) Die Namen der Prüfer sind dem Kandidaten rechtzeitig be-
kannt zu geben.

(4) Für die Prüfer und Beisitzer gilt § 16 Abs. 6 und 7 entsprechend.

§ 19
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen 

und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an
einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland in demsel-
ben Studiengang erbracht wurden. 

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in
Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, werden angerech-
net, soweit die Gleichwertigkeit gegeben ist oder durch Credits
nachgewiesen wird. Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-
fungsleistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang und
in den Anforderungen denjenigen des entsprechenden Studiums an
der Hochschule Wismar im Wesentlichen entsprechen. Dabei ist
kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung
und Gesamtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrechnung von Stu-
dienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen sowie multi-
medial gestützter Studien- und Prüfungsleistungen, die außerhalb
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind die von der
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebil-
ligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen
von Hochschulpartnerschaften zu beachten.

(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
sowie für multimedial gestützte Studien- und Prüfungsleistungen
in staatlich anerkannten Fernstudien gelten die Absätze 1 und 2
entsprechend. 

(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind
die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu über-
nehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestan-
den“ aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 be-
steht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die Anrechnung von
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, erfolgt durch
den Prüfungsausschuss. Der Studierende hat die für die Anrech-
nung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

(6) Zuständig für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleis-
tungen und Prüfungsleistungen ist der Prüfungsausschuss. Vor
der Feststellung der Gleichwertigkeit sind die zuständigen Fach-
vertreter zu hören.

§ 20
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1) Voraussetzung für die Zulassung zum Masterstudium ist ein
erster akademischer Abschluss in einem entsprechenden oder in
einem vergleichbaren Studiengang einer nationalen oder interna-
tionalen Hochschule. Die Gesamtnote des diesen Studienab-
schluss bestätigenden Zeugnisses muss mindestens 2,5 betragen.
Näheres wird in der Anlage 3 geregelt. Eine einschlägige Beruf-
spraxis kann die Gesamtnote verbessern. Darüber und über ande-
re Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.

(2) Weitere Voraussetzungen für die Zulassung zum Masterstu-
dium sind in der Anlage 3 geregelt.

(3) Die Master-Prüfung kann nur ablegen, wer

1. ein Studium nach Maßgabe der Studienordnung absolviert hat
und 

2. die Prüfungsvorleistungen für die jeweiligen Modulprüfungen
(Anlage 1) erbracht hat.

(4) Die Zulassung zu einer Modulprüfung setzt voraus, dass der
Kandidat in dem Semester, in dem er sich zu einer Modulprüfung
meldet, in demselben Master-Studiengang an der Hochschule
Wismar eingeschrieben ist.

(5) Die Zulassung zu einer Modulprüfung ist innerhalb einer vom
Prüfungsausschuss festgesetzten Meldefrist und Form bei dem Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses zu beantragen. Der Antrag ist
beim Zentralen Prüfungsamt einzureichen. Dem Antrag auf Zulas-
sung zu den Modulprüfungen sind folgende Unterlagen beizufügen
oder bis zu einem vom Prüfungsausschuss festgesetzten Termin
nachzureichen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt wurden:

1. der Nachweis der erforderlichen Prüfungsvorleistungen (§ 22)
2. Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an Modulen gemäß

der Studienordnung
3. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung ent-

sprechender Prüfungen
4. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung einer

Master-Prüfung in demselben oder einem verwandten Stu-
diengang an einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutsch-
land einmalig oder endgültig nicht bestanden wurden und dass
auch kein entsprechendes Prüfungsverfahren an einer anderen
Hochschule anhängig ist und

5. im Falle mündlicher Prüfungsleistungen eine Erklärung darü-
ber, ob einer Zulassung von Zuhörern widersprochen wird

Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach den Absätzen 1
bis 3 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise bei-
zufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf
andere Art zu führen. Der Antrag auf Zulassung zu einer Modul-
prüfung ist verbindlich; er kann schriftlich bei dem Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses bis spätestens eine Woche vor dem fest-
gesetzten Prüfungstermin ohne Angabe von Gründen und ohne
Anrechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zu-
rückgenommen werden. Über die Zulassung entscheidet der Prü-
fungsausschuss. 

(6) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt
werden, wenn
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1. die in Absatz 1 und 2 genannten Voraussetzungen oder die
Verfahrensvorschriften nach Absatz 3 nicht erfüllt sind oder

2. die Unterlagen unvollständig sind oder
3. der Kandidat in demselben oder in einem verwandten Studien-

gang an einer Hochschule entweder die Master-Prüfung oder
die entsprechende Prüfung endgültig nicht bestanden hat oder
sich in einem Prüfungsverfahren befindet.

II. Master-Prüfung

§ 21
Zweck und Durchführung der Master-Prüfung

(1) Die Master-Prüfung bildet den berufsqualifizierenden Ab-
schluss des Master-Studienganges. Durch die Master-Prüfung wird
festgestellt, ob der Kandidat die Zusammenhänge seines Faches
überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und
Erkenntnisse anzuwenden und die für den Übergang in die Berufs-
praxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben hat.

(2) Die Master-Prüfung wird mit der Master-Thesis und dem da-
zugehörigen Kolloquium abgeschlossen.

§ 22
Prüfungsvorleistungen

(1) Die in der Anlage 1 aufgeführten Prüfungsvorleistungen sind
Zulassungsvoraussetzung für die Teilnahme an den in dieser An-
lage bezeichneten Modulprüfungen.

(2) Die Zulassungsvoraussetzungen zur Master-Thesis und zum
Kolloquium werden in der Anlage 3 geregelt. 

§ 23
Art, Umfang und Gegenstand der Master-Prüfung

(1) Die Master-Prüfung besteht aus

– den Modulprüfungen und
– der Master-Thesis einschließlich des Kolloquiums gemäß § 15.

(2) Die Pflichtmodule und Wahlpflichtmodule des Masterstu-
diums, deren Umfang und Art, sind der Anlage 1 zu entnehmen.
Das jeweilige Wahlpflichtmodul wird aus wirtschaftlichen Grün-
den nur angeboten, wenn sich eine Mindestteilnehmerzahl für die-
ses einschreibt. Die Anzahl der Mindestteilnehmer je Wahl-
pflichtmodul wird in Anlage 3 geregelt. 

(3) Die Modulprüfungen setzen sich aus den in der Anlage 1 an-
gegebenen Prüfungsleistungen zusammen. 

(4) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der
den Prüfungsfächern zugeordneten Lehrveranstaltungen.

(5) Die Prüfungsanforderungen orientieren sich an dem Inhalt der
Lehrveranstaltungen, die aufgrund der Studienordnung für das
betroffene Studienfach angeboten werden.

(6) Der Kandidat wird zum Kolloquium nur zugelassen, wenn er
sämtliche anderen Prüfungsleistungen erfolgreich abgelegt hat.

§ 24
Zusatzmodule

(1) Der Kandidat kann sich einer Prüfung in weiteren als den vor-
geschriebenen Modulen unterziehen (Zusatzmodule). Das Ergeb-
nis der Prüfung in diesen Fächern wird bei der Festsetzung der
Gesamtnote nicht mit einbezogen.

§ 25
Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und 

Zeugnisergänzung

(1) Die Gesamtnote errechnet sich entsprechend § 4 aus den Mo-
dulnoten gemäß § 23 und der Note der Master-Thesis (einschließ-
lich Kolloquium). Die Modulnoten gehen mit einem Anteil von 
75 %, die Master-Thesis mit Kolloquium mit einem Anteil von 
25 % in die Gesamtnote ein. Darüber hinaus können weitere
Regelungen in der Anlage 3 aufgenommen werden.

(2) Für die Bildung der Gesamtnote gilt § 4 Abs. 2 entsprechend.

(3) Bei hervorragenden Leistungen gemäß § 5 kann das Gesamt-
urteil „mit Auszeichnung bestanden“ erteilt werden.

(4) Über die bestandene Master-Prüfung erhält der Kandidat un-
verzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen, ein Zeugnis in
deutscher und englischer Sprache. In das Zeugnis sind der Stu-
diengang, der gewählte Studienschwerpunkt, die Modulnoten der
Master-Prüfung, das Thema der Master-Thesis und deren Note
sowie die Gesamtnote der Master-Prüfung aufzunehmen. Auf An-
trag des Kandidaten können das Ergebnis der Prüfungen in den
Zusatzmodulen (§ 28) und die bis zum Abschluss der Master-Prü-
fung benötigte Fachstudiendauer in das Zeugnis aufgenommen
werden. Auf Antrag des Kandidaten ist in einem Beiblatt zum
Zeugnis die Notenverteilung des jeweiligen Prüfungsjahrganges
(Notenspiegel, Rangzahl) des Studienganges anzugeben.

(5) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte
Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(6) Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
und dem Dekan des Fachbereiches zu unterzeichnen.

(7) Mit dem Zeugnis erhält der Kandidat eine Zeugnisergänzung
(„Diploma Supplement“) gemäß Anlage 2, aus der die internatio-
nale Einordnung des bestehenden Abschlusses hervorgeht. Das
Diploma Supplement enthält insbesondere die folgenden Anga-
ben in englischer Sprache:

a) Identifizierende Angaben zur Person der Absolventin oder des
Absolventen

b) Identifizierende Angaben zur mit dem Abschluss erworbenen
Qualifikation und zum Fachbereich

c) Angaben zur Ebene des Abschlusses innerhalb des deutschen
Bildungssystems, Zugangsvoraussetzungen und Dauer des
Studienprogramms
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d) Angaben zur Form des Studiums, zu Studieninhalten und Stu-
dienerfolg

e) Angaben zum Status der Qualifikation (Zugang zu weiteren
Studien, Promotion, berufliche Qualifikationsmöglichkeiten)

f) Ergänzende Angaben zum Studium der Absolventin oder des
Absolventen (z. B. integriertes Auslandsstudium)

g) Angaben zur Ausstellung des Ergänzungstextes (Datum, Stelle)
h) Einordnung des Fachbereichs der Hochschule Wismar in das

nationale Hochschulsystem

§ 26
Hochschulgrad und Masterurkunde

(1) Ist die Master-Prüfung bestanden, wird der berufsqualifizie-
rende Abschluss verliehen.

Die genaue Bezeichnung für den Mastergrad regelt die Anlage 3.

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Master-
urkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Verlei-
hung des Mastergrades beurkundet. Die Masterurkunde wird vom
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und vom Dekan des Fach-
bereiches unterzeichnet und mit dem Siegel der Hochschule Wis-
mar versehen.

IV. Schlussbestimmungen

§ 27
Ungültigkeit der Master-Prüfung 

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und
wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses
bekannt, so können die Noten für die Prüfungsleistung, bei deren

Erbringung der Kandidat getäuscht hat, und für die Modulprüfung
entsprechend berichtigt und die Master-Prüfung für „nicht bestan-
den“ erklärt werden. Entsprechendes gilt für die Master-Thesis.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modul-
prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hierüber täuschen
wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Modulprüfung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Un-
recht erwirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so kann
die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und die Master-Prü-
fung für „nicht bestanden“ erklärt werden.

(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch die
Masterurkunde einzuziehen, wenn die Master-Prüfung aufgrund
einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Ent-
scheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist
von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

§ 28
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
wird dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist Einsicht
in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen
Gutachten und in die Prüfungsprotokolle gewährt. Der Antrag ist
an das Zentrale Prüfungsamt zu richten.

§ 29
In-Kraft-Treten

(1) Diese Prüfungsordnung gilt erstmalig für die Prüfung von
Kandidaten, die im Wintersemester 2004/2005 für einen Master-
Studiengang Process, Communication and Information Enginee-
ring an der Hochschule Wismar eingeschrieben werden.

(2) Die vorliegende Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer
Veröffentlichung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Hochschule Wismar vom 18. März 2004 sowie der Genehmi-
gung des Rektors vom 18. Oktober 2004 sowie nach Durch-
führung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des Landes-
hochschulgesetzes (Schreiben des Ministeriums für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom
16. Februar 2005, Az. VII 300 c 3152-03/010).
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Fächergruppe Abschlussbezeichnung

Gestaltung Master of Arts (M.A.)

Ingenieurwissenschaften Nach der inhaltlichen Aus-
richtung des Studiengangs:
Master of Science (M.Sc.)
oder
Master of Engineering (M.Eng.)

Rechtswissenschaften Master of Laws (LL.M)

Wirtschaftswissenschaften Nach der inhaltlichen Aus-
richtung des Studiengangs:
Master of Arts (M.A.)
oder
Master of Science (M.Sc.)

Wismar, den 18. Oktober 2004

Der Rektor
der Hochschule Wismar, 

University of Technology, Business and Design,
Professor Dr. Norbert Grünwald

Mittl.bl. BM M-V 2005 S. 367
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Anlage 1
Prüfungsplan Master-Studiengang Seite 1

Process, Communication and Information Engineering

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweiligen Fach über die für sie geltende Prüfungsart und deren Umfang in Kenntnis zu setzen.

Es werden jedes Jahr die folgenden Wahlpflichtmodule angeboten, aus denen insgesamt so viele im Master-Studiengang erfolgreich abgeschlossen wer-
den müssen, dass 20 CR erreicht werden.

Modul

1. Semester 2. Semester 3. Semester

Prüfung Prüfung Prüfung ∑
PV CR PV CR PV CR Credits

PM 01 Mathematik III 1) 5 5
2)

PM 02 Nachrichtensysteme 1) 5 5
2)

PM 03 Mikroprozessortechnik II 1) 5 5
2)

PM 04 Computational Engineering II 1) 5 5
2)

PM 05 Theoretische Elektrotechnik 1) 5 5

PM 06 Regelungstechnik 1) 5 5
2)

PM 07 Schaltkreisentwurf 1) 5 5
2)

WPM 01 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 02 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 03 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 04 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

WPM 05 Wahlpflichtmodul aus Katalog 5 5

Master-Thesis, einschließ- 30 30
lich Kolloquium, 1 Semester

∑ Credits 30 30 30 90
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Anlage 1
Katalog der Wahlpflichtmodule Seite 2

Studiengang Process, Communication and Informatik Engineering

Wahlpflichtmodul

1 M20 oder K120 oder APL, siehe Anlage 3
2) Praktikum oder Testat oder Gespräch oder Projekt, siehe Anlage 3
CR Credits APL Alternative Prüfungsleistung z. B. sonstige schriftliche Arbeit
M 20 mündliche Prüfung PV Prüfungsvorleistungen
K 120 Klausur, schriftliche Prüfung Die Zeiteinheiten hinter M und K entsprechen Minuten
PM Pflichtmodul WPM Wahlpflichtmodul

Die WPM I bis WPM XIX  dürfen jeweils nur einmal während des Bachelor-Master-Studiums ausgewählt werden. Die Kreditpunkte für ein Modul werden
grundsätzlich erst nach erfolgreicher Modulprüfung anerkannt.

1. Semester 2. Semester 3. Semester

Prüfung Prüfung Prüfung 
PV PV PV Credits

WPM I Microsystem Technology I 1) 5
2)

WPM II Antriebssysteme 1) 5
2)

WPM III Kommunikationstechnik II 1) 5
2)

WPM IV Qualitäts- und Projektmanagement 1) 5
2)

WPM V Systemnahe Programmierung 1) 5
2)

WPM VI Netzprogrammierung 1) 5
2)

WPM VII Software Engineering 1) 5
2)

WPM VIII Datenbanken/Informationssysteme 1) 5
2)

WPM IX Physik II 1) 5
2)

WPM X Microsystem Technology II 1) 5
2)

WPM XI Automatisierungstechnik II 1) 5
2)

WPM XII Automatisierungstechnik III 1) 5
2)

WPM XIII Energiewirtschaft 1) 5
2)

WPM XIV Kommunikationstechnik III 1) 5
2)

WPM XV Projekt Software Engineering 1) 5

WPM XVI Datenbankprogrammierung 1) 5
2)

WPM XVII Verteilte Systeme 1) 5
2)

WPM XVIII Fachenglisch II 1) 5
2)

WPM XIX Kosten- und Leistungsrechnung 1) 5
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§ 1
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt drei Semester. Das Studium gliedert
sich in zwei reine Theoriesemester und ein Semester zur Anferti-
gung der Master-Thesis.

§ 2
Prüfungsform

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweili-
gen Fach über die für sie geltende Art der zu absolvierenden Prü-
fung und deren Umfang sowie deren Prüfungssprache in Kenntnis
zu setzen. Wird keine Prüfungssprache explizit benannt, gilt als
Prüfungssprache Deutsch. 

§ 3
Prüfungsvorleistung

Die Studierenden sind in der ersten Vorlesungswoche im jeweili-
gen Fach über die für sie geltende Art und den Umfang der für die
Zulassung zu einer Modulprüfung notwendigen Vorleistung in
Kenntnis zu setzen. Wird keine Prüfungssprache explizit benannt,
gilt als Prüfungssprache Deutsch. 

§4
Wahlpflichtmodule

Die Einschreibung zu Wahlpflichtmodulen erfolgt bis spätestens
eine Woche vor Beginn der Lehrveranstaltung. Der Studiendekan
entscheidet auf Vorschlag des Lehrenden über eine minimale und
maximale Anzahl von Teilnehmern an der Lehrveranstaltung.
Diese sind in den Einschreibeunterlagen zu verzeichnen.

§ 5
Zweite Wiederholung von Modulprüfungen

Eine zweite Wiederholung einer nicht bestandenen Modulprüfung
ist grundsätzlich nur zulässig, wenn

1. ein besonderer Härtefall vorliegt oder
2. der Kandidat mindestens die Hälfte aller bis dahin abzulegen-

den Modulprüfungen nach Anlage 1 mit wenigstens „befriedi-
gend“ (siehe Prüfungsordnung § 4 Abs. 2) bestanden hat oder

3. er nur eine Modulprüfung nicht bestanden hat,

wobei nicht mehr als drei Modulprüfungen ein zweites Mal wie-
derholt werden können. Der Antrag ist schriftlich an den Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses des Fachbereichs Elektrotechnik
und Informatik zu richten und beim Zentralen Prüfungsamt einzu-
reichen.

§ 6
Master-Thesis

Die Bearbeitungszeit der Master-Thesis beträgt ein Semester. Zur
Master-Thesis wird zugelassen, wer mindestens 60 Credits erwor-
ben hat. Die Master-Thesis wird in der Regel im dritten Semester
bearbeitet. In begründeten Fällen kann auf Antrag an den Prü-
fungsausschuss und mit Meldung an das Prüfungsamt die Bear-
beitungszeit um maximal vier Wochen verlängert werden. 

§ 7
Fachexkursionen

Fachexkursionen können Bestandteil der Lehrmodule sein. Der
Lehrende bestimmt durch Erklärung gegenüber den Studierenden
ob eine Exkursion Bestandteil der Lehrveranstaltung ist und ob
diese als Prüfungsvorleistung nach § 3 gewertet wird.

§ 8
Prüfungsausschuss

Der Prüfungsausschuss besteht aus sieben Mitgliedern, davon vier
Professoren, einem wissenschaftlichen Mitarbeiter und zwei Stu-
dierenden. Der Studiendekan ist automatisch Mitglied des Prü-
fungsausschusses. 

§ 9
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

Voraussetzung für die Zulassung zum Master-Studium Process,
Communication and Information Engineering ist der mit einer
Gesamtnote von 2,5 oder besser bewertete erste berufsqualifizie-
rende Studienabschluss „Bachelor“ oder „Dipl.-Ing.“ beziehungs-
weise „Dipl.-Ing. (FH)“ in einem Studiengang Electrical Enginee-
ring oder in einem verwandten Studiengang einer nationalen oder
internationalen Hochschule. Im Zweifelsfalle entscheidet der Prü-
fungsausschuss.

§ 10
Bildung der Gesamtnote

In die Ermittlung der gewichteten Durchschnittsnote der Modul-
prüfungen gehen die Noten der Pflichtmodule und der belegten
Wahlpflichtmodule ein. Als Wichtungsfaktoren  der Modulnoten
werden die jeweiligen Credits der Anlage 1 verwandt:

Gewichtete Durchschnittsnote ∑ (Modulnote * CR)

der Modulprüfungen                   = ∑ (CR)

In die Ermittlung der Gesamtnote gehen die gewichtete Durch-
schnittsnote der Modulprüfungen mit einem Anteil von 75 % und
die Master-Thesis mit Kolloquium mit einem Anteil von 25 % ein. 

§ 10
Masterurkunde

Nach bestandener Masterprüfung verleiht die Hochschule Wis-
mar den akademischen Grad „Master of Engineering“ (abgekürzt
„M. Eng.“).
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Anlage 3

Besondere Bestimmungen für den Master-Studiengang
Process, Communication and Information Engineering



Artikel 1

Die Prüfungsordnung für den Diplomstudiengang Betriebswirt-
schaftslehre an der Universität Rostock vom 3. Dezember 19983

wird wie folgt geändert: 

1. § 18 wird wie folgt geändert:

In Absatz 5 wird Satz 2 ersatzlos gestrichen. Der Wortlaut:
„Darüber hinaus ist ein Nachweis über die Teilnahme an
einem Planspiel zu erbringen.“ entfällt.

2. § 26 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „die erfolgreiche Teil-
nahme an Seminaren sowie“ gestrichen. Der Wortlaut von
Satz 3 ist nunmehr:

„... Auf Antrag des Kandidaten wird das Ergebnis der Prüfun-
gen in den Zusatzfächern in das Zeugnis aufgenommen. ...“

3. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) Im Wahlpflichtfächer-Katalog für das erste und zweite
Wahlpflichtfach werden die nachfolgend aufgeführten
Speziellen Betriebswirtschaftslehren

– Bankbetriebslehre,
– Finanzwirtschaft und
– Vertriebsführung und Verkaufspsychologie

ersatzlos gestrichen. 

b) Im Wahlpflichtfächer-Katalog für das erste und zweite
Wahlpflichtfach wird die spezielle Betriebswirtschaftsleh-
re „Steuerlehre“ umbenannt in „Betriebswirtschaftliche
Steuerlehre“.

c) Im Wahlpflichtfächer-Katalog für das dritte Wahlpflicht-
fach werden die nachfolgend aufgeführten Fächer

– Fremdenverkehr
– Raumwirtschaft und Umweltökonomie sowie
– Wirtschaftsstatistik

ersatzlos gestrichen.

Artikel 2

Studierende, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Ände-
rungssatzung das Studium in einem der ersatzlos zu streichenden
Fächer des Wahlpflichtfächer-Kataloges für das erste, zweite und
dritte Wahlpflichtfach bereits aufgenommen haben, können die-
ses abschließen. Der Nachweis über die Teilnahme an einem Plan-
spiel ist letztmalig für den Prüfungszeitraum Sommersemester
2004 zu erbringen. 

Artikel 3

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Universität Rostock vom 7. Juli 2004 und der Genehmigung
des Rektors vom 16. Oktober 2004 sowie nach ordnungsgemäßer
Durchführung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des Lan-
deshochschulgesetzes (Schreiben des Ministeriums für Bildung,
Wissenschaft und Kultur des Landes Mecklenburg-Vorpommern
vom 17. Januar 2005; Az: VII 300 c 3152-01/000).
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Satzung zur Änderung der Diplomprüfungsordnung 
für den Studiengang Betriebswirtschaftslehre 

an der Universität Rostock

Vom 16. Oktober 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Lan-
deshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juni 2003
(GVOBl. M-V S. 331)2, hat die Universität Rostock die folgende Änderungssatzung für den Diplomstudiengang Betriebswirtschaftslehre
als Satzung erlassen:

Rostock, den 16. Oktober 2004

Der Rektor
der Universität Rostock

Universitätsprofessor Dr. Hans Jürgen Wendel

Mittl.bl. BM M-V 2005 S. 385

1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 181
3 Mittl.bl. KM M-V 1999 S. 53



Artikel 1

Die Prüfungsordnung für den gestuften Bachelor- und Master-
Studiengang Business Informatics an der Universität Rostock
vom 28. November 20013 wird wie folgt geändert: 

1. § 25 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „werden die erfolgrei-
che Teilnahme an Hauptseminaren sowie“ durch das Wort
„wird“ ersetzt. Der Wortlaut von Satz 3 ist nunmehr:

„... Auf Antrag des Kandidaten wird das Ergebnis der Prüfungen
in den Zusatzfächern (§ 23) in das Zeugnis aufgenommen. ...“

2. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

Unter Punkt A 2. wird die Zeile „Art schriftlich (Klausur von
180 Minuten) durch „Art schriftlich (Klausur von 160 Minu-
ten)“ ersetzt.

3. Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

a) Unter Punkt 3. werden die nachfolgend aufgeführten Spe-
ziellen Betriebswirtschaftslehren

– Bankbetriebslehre,
– Finanzwirtschaft und
– Vertriebsführung und Verkaufspsychologie

ersatzlos gestrichen. 

b) Unter Punkt 3. wird die spezielle Betriebswirtschaftslehre
„Steuerlehre“ umbenannt in „Betriebswirtschaftliche Steuer-
lehre“

Artikel 2

Studierende, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Ände-
rungssatzung das Studium in einem der ersatzlos zu streichenden
Fächer der Speziellen Betriebswirtschaftslehre bereits aufgenom-
men haben, können dieses abschließen. 

Artikel 3

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Universität Rostock vom 7. Juli 2004 und der Genehmigung
des Rektors vom 16. Oktober 2004 sowie nach ordnungsgemäßer
Durchführung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des
Landeshochschulgesetzes (Schreiben des Ministeriums für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern vom 17. Januar 2005; Az: VII 300 c 3152-01/000).
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Satzung zur Änderung der Prüfungsordnung 
für den gestuften Bachelor- und Master-Studiengang Business Informatics 

an der Universität Rostock

Vom 16. Oktober 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Lan-
deshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juni 2003
(GVOBl. M-V S. 331)2, hat die Universität Rostock die folgende Änderungssatzung für den gestuften Bachelor- und Master-Studien-
gang Business Informatics als Satzung erlassen:

Rostock, den 16. Oktober 2004

Der Rektor
der Universität Rostock

Universitätsprofessor Dr. Hans Jürgen Wendel

Mittl.bl. BM M-V 2005 S. 386

1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 181
3 Mittl.bl. BM M-V 2002 S. 118



Artikel 1

Die Prüfungsordnung für den Diplomstudiengang Volkswirt-
schaftslehre an der Universität Rostock vom 21. Juni 20003 wird
wie folgt geändert: 

Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) Im Wahlpflichtfächer-Katalog werden die nachfolgend aufge-
führten Speziellen Betriebswirtschaftslehren

– Bankbetriebslehre,
– Finanzwirtschaft und
– Vertriebsführung und Verkaufspsychologie

ersatzlos gestrichen. 

b) Im Wahlpflichtfächer-Katalog werden die nachfolgend aufge-
führten Fächer

– Fremdenverkehr,
– Raumwirtschaft und Umweltökonomie sowie
– Wirtschaftsstatistik

ersatzlos gestrichen.

c) Im Wahlpflichtfächer-Katalog wird die spezielle Betriebswirt-
schaftslehre „Steuerlehre“ umbenannt in „Betriebswirtschaft-
liche Steuerlehre“.

Artikel 2

Studierende, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Ände-
rungssatzung das Studium in einem der ersatzlos zu streichenden
Fächer des Wahlpflichtfächer-Kataloges bereits aufgenommen
haben, können dieses abschließen. 

Artikel 3

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Universität Rostock vom 7. Juli 2004 und der Genehmigung
des Rektors vom 16. Oktober 2004 sowie nach ordnungsgemäßer
Durchführung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des Lan-
deshochschulgesetzes (Schreiben des Ministeriums für Bildung,
Wissenschaft und Kultur des Landes Mecklenburg-Vorpommern
vom 17. Januar 2005; Az: VII 300 c 3152-01/000).
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Satzung zur Änderung der Diplomprüfungsordnung 
für den Studiengang Volkswirtschaftslehre 

an der Universität Rostock

Vom 16. Oktober 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Lan-
deshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juni 2003
(GVOBl. M-V S. 331)2, hat die Universität Rostock die folgende Änderungssatzung für den Diplomstudiengang Volkswirtschaftslehre
als Satzung erlassen:

Rostock, den 16. Oktober 2004

Der Rektor
der Universität Rostock

Universitätsprofessor Dr. Hans Jürgen Wendel
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1 Mittl.bl. BM M-V S. 511
2 Mittl.bl. BM M-V S. 181
3 Mittl.bl. BM M-V S. 376



Artikel 1

Die Prüfungsordnung für den Diplomstudiengang Wirtschaftsin-
formatik an der Universität Rostock vom 2. Mai 20013 wird wie
folgt geändert: 

1. § 28 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „werden die erfolgrei-
che Teilnahme an Hauptseminaren sowie“ durch das Wort
„wird“ ersetzt. Der Wortlaut von Satz 3 ist nunmehr:

„... Auf Antrag des Kandidaten wird das Ergebnis der Prüfun-
gen in den Zusatzfächern in das Zeugnis aufgenommen. ...“

2. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

Unter Punkt A) 3. wird die erste Zeile „Zulassungsvorausset-
zung: Leistungsnachweis betriebliches Rechnungswesen“
ersetzt durch „Zulassungsvoraussetzungen: keine“

3. Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:

a) Unter Punkt 3. der Wahlmöglichkeiten im Spezialisie-
rungsstudium der Wirtschaftsinformatik werden die nach-
folgend aufgeführten Speziellen Betriebswirtschaftslehren

– Bankbetriebslehre,
– Finanzwirtschaft und
– Vertriebsführung und Verkaufspsychologie

ersatzlos gestrichen. 

b) Unter Punkt 3. der Wahlmöglichkeiten im Spezialisie-
rungsstudium der Wirtschaftsinformatik wird die spezielle
Betriebswirtschaftslehre „Steuerlehre“ umbenannt in „Be-
triebswirtschaftliche Steuerlehre“.

Artikel 2

Studierende, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Ände-
rungssatzung das Studium in einem der ersatzlos zu streichenden
Fächer des Spezialisierungsstudiums der Wirtschaftsinformatik
bereits aufgenommen haben, können dieses abschließen. 

Artikel 3

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung im Mitteilungsblatt des Ministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats
der Universität Rostock vom 7. Juli 2004 und der Genehmigung
des Rektors vom 16. Oktober 2004 sowie nach ordnungsgemäßer
Durchführung des Anzeigeverfahrens gemäß § 13 Abs. 2 des Lan-
deshochschulgesetzes (Schreiben des Ministeriums für Bildung,
Wissenschaft und Kultur des Landes Mecklenburg-Vorpommern
vom 17. Januar 2005; Az: VII 300 c 3152-01/000).
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Satzung zur Änderung der Diplomprüfungsordnung 
für den Studiengang Wirtschaftsinformatik

an der Universität Rostock

Vom 16. Oktober 2004

Aufgrund von § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Lan-
deshochschulgesetz – LHG M-V) vom 5. Juli 2002 (GVOBl. M-V S. 398)1, geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juni 2003
(GVOBl. M-V S. 331)2, hat die Universität Rostock die folgende Änderungssatzung für den Diplomstudiengang Wirtschaftsinforma-
tik als Satzung erlassen:

Rostock, den 16. Oktober 2004

Der Rektor
der Universität Rostock

Universitätsprofessor Dr. Hans Jürgen Wendel
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Die Stellenausschreibungen richten sich sowohl an weibliche als
auch an männliche Bewerber mit mehrjähriger Berufserfahrung
und unbefristetem Arbeitsverhältnis beim Land Mecklenburg-
Vorpommern.

Ziel der Landesregierung ist es, den Anteil der Frauen in heraus-
gehobenen Positionen in der Landesverwaltung zu erhöhen.
Frauen werden daher nachdrücklich zur Bewerbung aufgefor-
dert. Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung und Be-
fähigung bevorzugt berücksichtigt.

Bewerbungen für die Stellenausschreibungen Nummer 1 und 2 sind
an das Staatliche Schulamt Greifswald, Nexö-Platz 1, 17489
Greifswald, für die Stellenausschreibungen Nummer 15 bis 22 an
das Staatliche Schulamt Neubrandenburg, Neustrelitzer Straße 120,
17033 Neubrandenburg, für die Stellenausschreibungen Num-
mer 3 bis 14 sowie 30 und 31 an das Staatliche Schulamt Rostock,
Dr.-Lorenz-Weg 1, 18059 Rostock, für die Stellenausschreibun-
gen Nummer 23 bis 29 sowie 32 an das Staatliche Schulamt
Schwerin, Zum Bahnhof 14, 19053 Schwerin, zu richten. Sofern
Bewerbungen um mehr als eine ausgeschriebene Stelle erfolgen,
sind für jede Stelle gesonderte Bewerbungsunterlagen vorzule-
gen. Dabei ist mitzuteilen, welcher Bewerbung Priorität einge-
räumt wird.

Bewerbungsschreiben sind mit tabellarischem Lebenslauf, Licht-
bild und beglaubigter Lehrbefähigung (einschließlich der Fächer
und Ergebnisse der Ersten und Zweiten Staatsprüfung) zweifach
einzureichen (eine Ausführung verbleibt im zuständigen Schul-
amt).

Der tabellarische Lebenslauf muss Name, Geburtsdatum, Fami-
lienstand, derzeitige Schule, gegebenenfalls Amtsbezeichnung
und derzeitige Funktion sowie Angaben zum beruflichen Werde-
gang enthalten.
Die Bewerberinnen und Bewerber werden darauf hingewiesen,
dass diese Angaben auch an die Schule, an der die Stelle besetzt
werden soll, weitergegeben werden.

Bewerbungen müssen spätestens einen Monat nach dem Tage der
Ausschreibung beim Leiter der Schule/Einrichtung, an der die
Lehrkraft beschäftigt ist, abgegeben werden. Als Tag der Aus-
schreibung gilt das auf dem Titelblatt des Mitteilungsblattes ver-
merkte Ausgabedatum.
Es werden nur Bewerbungen mit vollständigen, den Anforderun-
gen entsprechenden Bewerbungsunterlagen berücksichtigt. Kos-
ten, die im Zusammenhang mit der Bewerbung entstehen, werden
nicht erstattet.

Nachstehend werden für das Land Mecklenburg-Vorpommern
freie Funktionsstellen für Schulleiter bzw. stellvertretende Schul-
leiter an öffentlichen Schulen im Angestelltenverhältnis gemäß
BAT-O ausgeschrieben.

a) Name der Schule, Schulart, Ort
b) Landkreis/kreisfreie Stadt
c) Art der Stelle, Termin der Besetzung

(sofern kein Termin angegeben wird, ist die Stelle sofort zu
besetzen)

d) soweit erforderlich, zusätzliche Angaben über die Schule, die
Stelle, die gewünschte fachliche oder persönliche Eignung

e) bei Besetzung auf Zeit: Dauer, für die die Stelle zu besetzen ist

Funktionsstellen – Grundschulen des Landes Mecklenburg-
Vorpommern

1. a) Grundschule Schlatkow
b) Landkreis Ostvorpommern
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, sofort
d) ca. 65 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

2. a) Grundschule Schlatkow
b) Landkreis Ostvorpommern
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca. 65 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

3. a) Grundschule Blankenhagen
b) Landkreis Bad Doberan 
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 106 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

4. a) Grundschule Blankenhagen
b) Landkreis Bad Doberan 
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 106 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

5. a) Grundschule Kritzmow
b) Landkreis Bad Doberan 
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 134 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

6. a) Grundschule Kritzmow
b) Landkreis Bad Doberan 
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 134 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende
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7. a) Grundschule Kühlungsborn
b) Landkreis Bad Doberan 
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 230 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

8. a) Grundschule Rerik
b) Landkreis Bad Doberan
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, sofort
d) ca. 70 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

9. a) Grundschule Rerik
b) Landkreis Bad Doberan
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca. 70 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

10. a) „Kersting-Grundschule“ Güstrow
b) Landkreis Güstrow
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 101 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

11. a) Grundschule Brinkmannstorf
b) Hansestadt Rostock
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 193 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

12. a) Grundschule Brinkmannstorf
b) Hansestadt Rostock
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 193 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

13. a) Grundschule Gehlstorf
b) Hansestadt Rostock
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 90 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

14. a) Grundschule „Am Margaretenplatz“ Rostock
b) Hansestadt Rostock
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 130 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

15. a) Grundschule Görmin
b) Landkreis Demmin
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca. 75 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

16. a) Grundschule Neukalen
b) Landkreis Demmin
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca. 33 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
*s. Legende

17. a) Grundschule Schönfeld
b) Landkreis Demmin
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 80 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

18. a) Grundschule Schönfeld
b) Landkreis Demmin
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 80 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
*s. Legende

19. a) Grundschule Siedenbollentin
b) Landkreis Demmin
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca. 60 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

20. a) Grundschule Völschow
b) Landkreis Demmin
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca. 44 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

21. a) Grundschule Altenhof
b) Landkreis Waren-Müriz
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca. 64 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

22. a) 1. Grundschule Neubrandenburg
b) Stadt Neubrandenburg
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, sofort
d) ca. 220 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende
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23. a) Grundschule Gammelin
b) Landkreis Ludwigslust
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, sofort
d) ca. 72 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

24. a) Grundschule Gresse
b) Landkreis Ludwigslust
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 75 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

25. a) Grundschule Gresse
b) Landkreis Ludwigslust
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 75 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

26. a) Grundschule Krebsförden
b) Landeshauptstadt Schwerin
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 135 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

27. a) Grundschule Krebsförden
b) Landeshauptstadt Schwerin
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 135 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

28. a) Grundschule „Nils Holgersson“ Schwerin
b) Landeshauptstadt Schwerin
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 215 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

29. a) Grundschule „Seeblick-Schule“ Wismar
b) Hansestadt Wismar
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 211 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

*Legende
Bewerben können sich Lehrkräfte mit der durch Erste und Zweite
Staatsprüfung für das Lehramt der Primarstufe, das Lehramt an

Grund- und Hauptschulen oder – soweit sie über eine Lehrbefähi-
gung nach dem Recht der ehemaligen DDR verfügen – im Wege
der Bewährung erworbenen Lehrbefähigung für untere Klassen
im Unterricht der Klassen 1 bis 4 an allgemein bildenden Schulen
oder einer als gleichwertig anerkannten Lehrerlaufbahn. 

Funktionsstellen – Regionale Schulen, Realschulen und ver-
bundene Haupt- und Realschulen des Landes Mecklenburg-
Vorpommern

30. a) Regionale Schule Teterow
b) Landkreis Güstrow
c) Stelle der stellvertretenden Schulleiterin/des stellvertre-

tenden Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 400 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

31. a) Regionale Schule Teterow
b) Landkreis Güstrow
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 400 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

*Legende:
Bewerben können sich Lehrkräfte mit der durch Erste und Zweite
Staatsprüfung oder – soweit sie über eine Lehrbefähigung nach
dem Recht der ehemaligen DDR verfügen – im Wege der Be-
währung erworbenen Lehrbefähigung für das Lehramt an Haupt-
und Realschulen oder einer als gleichwertig anerkannten Lehrer-
laufbahn (insbesondere für das Lehramt an Realschulen).

Funktionsstellen – Gymnasien des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern

32. a) Gymnasium Grevesmühlen
b) Landkreis Nordwestmecklenburg
c) Stelle der Schulleiterin/des Schulleiters, 01.08.2005
d) ca. 830 Schülerinnen und Schüler
e) befristete Bestellung für die Dauer der Bestandsfähigkeit
* s. Legende

*Legende:
Bewerberinnen und Bewerber müssen über eine durch zwei
Staatsexamen oder im Wege der Bewährung erworbene Lehrbe-
fähigung für das Lehramt an Gymnasien für zwei Fächer verfü-
gen.
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Die folgende Stelle als Fachberaterin/Koordinatorin oder Fachbe-
rater/Koordinator ist zum 1. September 2006 zu besetzen:

Ankara, Türkei

Zu den Aufgaben der Fachberatung/Koordination gehören die Be-
treuung leistungs- und schulbezogenen Deutschunterrichts sowie
die Koordination des Einsatzes deutscher Lehrkräfte an Schulen
des Gastlandes, die Beratung von Behörden und Schulen im
Bereich Deutsch als Fremdsprache sowie die Planung und Durch-
führung von Lehrerfortbildungsseminaren und die Mitarbeit bei
der Entwicklung von Curricula und Lehrwerken.

Die gesamte Tätigkeit erfolgt in großer Selbständigkeit und
Eigenverantwortung und bietet erfahrenen und engagierten Lehr-
kräften die Chance einer höchst interessanten Auslandstätigkeit.
Die Stelle ist angebunden an den Obersten Erziehungsrat im tür-
kischen Erziehungsministerium.

Voraussetzungen sind

– das 1. und 2. Staatsexamen für die Sekundarstufe II in den
Fächern Deutsch,

– einschlägige Erfahrungen mit Deutsch als Fremdsprache,
– Erfahrungen in der Lehrwerksarbeit,
– wünschenswert ist mehrjährige funktionsstellenbezogene

Erfahrung in Deutschland, die den Bewerber/die Bewerberin
befähigt, ein umfangreiches Programm zu planen, zu organisie-
ren und umzusetzen,

– professionelle Erfahrungen im Umgang mit einem PC-Arbeits-
platz,

– sehr gute Kenntnisse der englischen Sprache,
– türkische Sprachkenntnisse bzw. Bereitschaft, schon vor Ver-

tragsbeginn, mit dem Spracherwerb zu beginnen,
– Erfahrungen in der Erwachsenenbildung,
– Bereitschaft und Fähigkeit, im Rahmen des Lehrerentsendepro-

gramms (Anadoluprogramm) Führungsverantwortung zu über-
nehmen,

– Verhandlungsgeschick (im Umgang mit den fördernden deut-
schen Stellen, der deutschen Auslandsvertretung, den türki-
schen Stellen),

– Beamter/-in auf Lebenszeit im Schuldienst (oder unbefristet
angestellte Lehrkräfte aus den neuen Bundesländern).

Wenn Sie bereits in die Bewerberdatei der Zentralstelle aufgenom-
men sind, teilen Sie bitte Ihr Interesse am Einsatz als Fachberate-
rin/Koordinatorin oder Fachberater/Koordinator der Zentralstelle
schriftlich (formlos) mit, und zwar spätestens bis 31. Juli 2005.

Sollten Sie sich neu auf diese Stelle bewerben, richten Sie bitte
Ihre Bewerbung auf dem Dienstweg gleichfalls bis spätestens 
31. Juli 2005 an das

Bundesverwaltungsamt 
– Zentralstelle für das Auslandsschulwesen –
VI R 2
50728 Köln

Eine Kopie Ihrer Bewerbung schicken Sie bitte gleichzeitig un-
mittelbar an die Zentralstelle.

Eine Berücksichtigung der Bewerbung kann nur bei rechtzeitigem
Eingang der vollständigen Bewerbungsunterlagen (Freistellung,
dienstliche Beurteilung) auf dem Dienstweg erfolgen.
Bewerbungsunterlagen erhalten Sie über die oben genannte
Adresse oder über die Homepage der Zentralstelle 
(www.auslandsschulwesen.de).
Informationen über den Einsatz als Fachberaterin/Koordinatorin
oder Fachberater/Koordinator in Ankara erhalten Sie unter fol-
gender Telefonnummer:

01888 358-1442 (Frau Fuchs)
E-Mail: Ulrike.Fuchs@bva.bund.de
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Stellenausschreibung für das Auslandsschulwesen

Stellenausschreibung für das Auslandsschulwesen

Die folgende Stelle als Fachberaterin/Koordinatorin oder Fachbe-
rater/Koordinator ist zum 1. September 2006 zu besetzen:

Moskau, Russische Föderation

Zu den Aufgaben einer Fachberaterin/Koordinatorin oder eines
Fachberaters/Koordinators in Moskau gehört es, den Einsatz deut-
scher Lehrkräfte an herausgehobenen Schulen mit erweitertem
Deutschunterricht mit dem Schwerpunkt der Tätigkeit in Moskau
im Rahmen des Lehrerentsendeprogramms zu koordinieren, die
Behörden und Schulen bei der Planung und Vorbereitung der Prü-
fungen zum Deutschen Sprachdiplom der KMK zu beraten sowie
Unterricht und Prüfungsvorsitz an Prüfungsschulen zu überneh-
men.

Die gesamte Tätigkeit erfolgt in großer Selbständigkeit und
Eigenverantwortung und bietet erfahrenen und engagierten Lehr-
kräften die Chance einer höchst interessanten Auslandstätigkeit.

Voraussetzungen sind

– das 1. und 2. Staatsexamen für die Sekundarstufe II oder ein
gleichwertiges Diplom in den Fächern Deutsch und/oder einer
modernen Fremdsprache,

– einschlägige Erfahrungen mit Deutsch als Fremdsprache und in
der Fortbildungsarbeit mit Erwachsenen,

– wünschenswert sind außerdem Erfahrungen mit deutschspra-
chigem Fachunterricht, vorzugsweise im wirtschaftswissen-
schaftlichen Bereich,



– mehrjährige funktionsstellenbezogene Erfahrungen in Deutsch-
land und/oder in Mittelosteuropa oder in der Gemeinschaft
Unabhängiger Staaten (GUS), die die Bewerberin/den Bewer-
ber befähigen, das seit 1993 in der Russischen Föderation exis-
tierende Lehrerentsendeprogramm zu planen, zu organisieren
und umzusetzen,

– Beherrschung der russischen Sprache,
– profunde Erfahrungen in der Erwachsenenbildung,
– Bereitschaft und Fähigkeit, im Rahmen des Lehrerentsendepro-

gramms Führungsverantwortung zu übernehmen,
– fundierte PC-Kenntnisse (MS Office) und Erfahrungen in der

Gestaltung von Web-Seiten,
– Verhandlungsgeschick (im Umgang mit den fördernden deut-

schen Stellen, der deutschen Auslandsvertretung und den russi-
schen Stellen),

– Beamter/-in auf Lebenszeit oder unbefristet angestellte Lehr-
kraft aus den neuen Bundesländern, der/die im Schuldienst tätig
ist.

Wenn Sie bereits in die Bewerberdatei der Zentralstelle aufge-
nommen sind, teilen Sie bitte Ihr Interesse am Einsatz als Fach-
beraterin/Koordinatorin oder Fachberater/Koordinator der Zen-
tralstelle schriftlich (formlos) mit, und zwar spätestens bis zum
31. Juli 2005.

Sollten Sie sich neu auf diese Stelle bewerben, richten Sie bitte
Ihre Bewerbung auf dem Dienstweg gleichfalls bis spätestens 
31. Juli 2005 an das

Bundesverwaltungsamt 
– Zentralstelle für das Auslandsschulwesen –
VI R 2
50728 Köln.

Eine Kopie Ihrer Bewerbung schicken Sie bitte gleichzeitig un-
mittelbar an die Zentralstelle.
Eine Berücksichtigung der Bewerbung kann nur bei rechtzeitigem
Eingang der vollständigen Bewerbungsunterlagen (Freistellung,
dienstliche Beurteilung) auf dem Dienstweg erfolgen.
Bewerbungsunterlagen erhalten Sie über die oben genannte
Adresse oder über die Homepage der Zentralstelle 
(www.auslandsschulwesen.de).
Informationen über den Einsatz als Fachberaterin/Koordinatorin
oder Fachberater/Koordinator in Moskau erhalten Sie unter fol-
gender Telefonnummer:

01888 358-1438 (Herr Dr. Harmgardt)
E-Mail: Wolfgang.Harmgardt@bva.bund.de
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Stellenausschreibung für das Auslandsschulwesen

Die folgende Stelle als Fachberaterin oder Fachberater ist zum 
1. September 2006 zu besetzen:

Toronto, Kanada

Zu den Aufgaben der Fachberaterin/des Fachberaters gehören

– die Beratung und Betreuung der deutschen Sprachschulen so-
wie der staatlichen Schulen mit einem Deutschprogramm,

– die Organisation der Prüfungen des Deutschen Sprachdiploms
der Kultusministerkonferenz und der Zentralen Deutschprü-
fung

– enge Zusammenarbeit mit kanadischen Schulbehörden bei der
Konzeption bilingualer Unterrichtsprogramme,

– intensive Kontaktpflege zu Lehrer- und Sprachschulverbänden,
deutschsprachigen Minderheiten und Mittlerorganisationen.

Die gesamte Tätigkeit erfolgt in großer Selbständigkeit und
Eigenverantwortung und bietet erfahrenen und engagierten Lehr-
kräften die Chance einer höchst interessanten Auslandstätigkeit.

Voraussetzungen sind

– das 1. und 2. Staatsexamen für die Sekundarstufe II oder ein
gleichwertiges Diplom in den Fächern Deutsch und / oder einer
modernen Fremdsprache,

– einschlägige Erfahrungen mit Deutsch als Fremdsprache,
– wünschenswert sind außerdem Erfahrungen mit deutsch-

fremdsprachigem Fachunterricht,
– wünschenswert sind mehrjährige funktionsstellenbezogene

Erfahrungen in Deutschland die den Bewerber/die Bewerberin

befähigen, ein umfangreiches Programm zu planen, zu organi-
sieren und umzusetzen,

– professionelle Erfahrungen im Umgang mit einem PC-Arbeits-
platz, 

– sehr gute Kenntnisse der englischen Sprache ,
– Erfahrungen in der Erwachsenenbildung,
– Verhandlungsgeschick (im Umgang mit den fördernden deut-

schen Stellen, der deutschen Auslandsvertretung, den kanadi-
schen Stellen),

– Beamter/-in auf Lebenszeit im Schuldienst (oder unbefristet
angestellte Lehrkräfte aus den neuen Bundesländern).

Wenn Sie bereits in die Bewerberdatei der Zentralstelle aufge-
nommen sind, teilen Sie bitte Ihr Interesse am Einsatz als Fach-
beraterin/Fachberater der Zentralstelle schriftlich (formlos) mit,
und zwar spätestens bis 31. Juli 2005.

Sollten Sie sich neu auf diese Stelle bewerben, richten Sie bitte
Ihre Bewerbung auf dem Dienstweg gleichfalls bis spätestens 
31. Juli 2005 an das

Bundesverwaltungsamt 
– Zentralstelle für das Auslandsschulwesen –
VI R 2
50728 Köln

Eine Kopie Ihrer Bewerbung schicken Sie bitte gleichzeitig
unmittelbar an die Zentralstelle.
Eine Berücksichtigung der Bewerbung kann nur bei rechtzeitigem
Eingang der vollständigen Bewerbungsunterlagen (Freistellung,
dienstliche Beurteilung) auf dem Dienstweg erfolgen.



Bewerbungsunterlagen erhalten Sie über die oben genannte
Adresse oder über die Homepage der Zentralstelle 
(www.auslandsschulwesen.de).
Informationen über den Einsatz als Fachberaterin / Fachberater in
Toronto erhalten Sie unter folgender Telefonnummer:

01888 358-1446 (Herr Göser)
(E-Mail: Guido.Göser@bva.bund.de)
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Stellenausschreibung für das Auslandsschulwesen

Die folgende Stelle als Fachberaterin/Koordinatorin oder Fachbe-
rater/Koordinator ist zum 1. September 2006 zu besetzen:

Vilnius, Litauen

Zu den Aufgaben einer Fachberaterin/Koordinatorin oder eines
Fachberaters/Koordinators mit Dienstsitz in Vilnius gehört es,
den Einsatz deutscher Lehrkräfte an herausgehobenen Schulen
mit erweitertem Deutschunterricht in Litauen im Rahmen des
Lehrerentsendeprogramms zu koordinieren, die Behörden und
Schulen bei der Planung und Vorbereitung der Prüfungen zum
Deutschen Sprachdiplom der KMK zu beraten sowie Unterricht
und Prüfungsvorsitz an Prüfungsschulen zu übernehmen.
Die gesamte Tätigkeit erfolgt in großer Selbständigkeit und
Eigenverantwortung und bietet erfahrenen und engagierten Lehr-
kräften die Chance einer höchst interessanten Auslandstätigkeit.

Voraussetzungen sind

– das 1. und 2. Staatsexamen für die Sekundarstufe II oder ein
gleichwertiges Diplom in den Fächern Deutsch und/oder einer
modernen Fremdsprache,

– einschlägige Erfahrungen mit Deutsch als Fremdsprache und in
der Fortbildungsarbeit mit Erwachsenen,

– wünschenswert sind außerdem Erfahrungen mit deutschspra-
chigem Fachunterricht, vorzugsweise im wirtschaftswissen-
schaftlichen Bereich,

– mehrjährige funktionsstellenbezogene Erfahrungen in Deutsch-
land und/oder in Mittelosteuropa oder in der Gemeinschaft
Unabhängiger Staaten (GUS), die den Bewerber/die Bewerbe-
rin befähigen, das seit 1993 in Litauen existierende Lehrerent-
sendeprogramm zu planen, zu organisieren und umzusetzen,

– profunde Erfahrungen in der Erwachsenenbildung,
– Bereitschaft und Fähigkeit, im Rahmen des Lehrerentsende-

programms Führungsverantwortung zu übernehmen,
– fundierte PC-Kenntnisse (MS Office) und Erfahrungen in der

Gestaltung von Web-Seiten,

– Verhandlungsgeschick (im Umgang mit den fördernden deut-
schen Stellen, der deutschen Auslandsvertretung und den litaui-
schen Stellen),

– Beamter/-in auf Lebenszeit oder unbefristet angestellte Lehr-
kraft aus den neuen Bundesländern, der/die im Schuldienst
tätig ist.

Wenn Sie bereits in die Bewerberdatei der Zentralstelle aufge-
nommen sind, teilen Sie bitte Ihr Interesse am Einsatz als Fach-
beraterin/Koordinatorin oder Fachberater/Koordinator der Zen-
tralstelle schriftlich (formlos) mit, und zwar spätestens bis zum
31. Juli 2005.

Sollten Sie sich neu auf diese Stelle bewerben, richten Sie bitte
Ihre Bewerbung auf dem Dienstweg gleichfalls bis spätestens 
31. Juli 2005 an das

Bundesverwaltungsamt 
– Zentralstelle für das Auslandsschulwesen –
VI R 2
50728 Köln

Eine Kopie Ihrer Bewerbung schicken Sie bitte gleichzeitig
unmittelbar an die Zentralstelle.
Eine Berücksichtigung der Bewerbung kann nur bei rechtzeitigem
Eingang der vollständigen Bewerbungsunterlagen (Freistellung,
dienstliche Beurteilung) auf dem Dienstweg erfolgen.
Bewerbungsunterlagen erhalten Sie über die oben genannte
Adresse oder über die Homepage der Zentralstelle 
(www.auslandsschulwesen.de).
Informationen über den Einsatz als Fachberaterin/Koordinatorin
oder Fachberater/Koordinator in Vilnius erhalten Sie unter fol-
gender Telefonnummer:

01888-358-1438 (Herr Dr. Harmgardt)
E-Mail: Wolfgang.harmgardt@bva.bund.de
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Gesamtthema:
Beiträge zur Didaktik und Methodik eines zeitgemäßen Musikun-
terrichtes.

In Vorträgen und Workshops werden alle wesentlichen Arbeits-
felder der gegenwärtigen musikerzieherischen Schulpraxis
berücksichtigt.

A-Kurs: Musikpädagogik bei sechs- bis zehnjährigen, auch Vor-
schulstufe.

Kurstermin: 3. – 11. August 2005.

Zu folgenden Schwerpunkten (Auswahl) finden Referate und
Übungen statt:

– Sprech- und Stimmbildung, Chorsingen, neues Liedgut; metho-
disch-didaktische Beiträge zur Musikerziehung in der Grund-
schule (alle Sinne ansprechend)

– „Der junge Adler erprobt seine Schwingen“ Chinesische
Qigong-Übung als Grundlage für die Stimmgebung; Volkslie-
der aus Österreich (deutsch, kroatisch, ungarisch, slowenisch)

– Musizieren mit Boomwhackers, Siver-Plates usw.; Klassik in
der Grundschule; Musik in der fächervernetzten Grundschule;
Spiellieder: Hinführung zur Mehrstimmigkeit

– „Ein Musical für Europa“

Sonderkurse in kleinen Gruppen (Zusatzgebühr von 34 Euro für
fünf Stunden); auch Einzelunterricht ist möglich

B-Kurs: Musikpädagogik bei zehn- bis 18-jährigen. 

Kurstermin: 11. – 19. August 2005.

Zu folgenden Schwerpunkten (Auswahl) finden Referate und
Übungen statt: 

Chorarbeit, Chorpraktikum; Workshops zu handlungsorientier-
tem Unterricht; Klangstrukturen und Ausdruck in der Musik der
Gegenwart (Ligeti, Kurtag, Jarrell, Sciarrino...); Jazz (Grundlagen
und Spielpraxis); Afrikanische Musik fürs Klassenzimmer; Neue
improvisierte Musik zu Stummfilmen; Musizieren im Orchester;
Tanz in der Schule; „Weltmusik“ (Einfluss der globalen U-Musik
auf die authentische Musik der Kontinente.

Sonderkurse in kleinen Gruppen; Einzelunterricht.

Kursort: Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik,
Schwarzstraße 35, Salzburg

Kurszeiten: 8.30 - 13.00 Uhr und 15.00 - 19.00 Uhr 
und Abendangebote

Sonderkurse: 13.00 - 15.00

Einzelunterricht: nach Vereinbarung

Kursgebühren: 245,- Euro (Studenten: 170,- Euro); Einzah-
lung nach Erhalt der Anmeldebestätigung. In
der Kursgebühr enthalten sind ein Sonder-
kurs oder zwei Einzelstunden!

Rahmenprogramme: Besichtigung der Mozartstadt, der Festspiel-
häuser; Ausflüge in die Umgebung. Singen
im Dom.

Anmeldung: bei Kursleiterin
Christine Rinderer-Frisch
Höhenstraße 118
A-6020 Innsbruck
Tel. und Fax: 0043 512 2924-40
E-Mail: info@schulmusik-rinderer.at
Internet: www.schulmusik-rinderer.at 

Unterkunft: Reservierungen über die

Touristik Service Reisebüro GmbH
z. Hd. Frau Ilse Maria Heindl
Getreidegasse 16/III, A-5020 Salzburg
Tel.: 0043 662 8455-05
Fax: 0043 662 8455-09
E-Mail: i.heindl@ts-reisebuero.at

Preise ca. 20-50 Euro pro Person inkl. Früh-
stück (bitte baldmöglichste Anmeldung,
Festspielsaison!)

Weitere Hinweise und Auskünfte erhalten Sie bei

Frau Ingrid Rosenthal
L.I.S.A. Schwerin
Tel.: 0385 76017-72

oder im Internet unter www.schulmusik-rinderer.at.

Die Schulmusikwochen werden als Lehrerfortbildung anerkannt.
Es erfolgt keine Kostenrückerstattung durch das L.I.S.A..
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Internationale Schulmusikwochen – Sommer 2005
in Salzburg



Einen Tag lang Forscher sein: Schüler, raus in die Natur! Macht
mit und gewinnt.

Auch zum 7. GEO-Tag der Artenvielfalt schreibt GEO in Koope-
ration mit dem diesjährigen Hauptpartner der Aktion, der Deut-
schen Umwelthilfe (DUH), einen Schülerwettbewerb zum Thema
„Artenvielfalt“ aus, die Deutsche Bundesstiftung Umwelt fördert
das Projekt. Schülerinnen und Schüler aller Altersklassen sind
aufgerufen, ein „Stück Natur“ vor der eigenen Haustür möglichst
genau zu untersuchen und die Ergebnisse anschließend zu doku-
mentieren. Der Phantasie sind dabei keine Grenzen gesetzt: Ob
Textmappen, Installationen von Fundstücken, Bilder, Fotos,
Videos und Internet-Präsentationen – alles ist erlaubt. Das dies-
jährige Motto lautet „Natur in der Stadt!“. Es kann aber jeder
Lebensraum erforscht werden.

GEO und die DUH werden die ideenreichsten und sorgfältigsten
Arbeiten (Planung, Durchführung, Auswertung des Tages) prä-
mieren und die Sieger im Herbst 2005 vorstellen. 

Wann ist der 7. GEO-Tag der Artenvielfalt?
Am 11. Juni 2005 findet der GEO-Tag der Artenvielfalt statt. Die
Schüler-Aktionen können gern an diesem Tag, aber auch an einem
beliebigen Datum in der Woche davor oder danach ausgerichtet
werden. 

Wer kann teilnehmen?
Teilnehmen können Gruppen von Schülerinnen und Schülern
jeden Alters – Klassen, Biologie-AG’s, Leistungskurse oder pri-
vat organisierte Schülergemeinschaften verschiedener Klassen/
Schulen. Das Projekt sollte allerdings von Lehrern oder Experten
unterstützt und begleitet werden.

Was gibt’s zu gewinnen?

1. Preis: 1 x eine Klassenfahrt vom 12. bis 16. September
2005 in den Nationalpark Hainich in Thüringen,
wissenschaftliche Exkursionen mit fachkundiger
Begleitung

2. Preis: 2 x je ein GEOlino- beziehungsweise GEO-Jah-
resabonnement pro beteiligtem Schüler

3. Preis: 3 x je ein spannendes Buchpaket von GEO und
der DUH

Sonderpreis: 2 x je ein Klassensatz „Die Becherlupen-Kartei“

Wo meldet man sich an?
Alle Teilnehmer am Schülerwettbewerb müssen bitte ihr Projekt
bei GEO im Internet www.geo.de/artenvielfalt unter dem Punkt
„Anmeldung der Projekte“ bis Mai anmelden. 

Wohin soll der Beitrag (Berichte, Dokumentationen etc.) ge-
schickt werden?
An die Redaktion GEO, Tom Müller, Schülerwettbewerb 2005,
20444 Hamburg 
Einsendeschluss ist der 22. Juli 2005.

Noch Fragen?
Weitere Infos zum GEO-Tag der Artenvielfalt gibt es direkt in der
Redaktion GEO bei

Tom Müller
Tel. 040 3703-2732
E-Mail: mueller.tom@geo.de

oder aber unter www.geo.de/artenvielfalt – hier können zudem
diverse Informationsmaterialien bestellt und heruntergeladen
werden.
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Am 16. Juni 2005 findet in der Zeit von 10.00 bis ca. 14.00 Uhr in
Sternberg, Leichtathletikstadion am See, der 9. Landesausscheid
um den Grundschulpokal in der Leichtathletik statt. Der konkrete
Wettkampfinhalt entspricht dem der Vorjahre. Es sollte nach
Möglichkeit ein Kreisausscheid organisiert werden, von dem
dann die beiden erstplatzierten Mannschaften am Landesaus-
scheid teilnehmen können. Nähere Informationen dazu erhalten
Sie über die Schulsportberater.

Der Ausrichter in Sternberg stellt sich auf eine breite Teilnahme
von ca. 20 bis 25 Mannschaften ein, deren Start bis spätestens 
1. Juni 2005 an den Schulsportwart im LVMV e. V.

Rolf Karl
Güstrower Chaussee 43
19406 Sternberg
Tel.: 03847 311592 (p)

03847 43534-0 (d)
Fax: 03847 43534-43

gemeldet werden sollte.

Jede teilnehmende Mannschaft erhält eine Urkunde, die erstplat-
zierten Teams bekommen zusätzlich noch einen Pokal und diver-
se Sachpreise. Um einen Imbissstand bemüht sich der Ausrichter.
Die Reisekosten sind von den teilnehmenden Mannschaften selbst
zu tragen. Zur Reduzierung der Kosten sollten Fahrgemeinschaf-
ten mit anderen Grundschulmannschaften gebildet werden. 

Die Rückmeldung über die durchgeführten Kreisausscheide mit
Angabe der beteiligten Mannschaften, sind bis zum 1. Juni 2005
an den Schulsportwart des LVMV e. V. zu senden.
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Ausschreibung zum 9. Landesausscheid um den Grundschulpokal 
in der Leichtathletik

FWU-DVD des Monats

Das Medieninstitut der Länder hat didaktische DVDs entwickelt,
die besonders nutzerfreundlich sind und vielfältig Unterrichtssi-
tuationen bereichern können.

Angebot des Monats März: „Reptilien“ (46 02298)

Mit Nattern, Ottern, Schleichen und Echsen entführt diese didak-
tische DVD in die faszinierende Welt der einheimischen Repti-
lien. Wer hat schon einmal Blindschleichen bei der Paarung, die
heimliche Äskulapnatter bei der Jagd oder die Smaragdeidechse
beim Sonnenbad beobachten können? Kurze Filmsequenzen er-
möglichen uns einen Blick in ihr eher heimliches Leben. Die Ab-
hängigkeit der Reptilien von der Wärme, ihre besonderen Fähig-
keiten, ihre Fortpflanzung und ihr Verhalten werden ansprechend
mit Bildern, Filmausschnitten und Grafiken aufgezeigt. Nicht nur
in der freien Natur, auch „zu Hause“ sind Reptilien heute gefähr-
det. Die DVD informiert darüber, worauf man bei der Terrarien-
haltung achten muss. Mit Agamen, Chamäleons, Waranen und
anderen erstaunlichen Geschöpfen erhält man einen Ausblick auf
weitere heute lebende Reptilien.
Bestellen Sie die DVD 46 02298 Reptilien per E-Mail an:
susanne.bach@fwu.de zum Preis von 205 Euro (Medienzen-
tren), 125 Euro (Schulen), Privatlizenz 50 Euro. Weitere Infor-
mationen zu den didaktischen und lehrplanzentralen Medien
des FWU erhalten Sie unter http://www.fwu.de.

Tipp: In Ihrem Medienzentrum können Sie die Medien kostenlos
entleihen!
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Die Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern bietet auch im Jahr
2005 ein sehr umfangreiches und interessantes Seminarprogramm
an. Vor allem werden immer wieder Fragen zum Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz in den Mittelpunkt gestellt. Insbesondere sind die
Seminare für Sportlehrkräfte, Lehrkräfte aus dem naturwissen-
schaftlichen Bereich aber auch für Personalratsmitglieder geeig-
net.

Hier eine kleine Themenauswahl:

– Alternative Nutzung von Sportgeräten
– Schulhof/Spielplatz und Spielgeräte
– Der sichere Schulhof
– Körperorientierte Stressbewältigung für Lehrer
– Gewalt in der Schule, Jugendkriminalität
– Arbeits- und Gesundheitsschutz in der Schule
– Schulklima und Umgangskultur in der modernen Schule

Interessiert?

Weitere Informationen erhalten Sie unter www.bildung-mv.de/
index.htm oder über die 

Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern
Frau Höfer
Postfach 110232
19002 Schwerin
Tel.: 0385/5181261
Fax: 0385/5181277.
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